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0 Dritter Sektor und Arbeitsmarkt – ein Vorwort 

Dieser Studie wurde der Titel „Entwicklungsfaktoren und -dynamiken des Dritten Sektors als 

Arbeitsmarkt“ gegeben. Mit dieser Themenstellung ist der Gegenstandsbereich dieser als 

Vorstudie angelegten Untersuchung durch zwei Schlüsselbegriffe schlagwortartig benannt: 

Es geht also um den vorerst abstrakten Schnittbereich, der sich ergibt, wenn die Phänome-

ne des Dritten Sektors und des Arbeitsmarkts gemeinsam ins Blickfeld genommen werden. 

Dabei sollen vor allem Veränderungen im Zeitverlauf und deren Ursachen fokussiert wer-

den, um Entwicklungsdynamiken für die Beschäftigung im Dritten Sektor zwischen Markt 

und Staat zu beschreiben und Entwicklungsfaktoren in diesem Schnittbereich zu identifizie-

ren. Mit dieser Zielsetzung ist eine spezifische Perspektive verbunden, die zwar häufig in 

eher programmatisch ausgerichteten Debatten aber weniger in empirisch fundierten Stu-

dien zu finden ist.1 Sowohl „als Wachstumsbrache des Arbeitsmarktes als auch im Hinblick 

auf einen neuen Arbeitsbegriff wird in Deutschland der Dritte oder Non-Profit-Sektor nur in 

der wissenschaftlichen Diskussion zunehmend beachtet. Von der Politik und in der Öffent-

lichkeit wird dagegen der Sektor nach wie vor als Restgröße behandelt und entweder gänz-

lich übersehen oder nur gering geschätzt“ (Priller/Zimmer/Anheier 1999, S. 12). 

 

Der Bezug auf das Etikett des „Dritten Sektors“ dient in unserem Forschungszusammen-

hang allerdings weniger dazu, die theoretische Debatte zu diesem Begriff aufzubereiten 

und fortzuentwickeln. Vielmehr erfüllt diese Festlegung eine Funktion als „Ankerpunkt“, um 

der Empirie zum Dritten Sektor Thesen zu den Entwicklungsdynamiken und -faktoren zu 

entnehmen. Zur empirischen Unterfütterung und zur vorläufigen Überprüfung dieser The-

sen werden eigene Sekundär- bzw. Detailanalysen durchgeführt. Dabei gilt es insbesonde-

re zu beachten, dass ... 
 

 in den aktuellen Debatten zu möglichen Beschäftigungspotenzialen nicht nur eine Viel-
zahl von konkurrierenden Konzepten, sondern auch eine Fülle unterschiedlicher Begrif-
fe und Begriffsdefinition anzutreffen ist. Diese Vielfalt erschwert die Identifizierung von 
gültigen Aussagen und die Suche nach Übereinstimmungen in quantitativer Hinsicht 
erheblich; 

 das Bemühen, Entwicklungen nachzuzeichnen, aus pragmatischen und konzeptionellen 
Gründen einen Blick über die Grenzen des Dritten Sektors hinaus nahe legt und vor al-

                                           
1  „Das in letzter Zeit wachsende Interesse am Dritten Sektor lässt sich vor allem aus den tief greifenden 

wirtschaftlichen und sozialen Veränderungen erklären, die unsere Gesellschaft seit mehr als einem Jahr-
zehnt prägen. Die sichtbaren Grenzen des Wohlfahrtsstaates, ein genereller Vertrauensverlust gegen-
über staatlichen Aktivitäten und ein umfassender Wertewandel haben den Dritten Sektor verstärkt in das 
Bewusstsein der Öffentlichkeit gerückt“ (Priller/Zimmer 2001c, S. 10). 
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lem auch die Konzepte und Daten zu den Etiketten „Sozialwirtschaft“ und „personenbe-
zogene Dienstleistung“ interessant macht; 

 es aufgrund der bislang wenig aufbereiteten und intransparenten Datenlage zur Be-
schäftigung im Dritten Sektor notwendig ist, die Vielzahl von brauchbaren Datenquellen 
für die Zwecke dieser Studie zu recherchieren, zu kategorisieren und zueinander in Be-
ziehung zu setzen; 

 die Analysen – aufgrund der Interessen der Auftraggeber – immer auch vor der Hinter-
grundfrage zu erfolgen haben, ob Ansatzpunkte zur Bestimmung der Situation in Ost-
deutschland bzw. im Bundesland Thüringen zu finden sind. 

 

Aus einer zu identifizierenden und für unsere Zwecke zu bewertenden Fülle von empirisch 

unterfütterten Belegen und Befunden geht es also darum, für einen abgegrenzten Gegens-

tandsbereich verallgemeinerbare Aussagen zu gewinnen. Diese Thesen sollen letztlich ei-

nem praktischen Zweck dienlich sein, nämlich der Sicherung bzw. Schaffung von Erwerbs-

arbeit im Dritten Sektor. Dazu soll die offensichtliche Expansion des Dritten Sektors und der 

zu belegende Beschäftigungszuwachs dieses Bereichs in der Vergangenheit als Ausgangs-

punkt genutzt und einer detaillierten Prüfung unterzogen werden. Diese Analyse hat dabei 

sowohl die „Push-Faktoren“ – also die externen kausalen Zusammenhänge, die gewisser-

maßen die äußeren Rahmenbedingungen des Dritten Sektors darstellen – als auch die 

„Pull-Faktoren“ – die sich auf die besonderen internen Verhältnisse und Logiken des Drit-

ten Sektors selbst beziehen – gleichzeitig zu berücksichtigen. 

 

Dieser zweifachen Zielsetzung entspricht dieser Bericht vor allem durch zwei zentrale Blö-

cke: Einerseits wird die Entwicklung und die Ist-Situation der Beschäftigung des Dritten Sek-

tors aus einer Gesamtperspektive nachgezeichnet; andererseits werden die allgemeinen 

Aussagen durch sekundäranalytisch gewonnene Detailanalysen mit unterschiedlichen Ge-

genstandsbereichen und Perspektiven plausibilisiert, überprüft und spezifiziert. Diese empi-

risch unterfütterte Kombination dieser beiden verschiedenen Analyseperspektiven auf den 

Dritten Sektor und auf einige seiner Segmente mit der Konzentration auf im weitesten Sinne 

beschäftigungspolitische Fragestellungen stellt gewissermaßen das Besondere unserer Ar-

beit dar. Dabei geht es, dort wo es möglich ist, auch darum, anhand einiger relevanter 

Entwicklungsfaktoren Aussagen zur zukünftigen Beschäftigungssituation in abgegrenzten 

Arbeitsfeldern des Dritten Sektors zu gewinnen. 

 

Zum Aufbau des Berichts: Nach einer kurzen  Schilderung der formalen Rahmenbedingun-

gen sowie der zentralen Fragestellungen unseres Forschungsprojekts und der einleitenden 

Skizzierung der Diskurse zu den beschäftigungspolitischen Optionen im Kontext von Ar-

beitsgesellschaft und Drittem Sektor (Kap. 1) wird anschließend aus unterschiedlichen Per-

spektiven die längerfristige Beschäftigungsentwicklung im Dritten Sektor unter einem quan-

titativen Fokus nachgezeichnet (Kap. 2). Es folgt ein eher theoretisch-systematisierender 
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Teil, in dem einerseits die Definition der basalen Begrifflichkeiten erfolgt und andererseits 

eine Typologie für diejenigen Datenquellen entwickelt wird, die als  Grundlagen zur The-

senbildung Verwendung finden (Kap. 3). Anschließend geht es gewissermaßen darum, auf 

dem Fundament der Darstellung des Forschungsstandes der empirischen Dritte-Sektor-

Forschung in Deutschland zu den spezifischen Fragestellungen dieser Studie neben der 

aktuellen Beschäftigungssituation die zentralen Entwicklungsfaktoren zu beschreiben (Kap. 

4). Nach den Gesamtanalysen zum Dritten Sektor werden in fünf weiterführenden Detail-

analysen bestimmte Segmente des Dritten Sektors bzw. des Sozial- und Gesundheitswesens 

genauer untersucht (Kap. 5). Dabei werden sowohl Arbeitsfelder mit vergleichsweise star-

kem Anbieterwettbewerb und hoher Präsenz privat-gewerblicher Unternehmen (Kranken-

häuser, Pflegebereich) als auch ein Bereich mit relativ geringer Bedeutung der privat-

gewerblichen Anbieter (Kinder- und Jugendhilfe und dort insbesondere die Kindertages-

stätten) eingehend analysiert. Daneben werden die Daten zu den Dienstleistungsberufen 

des Sozial- und Gesundheitswesens und die quantitativen Entwicklungen in den Bereichen 

Arbeitsbeschaffungs- und Strukturanpassungsmaßnahmen sowie des Zivildienstes betrach-

tet. Die Gesamt- und Detailanalysen münden in zwei abschließende Teile: einerseits wer-

den die wichtigsten Aussagen in Thesenform zusammenfasst (Kap. 6) und andererseits mit-

tels acht Themenkomplexe weiterführende Anschlussfragen formuliert (Kap. 7). Diese ge-

ben einige Hinweise zu möglichen Forschungsperspektiven, die sich in direkter Weise aus 

den hier angestellten Analysen zum Dritten Sektor als Arbeitsmarkt – auch für das Bundes-

land Thüringen – ergeben. 

  

 

Dortmund, im August 2003 

 

Reinhard Liebig 

Esther Karla 
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1 Arbeitsmangel und Beschäftigungspotenziale – Ziel und Rahmung 
des Forschungsprojekts 

Wenn in Deutschland hinsichtlich sozialpolitischer bzw. wohlfahrtsstaatlicher Themen eine 

Diagnose seit Jahrzehnten unbestritten ist, dann ist es die Aussage, dass heute in Deutsch-

land nicht unbedingt zu wenig Arbeit vorhanden ist, aber sicher zu wenig entlohnte Ar-

beitsplätze zur Verfügung stehen. Daraus erwachsen bereits längere Zeit immense Anforde-

rungen an unser Gemeinwesen, auf die in facettenreicher Form von allen sozialpolitischen 

Akteuren reagiert wird bzw. reagiert werden muss (vgl. die Programme bzw. Umsteuerun-

gen zu den Stichworten „Hartz-Konzept“ oder Agenda 2010). Nicht nur, dass Arbeitslosig-

keit immer noch unter sozial-psychologischen Aspekten als individuell und familiar belas-

tender Umstand interpretiert werden muss2, auch in einem eher gesamtgesellschaftlichen 

bzw. volkswirtschaftlichen Blickwinkel erscheint eine hohe Arbeitslosigkeit als problemati-

scher Faktor.3 Die prekäre Einnahmesituation der Sozialversicherungssysteme und deren 

fiskalische und generationsübergreifende Folgen sind in diesem Zusammenhang vielleicht 

die zurzeit am heftigsten diskutierten Nebeneffekte einer keineswegs zufriedenstellenden 

Beschäftigungssituation in Deutschland. 

 

Zentrale – in mehrfacher Hinsicht kritisierte und diskutierte – Vorschläge und Maßnahmen 

zur Verbesserung der Beschäftigungslage und Reduzierung der Arbeitslosigkeit beziehen 

sich vor allem auf … 
 

 den Ausbau einfacher, personenbezogener Dienstleistungen im Niedriglohnbereich,  
 die Minderung des individuellen Angebots von Erwerbsarbeit durch Teilzeitarbeit und 

Arbeitszeitverkürzungen,  

                                           
2  „Auf der Basis vieler Einzeluntersuchung lässt sich beispielsweise formulieren: Es wird deutlich, dass es 

einen Zusammenhang zwischen Arbeitslosigkeit und Gesundheitszustand, Kriminalität und Stabilität der 
Familienverhältnisse gibt. Verschiedene Studien belegen, dass Arbeitslosigkeit mit einem erhöhten 
Krankheitsrisiko einhergeht“ (Hallbauer/Werner 1999, S. 99). 

3  Das relativ niedrige Ausgangsniveau von 149.000 Arbeitslosen des Jahres 1970 (alte Bundesländer) ist 
in den letzten 30 Jahren kontinuierlich „überboten“ worden (vgl. u.a. Galuske 2002a, S. 152). Ende 
des Winters 1998/99 war in Deutschland von rund 4,5 Mio. Arbeitslosen, etwa einer Million Personen 
in Ausbildungs- und Beschaffungsmaßnahmen und mindestens einer Million potentieller Arbeitnehmer 
in der „stillen Reserve“ auszugehen (vgl. Streeck/Heinze 1999, S. 1). Aktuelle Meldungen der Bundes-
anstalt für Arbeit (Presseinformation Nr. 46 vom 8.7.2003) beziffern für den Sommer 2003 einen – of-
fiziellen – Wert von rund 4,3 Mio. Arbeitslosen, was – für den Juni – einer Arbeitslosenquote von 10,2% 
entspricht. Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) gibt in ihrer Zahlen-Fibel im Internet 
(Übersicht 7.1) die gesamtfiskalischen Kosten der Arbeitslosigkeit im Jahr 2001 mit 70,4 Mrd. Euro an. 
Eine umfassendere Kostenbetrachtung, die zu den unmittelbaren Kosten der Arbeitslosigkeit auch das 
„verlorene“ Produktionsvolumen addiert, kommt zu ganz anders dimensionierten Summen, die – bei-
spielsweise für das Jahr 1997 – bei 18% des Bruttoinlandsprodukts liegt (vgl. Hallbauer/Werner 1999, 
S. 99). 
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 neue tarifliche Regelungen, eine arbeitsrechtliche Deregulierung sowie die Flexibilisie-
rung von Arbeitszeit und Personaleinsatz (vgl. u.a. Kommission für Zukunftsfragen der 
Freistaaten Bayern und Sachsen 1997, Teil III, S. 116ff.). 

 

Neben diesen in direkter Weise beschäftigungswirksamen und erwerbswirtschaftszentrierten 

Vorschlägen werden weitere diskutiert, die das Problemfeld „Erwerbsarbeitslosigkeit“ ge-

wissermaßen auf „Umwegen“ angehen und alle Facetten und Ausprägungen gesellschaft-

licher Arbeit, Bedürfnisbefriedigung oder Bedarfsregulierungen ins Blickfeld holen. Dabei 

wird der Zentralbegriff der „Arbeit“ nicht auf Erwerbsarbeit begrenzt, sondern in umfassen-

dere Kontexte eingebunden (vgl. u.a. Böhle/Kratzer 1999; Kühnlein/Mutz 1999). Ganz 

gleich welcher Ansatz zur Schaffung von Arbeit bzw. Erwerbsarbeit genutzt wird, heute ist 

mit diesen Diskursen vielfach der Begriff des „Dritten Sektors“ verbunden. Damit ist die 

Ausgangssituation für das Forschungsprojekt in Ansätzen beschrieben. Nach einer kurzen 

Darstellung des Ziels und der Forschungsfragen (Kap. 1.1) wird in diesem ersten Kapitel 

gewissermaßen der Hintergrund der Studie über den Zugang der beschäftigungspolitischen 

Diskurse skizziert. Auf der Grundlage einer kategorisierenden Beschreibung verschiedener 

beschäftigungspolitischer Ansätze (Kap. 1.2) können die spezifischen Erwartungen, Hoff-

nungen bzw. Funktionsbeschreibungen, die an den Dritten Sektor heran getragen werden, 

in knapper Form dargestellt werden (Kap. 1.3).  

1.1 Ziel des Forschungsprojekts, Auftrag und Forschungsfragen 

Das Forschungsprojekt ist mit seiner insgesamt elfmonatigen Dauer als Vorstudie für eine 
noch zu skizzierende umfangreichere empirische Untersuchung konzipiert und trägt den 
Titel „Entwicklungsfaktoren und -dynamiken des Dritten Sektors als Arbeitsmarkt“. Dieses 
Vorhaben ist in die Entwicklungspartnerschaft „Förderung der Sozialwirtschaft in Thürin-
gen“ eingebettet, dessen zentrales Bemühen die Sicherung und Erweiterung des Beschäfti-
gungspotenzials im Dritten Sektor darstellt. Die Untersuchung der Universität Dortmund 
wurde im Auftrag und in Kooperation mit der Gesellschaft für Paritätische Soziale Arbeit in 
Thüringen mbH durchgeführt. 

 

Wichtigstes Ziel ist es, aus den ganz unterschiedlichen Datenquellen und Untersuchungen 

zum Dritten Sektor Thesen zur Beschäftigungssituation zu generieren und in Ansätzen Aus-

sagen zum Beschäftigungspotenzial zu machen. Dabei sollen neben der deutschen Ge-

samtsituation auch z.T. die Besonderheiten des Bundeslandes Thüringen ins Blickfeld ge-

nommen werden. Dementsprechend lassen sich hinsichtlich des Forschungsprojekts vier 

zentrale Fragestellungen formulieren: 
 
1. Welche empirisch fundierten Datenquellen und Interpretationen können zur Analyse 

des Dritten Sektors in Deutschland herangezogen werden und worin unterscheiden sie 
sich? 
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2. Welche Thesen zu den Entwicklungsfaktoren des Dritten Sektors lassen sich aus den 
Befunden unterschiedlicher Studien zum Dritten Sektor gewinnen? 

3. Von welchen sozialen, politischen, kulturellen, ökonomischen und rechtlichen Entwick-
lungen sind die Qualität und die Quantität der Beschäftigung im Dritten Sektor in 
Deutschland abhängig? 

4. Welche Datenquellen/Statistiken sind geeignet, spezifisch arbeitsfeldbezogene, regio-
nale oder tätigkeitsbezogene Entwicklungen im Dritten Sektor nachzuzeichnen und zu 
prognostizieren? 

 
Die Analyse der Literatur sollte sich vor allem auf Veröffentlichungen der letzten 5 Jahre 
beziehen. Neben der Literaturanalyse werden eigene sekundäranalytische Studien auf der 
Basis von Daten zum Dritten Sektor (bzw. zu ähnlichen Konstrukten) und besonderen Fra-
gestellungen zur Thesengewinnung bezüglich der Entwicklungsfaktoren herangezogen und 
zur Entwicklung eines geordneten „Thesengerüstes“ genutzt. Die Identifikation und Bewer-
tung von möglichen Datenquellen, die Aufschluss über die Entwicklungsdynamiken bzw. 
Beschäftigungspotenziale des Dritten Sektors geben können, erfolgt auf unterschiedlichen 
Abstraktionsebenen. Die verschiedenen amtlichen und nicht-amtlichen Datenquellen wer-
den auch dahingehend geprüft, inwieweit sie Aussagen zu Thüringen im kontrastierenden 
Vergleich zu internationalen Trends, zu Entwicklungen in Ost- und Westdeutschland zulas-
sen. 
 
Die Antworten auf die gerade aufgezählten zentralen Forschungsfragen dienen u.a. dazu, 
die Rolle des Dritten Sektors in arbeitsmarktpolitischen Kontexten zu umreißen. Bevor aller-
dings der Dritte Sektor selbst zum Analysegegenstand gemacht wird, ist es sinnvoll, sich mit 
den „übergeordneten“ Ansätzen und Entwürfen zu befassen, die die Beschäftigungsoptio-
nen und -grenzen in eher grundsätzlicher Weise behandeln. Auf diese Weise können die 
spezifischen Forschungsfragen und Antworten des Forschungsprojekts und die vielen da-
tengestützten Detailanalysen in einen größeren Diskussions- und Sinnzusammenhang ein-
geordnet werden. 

1.2 Ansätze und Entwürfe zu zukünftigen Beschäftigungsoptionen 

Zur Analyse der prekären Beschäftigungssituation und zur Begründung der Vorschläge zur 

Behebung dieses Zustands wird vielfach auf das Konzept der „Arbeitsgesellschaft“ rekur-

riert, an dem sich grundlegende gesellschaftliche Wandlungsprozesse ablesen lassen. Die 

These in diesem Zusammenhang lautet, dass sich die Arbeitsgesellschaft als zentrales und 

selbstverständliches (Ver-)Gesellschaft(ung)skonzept in einem fundamentalen Transforma-

tionsprozess befindet. Zu Beginn der 1980er-Jahre sprach man aufgrund von Massenar-

beitslosigkeit zunächst von einer „Krise der Arbeitsgesellschaft“ (vgl. Matthes 1983, Offe 

1984a); mittlerweile wird vielfach ein „Ende der Arbeit“ bzw. das „Ende der Arbeitsgesell-

schaft“ (vgl. u.a. Rifkin 1995, Dettling 1998; Bonß 2000) und der „Kapitalismus ohne 
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Arbeit“ (vgl. Beck 1996) prognostiziert. Für Habermas hat die „arbeitsgesellschaftliche U-

topie ihre Überzeugungskraft eingebüßt“ (vgl. Habermas 1985; Galuske 2002a, S. 149).4 

 

Als Ursachen bzw. Anzeichen für diesen grundlegenden Wandel gelten vornehmlich ver-

schiedene wirtschaftliche, demographische und soziale Veränderungen (vgl. Jakob 2001, 

S. 198ff.): die Ausbreitung der neuen Informations- und Kommunikationstechnologien 

aufgrund sich weiterhin vollziehender Rationalisierungs- und Automatisierungsprozesse in 

der Produktion, eine Zunahme der Erwerbstätigen anlässlich geburtenstarker Jahrgänge 

und selbstverständlich werdender Frauenerwerbstätigkeit, Arbeitszeitverkürzungen und Fle-

xibilisierungstendenzen, eine Entstandardisierung der Erwerbsarbeit bzw. neue, prekäre 

Formen der Erwerbsarbeit, die Herausbildung diskontinuierlicher Erwerbsverläufe bzw. 

strukturelle Veränderungen der Arbeitslosigkeit sowie entsprechende Auswirkungen auf die 

individuelle Lebensführung (vgl. u.a. Beck 1999).  

 

Die jahrzehntelange Dauerhaftigkeit der Arbeitslosigkeit (vgl. Bonß 2000, S. 327) lässt auf 

einen fundamentalen, ökonomischen Strukturwandel schließen, so dass in neueren theore-

tischen und empirischen Analysen zumindest von einem „Ende der Vollbeschäftigungsge-

sellschaft“ (Vobruba 1998) ausgegangen werden kann. An die Stelle der erodierenden 

Arbeitsgesellschaft hat – logischerweise – etwas Neues zu treten: So veranlasst beispiels-

weise ein „zielloses Dahintreiben“ unter einem „Regime der Flexibilisierung“ (Sennett 

1998) die Suche nach alternativen, innovativen Aktivitätsräumen und Sinnquellen. Die ge-

setzgeberischen Initiativen zur Bekämpfung der hohen Arbeitslosigkeit konzentrierten sich – 

neben der öffentlichen Förderung von Arbeit – entsprechend hauptsächlich einerseits auf 

die Schaffung von Rahmenbedingungen zum effizienteren Einsatz von entlohnter Erwerbs-

arbeit (1) und andererseits auf die Unterstützung von gesellschaftlichen Handlungsfeldern 

der Sinnstiftung (2).5 Diese stellen gewissermaßen das Fundament dar, aus dem unter-

schiedliche beschäftigungspolitische Perspektiven auf den Dritten Sektor erwachsen.  

Veränderung der Rahmenbedingungen von entlohnter Erwerbsarbeit 

Die unterschiedlichen Reformen von Arbeitsförderungs- und Arbeitschutzgesetzen in den 

1980er- und 1990er-Jahren (u.a. die stufenweise Verlängerung der Überlassungshöchst-

dauer für Leiharbeiter, der Wegfall von sachlichen Befristungsgründen bei eineinhalb- bzw. 

                                           
4  „Die arbeitsgesellschaftliche Utopie hat ihre Überzeugungskraft eingebüßt.... Vor allem hat die Utopie 

ihren Bezugspunkt in der Realität verloren: die strukturbildende und gesellschaftsformierende Kraft der 
abstrakten Arbeit“ (Habermas 1985, S. 3f.). 

5  „In der Debatte um die Zukunft der Arbeitsgesellschaft ist das Anliegen zentral, Wege aus der bislang 
dominierenden Engführung gesellschaftlicher Verortung und individueller Identitätsbildung durch Er-
werbsarbeit herauszuweisen, um ... ein breites Spektrum sinnvoller gesellschaftlicher Handlungsfelder 
auszuweisen, das sich nicht in Formen herkömmlicher Erwerbsarbeit erschöpft und dennoch unter einen 
erweiterten Arbeitsbegriff subsumierbar bleibt“ (Heinze/Olk 2001, S. 12; zur Übersicht über diese „An-
sätze jenseits der Erwerbsarbeitszentriertheit“ vgl. u.a. Sing/Kistler 2000, S. 49ff.). 



12 

zweijährigen Beschäftigungsverhältnissen, die Anhebung der Mindestbeschäftigungszahl im 

Hinblick auf die Anwendung des Kündigungsschutzrechtes, die stärkere Berücksichtigung 

betrieblicher Interessen bei Kündigungen) dokumentieren die modernen staatlichen Dere-

gulierungsabsichten zur sukzessiven Entledigung „bremsender“ industriekapitalistisch ge-

prägter Schutz- und Sicherheitsrechte (vgl. Galuske 2002a, S. 158). Zu den flexiblen Ar-

beitsformen zählen u.a. Teilzeitarbeit – als verbreitetste Form flexibler Arbeitsgestaltung –, 

die geringfügige Beschäftigung, Leiharbeit, Tele-Arbeit, kapazitätsorientierte Beschäfti-

gungsformen, das Job-Rotations-Modell und das Sabbatical6, die im jeweils unterschiedli-

chen Maß bei der Verteilung der Arbeitszeit, der zeitlichen Lage und der temporären Dauer 

der Verträge vom Normalarbeitsverhältnis7 abweichen (vgl. Rückert-John 2000b, S. 34). 

 

„Die flexible Arbeitsgesellschaft meint nicht ‚nur‘ Massenarbeitslosigkeit oder das mehr 

oder minder schleichende Ende des Normalarbeitsverhältnisses. Externe Flexibilisierung der 

Zugänge zu (dauerhafter) Erwerbsarbeit in Form von Arbeitslosigkeit und atypischen Be-

schäftigungsverhältnissen, wie auch eine Verflüssigung der Erwerbsarbeit selbst durch die 

Flexibilisierung von internen Arbeitszeitordnungen (Gleitzeit, Arbeitszeitkonten, Vertrauens-

arbeitszeit etc.) und neuen Management- und Kontrollphilosophien verändern die soziale 

Gestalt der Arbeit grundlegend“ (Galuske 2002a, S. 163f.). Das klassische Modell der 

Erwerbsbiographie mit seinen drei Phasen von Ausbildung, Erwerbsarbeit und Ruhestand 

wird scheinbar unaufhaltsam vom Trend zur „perforierten Berufskarriere“ (Bäcker 1998) 

eingeholt, die einen mehrfachen Wechsel zwischen Berufstätigkeit und nicht-erwerbstätigen 

bzw. arbeitslosen Phasen vorsieht.8 Insbesondere Frauen schafften durch die Aufnahme 

von Teilzeitarbeit den Eintritt in die Erwerbsarbeit und die Integration auf dem Arbeitsmarkt. 

Teilzeitbeschäftigte arbeiten häufiger als Vollzeitbeschäftigte in Tätigkeitsfeldern mit gerin-

gen Qualifikationsanforderungen und sind hinsichtlich ihres Einkommens, ihrer sozialen 

                                           
6  Damit sind Modelle der Arbeitszeitflexibilisierung auf der zeitlichen Grundlage der Jahresarbeitzeit an-

gesprochen. 
7  Unter dem „Normalarbeitsverhältnis“ ist ein bestimmtes Muster eines Vollzeit-Beschäftigungsverhältnis-

ses zu verstehen, das auf Dauer angelegt und in die Systeme des Tarif- und Sozialversicherungsrechts 
eingebunden ist (vgl. ausführlicher Kap. 4.2). 

8   Kramer/Wagner/Billeb (1998) umschreiben in ihrer Evaluationsstudie zum Stiftungsprogramm „Soziale 
Bürgerinitiative in den neuen Bundesländern“ ein Phänomen, das für Organisationen des Dritten Sek-
tors und im Spannungsverhältnis zwischen Berufstätigkeit und ehrenamtlicher Arbeit genau hier anzu-
siedeln ist. Sie nutzten zur Benennung eines „reges Wechselspiels“ zwischen den „Lagern“ der Ehren-
amtlichen und Berufstätigen den Begriff des „Phasing“. Dies bedeutet: Öffentlich direkt subventionierte 
Arbeitsstellen (mit Befristung) werden mit Personen aus dem Kreis der ehrenamtlich Arbeitenden besetzt, 
während gleichzeitig die Personen, deren befristete Arbeitsverhältnisse auslaufen, in den Kreis der Eh-
renamtlichen aufgenommen werden. „Durch dieses Wechseln der Mitarbeiter aus der Phase der 
Hauptamtlichkeit in die Phase der Ehrenamtlichkeit und zurück, bei gleichzeitigem kontinuierlichen 
Verbleib aller Mitarbeiter im Projekt, gelingt es den Projekten, die gewonnene Kompetenz im Projekt zu 
bewahren und die Arbeitsprozesse kontinuierlich zu gestalten“ (ebd., S. 72). Es stellt sich die Frage, ob 
dieses „objektivierend“ wahrgenommene Phänomen tatsächlich mit „Ehrenamt“ in Verbindung ge-
bracht werden kann, oder ob diese Zeiten der unbezahlten Mitarbeit nicht vielmehr als Warteschleifen 
für existenzsichernde Beschäftigungen zu betrachten sind. Insofern entfiele das Moment der Freiwillig-
keit. 
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Absicherung sowie ihrer Aufstiegschancen schlechter positioniert. Teilzeitarbeit und gering-

fügige Beschäftigung gelten bis heute als typisch weibliche Domäne (vgl. Rückert-John 

2000b, S. 35). 

Unterstützung von gesellschaftlichen Handlungsfeldern der Sinnstiftung 

Die Diskussion um die „Zukunft der Arbeit“ fokussiert zum einen auf die Erschließung neu-

er Tätigkeitsfelder und Bereiche für mehr Beschäftigung (jenseits des bisherigen Arbeits-

marktes) sowie weiterführend auf eine grundlegende, qualitative Neubestimmung von Ar-

beit durch eine Ausweitung des Tätigkeitsbegriffs über Erwerbsarbeit hinaus. Derartige Ü-

berlegungen zu gesellschaftlichen Aktionsräumen der Sinnstiftung sind eingebettet in kom-

plexer angelegte, wohlfahrtsstaatliche Prognosen, die durch ein facettenreiches Vokabular-

spektrum (z.B. Bürgerarbeit, bürgerschaftliches, zivilgesellschaftliches bzw. freiwilliges En-

gagement, Zivilgesellschaft, Weltbürgergesellschaft etc.) geprägt sind und unterschiedliche 

thematische Linien beinhalten. 

 

Während in diesem Zusammenhang der so genannte „Demokratie- und Gemeinwohldis-

kurs“ 9 unter Berufung auf die gesellschaftlichen und politischen Prozesse der Liberalisie-

rung, Ökonomisierung und Individualisierung das Motiv der Förderung demokratischen 

Engagements und der Reaktivierung von Gemeinschaftsinteressen verfolgt, befindet sich 

der „Tätigkeitsdiskurs“ auf der Suche nach gesellschaftlichen Aktivitätsfeldern, die der Krise 

des lohnarbeitsgesellschaftlichen Vergesellschaftungsmodell durch alternative sinn- und 

identitätsstiftende Betätigungsformen abhelfen können. „Die von Hannah Arendt schon in 

den 1950er-Jahren in kritischer Absicht herausgestellte Reduktion des Tätigkeitsbegriffs auf 

Lohnarbeit, die ... Hierarchisierung von Tätigkeiten zu Lasten der zum aller größten Teil 

von Frauen zu erbringenden reproduktiven Tätigkeiten in Familie und sozialem Nahraum, 

gerät unter der Herrschaft des flexiblen Arbeitsmarktes in Bewegung und öffnet sich – zu-

mindest begrifflich“ (Galuske 2002a, S. 255). 

 

 

 

 

                                           
9  Im Rahmen des makrosoziologisch ausgerichteten Diskurses um Gemeinschaft und Gemeinsinn kann 

zwischen zwei unterschiedlichen Lesarten unterschieden werden. Während die kommunitaristische Sozi-
altheorie bürgerschaftliches Engagement „als Ausdruck von Zugehörigkeit und Mitgliedschaft in Ge-
meinschaft und Gesellschaft“ und „als Voraussetzung und Folge von Gemeinschaftlichkeit“ begreift, 
bezieht sich die Handlungsorientierung des Republikanismus auf die „Herstellung von Bürgerschaftlich-
keit und politischer Handlungsfreiheit im Gemeinwesen“ sowie bürgerschaftliches Engagement als ge-
sellschaftliche Partizipationsform. Dieser theoretische und praktische Ansatz stellt – vielleicht am deut-
lichsten – die nicht zu trennende Verwobenheit von Rechten und Pflichten, von Geben und Nehmen im 
Verhältnis zwischen Individuum und Gemeinschaft/Gemeinwesen heraus. So wird „offensiv die Frage 
gestellt, welche Balance zwischen Rechten und Pflichten eine lebendige Demokratie erfordert“ (Hein-
ze/Olk 1999, S. 85; vgl. Braun 2002, Evers 1998). 
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1.3 Beschäftigungspolitische Perspektiven auf den „Dritten Sektor“  

Insbesondere mit den beiden – hier etwas ausführlicher dargestellten – Strategierichtun-

gen, die einerseits die Rahmenbedingungen der Erwerbsarbeit und anderseits neue gesell-

schaftliche Tätigkeitsbereiche fokussieren, gerät zunehmend eine bestimmte gesellschaftli-

che Sphäre ins Blickfeld, die lange Zeit kaum in systematischer Weise wahrgenommen und 

über die in der Vergangenheit hauptsächlich abseits der Debatten zu Erwerbsarbeit und 

Wirtschaftswachstum diskutiert wurde. Der gesellschaftliche Bereich, in dem sich etwa Kir-

chen und Wohlfahrtsverbände, Entwicklungshilfe- und Umweltorganisationen, Selbsthilfe-

gruppen und Bürgerinitiativen oder Sport- und Kulturvereine betätigen, wird erst allmählich 

als Beschäftigungssegment, als Ort zivilgesellschaftlicher Aktivitäten oder als Hort sozialen 

Kapitals begriffen. Sowohl in den USA als auch in Deutschland werden gemeinwohlorien-

tierte Tätigkeiten – ob unter dem Etikett des „Dritten Sektors“ zwischen Markt und Staat, 

des „zivilgesellschaftlichen Engagements“ oder der „Bürgerarbeit“ – zur Zeit hoch gehan-

delt, wenn es darum geht, Perspektiven der (Erwerbs-) Arbeit aufzuzeigen (vgl. Kommission 

für Zukunftsfragen der Freistaaten Bayern und Sachsen 1997, S. 149ff.).  

 

Entsprechend gilt der im großen Umfang Wohlfahrt produzierende10 Dritte Sektor im Rah-

men beschäftigungspolitischer Überlegungen vielfach als „Hoffnungsträger“.11 Diese Hoff-

nung basiert auf mehreren – miteinander verwobenen und sich überlappenden – Vorstel-

lungen, die mit dem Dritten Sektor (der Zukunft) verbunden werden. So wird der Dritte Sek-

tor im Kontext arbeitsmarktpolitischer Debatten thematisiert ... 

1. als Wirtschaftssektor, in dem neue gesellschaftliche Bedarfe eine weitere bzw. steigende 
Nachfrage nach Dienstleistungen hervorbringen (werden); 

2. als Reservoir latenter Erwerbsarbeit, in dem Übergänge von nicht-entgoltener zu ent-
goltener Arbeit stattfinden (werden); 

3. als gesellschaftliche Sphäre, in der sich neue Formen der Kooperationen, der Organi-
sationen und der Vernetzung von bislang getrennten, separierten Strukturen und Leis-
tungen bilden (werden); 

4. als Motor einer Entwicklung, die einen sukzessiven Gestaltwechsel der erwerbszentrier-
ten Gesellschaft hin zu einer Zivil- oder Bürgergesellschaft vorsieht bzw. vorsehen wird. 

 

Mit dieser nicht vollständigen Aufzählung der Funktionen, die dem Dritten Sektor zuge-

schrieben werden, wird bereits jetzt deutlich, dass dieser Begriff – je nach Kontext – multi-

funktional gebraucht wird. Diese Multifunktionalität ist einerseits als Schwäche (hinsichtlich 

                                           
10  Wohlfahrtsproduktion meint den Umwandlungsprozess von Ressourcen (wie Güter, Dienste und Zeit) in 

‚Endprodukte‘, in Beiträge zum individuellen und/oder gesellschaftlichen Wohlbefinden (vgl. Evers/ Olk 
1996, S. 15). 

11  Vgl. den nationalen beschäftigungspolitischen Aktionsplan 2002 der Bundesregierung (Deutscher Bun-
destag 2002b, S. 31). 
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Definition und Abgrenzung) zu bezeichnen, aber auch als Stärke zu charakterisieren, da 

die Komplexität des benannten Realphänomens nicht unverhältnismäßig reduziert wird. Auf 

die vier unterschiedlichen Funktionen bzw. Kontexte wird im Folgenden kurz eingegangen:  

Dritter Sektor als Wirtschaftssektor 

Angesichts eines rekonstruierten enormen Wachstums an Gesamtarbeitsplätzen im Zeit-

raum von 1960-1995 (vgl. Kap. 2) und aufgrund der Prognose zusätzlich zu mobilisieren-

der finanzieller Ressourcen in Form von Spenden und eigenerwirtschafteten Mitteln zur Un-

terhaltung weiterer Arbeitskräfte sowie der Erwartung steigerungsfähiger Wachstumsraten 

der Dienstleistenden im Dritten Sektor wird diese gesellschaftliche Sphäre häufig als ein 

Motor für Beschäftigungszuwächse oder als „Jobmaschine“ verstanden (vgl. Bauer 2000b). 

Die Beschäftigungsstruktur des Dritten Sektors ist primär „wohlfahrtsdominant“, d.h. die 

Anzahl der Erwerbstätigen konzentriert sich in hohem Maße auf die traditionellen Wohl-

fahrtsbereiche des Sozial- und Gesundheitswesens (vgl. Priller/Zimmer 2001c). Die dort 

sichtbare rasante Entwicklung sozialer Dienstleistungstätigkeiten im Dritten Sektor muss vor 

dem gesamtgesellschaftlichen Hintergrund der allmählichen Entwicklung von einer Indust-

rie- zur Dienstleistungsgesellschaft interpretiert werden (vgl. Kap. 2.3 und 5.4). 

 

Insbesondere die Veränderungen familialer Strukturen und die Zunahme weiblicher Er-

werbstätigkeit legen die Vermutung nahe, dass die zukünftige Nachfrage nach pflegenden, 

betreuenden und haushaltsnahen Dienstleistungen noch Verstärkung findet. Die Tatsache, 

dass sich die Produktion von Wohlfahrt als (personenbezogene) Dienstleistungsarbeit voll-

zieht, impliziert ein alternatives, durch rationalitätsfremde Merkmale bestimmtes Produkti-

onsverständnis. Die Potentiale des Dritten Sektors werden in der ökonomischen Dienstleis-

tungsdebatte der 1990er- Jahre dennoch einseitig unter den Gesichtspunkten einer kon-

sequenten Marktorientierung und effektiveren bzw. kostengünstigeren Steuerung von 

Dienstleistungen bei gleichzeitiger hoher Produktqualität vor dem Hintergrund drängender 

finanzieller Schwierigkeiten sozialstaatlicher Sicherung thematisiert (vgl. Galuske 2002b, S. 

247ff.). „Alle politischen Gruppierungen suchen nach Lösungen, die die Quadratur des 

Kreises ermöglichen: Sozialkosten zu sparen, aber gleichzeitig soziale Leistungen zu 

verbessern. Es liegt nahe, dass dabei überall der Blick auf den Freiwilligen-Sektor12 fällt“ 

(Kommission für Zukunftsfragen der Freistaaten Bayern und Sachsen 1997, S. 168). 

                                           
12  Der „Freiwilligen-Sektor“ konstituiert ein Feld nicht-marktgängiger, gemeinwohlorientierter Tätigkeiten 

bzw. freiwilligen sozialen Engagements, „das sowohl Selbsthilfe und mitgliedschaftliches Engagement 
wie ehrenamtliche Tätigkeiten (in Vereinen, Menschenrechtsorganisationen oder in der Beratung und 
Führung von Wohlfahrtsverbänden) umfasst und nach Organisationsformen (formell – informell, groß – 
klein etc.), Sektoren (Soziales, Gesundheit, Notfalldienste, Umwelt, Bildungswesen etc.) sowie Motivati-
onsarten (traditionsgeleitet, individualistisch etc.) unterschieden werden kann“ (Kommission für Zu-
kunftsfragen der Freistaaten Bayern und Sachsen 1997, S.147). Der Dritte Sektor bezieht sich auf die 
Meso-Ebene des Sets von Organisationen, in denen freiwilliges bzw. bürgerschaftliches Engagement 
ausgeübt wird und gilt somit als Kern der Zivilgesellschaft. „Engagiert man sich [freiwillig bzw. ehren-
amtlich; d.V.] in Dritte-Sektor-Organisationen, so ist man bürgerschaftlich aktiv. Der Umkehrschluss 
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Dritter Sektor als Reservoir latenter Erwerbsarbeit 

Durch seine heterogenen Personalstrukturen und flexiblen arbeitsvertraglichen Modalitäten 

(vgl. Kap. 4.2.1) wird der Dritte Sektor im Zuge der Entstehung neuer Arbeitsformen, an-

haltend hoher Arbeitslosenzahlen und des Bedeutungsschwundes traditioneller Arbeits-

marktkonzepte als Ausgangspunkt für neue Dimensionen von Beschäftigung und Tätigsein 

interessant. In diesem Zusammenhang ist etwa an die Übergänge zwischen freiwilligem 

Engagement und bezahlter Arbeit oder an neue Formen von monetärer und nicht-

monetärer Vergütung bzw. Kompensation als Raum für freie Betätigung jeder Art zu den-

ken. So fordern etwa die verschiedenen Entwürfe von Modellen der „Bürgerarbeit“ die po-

litische Förderung der facettenreichen Tätigkeiten im Interesse und zum Nutzen der Ge-

meinschaft mit Hilfe einer bunten Palette an Aufwertungsstrategien und -instrumenten, 

bspw. Steuervergünstigungen, Sozialabzeichen, Freiwilligenzentren etc.  

Dritter Sektor als gesellschaftliche Sphäre der Innovation 
Beschäftigungs- und arbeitspolitische Problemstellungen sind auch – in Anlehnung an 
wohlfahrtspluralistische Konzepte (vgl. Evers/Olk 1996; Laville 1996; Kap. 3.1) – Aus-
gangs- und Kristallisationspunkt europäischer Forschungsbemühungen, die ihren Blick auf 
sektorübergreifende Partnerschaftsorganisationen und Netzwerke sowie theoretische, empi-
rische und politische Defizite an den Schnittstellen des Dritten Sektors und neuen Formen 
der Arbeit und Beschäftigung des informellen Sektors bzw. der Schattenwirtschaft und der 
Zivilgesellschaft lenken (vgl. Anheier/Schneider 2002). Die Aufmerksamkeit richtet sich hier 
auf innovative Finanzierungs-, Beschaffungs- und Arbeitsformen und die multiple Nutzung 
von Ressourcen und Arbeitskraft im gemeinnützigen Sektor. Neben des Ineinanderüberge-
hens von häuslicher und beruflicher Sphäre geschieht dabei ebenfalls – bspw. durch neue 
Formen sozialen Unternehmertums – eine Annäherung an den ökonomischen Sektor (vgl. 
u.a. Anheier/Schneider 2000). 
 
Im Mittelpunkt des Interesses von Feldern, die sich bisher weitgehend einer mehrwert- und 
gewinnzentrierten Logik des Marktes entzogen haben, stehen vor allem familiale, nachbar-
schaftliche und sozialräumliche Dienstleistungen (vgl. Galuske 2002a, S. 254). So zielen 
auf der Ebene der Europäischen Union (vgl. Europäische Kommission 1993, 1995) allge-
meine wachstums- und beschäftigungspolitische Bestrebungen auf die Schaffung einer 
dezentralen „neuen Sozialwirtschaft“ im Sinne einer öffentlich-privaten Zusammenarbeit 
(vgl. Kap. 3.2); durch die Bildung lokaler Netze und Kooperationsbeziehungen, eines Zu-
sammenwirkens staatlicher Anrechte über die Ausgabe von Gutscheinen und (zusätzlicher) 
privater Zahlungsbereitschaft entsteht ein „‘Kontinuum‘ von Möglichkeiten zwischen einem 
vollständig durch staatliche Subventionen geschützten und einem vollständig dem Wettbe-

                                                                                                                                    
trifft allerdings nicht zu. Bürgerschaftliches Engagement ist deutlich weiter gefasst als Dritte-Sektor-
Aktivitäten“ (Zimmer 2002b, S. 41). 
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werb ausgesetzten Angebot“ (Europäische Kommission 1993) an (privat-)erwerbs-
wirtschaftlich und gemeinnützig erbrachten Dienstleistungen (vgl. Evers 1997). 

Dritter Sektor als Motor der Zivilgesellschaft 

Der Vorzug des Dritten Sektors bzw. Nonprofit-Sektors13 liegt – so die Argumentationen 

seiner Protagonisten – trotz einer zunehmenden Verberuflichung (vgl. Kap. 5) in der Ver-

folgung ideeller und gemeinnütziger Ziele und seiner Enthaltung gegenüber vordergründi-

gen Gewinnmaximierungsabsichten (vgl. Kap. 3.1). Vor dem Hintergrund tiefgreifender, 

struktureller wirtschaftlicher und sozialer Veränderungen der Ökologisierung, Digitalisie-

rung, Individualisierung, Politisierung (vgl. Bonß 2000, S. 340ff.)14 werden – begleitet von 

einem umfassenden Wertewandel – die Grenzen des bestehenden Wohlfahrtsstaates mit 

einem einhergehenden Vertrauensverlust und zunehmenden Legitimationsproblemen ge-

genüber staatlichen Aktivitäten offenkundig. „Der Sektor, der nach sozialstaatlichem Ver-

ständnis in der Krise einzutreten hätte, das heißt der Staat (zweiter Sektor), versagt sich 

entweder der Verantwortung oder läuft ins Leere, das heißt, sowohl die angebotsorientierte 

Wirtschaftspolitik als auch nachfrageorientierte Ansätze zeigen wenig Wirkung, weil der 

Konnex von Wirtschaftswachstum mit Vollbeschäftigung – auf den sie beide bauen – weit-

gehend entkoppelt ist und weil die Wirkungsgrade nationaler Wirtschaftspolitik im All der 

globalen Märkte weitgehend entkräftet sind“ (Trube 1997, S. 21f.). Wenn also die traditi-

onellen staatlichen Reaktionsmöglichkeiten auf eine hohe Arbeitslosigkeit bzw. ein unbe-

friedigendes Wirtschaftswachstum ins Leere laufen, werden Alternativen interessant, die 

über die strukturellen Verbindungen von Politik und Wirtschaft hinausweisen und neue 

„Felder“ erschließen.  

 

Mit seinem konstituierenden Bezug zu lokalen, gemeinschaftlichen Netzwerken sowie sei-

nen klassischen Funktionen der Partizipation, Integration, Sozialisation und Interessenarti-

kulation leistet der Dritte Sektor eine wesentlichen Beitrag für die zentralen Wesensmerk-

male einer Zivilgesellschaft, welche sich originär durch die Fähigkeit zu sozialer Selbstor-

ganisation, die Herausbildung und Förderung von Gemeinsinn und die Entwicklung von 

bürgerschaftlichem Engagement, kurz: durch die Bildung „sozialen Kapitals“ (Putnam 

1993) auszeichnet. Der Gedanke der Zivilgesellschaft beinhaltet dabei zwei Dimensionen: 

sie dient als „Gegenmacht gegenüber den verfassten Instanzen von Regierung und Verwal-

                                           
13  Im weiteren Verlauf dieses Berichtes werden entsprechend dem hauptsächlichen Gebrauch in der Fach-

literatur die beiden Begriffe „Dritter Sektor“ und „Nonprofit-Bereich“ bzw. „Bereich der Nonprofit-
Organisationen“ synonym verwendet; allerdings handelt es sich in Bezug auf die Öffnung des Dritten 
Sektors in Richtung Sozialwirtschaft beim zweiten Begriff um einen enger gefassten Terminus (vgl. Kap. 
3.1-3.3.). 

14  „Das Stichwort der Ökologisierung verweist auf die ökologischen Grenzen und Herausforderungen für 
Kapital und Arbeit“ (vgl. Bonß 2000, S. 348ff.). Politisierungsprozesse implizieren eine „Bewusstseins- 
und Verhaltensänderung von Individuen und Gruppen, in deren Verlauf bestimmte Zielformulierungen 
und Situationsdefinitionen nicht mehr einfach als gegeben und starr, sondern als auch anders möglich 
und machtmäßig veränderbar begriffen werden“ (ebd., S. 360ff.). 
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tung“ sowie als „gesellschaftlichen Sphäre des bürgerschaftlichen Diskurses zur Lösung von 

Problemen allgemeiner Bedeutung“ (Zimmer 2002, S. 42). Während der zivilgesellschaftli-

che Diskurs jedoch Assoziationen bzw. gesellschaftliche, sich durch Freiwilligkeit charakte-

risierende Vereinigungen lediglich unter dem Gesichtspunkt der Politikformulierung und -

gestaltung und seine Wirkung auf Staat und Politik (Input-Seite des politisch-

administrativen Systems) thematisiert, beleuchtet der Dritte-Sektor-Ansatz bürgerschaftliches 

Engagement auch unter dem Aspekt einer alternativen Steuerungsreserve der Wohlfahrts-

produktion und deren Einbindung in politische Implementierungsprozesse (Output-Seite 

des politisch-administrativen Systems) (vgl. Zimmer 2002). 
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2 Wachstum und Expansion – Empirische Belege zur Beschäftigungs-
entwicklung 

Effinger/Körber betiteln den Dritten Sektor15 als „Gewinner gesellschaftlicher Modernisie-

rungsprozesse“, da er Modernisierungsdefizite kompensiert und Modernisierungschancen 

optimiert. Der quantitative Beschäftigungszuwachs ging vor allem mit qualitativen Verände-

rungen des Systems personenbezogener Dienstleistungen (vgl. Kap. 2.3) in modernen Ge-

sellschaften einher, in deren Verlauf die Dritte-Sektor-Organisationen sich durch eine zu-

nehmende Verschränkung von institutionell-professioneller Vergesellschaftung und infor-

meller Vergemeinschaftung auszeichnen. In den 1960- und 70-er Jahren wurden unter 

sozialdemokratisch-gewerkschaftlichen Bemühungen personenbezogene soziale Dienstleis-

tungen vor allem öffentlich ausgebaut. Dabei war die Deformations- und Restaurations-

phase der Freien Wohlfahrtspflege16 (vgl. Kap. 2.2) nach dem Zweiten Weltkrieg durch 

eine korporatistische „Indienstnahme der freien Verbände durch den totalitären Staat“ 

(Heinze/Olk 1981, S. 106) charakterisiert und führte in den 1960er-Jahren durch die ge-

setzliche Absicherung der Kompetenzen und die privilegierte Position im Rahmen der Ju-

gend- und Sozialhilfe zu einer Ausweitung des Leistungsspektrums der Wohlfahrtsverbände 

(vgl. Thränhardt 2001). 

 

Dagegen setzte man in den 1980er-Jahren auch verstärkt auf das Konzept der Vergemein-

schaftung durch informelle soziale Netzwerke. Die Kooperation zwischen der konservativ-

liberalen Bildungs- und Sozialpolitik und der Alternativ- und Selbsthilfebewegung erbrachte 

jedoch in lediglich eingeschränktem Maße den erhofften Erfolg, da sich die informellen 

Netzwerke als personell und ökonomisch instabil sowie wenig verlässlich erwiesen. Dar-

aufhin entstanden im Rahmen der neuen sozialen Bewegungen der 1970/80er-Jahre vor-

rangig kleine, lokal operierende Organisationen mit kooperativen Arbeits- und parti-

zipativen Angebotsstrukturen und einem geringerem Ausmaß an Normierung und Standar-

disierung (vgl. u.a. Beher/Liebig/Rauschenbach 2000, S. 259ff.). 

 

Insgesamt lässt sich mit Blick auf die „sozialpolitische Gestaltung“ in (West)Deutschland – 

in aller Kürze – folgendes konstatieren: Die kontinuierlichen Strukturveränderungen be-

                                           
15  Die Autoren verwenden den Begriff „intermediärer Bereich“, der über die vorrangig an den formalen 

Merkmalen der Organisationen orientierten Definition des Dritten Sektors hinaus geht, indem er eine 
strukturelle und funktionale Bestimmungsperspektive beinhaltet (vgl. Kap. 3). 

16  Als Träger der Freien Wohlfahrtspflege gelten die dem Dritten Sektor zugehörigen Wohlfahrtsverbände, 
welche sich zur gemeinsamen Vertretung in sechs Spitzenverbänden zusammengeschlossen haben: der 
Arbeiterwohlfahrt, dem Deutschen Caritasverband, dem Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverband, 
dem Deutschen Roten Kreuz, dem Diakonischen Werk der EKD und der Zentralwohlfahrtsstelle der Ju-
den in Deutschland. 
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standen in der Neuverteilung personenbezogener Dienstleistungen zwischen Gemein-

schaft, Markt, Staat und Drittem Sektor, einer Pluralisierung und Säkularisierung der Trä-

gerlandschaft, der Liberalisierung des Verhältnisses zwischen Produzenten und Konsumen-

ten, einer Ökonomisierung der Träger, der Verberuflichung und Professionalisierung von 

Mitarbeit sowie den neuen Qualifikationsanforderungen für die Aus- und Weiterbildung 

(vgl. Effinger/Körber 1994, S. 46ff.).17 Diese Dynamiken bildeten die Folie für die empi-

risch nachzuzeichnende Beschäftigungsentwicklung im Dritten Sektor, in der Freien Wohl-

fahrtspflege bzw. im Bereich der personenbezogenen Dienstleistungen, die im Folgenden 

anhand drei spezifischer Datenquellen verdeutlicht werden sollen: das Johns Hopkins 

Comparative Nonprofit Sector-Projekt, die Statistik der Bundesarbeitsgemeinschaft der 

Freien Wohlfahrtspflege und die Arbeitsmarkt- und Berufsstatistiken des Statistischen Bun-

desamtes und der Bundesanstalt für Arbeit. 
 

 Das bislang in zwei Projektphasen (1990-1995 bzw. 1995-1999) verlaufende Johns 
Hopkins Comparative Nonprofit Sector-Projekt stellt einen internationalen und interdis-
ziplinären Forschungsverbund dar, der auf Basis vergleichender, systematischer Erhe-
bungen in europäischen sowie außereuropäischen Ländern jeweils Umfang, Struktur, 
Finanzierung und regionale Bedeutung des Dritten Sektors unter Berücksichtigung nati-
onaler historischer, rechtlicher und politischer Hintergründe analysierte.18 Diese Studie 
diente im Rahmen des Projekts als eine primäre Datenquelle für die Analyse des quan-
titativen und qualitativen Beschäftigungswachstums im Dritten Sektor. 

 Die von der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) erhobe-
ne Gesamtstatistik der Freien Wohlfahrtspflege (vgl. Fußnote 2) bietet – hauptsächlich 
in einem Turnus von drei bzw. vier Jahren – einen Überblick (zum Stichtag 31.12.) über 
die Anzahl der Einrichtungen und Dienste, der Betten/Plätze und der „hauptamtlichen“ 
MitarbeiterInnen der Freien Wohlfahrtspflege bzw. der deutschen Wohlfahrtsverbände.  

 Informationen zu den personenbezogenen Dienstleistungen lassen sich aus den spezifi-
schen Kennziffern der Arbeitsmarkt- und Berufsstatistiken speisen, die durch das Statisti-
sche Bundesamt und die Bundesanstalt für Arbeit zur Verfügung gestellte Eckwerte zur 
Entwicklung und Struktur der Erwerbsarbeit, der sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigten und der Arbeitslosigkeit bereithalten. 

                                           
17  Heute stellt sich das Verhältnis zwischen öffentlichen und freien Trägern in den Bereichen der Sozial- 

und Jugendhilfe sowie des Gesundheitswesens als komplexer Gesamtverbund dar, in dem sich aus viel-
fältigen Verflechtungen, Abhängigkeiten und konkurrierende Zuständigkeiten ein differenziertes, insge-
samt stabiles, aber schwer überschaubares System herausgebildet hat, das genuin öffentliche Aufgaben 
in einem spezifischen – und sich in einigen Teilbereichen wandelnden – „Wohlfahrts-Mix“ bearbeitet 
(vgl. Kap. 4.6). 

18  Vgl. Anheier u.a. (1998, S. 13ff.); Priller/Zimmer/Anheier (1999, S. 12f.); Priller/Zimmer (2001d). 
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2.1 Beschäftigungsentwicklung im Dritten Sektor 

Die wichtigsten Gründungszeiträume von Organisationen des deutschen Dritten Sektors – 

während der Weimarer Republik sowie in den Jahren nach 1968/69 bzw. nach 1989 – 

verweisen darauf, dass die Entstehung von Dritte-Sektor-Aktivitäten häufig in einem politi-

schen und gesellschaftlichen Klima des demokratischen Umbruchs erfolgte. So kann der 

beachtliche Teil existenter Organisationen mit dem Gründungszeitpunkt im letzten Jahr-

zehnt als Resultat der deutsch-deutschen Wiedervereinigung und des Aufbaus eines ost-

deutschen Dritten Sektors bewertet werden (Vgl. Betzelt/Bauer 2000, S. 15; Priller/Zimmer 

2001d; Kap. 4). 

 

Auf der Datenbasis der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung kann im Rahmen des Johns 

Hopkins Comparative Nonprofit Projects die Beschäftigungsentwicklung des Dritten Sektors 

zwischen Markt und Staat im Vergleich verdeutlicht werden (vgl. Abb. 2-1). Dem Dritten 

Sektor gegenübergestellt sind hier die Indexentwicklungen der Beschäftigtenzahlen in der 

Erwerbswirtschaft und dem öffentlichen Sektor im Zeitraum zwischen 1960 und 1995 und 

für das frühere Bundesgebiet (vgl. u.a. Priller/Zimmer 2001d). 

Abb. 2-1: Indexentwicklung der Beschäftigtenzahlen unterschiedlicher gesellschaftlicher 
Sektoren zwischen 1960 u. 1995 (früheres Bundesgebiet; 1960 = 100) 
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Quelle: Johns Hopkins Comparative Nonprofit Project; eigene Berechnungen 

Leider existieren im Rahmen dieser Berechnungen noch keine aktuelleren Auswertungen. 

Für diesen Zeitraum von 35 Jahren zeigen sich drei deutlich voneinander abweichende 

Entwicklungsverläufe – die natürlich auf jeweils sehr unterschiedlichen absoluten Aus-

gangsniveaus beruhen. Während sich die Kurve für die Erwerbswirtschaft kontinuierlich bei 
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knapp unter Hundert (bei dem Ausgangswert von 1960) bewegt und sich die des öffentli-

chen Sektors nach beachtlichen Steigerungsraten mit rückläufiger Tendenz auf einem In-

dexwert von etwa Zweihundert einpendelt, spiegelt der Graph für den Dritten Sektor erheb-

liche Beschäftigungszuwächse wider. Mit anderen Worten: Die Bedeutung des Dritten Sek-

tors als Arbeitsmarkt hat – langfristig betrachtet – zugenommen und nur die Zuwachsraten 

dieses gesellschaftlichen Sektors zeigen einen eindeutigen positiven Trend. 

 

Die beschäftigungspolitische Relevanz des Sektors offenbart sich auch im Vergleich mit 

ausgewählten Industriezweigen. Mit seinem Beschäftigungsvolumen entspricht er der 

Transportindustrie und dem Kommunikationsbereich und lässt damit das Druckereiwesen, 

die chemische Industrie, die Versorgungsbetriebe und das Textilgewerbe hinter sich (vgl. 

Priller/Zimmer 2001a, 2001d). Bei einer separaten Betrachtung des Fünfjahreszeitraums 

zu Beginn der 1990er-Jahre zeigt sich die Wirtschaftskraft des Dritten Sektors (vgl. Tab. 

2-1):  

Tab. 2-1: Ausgaben und Beschäftigung im deutschen Dritten Sektor 1990 (früheres Bun-
desgebiet) und 1995 (Deutschland insgesamt) 

 
1990 

(früheres Bun-
desgebiet) 

1995 
(Deutschland 
insgesamt) 

Veränderung 
1990-1995 
(in Prozent) 

Gesamtausgaben des Dritten Sektors 
(in Milliarden Euro) 

47,6 69,1 144,9 

Anteil der Gesamtausgaben des Drit-
ten Sektors am Bruttosozialprodukt (in 
%) 

3,9 3,9 0,0 

Beschäftigung des Dritten Sektors (in 
Vollzeitäquivalenten) 1.017.945 1.440.350 141,5 

Beschäftigung insgesamt 
(Vollzeit, Teilzeit, geringfügig) 

1.300.000 2.100.000 161,5 

Anteil der Beschäftigung des Dritten 
Sektors an der Gesamtwirtschaft (in 
Vollzeitäquivalenten und %) 

3,7 4,9 131,8 

Quelle: Johns Hopkins Comparative Nonprofit Project ; eigene Darstellung 

Mit Gesamtausgaben in Höhe von 69,1 Mrd. Euro für das gesamte Bundesgebiet im Jahr 

1995 betrug der Anteil des Dritten Sektors am Bruttosozialprodukt 3,9%.19 Bei einer be-

                                           
19  Unter fachlichen Gesichtspunkten wird genauer unterschieden zwischen dem Nonprofit-Beitrag zur 

Wertschöpfung und dem Brutto-Inlandsprodukt. Für den Dritten Sektor bedeutet Wertschöpfung unter 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten im Wesentlichen die Summe der Löhne und Gehälter und der anteili-
ge Wert der ehrenamtlichen Zeitaufwendung. Auf dieser Grundlage entfielen auf ihn 4,5% der gesam-
ten Wertschöpfung in Deutschland (vgl. Priller/Zimmer 2001d). Bei der volkswirtschaftlichen Betrach-
tung des Sektors werden – normalerweise – Gewinne aus Verkäufen, Gebühren und anderen Kostener-
stattungen sowie der ökonomische Wert freiwilliger und ehrenamtlicher Tätigkeiten nicht eingerechnet. 
Um ehrenamtliches Engagement zu berücksichtigen, kann als Berechnungsmodell der Substitutionskos-
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achtlichen Wachstumsrate von 141,5% im Zeitraum von 1990 bis 1995 wies der gesamte 

deutsche Sektor 1995 – auf dieser Datengrundlage – 1,4 Mio. Beschäftigte (in Vollzeit-

äquivalenten) auf, die einen Anteil von 4,9% an der Beschäftigung der Gesamtwirtschaft 

ausmachten. Mit der Einbeziehung ehrenamtlich aufgewendeter Zeit (Umrechnung in Voll-

zeitäquivalente) und Hinzurechnung zu den Beschäftigungsanteilen (insgesamt knapp 2,5 

Mio. Personen) entfielen auf den Dritten Sektor 8% der Gesamtbeschäftigung in Deutsch-

land (vgl. Priller/Zimmer 2001d). 

 

Hinsichtlich des heterogenen Profils des Dritten Sektors erscheint jedoch eine spartendiffe-

renzierende Analyse notwendig, um qualitative Entwicklungsdynamiken zu rekonstruieren 

(vgl. Kap. 4). 

2.2 Beschäftigungsentwicklung im System der Freien Wohlfahrtspflege 

Ein weiterer Zugangsweg zur Bestimmung der langfristigen Entwicklungen hinsichtlich der 

Beschäftigung im Dritten Sektor bietet sich beispielsweise über die Statistik der Bundesar-

beitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW), mit der u.a. Personalzahlen der 

sechs deutschen Wohlfahrtsverbände erfasst werden. Die Wohlfahrtsverbände sind als die 

relevantesten Akteure des Dritten Sektors zu bezeichnen, deren Einrichtungen und Dienste 

hauptsächlich in den Segmenten des Wohlfahrts- bzw. Sozialstaates tätig sind – also vor-

nehmlich im Sozial- und Gesundheitswesen. Basierte das erste Schaubild (vgl. Abb. 2-1) 

auf den absoluten Personenzahlen – wurden also dort Entwicklungsverzerrungen durch 

Veränderungen der Teilzeitquote nicht berücksichtigt – ist in der folgenden Abb. 2-2 eine 

Umrechnung auf die sogenannten „Vollzeitfälle“ erfolgt. Damit gibt der Verlauf der Kurve 

nicht die absolute Zahl der Beschäftigten wider, sondern zeigt eher das Arbeitsvolumen der 

in Reihen der Wohlfahrtsverbänden beruflich Tätigen auf.  

 

In dieser Abbildung sind für den Zeitraum von 30 Jahren einerseits die wohlfahrtsverband-

lichen Wachstumsphasen zu identifizieren und andererseits spiegelt sich darin auch die 

Übertragung des Wohlfahrtssystems der alten Bundesrepublik auf die Beitrittsländer wider. 

Insgesamt ist die Beschäftigtenzahl im System der Freien Wohlfahrtspflege zwischen den 

Jahren 1970 und 2000 um annähernd 170 Prozent angestiegen (vgl. u.a. BAGFW, ver-

schiedene Jahrgänge; Rauschenbach/Schilling 2001a). Es zeigt sich allerdings auch, dass 

sich – zumindest im Rahmen der Wohlfahrtsverbände – der Trend, den die erste Folie nahe 

legte, zwischen den beiden letzten Erhebungszeitpunkten 1996 und 2000 nicht fortgesetzt 

hat. Zum Stichtag 31.12.2000 waren in den Wohlfahrtsverbänden – nach eigenen Zäh-

lungen – in Deutschland insgesamt etwa 1.165.000 Personen beschäftigt. 

                                                                                                                                    
tenansatz verwendet werden, nach dem der freiwillig geleistete Zeitaufwand mit den in Erwerbsverhält-
nissen durchschnittlich anfallenden Arbeitskosten bewertet wird. 
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Abb. 2-2: Beschäftigungsvolumen der Freien Wohlfahrtspflege (in Vollzeitfällen)1 
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1 Zwischen den Erhebungszeitpunkten wurde eine gleichförmige Entwicklung unterstellt 

Quelle: BAGFW-Statistik (verschiedene Jahrgänge); eigene Berechnungen 

2.3 Beschäftigungsentwicklung im Bereich der personenbezogenen Dienst-
leistungen 

„Dienstleistung“ bzw. „Dienstleistungsgesellschaft“ sind in den letzten drei Jahrzehnten zu 

Leitbegriffen des ökonomischen, soziologischen und politischen Diskurses avanciert, ins-

besondere auch in der Diskussion um die Krise der (Erwerbs-) Arbeit und die Wachstums-

chancen der Arbeitsmärkte (vgl. Galuske 2002b). Dienstleistungen sind „Tätigkeiten, die in 

immateriellen Leistungen bestehen, welche nicht unmittelbar der materiellen Gütererzeu-

gung (Landwirtschaft, Handwerk, Industrie) oder der materiellen Güterverteilung (Handel, 

Güterverkehr) dienen, sondern primär auf Individuen oder Gruppen von Menschen abzie-

len“ (Herder-Dorneich 1992, S. 441), z.B. Pflegen, Erziehen, Unterrichten, Verwalten, Or-

ganisieren, Informieren usw.  

 

Berger/Offe (1984, S. 232) verstehen Dienstleistungsarbeit funktional als „Meta-Arbeit“, 

„reflexive Arbeit“ sowie „Schutz- und Bewachungsarbeit“ und zählen dazu „die Gesamtheit 

jener Funktionen im gesellschaftlichen Reproduktionsprozess ..., die auf die Reproduktion 

der Formalstrukturen, Verkehrsformen und kulturellen Rahmenbedingungen gerichtet sind, 

unter denen die materielle Reproduktion der Gesellschaft stattfindet.“ Ihr Bedeutungszu-

wachs gründet sich auf der empirischen Tatsache, dass der Anteil der Dienstleistungen am 

Bruttosozialprodukt beständig gewachsen ist und immer mehr Menschen in Dienstleis-

tungsberufen tätig sind, während „gewinnende“ und „herstellende“ Arbeit in den Hinter-
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grund treten.20 Theoretische und empirische Erklärungsansätze zur These eines gesamtge-

sellschaftlichen Trends von einer Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft und Prognosen 

zu deren zukünftigen Wachstumspotentialen sind in vielfältiger Form vertreten.21 

 

Insgesamt lassen sich unterschiedliche Typen der Dienstleistungsarbeit differenzieren. Unter 

der Kategorie der „konsumentenbezogenen“ Dienstleistungen sind – neben den „sach-

bezogenen“ – die „personenbezogenen“ Dienstleistungen zu bestimmen (vgl. Badu-

ra/Gross 1976, S. 66ff.), die typischerweise vor allem im Sozial- und Gesundheitssektor 

erbracht werden. Bauer klassifiziert Dienstleistungen in diesem Hauptwirkungskreis der 

Nonprofit-Organisationen (vgl. Kap. 4.3) als personenbezogene, direkte, von Privaten 

nachgefragte, überwiegend professionelle, öffentlich oder privat angebotene und vorwie-

gend durch Dritte finanzierte Tätigkeiten (vgl. Bauer 2001).22 So erweisen sich personen-

bezogene soziale Dienstleistungen (vgl. Kap. 5.3) als dreifach diffus: gegenüber Wissens- 

und Handlungsbereichen von Laien, gegenüber anderen beruflichen Tätigkeiten und Pro-

fessionen sowie gegenüber definierten Bereichen der Zuständigkeit (vgl. Bauer 2001, S. 

40ff.). 

 

Die direkten23 personenbezogenen Dienstleistungen können als besondere Form der 

Dienstleistungsarbeit oder „eigentliche Dienstleistungen“ charakterisiert werden, als dass 

sie dem „Uno-actu-Prinzip“ folgen, d.h. die zeitliche und räumliche Synchronität von Pro-

duktion und Konsumption sowie die „Kundenpräsenz“ im Sinne der leiblichen Anwesenheit 

der Adressaten voraussetzen. Die Leistung wird durch „Kundenbeteiligung bzw. Ko-

Produktion“ in wechselseitiger Form zwischen Produzent und Konsument und durch „Inter-

aktion in der Arbeit“ unter Rückgriff auf Kommunikation als zentrales Medium erbracht 

(vgl. Badura/Gross 1976, S. 66ff.; Kap. 7.1). Die unmittelbare Beziehung von Mensch zu 

Mensch kann als existentieller Kern personenbezogener sozialer Dienstleistungen heraus-

gestellt werden (vgl. Rauschenbach 1999a, S. 184f.). 

 

                                           
20  Nach amtlichen Statistiken betrug der Anteil der Erwerbstätigen in den Dienstleistungsgewerben an 

allen in Deutschland Erwerbstätigen (altes Bundesgebiet) 1960 etwa 40%. Dieser Anteil hat sich im Jahr 
1998 (gesamtes Bundesgebiet) gegenüber den Beschäftigten in güterproduzierenden und -gewin-
nenden Wirtschaftsbereichen auf 60% erhöht (vgl. Statistisches Bundesamt 1993, 1999; Häußer-
mann/Siebel 1995, S. 9). 

21  Vgl. Häußermann/Siebel (1995); Fourastié (1954); Gartner/Riessman (1978); Baumol (1967); Gers-
huny (1978); Scharpf (1986); Offe (1984a); Rauschenbach (1999a). 

22  Bauer unterscheidet zwischen verschiedenen Handlungsebenen, denen definitorisch vier begriffliche 
Dimensionen entsprechen: die systemisch-wohlfahrtspolitische Dimension (Staatliche Sozialleistungen), 
die strukturell-institutionelle Dimension (Soziale Dienste), die beruflich-qualifikatorische Dimension (So-
ziale Dienstleistungen) und die interaktiv-personenbezogene Dimension (Personenbezogene Dienstleis-
tungen) (vgl. Bauer 2001, S. 71). 

23  „Unter den ‚direkten‘ Dienstleistungen werden alle von einem Konsumenten genutzten oder verbrauch-
ten Dienstleistungen verstanden, unter den ‚indirekten‘ Dienstleistungen hingegen jene, welche für die 
Produktion selber erforderlich sind“ (Gross 1983, S. 14). 
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Als unangemessener Kostenfaktor und Gefährdung für die Wettbewerbsfähigkeit des Wirt-

schaftsstandortes Deutschland häufig mit negativer Aufmerksamkeit belegt, fand „die hohe 

Bedeutung des Gesundheits- und Sozialsektors als Wirtschaftsfaktor für Innovation, Be-

schäftigung und Lebensqualität“ (v. Bandemer/Hilbert/Schulz 1998, S. 414) nur selten 

Erwähnung und war von einer fast „erstaunliche(n) Ignoranz“ (Rauschenbach 1999b, S. 

130) geprägt. Erst unter dem Druck weiterhin steigender Arbeitslosigkeitsquoten und drän-

gendem Handlungszwang nach Auswegen aus der Krise der Arbeitsgesellschaft gerät der 

immense Aufschwung dieser Berufsgruppe offensichtlicher ins Blickfeld. 

 

Die in der Berufskennziffer (BKZ) ‚85‘-‚89’24 der amtlichen Statistik zusammengefassten 

Sozial-, Erziehungs- und Gesundheitsberufe verzeichnen in den letzten 50 Jahren einen 

enormen Anstieg von knapp 870.000 Beschäftigten im Jahr 1950 (früheres Bundesgebiet) 

auf über 3,7 Mio. Erwerbstätige in den alten Bundesländern (vgl. Tab. 2-2) und insgesamt 

4,6 Mio. in der Bundesrepublik im Jahr 2001. Damit stieg nicht nur die Anzahl der west-

deutschen Erwerbstätigen dieses Sektors um weit mehr als das Vierfache, sondern auch ihr 

Anteil an den Beschäftigten insgesamt erhöhte sich von ehemals knapp 4% auf nun 

12,4%. Bei genauerer Betrachtung der einzelnen Berufsgruppen lässt sich eine interne Ver-

schiebung zwischen den Gesundheitsberufen, den Lehrern sowie den Angehörigen sozialer 

Berufe konstatieren.  

 

Neben einem seit 1950 um drei Prozentpunkte gestiegenen Anteil an den gesamten 

„Diensten am Menschen“ (Rauschenbach 1999b) bis zum Jahr 2001 können die sozialen 

bzw. sozialpflegerischen Berufe (BKZ ‚86‘) einen weitaus überdurchschnittlichen Zuwachs 

vorweisen. Mit einer Erhöhung von 67.000 erwerbstätigen Personen zur Mitte des letzten 

Jahrhunderts auf 962.000 Beschäftigte im Jahr 2001 vollzog sich im ehemaligen Bundes-

gebiet eine 14-fache Ausweitung der Erwerbstätigenzahlen, die „zumindest auf dem bun-

desdeutschen Arbeitsmarkt fast konkurrenzlos ist“ (Rauschenbach 1999b, S. 133; vgl. 

Rauschenbach/Schilling 2001a, S. 245ff.; Tab. 2-2). Für Deutschland lassen sich insge-

samt 1,2 Mio. Personen den sozialen Berufen zuordnen. 

                                           
24  Hierin enthalten sind die Gesundheitsberufe (BKZ ‚85‘), die sozialpflegerischen bzw. sozialen Berufe 

(BKZ ‚86‘), die LehrerInnen (BKZ ‚87‘), SeelsorgerInnen (BKZ ‚88‘) sowie die unsystematisch zusam-
mengefassten geistes- und naturwissenschaftlichen Berufe a.n.g. (= anderweitig nicht genannt; BKZ 
‚89‘), wobei die letzteren Beiden mengenmäßig vernachlässigt werden können. 
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Tab. 2-2: Entwicklung der Erwerbstätigkeit in den alten Bundesländern nach ausgewählten 
Berufsgruppen (1950-2001; Index 1950=100) 

Erwerbstätige Insg. 
85-89 Gesundheits-, Sozial- 

und Erziehungsberufe 
86 Soziale Berufe 

Jahr 
Abs. Index Abs. Index 

% von 
(1) 

Abs. Index 
% von 

(1) 
Z.-Nr. 1 2 3 4 5 6 7 8 

1950 22.074.000 100 867.264 100 3,9 67.000 100 0,3
1961 26.527.000 120 919.000 106 3,5 96.000 143 0,4
1970 26.607.000 121 1.300.500 150 4,9 155.000 231 0,6
1982 26.744.000 121 2.305.000 266 8,6 314.000 469 1,2
1991 29.684.000 134 2.789.000 322 9,4 540.000 806 1,8
1993 29.782.000 135 3.054.000 352 10,3 651.000 972 2,2
1995 29.244.000 132 3.254.000 375 11,1 727.000 1.085 2,5
1996 29.277.000 133 3.452.000 398 11,8 728.000 1.087 2,5
1997 29.200.000 132 3.521.000 406 12,1 816.000 1.218 2,8
1998 29.317.000 133 3.538.000 408 12,1 832.000 1.242 2,8
1999 29.729.000 135 3.615.000 417 12,2 885.000 1.321 3,0
2000 30.009.000 136 3.669.000 423 12,2 931.000 1.390 3,1
2001 30.307.000 137 3.751.000 433 12,4 962.000 1.436 3,2

Quelle: Statistisches Bundesamt (verschiedene Jahrgänge); eigene Berechnungen 

Auch mit Blick auf die stärkste „Entstehungsdynamik“ neuer Arbeitsplätze (im alten Bun-

desgebiet) in den vergangenen 25 Jahren positionieren sich die Berufsfelder Gesundheit 

bzw. Pflege und Soziales an der Spitze: Im Bereich der Gesundheits- und sozialen Berufe 

sind zusammengenommen in einem Viertel Jahrhundert – im Zeitraum zwischen 1976 und 

2000 – 1.472.000 Stellen geschaffen worden (vgl. Abb. 2-3).25 

                                           
25  Dieser Trend setzt sich nach neuesten – leider noch unvollständigen – Veröffentlichungen bis 2002 

kontinuierlich fort und bewirkt im Sozialsektor einen Sprung um 62.000 zusätzliche Erwerbstätige auf 
insgesamt 993.000 Beschäftigte. Bei einer detaillierteren Vergleichsanalyse anderer in der folgenden 
Abbildung enthaltener – hier nicht im Mittelpunkt des Interesses stehender – Berufskennziffern ist es 
notwendig eventuelle kategoriale Umstellungen der Berufsstatistik nach 1992 zu berücksichtigen. 
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Abb. 2-3: Berufsgruppen mit den größten Zuwachsraten an Erwerbstätigen in den alten 
Bundesländern (1976-2000) 
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3 Die Perspektivenvielfalt – Theoretische Zugangswege zur Kategorisie-
rung der Studien und Datenquellen 

Bei der Beschreibung unseres Forschungszugangs (vgl. Kap. 1.2) und der Darstellung von 

einigen empirischen Belegen für ein Beschäftigungswachstum (vgl. Kap. 2) wurde bislang 

eine grundsätzliche Schwierigkeit weitgehend ausgeklammert. Für die Sphäre jenseits der 

beiden gesellschaftlichen Kernbereiche, die offensichtlich und relativ eindeutig entweder 

nach Marktregeln funktionieren oder als Agenturen des Staates zu identifizieren sind, ist – 

trotz oder gerade wegen einer in den letzten Jahrzehnten gesteigerten wissenschaftlichen 

Aufmerksamkeit – eine Fülle von miteinander konkurrierenden Begriffen und Konzepten 

auszumachen, die eine empirische bzw. sekundäranalytische Auseinandersetzung mit die-

ser Sphäre erheblich erschwert.   

 

Die Gegenstandsbereiche der Forscher, die sich mit unterschiedlichen terminologischen 

Konstrukten auf internationaler bzw. nationaler Ebene – beispielsweise – mit dem 

„Nonprofit-Sektor“, dem „Dritten System“26 oder „Dritten Sektor“, der „Sozialwirtschaft“, 

der „Wohlfahrtspflege“, dem „intermediären Bereich“27, den „sozialen Unternehmen“28, 

der „économie sociale“ oder der „sozialen Ökonomie“29 sowie der „informellen Ökono-

mie“ befassen, sind weder widerspruchslos definiert noch einheitlich zugeschnitten (vgl. 

u.a. Birkhölzer u.a. 1999).30 Es scheint sich hinsichtlich der verwendeten definitorischen 

Grundlagen zurzeit kein allgemein akzeptiertes und anwendbares Konzept anzubieten, das 

eine uneingeschränkte Vergleichbarkeit der jeweiligen Befunde/Begriffe/Definitionen er-

                                           
26  Der Begriff Drittes System bezeichnet die „Schnittstelle zwischen Drittem Sektor, informellem Sektor und 

privaten Institutionen, die quasiöffentliche Güter und verschiedene Formen der Nachfrage bedienen, 
die durch den Markt nicht abgedeckt werden können“ (Anheier 2000, S. 13). 

27  Der Terminus des intermediären Bereichs wird „einerseits für (neuartige) Formen der Wohlfahrtsproduk-
tion ... und andererseits für Formen der Interessenartikulation und -vermittlung zwischen Bürger und 
Staat gebraucht .... Der Begriff ‚intermediär’ wird einerseits strukturell benutzt, um eine besondere 
Sphäre innerhalb sozialer Systeme zu verorten, andererseits werden damit vermittelnde Funktionen von 
Organisationen (Instanzen) und Personen gekennzeichnet“ (Effinger 1993, S. 34). 

28  Birkhölzer/Kramer (2002) sehen unterschiedliche Konzepte von „sozialen Unternehmen“. Nach ihrer 
Auffassung bestehen allerdings Übereinstimmungen in folgenden Punkten: (1) Soziale Unternehmungen 
sind Wirtschaftsunternehmen zur Realisierung sozialer und/oder gemeinwesenbezogener Zielsetzungen. 
(2) Es handelt sich dabei um Formen der Selbstorganisation bzw. -hilfe von Bürgern, die sich von Män-
geln in der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen betroffen fühlen. (3) Ihr wirtschaftliches Han-
deln ist den sozialen und/oder gemeinwesenbezogenen Zwecken untergeordnet und folgt dem Prinzip 
des „not-for-private-profit-distributing“. (4) Das unternehmerische Handeln erfolgt auf einer gemein-
schaftlichen, kollektiven oder kooperativen Basis. 

29  „Die Soziale Ökonomie beruht dem Grunde nach auf wirtschaftlichem Handeln, das auf Gewinnerzie-
lung ausgerichtet ist – es ist aber zusätzlich von bürgerschaftlichem Engagement und zu einem großen 
Teil von Eigenarbeit getragen, und die Gewinne werden einem sozialen Ziel zugeführt“ (Enquete-
Kommission „Zukunft des bürgerschaftlichen Engagements“ 2002, S. 486). 

30  Neben der Begriffsvielfalt ist zusätzlich davon auszugehen, dass auch die Verwendung einheitlicher 
Begriffe z.T. auf unterschiedlichen Begriffsdefinitionen basiert. 
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lauben würde. Offensichtlich haben neben den konzeptionellen Überlegungen und den 

durchaus heterogenen Erkenntnisinteressen auch die Notwendigkeiten, die sich in direkter 

Weise aus den zu Grunde zu legenden Datenquellen ableiten, Einfluss auf die Perspektiven 

und definitorischen Zuschnitte der Untersuchungen.31 

 

Neben diesen Zugängen, die gewissermaßen auf die Besonderheiten bestimmter gesell-

schaftlicher Sphären rekurrieren, sind parallel ebenfalls begriffsbildende und systematisie-

rende Zugänge zu identifizieren, die auf die Besonderheiten von Gütern und Leistungen 

aufbauen. Es bieten sich in diesem Zusammenhang unterschiedliche Modelle der 

Abgrenzung an, die jeweils auf spezifischen Perspektiven basieren. Aus der Hervorhebung 

der Spezifika bestimmter Güter und Leistungen ergeben sich besonders identifizierbare 

Bereiche, die nicht deckungsgleich mit den eben beschrieben sind. Dennoch werden mit 

den eingangs bezeichneten Sektoren und Systemen zumeist bestimmte Güter bzw. Leistun-

gen in Verbindung gebracht, die etwa mit den Begriffen „staatlich organisierte“ oder „per-

sonenbezogene Dienstleistungen“ operieren. Daneben ist auch von den „meritorischen 

Gütern“ die Rede. 

 

So lassen sich beispielsweise die Sachgüter von den Dienstleistungen unterscheiden, die 

etwa hinsichtlich ihrer Transportierbarkeit, ihrer Lagerfähigkeit, ihrer Materialität oder ihrer 

Sichtbarkeit verschieden sind. Im Spektrum der Dienstleistungen sind wiederum 

unterschiedliche Klassifikationen zu finden, die etwa kommerzielle, unternehmensinterne 

oder staatlich organisierte Dienstleistungen unterscheiden oder in dualer Weise die 

personenbezogenen von den konsumentenbezogenen Dienstleistungen differenzieren (vgl. 

dazu die Übersicht in Finis Siegler 1997, S. 23ff.).  

 

Eine andere Typologisierung setzt auf bestimmte Unterschiede hinsichtlich des Nutzungs-

rechts und der Verwendbarkeit von Gütern und Leistungen. Danach können private Güter 

und Leistungen von den öffentlichen und meritorischen getrennt werden (vgl. u.a. 

Trube/Wohlfahrt 2000, S. 27).32 Andererseits ist es auch möglich, Güter und 

Dienstleistungen – im Sinne einer volkswirtschaftlichen Grobgliederung – nach Wirtschafts-

zweigen (etwa Handel, Landwirtschaft, Banken, Versicherungen etc.) zu unterscheiden. Für 

den Bereich, in dem die Produktion von individueller und kollektiver Wohlfahrt stattfindet, 

wird häufig eine besondere Form von Gütern bzw. Dienstleistungen angenommen. In 

diesem Zusammenhang ist beispielsweise von den sogenannten „Vertrauensgütern“ die 

Rede (vgl. Kap. 7.1). 

 

                                           
31  Dies wird beispielsweise deutlich in den Studien von Dathe/Kistler (2002) oder Klös (1998). 
32  Mit einem vergleichbaren Zugang unterscheidet Blankert (2001, S. 5f.) die privaten Güter von den 

Maut- und Allmendegütern sowie den reinen öffentlichen Gütern. 
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Vor dem Hintergrund dieser Vielfalt ist eine Komplexitätsreduzierung hinsichtlich der Beg-

riffs- und Definitionsvielfalt notwendig. Zwei der eben genannten – und wahrscheinlich am 

häufigsten genutzten – Begriffe („Dritter Sektor“ und „Sozialwirtschaft“), die hier – in unter-

schiedlicher Art und Weise – als Referenzbegriffe dienen, sollen anschließend in einem 

ersten Schritt in kurzer Form definiert werden (vgl. Kap. 3.1).33 Danach wird auf diesem 

Fundament einerseits die spezifische Beobachtungsperspektive dieses Forschungsprojektes 

beschrieben und andererseits eine Typologie zu den verwendeten Datenquellen bzw. empi-

rischen Studien entwickelt (vgl. Kap. 3.2 und 3.3). Mit diesen eher theoretischen Vorarbei-

ten liegt ein Gerüst vor, das sowohl zur Bestimmung des Aussagespektrums als auch zur 

Einschätzung der kommenden Analysen hilfreich ist. Insofern dient dieses Kapitel zwar der 

Fundierung von Analysen und Aussagen an späterer Stelle, es kann aber auch als Exkurs 

behandelt werden, der nicht zwingend zum Verständnis des Kommenden notwendig ist.   

3.1 Das Konzept des „Dritten Sektors“ 

Die ältesten Modelle, die die Gesellschaft in Sektoren unterteilten, basieren zumeist auf 

einem bisektoralen Modell, in dem sich Staat und Markt in konträrer Form gegenüberste-

hen. Mit dem zunehmenden wissenschaftlichen Interesse an diesem Sektorenmodell und in 

der Nachfolge der sich anschließenden Detailanalysen erwies sich dieses Konzept der 

Zweiteilung allerdings als zu unterkomplex. Etwa zu Beginn der 1970er-Jahre lassen sich 

in den USA entsprechend erste Ansätze zur Erweiterung des bisektoralen Modells finden, 

die ihren Blick vor allem auf den Bereich der Aktivitäten und Funktionsweisen derjenigen 

Organisationsformen lenkten, die jenseits der beiden Idealtypen bzw. zwischen den Polen 

Markt und Staat anzusiedeln sind (vgl. u.a. Zimmer 1997). Damit wurde der Begriff „Drit-

ter Sektor“ bzw. „third sector“, der vielfach gleichbedeutend mit dem Bereich der Nonpro-

fit-Organisationen genutzt wird, als Sammelkategorie in ein makroperspektivisches Modell 

eingeführt. Mit dem „Dritten Sektor“ wird nichts Neuartiges erfasst, sondern etwas bereits 

Vorhandenes kategorisiert, dem allerdings traditionsgemäß – auch von den makroökono-

mischen Statistiken – relativ wenig Aufmerksamkeit geschenkt wurde bzw. wird.34 

                                           
33  Die terminologische Rivalität dieser beiden Begriffe ist nicht einfach aufzulösen oder zu umgehen, sie ist 

bereits in die Arbeitsbasis unseres Forschungsprojekts eingebaut. Bezieht sich der Titel des Projekts 
nämlich – wie ausgeführt – auf den Begriff des Dritten Sektors, nutzt die Gemeinschaftsinitiative Equal, 
aus der die monetären Ressourcen für unsere Studie letztlich stammen, den Begriff der „Sozialwirt-
schaft“ zur Beschreibung des förderfähigen Themenbereichs. Allein aus diesem Grund ist es notwendig, 
sich mit den beiden Etiketten – nämlich Dritter Sektor und Sozialwirtschaft – einleitend auseinanderzu-
setzen und im Lichte dieser terminologischen Klärung den Beobachtungsbereich für unsere Detailanaly-
sen zu bestimmen. Auf dieser Grundlage sind ebenfalls die optionalen Datenquellen zu identifizieren 
und zu typologisieren. 

34  „Da gemeinnützige Organisationen von der amtlichen Statistik in der Bundesrepublik bislang nicht ge-
sondert erfasst werden, ist wenig über den Nonprofit-Sektor bekannt. Dies gilt für die Gesamtzahl sei-
ner Organisationen, wie auch für das ‚Innenleben‘ der Nonprofit-Organisationen. Ferner lassen sich 
erhebliche Erkenntnislücken sowohl im Hinblick auf die vielschichtige Leistungsbilanz als auch hin-
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Viele Organisationen und die Bewegungen sowie Wandlungsprozesse, die heute dem 

„Dritten Sektor“ zugerechnet werden, stellen kein gänzlich unerforschtes Terrain dar – so-

wohl Juristen, Wirtschafts-, Arbeits- und Sozialwissenschaftler haben sich damit auseinan-

der gesetzt. Neu an der empirisch ausgerichteten Auseinandersetzung ist allerdings, dass 

nunmehr der „Dritte Sektor“ in seiner Gesamtheit ins Blickfeld rückt und als Einheit zum 

Gegenstandsbereich wird. „In den wissenschaftlichen und gesellschaftspolitischen Debat-

ten wird ... deutlich, dass bislang wenig systematische Daten und Analysen über die spezi-

fische Struktur und grundlegenden Merkmale des Dritten Sektors vorliegen, so z.B. mangelt 

es nicht nur an Informationen zur Größe, internen Struktur und Finanzierung des Sektors, 

gleichzeitig fehlt eine systematische Aufbereitung von Kenntnissen zu seinem rechtlichen 

Status, seiner historischen Entwicklung und zur Art seiner Beziehungen zu Staat und Markt. 

Die Etablierung eines weiteren Forschungsschwerpunktes, basierend auf empirischen Da-

ten und Befunden den Dritten Sektor vorrangig quantitativ zu beschreiben, und so auf sei-

ne Bedeutung, seinen Stellenwert und seine Potenziale hinzuweisen, steht in Deutschland 

noch weitgehend aus“ (Rückert-John 2000, S. 14). 

 

Unter dem Etikett des Dritten Sektors wird in der Regel eine Vielzahl von unterschiedlich 

strukturierten und arbeitenden Organisationen und Diensten subsumiert. So reicht das 

breite Spektrum von breit und tief gegliederten traditionellen Großorganisationen (bei-

spielsweise Wohlfahrtsverbänden) über spezialisierte kleine und große Assoziationen bis 

hin zu relativ kurzlebigen Initiativen. Nach einer Definition, die gewissermaßen den kleins-

ten gemeinsamen Nenner einer breiten Palette von Definitionen darstellt, sammeln sich in 

der Kategorie des Dritten Sektors entsprechend diejenigen Organisationen, die weder er-

werbswirtschaftliche Unternehmen noch öffentliche Behörden sind. Damit liegt dem Dritten 

Sektor einerseits eine Negativdefinition zugrunde, die in den Grenzbereichen zu den zwei 

anderen Sektoren durchaus eine Menge von strittigen Fragen aufwirft (vgl. u.a. Heitzmann 

2001, S. 37ff.). Andererseits deutet der Bezug auf die Differenzen zur Erwerbswirtschaft 

bzw. zum Staatssektor darauf hin, dass sich in diesem dritten Sektor etwas Eigenständiges, 

Besonderes bzw. Abgrenzbares sammelt, für das sich – positiv formulierbare – gemeinsa-

me Merkmale und/oder Eigenschaften angeben lassen.35  

                                                                                                                                    
sichtlich der Beschäftigungspotenziale des Sektors wie auch hinsichtlich der Ressourcenerschließung 
und des Personalmanagements seiner Organisationen feststellen“ (Priller/Zimmer 2000, S. 305). 

35  Entsprechend fasst Olk (1995, S. 99f.) die Forschungsperspektive unter dem Etikett des „Dritten Sek-
tors“ folgendermaßen zusammen: „Gegenstand der Forschung [zum Dritten Sektor] ist die Frage nach 
der spezifischen Handlungslogik, der Struktur und Funktion solcher Organisationen, die weder als ge-
werbliche Unternehmen noch als öffentliche (Sozial-)Bürokratien gelten können. Die systematische Ab-
sicht dieses Ansatzes besteht in der Klärung der Frage, ob es so etwas wie einen ‚dritten Modus‘ des 
Handelns mit eigener Motivation und Rationalitäten in Abgrenzung zum hoheitlichen Machthandeln 
und zum am egoistischen Nutzenkalkül orientierten kommerziellen Handeln gibt“. Zu den verschiede-
nen Perspektiven vgl. u.a. die Analysen und Definitionen in Reichard (1988a; 1988b); Sal-
amon/Anheier u.a. (1999); Seibel (1990; 1994). 
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Zur positiven Abgrenzung dieses Sektors bzw. seiner Organisationen bieten sich mindes-

tens drei Merkmalstypen an, die gewissermaßen eine je spezifische Perspektive zur definito-

rischen Bestimmung in den Vordergrund stellen: Neben Merkmalen, die letztlich auf for-

male Kennzeichen der Organisationen rekurrieren (z.B. hinsichtlich der Art und Weise der 

Gewinnausschüttung und der Unternehmensform, des Grades der Autonomie von staatli-

chen Entscheidungen oder des institutionellen Aufbaus) oder Merkmalen, denen eine be-

stimmte gesellschaftliche Funktion (Kompensation von Markt- und Staatsversagen) zuge-

schrieben wird, werden vor allem solche Merkmale des Dritten Sektors hervorgehoben, die 

auf Handlungslogiken und Steuerungsmechanismen Bezug nehmen.36 

 

Nach der zentralen Definition des Dritten Sektors zwischen Markt und Staat, so wie sie im 

weiteren Verlauf und im international angelegten Johns-Hopkins-Project Verwendung fin-

det und in vielen anderen Veröffentlichungen publik gemacht wird, sind für die Abgren-

zung der gesellschaftlichen Sektoren voneinander vor allem bestimmte Merkmale der Or-

ganisationen ausschlaggebend. Entsprechend sind alle die Organisationen dem Dritten 

Sektor zuzurechnen, „die formell strukturiert, organisatorisch unabhängig vom Staat und 

nicht gewinnorientiert sind, eigenständig verwaltet werden sowie keine Zwangsverbände 

darstellen“ (Priller/Zimmer/Anheier 1999, S. 13).37 Demnach befinden sich auf jeden Fall 

privat-gewerbliche Unternehmen und öffentliche Träger außerhalb des Dritten Sektors. Ein 

solchermaßen definierter Dritter Sektor findet vor allem in politologisch und soziologisch 

ausgerichteten Diskursen Gebrauch. Damit ist dieser Sektor nicht nur hinsichtlich seiner 

                                           
36  Die Bestimmung der Besonderheiten des Dritten Sektors über die Handlungslogiken und Steuerungs-

mechanismen scheint in diesem Kontext zwar das theoretisch anspruchsvollste Konzept, aber auch der-
jenige Ansatz zu sein, dem die größte Erklärungskraft zugesprochen werden kann. Wenn im Kern der 
sektoralen Besonderheiten spezifische Logiken und Mechanismen wirksam sind, dann erscheinen die 
formalen Kennzeichen der Organisationen – bzw. die institutionell-morphologischen Merkmale (vgl. 
Seibel 1990) oder die strukturell-operationalen Kennzeichen (vgl. Anheier/Salamon 1992) – als ab-
hängige Faktoren bzw. als Ausdrucksformen dieser Spezifika. Auch die Bestimmung unterschiedlicher 
Funktionen der gesellschaftlichen Sektoren – etwa hinsichtlich der jeweiligen Optionen zur Bedarfsbe-
friedigung oder ihrer strukturellen Versagensmomente – ist letztlich mit verschiedenen Mechanismen der 
Koordinierung, Verflechtung und Steuerung und deren partikularen Stärken und Schwächen verbunden. 
Zusammenfassend bedeuten diese Überlegungen, dass sich – auch vor dem Hintergrund der besonde-
ren Fragestellungen dieses Projektes – der Bezug auf die Handlungslogiken und Steuerungsformen als 
Differenzierungskriterium für den Dritten Sektor und als Analysefundament eignet. 

37  Für Deutschland sind damit typischerweise die folgenden Organisationstypen eingeschlossen: eingetra-
gene Vereine bzw. die von diesen betriebenen Einrichtungen, gemeinnützige Vereine, Geselligkeitsver-
eine, Stiftungen (Förder- und operative Stiftungen), Einrichtungen der Freien Wohlfahrtspflege, freie 
Krankenhäuser und Gesundheitseinrichtungen, gemeinnützige GmbHs und ähnliche Gesellschaftsfor-
men, genossenschaftliche Organisationen ohne Erwerbszweck, Wirtschafts- und Berufsverbände und 
Gewerkschaften, Verbraucherorganisationen, Selbsthilfegruppen, Bürgerinitiativen, Umweltschutzgrup-
pen sowie staatsbürgerliche Vereinigungen. Ausgeschlossen sind demnach die folgenden Organisati-
ons- und Institutionsformen: erwerbswirtschaftliche Unternehmen, öffentliche Unternehmen und Anstal-
ten, Regiebetriebe der öffentlichen Hand, erwerbswirtschaftliche Produktions- und Verbrauchergenos-
senschaften, Organisationsformen auf Gegenseitigkeit (Versicherungen u.ä.), politische Parteien sowie 
reine Kirchenverwaltungen, Glaubensgemeinschaften und Kulte. 
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Wirtschaftsleistung von Interesse, sondern es wird auch auf andere ihm zugesprochenen 

Funktionen Bezug genommen, mit denen etwa Verbindungen zu den Schlüsselbegriffen wie 

„Zivil- oder Bürgergesellschaft“, „Sozialkapital“ oder „bürgerschaftliches Engagement“ 

hergestellt werden können.38 

 

Innerhalb des Dritten Sektors lassen sich verschiedene Bereiche differenzieren, die letztlich 

auch mit Blick auf die Art der produzierten Dienstleistungen als Aufgabenbereiche der Or-

ganisationen bezeichnet werden können. Werden diese international kategorisierten Teil-

bereiche des Dritten Sektors betrachtet, dann fällt für Deutschland auf, dass zwei Komplexe 

– nämlich das „Gesundheitswesen“ und die „Sozialen Dienste“ – mit deutlichem Abstand 

die größten Bereiche darstellen. Gemessen an den Beschäftigtenzahlen liegt ihr Anteil je-

weils über 30% und zusammen sind ihnen annähernd 70% der Beschäftigten im Dritten 

Sektor zuzurechnen (vgl. u.a. Priller/Zimmer 2001a, S. 39). 

3.2 Das Konzept der „Sozialwirtschaft“ 

Der zweite Begriff – „Sozialwirtschaft“ – ist mit gänzlich anderen Konnotationen verbunden 

und nutzt andere Optionen zur Abgrenzung des eigenen Gegenstandsbereichs. Es ist nicht 

davon auszugehen, dass in der Fachliteratur, in den politischen Debatten oder in der sozi-

alpädagogischen Praxis die „Sozialwirtschaft“ einheitlich definiert wird.39 Es finden sich im 

Gegenteil viele unterschiedliche Verständnisse, die den Umgang mit diesem Begriff er-

                                           
38 Vgl. zu diesen Konzepten/Begriffen u.a. Böhnisch/Schroer (2002); Enquete-Kommision (2002); Hein-

ze/Olk (2001); Immerfall (1999); Offe (1999); Zimmer (2002). Neben diesen durchaus positiv besetz-
ten Konnotationen sind allerdings auch bestimmte Aspekte des Dritten Sektors auszumachen, die eher 
ein negativer „Beigeschmack“ anhaftet: Die „Schattenseiten“ des Dritten Sektors „zeigen sich in den 
zum Teil vermachteten, monopolistischen Strukturen, in ‚Filz‘ und Staatsnähe, in übergroßer Abhängig-
keit eines Teils der Organisationen von öffentlichen Mitteln, in ihrer mangelnden Konfliktfähigkeit sowie 
nicht zuletzt in den vorwiegend männerdominierten Leitungs- und Führungsgremien“ (Pril-
ler/Zimmer/Anheier 1999, S. 20). 

39  Die Palette der Definition – wenn sie denn explizit formuliert werden oder sich aus dem Texten folgern 
lassen – ist gerade hier äußerst breit. Manchmal wird der Begriff „Sozialwirtschaft“ – beispielsweise – 
synonym zum Ausdruck „Dritter Sektor“ verwendet, dann gilt es als die deutsche Übersetzung der „éco-
nomie sociale“, manchmal wird er eher als gleichbedeutend mit dem Bereich der „Freien Wohlfahrts-
pflege“ betrachtet und andererseits bezeichnet „Sozialwirtschaft“ ein großes gesellschaftliches Segment, 
in dem entweder mit sozialen Dienstleistungen gewirtschaftet oder in dem die Wohlfahrtsproduktion ei-
ner Gesellschaft organisiert wird (vgl. u.a. Bauer 2000; Wendt 1999). Andere verbinden mit der Sozi-
alwirtschaft eine „Wirtschaft der Bürger“, die besonderen gemeinwohlorientierten Zielen im lokalen 
Raum verpflichtet ist. So schreibt beispielsweise Nilsson (1999, S. 85): „Die Sozialwirtschaft organisiert 
sich in Verbänden und Netzwerken in allen wirtschaftlichen und sozialen Sektoren. Sie ist fest verwurzelt 
auf der örtlichen Ebene, insbesondere durch eine beachtliche Zahl örtlicher Entwicklungsagenturen. 
Viele der Projekte der Sozialwirtschaft sind auf die Schaffung neuer Arbeitsplätze und die wirtschaftliche 
Integration benachteiligter Menschen gerichtet. Mit der Förderung einer Art des Wirtschaftens, die zur 
Festigung des sozialen Gefüges beiträgt, entwickelt sich eine ‚Wirtschaft der Bürger’, die bestrebt ist, 
soziale Gerechtigkeit durch das Handeln von nicht ausschließlich an der Verzinsung des eingesetzten 
Kapitals orientierten Unternehmen und Netzwerken von Entwicklungsagenturen zu erreichen.“ Eine in-
tersubjektive und evtl. interdisziplinäre Verständigung zu dem Begriff Sozialwirtschaft hat noch zu erfol-
gen. 
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schweren und eine Festlegung auf eine plausible und arbeitstaugliche Definition notwendig 

machen.40 Vor diesem Hintergrund soll nachfolgend in kurzer Form ein bestimmtes Ver-

ständnis von „Sozialwirtschaft“ dargelegt werden, dass einerseits in Abgrenzung zu der 

oben erläuterten Definition des Begriffes „Dritter Sektor“ und andererseits – mit Blick auf 

unsere Forschungsfragen – als logische Ergänzung dieses Konzepts verstanden werden 

kann. 

 

Im einem engeren Sinne bezieht sich der Ausdruck „Sozialwirtschaft“ auf die Produzenten 

sozialer und gesundheitsbezogener Dienstleistungen – also lediglich auf den Bereich der 

Leistungsträger, zu denen gleichermaßen Nonprofit-Organisationen wie erwerbswirtschaft-

lich tätige Unternehmen gehören.41 In einer umfassenderen Lesart korrespondiert die Sozi-

alwirtschaft mit den gemeinnützigen Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege und den 

erwerbswirtschaftlichen sowie öffentlichen Trägern und schließt neben den Institutionen 

selbst auch das Ensemble aller wirtschaftlichen Vorgänge und Marktbewegungen sowie 

das formelle und informelle Engagement der in ihnen tätigen Personen ein. 

 

Zusammengefasst lässt sich formulieren: Sozialwirtschaft wird aus einer eher ökonomi-

schen Perspektive heraus als derjenige Bereich verstanden, dessen Funktion die Produktion 

und die Gewährleistung von individueller und kollektiver Wohlfahrt ist, worunter in einem 

eher engeren Verständnis das Sozial- und das Gesundheitswesen verstanden werden (vgl. 

u.a. Grunwald 2001a; 2001b). Nach dieser Interpretation ist die formale Verfassung der Or-

ganisationen unerheblich für eine Kategorisierung, ausschlaggebend ist eher deren Aufga-

benbereich. So sind unter dem Etikett Sozialwirtschaft sowohl öffentliche Träger und privat-

gewerbliche Unternehmen als auch frei-gemeinnützige Organisationen zu subsumieren.  

                                           
40  So stellt beispielsweise der Wirtschafts- und Sozialausschuss der Europäischen Union (2000) in einer 

Stellungnahme (Titel: „Sozialwirtschaft und Binnenmarkt“) fest: „Die sich um den Begriff Sozialwirtschaft 
rankenden Unklarheiten sind nicht nur auf unterschiedliche Auslegungen, sondern auch auf sprachliche 
Mehrdeutigkeiten zurückzuführen: denn der Ausdruck beinhaltet unmißverständlich, dass es sich um ei-
ne wirtschaftliche Betätigung handelt. Das Adjektiv ‚sozial‘ ist hier sowohl als gegenseitige Selbsthilfe 
als auch als ‚gesellschaftlich‘ zu verstehen.“ Weiterhin wird ausgeführt: „Neuartige Organisationen und 
Unternehmen, die sich nach sozialwirtschaftlichen Prinzipien richten, entstehen. Dazu zählen u.a. aus 
verschiedenen Interessengruppen bestehende Genossenschaften, Unternehmen mit sozialer Zielsetzung, 
Unternehmen zur Eingliederung Arbeitsloser ins Erwerbsleben, Arbeitsstiftungen, und Organisationen 
für die lokale Entwicklung.... Gleichzeitig müssen herkömmliche sozialwirtschaftliche Unternehmen 
manchmal in einem Markt konkurrieren und/oder gesetzliche Entwicklungshindernisse überwinden, in-
dem sie die rechtliche Form von Privatunternehmen, die in erster Linie gewinnorientiert sind, anneh-
men.“ 

41  Diese Bestimmung ist allerdings unscharf, denn es stellt sich die Frage, ob auch die Kostenträger (z.B. 
die Sozialversicherungen) in die Branche der Sozialwirtschaft einbezogen werden sollen, womit sich 
dann die Sozialwirtschaft nicht nur auf Teile des Nonprofit-Sektors und des Marktes, sondern auch auf 
Anteile des staatlichen Sektors ausdehnt. 
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3.3 Die Beobachtungsperspektive des Forschungsprojekts 

Obwohl also – wie soeben in aller Kürze beschrieben – die Konzepte des Dritten Sektors 

und der Sozialwirtschaft gewissermaßen höchst unterschiedliche Beobachtungsbereiche 

repräsentieren, hauptsächlich mit verschiedenen Wissenschaftsdisziplinen verknüpft sind 

und auf differenten Abgrenzungskriterien und Perspektiven basieren, lässt sich ein Über-

lappungsbereich konstatieren (vgl. Abb. 3-1). Sobald die jeweiligen Beobachtungsbereiche 

anhand bestimmter Sortierungskriterien eine innere Ordnung erhalten, ist eine gemeinsa-

me Fläche auszumachen. Sowohl mit der Rede vom Dritten Sektor als auch mit dem 

Gebrauch des Begriffes Sozialwirtschaft geraten die frei-gemeinnützigen Organisationen 

des Sozial- und Gesundheitswesens ins Blickfeld. 

Abb. 3-1: Der Beobachtungsbereich des Forschungsprojekts 

 

Projekt „Entwicklungsfaktoren und -dynamiken des Dritten Sektors als Arbeitsmarkt“ 

Auf genau diesen Überschneidungsbereich hat unser laufendes Forschungsprojekt seinen 

Fokus gerichtet. Und obwohl – wie angedeutet – die „theoretische Heimat“ des Projektes 

eher mit dem Konzept des Dritten Sektors verbunden ist, wird auch die andere – hier ver-

einfacht dargestellte – sozialwirtschaftliche Perspektive wichtig werden. Denn eine Präsen-

tation von statistisch angereicherten Befunden und Entwicklungen kann nur im jeweiligen 

empirischen Kontext sinnvoll sein. Anders ausgedrückt: Die Besonderheiten des Sozial- und 
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Gesundheitswesens können erst dann Konturen gewinnen, wenn einerseits – im Kontext 

des Dritten Sektors – andere Aufgabenbereiche weitgehend vergleichbarer Organisations-

typen Beachtung finden und andererseits – im Zusammenhang der Sozialwirtschaft – diffe-

rente Organisationstypen im Blickfeld bleiben, die zwar vergleichbare Dienstleistungen 

produzieren, aber eigenständigen inneren Logiken gehorchen. Dieser konzeptionelle Ein-

bezug von Referenzbereichen sorgt gewissermaßen für die Einnahme der Außenperspektive 

auf das Sozial- und Gesundheitswesen und wird in dem Schaubild durch die weißen Pfeile 

symbolisiert. 

3.4 Die Datenquellentypen der Beschäftigung im Dritten Sektor 

Dieses – gerade losgelöst von empirischem Material entworfene und begründete – Kon-

zept findet hinsichtlich des zur Verfügung stehenden Datenfundamentes seine weitgehende 

Entsprechung. Eine Analyse der statistischen Datenquellen und der vorhandenen Studien 

zu dem spezifischen Beobachtungsbereich unseres Forschungsprojektes stützt dieses Kon-

zept. Dies wird insbesondere dann deutlich, wenn die verschiedenen Datenquellen zum 

Dritten Sektor typisiert werden. In den folgenden Ausführungen soll kurz auf das zu Grunde 

gelegte Kategorisierungsraster in diesem Zusammenhang eingegangen werden. 

 

Einer empirisch fundierten Auseinandersetzung mit der Beschäftigungssituation der Orga-

nisationen des Dritten Sektors steht eine Reihe von Datenquellen zur Verfügung, die sich 

allerdings hinsichtlich Erkenntnisinteresse, Gegenstandsbereich oder Aussagekraft deutlich 

voneinander unterscheiden. Diese Differenzen erschweren eine aufeinander aufbauende 

Analyse; die Einzelbefunde diverser Studien, die sozusagen einer je spezifischen Logik fol-

gen, sind nicht ohne Einschränkungen miteinander kombinierbar. Sollen die jeweiligen 

Einzelbefunde dennoch in eine gemeinsame Analyse einfließen, um die ausschnitthaften 

Erkenntnisse einzelner Datenquellen miteinander zu verknüpfen, dann ist es zuvor notwen-

dig, bestimmte Typen von Datenquellen zu entwickeln und zu differenzieren. Auf diese 

Weise entsteht eine für unsere Forschungsfragen basale Taxonomie der Erkenntnisquellen. 

 

In einem ersten groben Zugang lassen sich zwei Grundtypen von Datenquellen voneinan-

der unterscheiden (vgl. Abb. 3-2):  
 

 Einerseits sind empirische Studien zu finden, die sich explizit nur mit dem Gegens-
tandsbereich des Dritten Sektors auseinandersetzen. Die Designs der Untersuchungen 
sind so angelegt, dass vornehmlich Daten zum Dritten Sektor erzeugt werden. In unse-
rem Forschungszusammenhang ist dieser Datenquellen-Typ mit dem Etikett „Primär-
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analysen“ versehen worden. Die Anzahl solcher Primäranalysen ist vergleichsweise ge-
ring.42 

 Andererseits sind Datenquellen zu identifizieren, die nicht ausdrücklich auf die Katego-
rie Dritter Sektor zugeschnitten sind, die entsprechend andere Aussage- und Ge-
genstandsbereiche ins Blickfeld nehmen. Diese statistischen Quellen können Daten-
pools zur Verfügung stellen, aus denen in indirekter Weise Befunde zum Dritten Sektor 
gewonnen werden können. Eine Vielzahl von Untersuchungen sind diesem Datenquel-
len-Typ zuzuordnen, der hier mit dem Schlagwort „Sekundäranalysen“ benannt wurde. 

 

Unter den hier als „Sekundäranalysen“ etikettierten empirisch ausgerichteten Studien ist – 

dieser Logik folgend – von einer weiteren Zweiteilung auszugehen: 
 

 Auf der einen Seite gibt es bestimmte Datenquellen, deren Anlage und Erhebungslogik 
eine ausdrückliche Differenzierung der Organisationen hinsichtlich der gesellschaftli-
chen Sektoren vorsieht. Mittels des wichtigsten Kriteriums – nämlich hinsichtlich der 
formalen Unternehmensziele – eignen sich diese Datenquellen zu einer weitgehenden 
Gegenüberstellung der gesellschaftlichen Sektoren. Auf diese Weise können bezüglich 
der zur Verfügung stehenden Daten die Sphären der privat-gewerblichen, der öffentli-
chen und der frei-gemeinnützigen Organisationen bzw. Träger differenziert werden. 

 Auf der anderen Seite ist es möglich, mittels eines weiteren Statistik-Typs Aussagen zum 
Dritten Sektor zu generieren. Hier entspricht allerdings die Sektor-Differenzierung nicht 
der Erhebungslogik und muss entsprechend gewissermaßen nachträglich konstruiert 
werden. Die Datenquellen dieses Typs erlauben keine direkte Orientierung an den Dif-
ferenzkriterien gemeinnützige oder nicht-gemeinnützige Unternehmensform und öffent-
liche oder private Trägerschaft. 

 

Neben dieser eher an der grundsätzlichen Erhebungslogik ansetzenden Klassifizierung von 

Datenquellen bietet sich eine weitere Sortierung hinsichtlich der Aussagebereiche an, die 

allerdings quer zu dem bislang vorgestellten Raster verläuft. Etwas vereinfachend ausge-

drückt, lassen sich weiterhin Studien nach ihrer jeweiligen Perspektive differenzieren. Zu 

identifizieren sind Studien 
 

 mit einer „Gesamtperspektive“, die Aussagen über den Dritten Sektor in Deutschland 
erlauben; 

 mit einer regionalen Perspektive43, deren Aussagebereich zumeist von politischen 
Grenzen bestimmt wird – also etwa auf das Gebiet eines Bundeslandes beschränkt ist; 

                                           
42  Anzumerken ist in diesem Kontext, dass auch ein Teil der Studien, die hier als „Primäranalysen“ etiket-

tiert werden, letztlich – wenn auch nicht immer auf den ersten Blick sichtbar – auf einer Sekundäranaly-
se verschiedener statistischer Quellen basiert. Im Rahmen einer Untersuchung, die auf die Produktion 
eigener durch Methoden der empirischen Sozialforschung gewonnenen „Primärdaten“ verzichtet, kann 
dieses Detail bei der Klassifizierung von Datenquellen/Studien allerdings vernachlässigt werden.  

43  Während mittlerweile einige Studien zum Dritten Sektor auf nationaler Ebene vorliegen, „stehen ent-
sprechende Betrachtungen auf regionaler, Landes- und lokaler Ebene noch weitgehend aus“ (Rückert-
John 2000, S. 11). 
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 mit einer personenbezogenen Perspektive, die ihren primären Zugang in bestimmten 
definierten Personengruppen finden – etwa Zivildienstleistende, FSJ-TeilnehmerInnen, 
Arbeitslose, Erwerbstätige etc.; 

 mit einer arbeitsfeldbezogenen Perspektive, die insbesondere spezielle Arbeitsfelder 
oder Organisationen des Sozial- oder Gesundheitswesens ins Blickfeld nehmen – wie 
etwa die Kinder- und Jugendhilfe, die Krankenhäuser oder die Pflege. 

 

Nachdem – für die Zwecke unserer eigenen Untersuchung – eine Taxonomie vorgestellt 

wurde, lassen sich nun die vorfindbaren Statistiken und Studien, denen in irgendeiner Wei-

se Aussagen zum Dritten Sektor zu entnehmen sind, den gebildeten Kategorien zuordnen. 

In der Abb. 3-2 sind zur Verdeutlichung einige Beispiele aufgenommen worden, auf die 

hier zum Teil – je einmal für jeden auch farblich gekennzeichneten Typ – nachfolgend kurz 

eingegangen wird: 
 

 Das Forschungsprojekt „Gemeinnützige Organisationen im gesellschaftlichen Wandel“ 
von 1998 ist im Rahmen des bereits mehrfach erwähnten Johns-Hopkins-Projects ent-
standen und stützt sich auf über 2.200 verwertbare Fragebögen, die für eine schriftli-
che Befragung von Organisationen des Dritten Sektors entwickelt wurden. Dieses Pro-
jekt steht beispielhaft für eine empirische Studie, die ausdrücklich für den Gegens-
tandsbereich des Dritten Sektors konzipiert wurde. 

 Zu den Datenquellen, die zwar einen anderen Gegenstandsbereich ins Blickfeld neh-
men, aber aufgrund der vorgesehenen Befragung nach formalen Organisationskrite-
rien eine Sektor-Differenzierung ermöglichen, gehören etwa die Kinder- und Jugendhil-
festatistik und die Pflegestatistik. Beide Datenquellen kennen hinsichtlich einiger zentra-
ler Fragen die Unterscheidung zwischen frei-gemeinnützigen, öffentlichen und privat-
gewerblichen Trägern.  

 Zum letzten Datenquellen-Typ: Auf der Grundlage eines nachträglich konstruierten 
Auswahlrasters zum Dritten Sektor konnten mittels einer Sonderauswertung des IAB-Be-
triebspanels 2000 zu den Beschäftigungspotenzialen zwischen Markt und Staat letztlich 
Aussagen von ca. 800 Fragebögen sekundäranalytisch ausgewertet werden. 
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Abb. 3-2: Typen von Datenquellen über die Beschäftigung im Dritten Sektor 
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Projekt „Entwicklungsfaktoren und -dynamiken des Dritten Sektors als Arbeitsmarkt“ 

Diese Typologisierung der Datenquellen zum Dritten Sektor veranschaulicht deren grund-

sätzliche Differenzen hinsichtlich der forschungsleitenden Fragestellungen und der Erhe-

bungsdesigns. Dies gilt es bei einer Verknüpfung der Einzelbefunde immer im Blick zu be-

halten. Aus diesem ersten – eher methodologischen – Zugriff auf die Datenquellen erge-

ben sich vor allem mit Blick auf die sogenannten „Primäranalysen“ weiterhin fünf prinzi-

pielle Schwierigkeiten, mit denen eine gemeinsame Analyse unterschiedlicher statistischer 

Grundlagen umzugehen hat: 
 

1. Es ist von einer mangelnden Vergleichbarkeit der Studien im Hinblick auf Definition 
bzw. Gegenstandsbereich auszugehen; 

2. es bestehen einige Unsicherheiten in Bezug auf Repräsentativität (d.h. es sind zum Teil 
verhältnismäßig kleine Grundgesamtheiten zu konstatieren); 

3. es ist z.T. davon auszugehen, dass neuere politische, soziale und rechtliche Entwick-
lungen mit Einfluss auf die Beschäftigungssituation aufgrund der Erhebungszeitpunkte 
nicht abgebildet werden können; 

4. es existieren aufgrund der Einmaligkeit vieler Erhebungen kaum Möglichkeiten zur Bil-
dung von Zeitreihen und 

5. es sind vielfach keine Daten auf den Aggregationsebenen des Bundeslandes und da-
runter zu erhalten.  
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4 Beschäftigung im deutschen „Dritten Sektor“ – Befunde der For-
schung  

In diesem Kapitel werden – ausgehend von dem Konzept des Dritten Sektors – die zentra-

len Befunde zur Beschäftigung in diesem Sektor vorgestellt, wie sie sich auf der Grundlage 

der vorliegenden Studien und Fachbeiträge zum  Dritten Sektor darstellen. Diese Aussagen 

zum „Arbeitsmarkt Dritter Sektor“ sind unterschiedlichen Studien entnommen, deren Ge-

genstands- bzw. Beobachtungsbereiche nicht immer exakt deckungsgleich sind. Da die 

Typen der Datenfundamente bzw. empirischen Untersuchungen im letzten Kapitel vorge-

stellt wurden, kann im weiteren Verlauf auf Hinweise auf die konzeptionellen Differenzen 

verzichtet werden. Trotz vielfältiger eigener Analysen, Erläuterungen und Folgerungen ba-

siert dieses Kapitel in seinen wesentlichen Teilen auf den vorhandenen Studien, die Aussa-

gen zur Beschäftigung im Dritten Sektor bereitstellen. Es kann insofern auch als eine syste-

matische und inhaltliche Darstellung des Forschungsstands betrachtet werden. 

 

Zuerst werden einleitend einige Besonderheiten des deutschen Dritten Sektors skizziert, wie 

sie sich einerseits in einer internationalen Gegenüberstellung und andererseits im Sekto-

renvergleich zeigen (vgl. Kap. 4.1). Dabei können sowohl qualitative als auch quantitative 

Spezifika des Dritten Sektors in Deutschland – hinsichtlich der Beschäftigung bzw. der Be-

schäftigungsverhältnisse – heraus gearbeitet werden. Anschließend stehen die Quantitäten 

und Strukturen des Sektors im Vordergrund (vgl. Kap. 4.2), die bereits in einem ersten Zu-

gang Differenzen zwischen West- und Ostdeutschland erkennen lassen. Nach der Be-

schreibung des Ist-Zustands wird einerseits auf die Entwicklungsdynamiken (vgl. Kap. 4.3) 

und andererseits auf die Einflussfaktoren hinsichtlich des Beschäftigungsvolumens im Drit-

ten Sektor (vgl. Kap. 4.4) eingegangen. Dabei zeigt sich, dass die Analyse der Entwicklun-

gen von einem äußerst komplexen Modell auszugehen hat. Diese Komplexität spiegelt sich 

auch, wenn die „Hintergrundfaktoren“ für diese Entwicklungen und die – eher spärlichen –  

Prognosen ins Auge gefasst werden (vgl. Kap. 4.5). Abschließend werden die beschäfti-

gungsrelevanten Wandlungsprozesse des Dritten Sektors in einer abstrakten Weise analy-

siert und die wichtigsten theoriegeleiteten Interpretationen der zu beobachtenden und 

prognostizierten Entwicklungen dargestellt (vgl. Kap. 4.6). 

4.1 Besonderheiten des deutschen Dritten Sektors 

Bevor die Beschäftigung im deutschen Dritten Sektor und die Einflussfaktoren auf die Er-

werbsarbeit dieses Sektors im Mittelpunkt der Analyse stehen, müssen die Besonderheiten 

des Gegenstandsbereichs betrachtet werden. Ohne die Berücksichtigung der spezifischen 

politischen, sozialen und rechtlichen Entwicklungsbedingungen des Dritten Sektors im nati-

onalstaatlichen Rahmen sind weder die Analysen der aktuellen Situation noch die Progno-
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sen hinsichtlich der zukünftigen Beschäftigungsoptionen hinreichend gestützt. Aus diesem 

Grund wird hier einleitend auf die Spezifika des deutschen Dritten Sektors eingegangen – 

zuerst mittels eines „Außenvergleichs“ aus der internationalen Perspektive und anschlie-

ßend durch die Darstellung einiger zentraler Besonderheiten, die sich aus einem national-

staatlichen „Sektoren-Vergleich“ ergeben.  

4.1.1 Besonderheiten in internationaler Perspektive 

Zur Analyse der deutschen Spezifika bieten sich Befunde des Johns Hopkins Comparative 

Nonprofit Project an, da diese Forschungen von Beginn an international ausgelegt waren. 

In der zweiten Phase dieses Projektes, aus der international vergleichbare Daten für das 

Jahr 1995 hervorgingen, konnten insgesamt Angaben aus über 20 Staaten berücksichtigt 

werden (vgl. Salamon/Anheier u.a. 1999, S. 11ff.). Aus der gemeinsamen Auswertung 

und vor allem aus dem Vergleich dieser jeweils nationalstaatlich ermittelten Daten, die auf 

weitgehend synchronisierten Definitionen und Vorgehensweisen basieren, lassen sich ei-

nerseits Aussagen im internationalen Maßstab und andererseits Befunde zur Charakterisie-

rung der Sachlage in Deutschland gewinnen. Insgesamt lässt sich – auch für Europa44 – 

feststellen, dass dort ganz unterschiedliche Entwürfe des Dritten Sektors vorzufinden sind, in 

denen die unterschiedlichen Komponenten (sozialwirtschaftliche, gemeinwirtschaftliche, 

zivilgesellschaftliche, private Fürsorge etc.) in jeweils spezifischer Art und Weise betont 

werden (vgl. Anheier 2001, S. 63f.). 

 

Im Vergleich der nationalstaatlichen Rahmenbedingungen und der jeweiligen quantitativen 

Dimensionen ist ein Zusammenhang zwischen der Entwicklung des Dritten Sektors und der 

Staatstätigkeit zu identifizieren. „International vergleichend zeigt sich, dass der Dritte Sektor 

in seiner arbeitsmarktpolitischen und wirtschaftlichen Bedeutung in jenen Ländern am 

größten ist, in denen sich eine enge Kooperation zwischen Staat und Drittem Sektor entwi-

ckelt hat“ (Priller/Zimmer 2000, S. 306).45 Vor diesem Hintergrund, der in abstrakter Wei-

se gewissermaßen auf einen bestimmenden Entwicklungsfaktor des Dritten Sektors (Koope-

ration mit staatlichen Agenturen) verweist, lassen sich aus dem internationalen Vergleich 

vier Regimetypen differenzieren, denen jeweils spezifische Entwicklungsmodelle des Dritten 

Sektors entsprechen (vgl. Abb. 4-1). Diese vier Typen entstehen, indem einerseits die Höhe 

der staatlichen Sozialausgaben und andererseits die Größe bzw. der Einfluss des Dritten 

Sektors miteinander in Verbindung gebracht werden. Wenn für beide Variablen jeweils 

                                           
44  „Der Dritte Sektor hat in den Ländern der Europäischen Union stark an Bedeutung gewonnen, und dies 

sowohl in wirtschaftlicher als auch politischer Hinsicht“ (Anheier 2001, S. 57). 
45  „Der Dritte Sektor in Deutschland entspricht seiner Größe nach dem internationalen Durchschnitt, der 

Sektor ist aber kleiner als in einer Reihe europäischer Länder und in den USA“ (Priller/Zimmer 2001c, 
S. 20). 
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zwei mögliche Ausprägungen angenommen werden, entsteht eine Vierfeldertafel, mit der 

sich die Regimetypen anhand der beschriebenen Merkmale unterscheiden lassen: 
 

 Sind die staatlichen Sozialausgaben – im Vergleich – als niedrig zu bezeichnen und ist 
gleichzeitig eine geringe Größe des Dritten Sektors zu konstatieren, dann wird von ei-
nem „etatistischen“ System gesprochen. Als Beispiel für diesen Regimetyp kann etwa 
Japan angeführt werden. 

 Ist bei einem relativ niedrigen Niveau der staatlichen Sozialausgaben die Größe bzw. 
der Einfluss des Dritten Sektors dennoch vergleichsweise groß – wie etwa in den USA 
oder in Großbritannien –, dann ist von einem „liberalen“ System die Rede. 

 Von einem „sozialdemokratischen“ Regimetyp – wie beispielsweise in Schweden oder 
Italien – wird dann geredet, wenn die staatlichen Sozialausgaben relativ hoch sind, die 
Bedeutung des Dritten Sektors allerdings eher gering ausfällt. 

 Der vierte Fall, der sich durch hohe staatliche Sozialausgaben und durch eine große 
Bedeutung des Dritten Sektors auszeichnet, wird als „korporatistisches“ System be-
zeichnet. Als Beispiel für diesen Regimetyp kann neben Frankreich auch Deutschland 
angesehen werden. 

Abb. 4-1: Regimetypen bzw. Entwicklungsmodelle des Dritten Sektors 

  Größe/Einfluss des Dritten Sektors 

  Gering Groß 

Niedrig 
Etatistisch 

(Japan) 
Liberal 

(USA, Großbritannien) Staatliche 
Sozial-

ausgaben Hoch 
Sozialdemokratisch 

(Schweden, Italien) 
Korporatistisch 
(BRD, Frankreich) 

Quelle: Salamon/Anheier (1998) 

Diese Kategorisierung und die Einordnung der Länder in diese Matrix weist für Deutsch-

land auf ein besonderes Entwicklungsmodell, dass auf eine bestimmte theoretische Per-

spektive Bezug nimmt, die die Verflechtungsbeziehungen zwischen zwei Sektoren – dem 

hier als Dritten Sektor bezeichneten und dem Staatssektor – betont und analysiert. Der 

korporatistische Regimetyp zeichnet sich im Kern durch enge, stabile und vor allem insti-

tutionalisierte Beziehungsmuster zwischen staatlichen und verbandlichen Akteuren aus, die 

als ein Tauschverhältnis interpretiert werden können, in dem beide Seiten jeweils spezifi-

sche Leistungen zu beiderseitigem Vorteil einbringen. Die Verbände werden sowohl an der 

– eher informellen – Entscheidungsfindung im politischen Raum als auch an der Durchset-

zung politischer Programme bzw. bei der Verausgabung der staatlichen monetären Res-

sourcen – ausgerichtet am Leitprinzip der Subsidiarität46 – beteiligt,47 während die Verbän-

                                           
46  Für die weitaus größten Organisationen des deutschen Dritten Sektors lässt sich – stellvertretend fest-

stellen: „Dass es zu dieser neokorporatistischen Verflechtung von Wohlfahrtsverbänden und staatlichen 
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de ihre Fachkompetenz einbringen, staatliche Stellen hinsichtlich der Verwirklichung von 

Programmen entlasten und somit zur Steuerung hochkomplexer und -differenzierter Gesell-

schaften beitragen.48 

 

Diese besonderen tradierten Beziehungsmuster zwischen dem staatlichen Sektor und den 

Verbänden des Dritten Sektors haben in Deutschland zu Entwicklungen geführt, ohne die 

die aktuelle Lage der Sphäre zwischen Markt und Staat nicht verstanden werden kann. Der 

gegenwärtige Stand und das spezifische Niveau des Dritten Sektors in Deutschland ist vor 

allem vor dem Hintergrund der Herausbildung von drei Grundprinzipien in den vergange-

nen 200 Jahren zu verstehen (vgl. Priller/Zimmer 2001c, S. 14):  
 

 den Grundsätzen der Selbstverwaltung (eigenständige Aufgabenwahrnehmung durch 
Bürger),  

 der Subsidiarität (Vorrang von privaten Nonprofit-Organisationen gegenüber staatli-
cher Intervention) und  

 der Gemeinwirtschaft (kein Formalziel der individuellen Gewinn- oder Vermögensma-
ximierung). 

 

In der Literatur wird hauptsächlich auf das Leitprinzip der Subsidiarität verwiesen, wenn die 

Expansion des Dritten Sektors bzw. die Gleichzeitigkeit des Ausbaus von deutschem Sozial-

staat und Drittem Sektor erklärt werden soll. Die Anwendung des Subsidiaritätsprinzips49 in 

einigen staatlichen Aufgabenbereichen hatte bzw. hat in direkter Weise Auswirkungen auf 

die innere Struktur des deutschen Dritten Sektors. „Die restriktive Interpretation des Subsi-

diaritätsprinzips hat eine Zweiteilung des Dritten Sektors in Deutschland zur Folge. Vor al-

lem im Hinblick auf die Ressourcenausstattung, aber auch bezogen auf den Input an eh-

renamtlicher Arbeit lässt sich unterscheiden zwischen den vergleichsweise staatsnah orga-

nisierten und hoch professionalisierten Bereichen Gesundheitswesen und soziale Dienste 

und den verhältnismäßig staatsfernen sowie stärker von ehrenamtlicher Arbeit geprägten 

Tätigkeitsfeldern von Nonprofit-Organisationen, insbesondere Freizeit und Sport“ (Pril-

                                                                                                                                    
Stellen ... kam, ist insbesondere dem Subsidiaritätsprinzip geschuldet.... Ohne dieses Verständnis in 
seiner bundesdeutschen Variante hätte die Verbändewohlfahrt weder ihr rein zahlenmäßiges Wachstum 
erreicht noch den Grad an politischen Einfluss gewonnen, wie es nach dem Zweiten Weltkrieg der Fall 
war“ (Lange 2001a, S. 18). Dementsprechend formuliert Anheier (1999, S. 154): „Das Subsidiaritäts-
prinzip und nicht das Freiwilligkeitsprinzip bilden das ökonomische Rückgrat des deutschen Nonprofit-
Sektors.“ 

47  Die gesetzliche Rahmung, die den Organisationen des Dritten Sektors ihre Handlungsmöglichkeiten 
eröffnet, ist nach wie vor auf zwei Grundprinzipien aufgebaut: einerseits auf dem vom Staat zu beurtei-
lenden Nutzen für die Gemeinschaft, der allerdings allzu oft unter der Nutzenperspektive für die staatli-
che Verwaltung interpretiert wird, und andererseits auf der vom Staat auszuübenden Kontrolle (vgl. 
Strachwitz 1999, S. 27). 

48  Zur besonderen Perspektive des (Neo)Korporatismus vgl. u.a. Backhaus-Maul (2000); Gerlinger 
(2002); Lange (2001a); Offe (1984); Streek/Schmitter (1996). 

49  Zur Erläuterung und theoretischen Einordnung des Subsidiaritätsprinzips vgl. u.a. Heinze/Olk (1984); 
Nell-Breuning (1976); Sachße (1994; 1998). 
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ler/Zimmer 2001c, S. 24).50 Im internationalen Vergleich ist die Dominanz der Bereiche 

„Soziale Dienste“ und „Gesundheitswesen“ im deutschen Dritten Sektor auffällig (vgl. An-

heier 1999, S. 149; Betzelt/Bauer 2000, S. 12; vgl. zu den Daten Kap. 4.3). Für beide 

Bereiche liegt der Anteil der Beschäftigten – in Relation zu den Beschäftigtenzahlen der 

gesamten Sektors – sowohl deutlich über dem westeuropäischen Durchschnitt (mit 11,8 

bzw. 8,7 Prozentpunkten) als auch (mit 20,5 bzw. 11 Prozentpunkten) klar über dem 

Durchschnitt aller 22 untersuchten Länder (vgl. Priller/Zimmer 2001c, S. 25). 

4.1.2 Besonderheiten im Sektoren-Vergleich 

Neben der Herausstellung einiger Besonderheiten des deutschen Dritten Sektors im inter-

nationalen Vergleich weist auch die Gegenüberstellung der Sektoren im nationalen Maß-

stab auf einige Spezifika, die es bei den weiteren Analysen zu beachten gilt. Hier zeigen 

sich, zusätzlich zu den bereits beschriebenen Differenzen, die zur Definition und Abgren-

zung des Dritten Sektors geführt haben (vgl. Kap. 3.3), beispielsweise Unterschiede hin-

sichtlich der Art und Weise der Güter- und Dienstleistungsproduktion bzw. der Bedarfsde-

ckung, der Wertigkeit verschiedener sozio-ökonomischer Rationalitäten oder mit Blick auf 

die Finanzierung (vgl. Finis Siegler 1997). Da in diesem Forschungsprojekt in erster Linie 

die Beschäftigung im Dritten Sektor und die beschäftigungspolitischen Entwicklungschan-

cen und -potenziale im Vordergrund stehen, müssen an dieser Stelle zunächst die hetero-

genen Personalstrukturen in dem Bereich des Dritten Sektors thematisiert werden, die auch 

als Folge und/oder Ausdruck der eben aufgezählten Spezifika bzw. des oben beschriebe-

nen korporatistischen Entwicklungsmodells verstanden werden können.  

 

Der Blick auf die Strukturen bzw. Statusgruppen der Beschäftigten ist damit nicht nur ein 

geeigneter Indikator zur Bestimmung der Größe und volkswirtschaftlichen Bedeutung des 

Sektors, sondern bietet auch Hinweise auf interne Verschiebungstendenzen und allgemeine 

Entwicklungen – etwa hinsichtlich der Professionalisierung oder Verberuflichung eines Ar-

beitsfeldes. In einem zweiten Schritt wird die eher analytische Darstellung der Beschäftig-

tenstruktur anschließend durch einige zentrale empirische Belege zur quantitativen Dimen-

sion ergänzt. Dadurch wird auf der Basis vorhandener empirischer Studien und ausgehend 

vom Vergleich der verschiedenen Sektoren – wobei hauptsächlich der Marktsektor als Re-

ferenzbereich dient – in groben Zügen ein Gesamtbild der Beschäftigtenstruktur im deut-

schen Dritten Sektor entstehen. 

                                           
50  In Deutschland existieren enge Kooperationsbeziehungen zwischen Staat und Drittem Sektor vorrangig 

nur in den Bereichen Soziale Dienste und Gesundheit, nicht aber auf anderen Gebieten wie etwa dem 
Bildungswesen oder der Kultur (vgl. Priller/Zimmer 2000, S. 310). 
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Die heterogene Beschäftigtenstruktur des Dritten Sektors 

Im Bereich des Dritten Sektors findet sich zwischen den beiden Polen der „professionalisier-

ten Dienstleistungserbringung“ auf der einen Seite und dem „ehrenamtlichen, bürger-

schaftlichen bzw. freiwilligen Engagement“ auf der anderen Seite eine nahezu verwirrende 

Vielzahl von Statusgruppen und Dienstverhältnissen, unter denen das Ehrenamt, der Zivil-

dienst und die Freiwilligendienste nur jeweils eine Spielart bilden (vgl. Rauschen-

bach/Schilling 1995). Die Vielfalt der Beschäftigungsformen ist ein Charakteristikum der 

Organisationen im Dritten Sektor (vgl. Priller/Zimmer 2000, S. 311). Einen ersten Eindruck 

über das komplexe In- und Miteinander verschiedenster Gruppen vermittelt die folgende 

Abb. 4-2, die eine Kategorisierung des Personals – hier ausdrücklich in Organisationen 

des Sozial- und Gesundheitswesens – darstellt. 

Abb. 4-2: Personalgruppen im Sozial- und Gesundheitswesen 
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In Anlehnung an Goll (1991) 

Differenziert wird zwischen drei verschiedenen Typen von Arbeitsmärkten dem sogenannten 

„Ersten“, „Zweiten“ und „Dritten“ Arbeitsmarkt51 sowie dem „Informellen Bereich“, dem 

hauptsächlich Formen gemeinwohlorientierten Engagements zugerechnet werden (vgl. u.a. 

Teichert 1993). Den einzelnen Sphären sind – nach dem Kriterium des Vertragsverhältnis-

                                           
51  In dem Feld der Sozialen Arbeit existiert – wie in keinem anderen Beschäftigungssegment – eine „Art 

‚dritter Arbeitsmarkt‘ in Form von Zivildienstleistenden, Angehörigen des Freiwilligen Sozialen Jahres, 
PraktikantInnen und Ehrenamtlichen. Dieses außertarifliche Betätigungsfeld im Horizont der sozialen 
Berufe verweist darauf, dass der Bedarf an Menschen mit Zeit, Können und sozialem Engagement of-
fenbar weitaus größer ist als es der derzeit tariflich regulierte Arbeitsmarkt für soziale Berufe erwarten 
lässt“ (Rauschenbach 1996, S. 523).  
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ses und ohne Anspruch auf Vollzähligkeit – wiederum verschiedene, jeweils zentrale Mitar-

beitergruppen zugeordnet. Das Nebeneinander von vielfältig qualifizierten Berufsgruppen, 

von professionellen Fachkräften52, angelernten Personalgruppen und ehrenamtlich arbei-

tenden Laienkräften hat Auswirkungen auf das „gesellschaftliche Image“ sowie auf die An-

erkennung der Arbeit in diesem Sektor insgesamt und der fachlich ausgebildeten Personal-

gruppen als Professionen, für die vielfach sowohl ein exklusives Berufswissen, ein „Arbeits-

feld-Monopol“ als auch ein relativ großer Entscheidungsspielraum kaum zu identifizieren 

ist (vgl. Kähler 1999, S. 156f.).53 

 

Anhand dieser groben Kategorisierung lassen sich zugleich Substitutionsprozesse zwischen 

einzelnen Personalgruppen in ihrer möglichen Arbeitsmarktrelevanz aufzeigen. Wechselsei-

tige Verschiebungen zwischen einzelnen Statusgruppen haben dabei im Sozial- und Ge-

sundheitswesen eine lange Tradition – etwa mit Blick auf Übergänge zwischen dem infor-

mellen Bereich und dem Ersten Arbeitsmarkt: So gelten ehrenamtliche Mitarbeiter und Mit-

arbeiterInnen als Pioniere sozialer Arbeit, die seit der Weimarer Republik wesentlich zum 

Aufstieg des hauptberuflichen Personals beigetragen haben (vgl. Pankoke 1988; Rau-

schenbach/Sachße/Olk 1995). Auch mit Blick auf die Bundesrepublik sind im Zuge der 

Expansion und Ausdifferenzierung des Sozial- und Gesundheitswesens viele Angebote und 

Dienste zunächst von ehrenamtlichen MitarbeiterInnen als Reaktion auf gewandelte Be-

darfslagen entwickelt und – nicht zuletzt aufgrund der steigenden fachlichen Anforderun-

gen – zum Teil in hauptberufliche Tätigkeiten umgewandelt worden. Als zweites Exempel 

für Korrespondenzen zwischen einzelnen Arbeitsmärkten bzw. für gesellschaftlich bedingte 

Transformationsprozesse mit arbeitsplatzschaffender Wirkung lässt sich – beispielsweise – 

der Bedeutungsverlust der Ordensangehörigen heranziehen, deren Zahl seit den 1960er-

Jahren drastisch zurückgegangen ist.54 

                                           
52  Professionalisierung beschreibt keine besonders eindeutig und stringent verlaufende Entwicklung son-

dern deutet eher auf einen widersprüchlichen Prozess hin. So wird dieser beispielsweise für den Bereich 
der Sozialen Arbeit folgendermaßen charakterisiert: „Der geschichtliche Verlauf erscheint komplex, teil-
weise widersprüchlich und nicht ohne Überraschungen: Abschied vom ‚reinen‘ Frauenberuf (unter Bei-
behaltung eines hohen Frauenanteils), verbandliche Organisation der Berufsangehörigen (bei durch-
weg niedriger Organisationsquote), Verlagerung der beruflichen Qualifikationen von administrativen, 
juristischen, sozialmedizinischen und wirtschaftswissenschaftlichen auf pädagogische, psychologische 
und sozialwissenschaftliche Gebiete, Abstoßungs- und (neuerliche) Kooperationsprozesse zwischen be-
ruflicher und ‚ehrenamtlicher‘ sozialer Arbeit, Verlängerung und Anhebung der Ausbildung auf der E-
bene der Hochschule (und Kritik an dieser Entwicklung vor allem seitens der öffentlichen und freien 
Träger der Wohlfahrtspflege)“ (Biermann 1992, S. 254). 

53  Insbesondere die Gruppe der SozialarbeiterInnen und -pädagogInnen erleben – vornehmlich im Be-
reich der Sozialen Arbeit – in ihren Einsatzfeldern eine besondere Nähe zu vielen anderen Berufen und 
Status- und Personalgruppen. „Sie erfahren eine besondere Ausprägung dadurch, dass Soziale Arbeit 
angesiedelt ist zwischen Laienkompetenz und – höhere Qualifikationen und stärkere Spezialisierungen 
voraussetzende – Fertigkeiten von Professionen“ (Kähler 1999, S. 159). 

54  Diese Entwicklung lässt sich am Beispiel des Deutschen Caritasverbandes (DCV) eindrucksvoll verdeutli-
chen: So betrug die Zahl der Ordensangehörigen in den Einrichtungen der Caritas im Jahr 1999 rund 
12.300. Sie bildeten mit einem Anteil von 2,6% nur noch eine Minderheit unter den hauptberuflichen 
MitarbeiterInnen; 1950 waren es dagegen (bezogen auf Westdeutschland) noch rund 60.500, die ei-
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Quantitative Besonderheiten des Dritten Sektors 

Das Besondere des Dritten Sektors offenbart sich auch, wenn die quantitativen Dimensio-

nen der Sektoren miteinander verglichen werden. Hinsichtlich der MitarbeiterInnen zeigt 

sich zuallererst eine Differenz mit Blick auf die ehrenamtlich bzw. freiwillig Tätigen. Der 

Dritte Sektor zeichnet sich vor allem dadurch aus, dass dort die Ehrenamtlichen/Frei-

willigen in einem nicht unerheblichen Ausmaß und in einem deutlich stärkeren Anteil  als in 

den anderen Sektoren an der Leistungserbringung der Organisationen beteiligt sind (vgl. 

u.a. Beher/Liebig/Rauschenbach 2000; Salamon/Anheier 1999; S. 50f.).55 Bezogen auf 

die beruflich Beschäftigten werden in den empirisch fundierten Studien, die die Beschäftig-

tensituation in Deutschland insgesamt ins Blickfeld holen, die folgenden Feststellungen für 

den Dritten Sektor getroffen. Dabei findet hier der Anteil der Frauen an den Beschäftigten 

insgesamt, der Teilzeitbeschäftigten, der Beschäftigten in befristeten Arbeitsverhältnissen 

und der Beschäftigten mit öffentlicher Förderung Beachtung. 
 

 Zum Frauenanteil: Der Nonprofit- bzw. der Dritte Sektor hat gegenüber den anderen 
Sektoren den höchsten Frauenanteil (vgl. Anheier 1999, S. 149ff.). Eine Analyse des 
IAB-Betriebspanels verdeutlicht: „Mit 72% liegt der Frauenanteil in Drittsektorbetrieben 
markant über dem Gesamtdurchschnitt“ (Bellmann/Dathe/Kistler 2002, S. 3), der sich 
auf 43% beläuft. 

 

 Zur Teilzeitarbeit: Der Nonprofit- bzw. der Dritte Sektor hat gegenüber den anderen 
Sektoren den höchsten Anteil an Teilzeitarbeit (vgl. Anheier 1999, S. 149ff.). Ca. ein 
Viertel der Beschäftigten arbeiten als Teilzeitkräfte (vgl. Priller/Zimmer 2000, S. 311; 
Rückert-John 2000, S. 39). Gegenüber dieser Angabe aus dem Johns-Hopkins-Projekt 
weist die Sonderauswertung des IAB-Betriebspanels – fünf Jahre später – unverkennbar 
höhere Prozentanteile für den Dritten Sektor aus: „In Westdeutschland (41%) und in 
Ostdeutschland (39%) ist der Anteil der Teilzeitbeschäftigung in Drittsektorbetrieben 
deutlich höher als im Durchschnitt aller Betriebe (21% bzw. 16%)“ (Bellmann/Da-
the/Kistler 2002, S. 3). Dabei gilt es zu beachten, dass – wie in der gesamten berufli-
chen Arbeitswelt – auch im Dritten Sektor Frauen häufiger auf Teilzeitbasis arbeiten als 
Männer (vgl. Betzelt/Bauer 2000, S. 35). 

 

 Zur Befristung: „Erheblich größer als in der Gesamtwirtschaft (16% bzw. 5% [in West- 
bzw. Ostdeutschland d.V.]) ist mit 40% bzw. 10% der Anteil der befristet Beschäftigten“ 
(Bellmann/Dathe/Kistler 2002, S. 3).56 

                                                                                                                                    
nen Anteil von 57% an den damaligen 106.058 hauptamtlichen MitarbeiterInnen stellten (vgl. Bühler 
1994). 

55  So zeigt sich auch durch die Daten des „Freiwilligensurveys“, dass die freiwilligen, ehrenamtlichen Tä-
tigkeiten im Bereich des Dritten Sektors und mit deutlichem Abstand am häufigsten – zu 43% – im (Or-
ganisations-)Rahmen von Vereinen stattfinden (vgl. Rosenbladt 2000, S. 72). 

56  „Die liegt vor allem an den vielen Beschäftigungsverhältnissen im Dritten Sektor, die wegen arbeits-
marktpolitischer Maßnahmen einer Befristung unterliegen.... Es geht also hier [insbesondere für Ost-
deutschland d.V.] genaugenommen nicht nur um den Dritten Sektor als solchen, sondern auch um sei-
ne (vor allem über arbeitsmarktpolitische Maßnahmen vermittelte) Schnittstelle zum (zumindest mitfinan-
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 Zur öffentlichen Förderung: Der Anteil der Beschäftigten, deren Tätigkeit mit Lohnkos-
tenzuschüssen, Arbeitsbeschaffungs- oder Strukturanpassungsmaßnahmen (ABM oder 
SAM) öffentlich gefördert wird, ist – z.T. bereits durch die Antragsbedingungen vorher-
bestimmt – im Bereich des Dritten Sektors besonders hoch (vgl. Dathe/Kistler 2002, S. 
60ff.). 

 

Zusammenfassend lässt sich mit Blick auf die beruflich Tätigen auf der Grundlage des Sek-

toren-Vergleichs formulieren, dass im Dritten Sektor der Anteil der Frauen unter den Be-

schäftigten deutlich höher als in den anderen Sektoren liegt und „dass der Dritte Sektor im 

Vergleich zur Gesamtwirtschaft einen überdurchschnittlich hohen Anteil an Teilzeitarbeit 

und ‚atypischen‘ Beschäftigungsverhältnissen (wie z.B. Honorartätigkeit, geringfügige und 

kurzzeitige Beschäftigung) aufweist, die jedoch in Abhängigkeit vom Organisationsbereich 

erheblich variieren. Die Entwicklungstrends im Dritten Sektor lassen erkennen, dass der 

Abbau der sozial gesicherten Vollzeitbeschäftigung in den Organisationen mit einer Zu-

nahme flexibler, sozial schwach abgesicherter Arbeitsverhältnisse einhergeht“ (Rückert-

John 2000, S. 17).57 

4.2 Quantitäten und Strukturen des deutschen Dritten Sektors 

Zu der Anzahl der Beschäftigten des deutschen Dritten Sektors sind – je nach statistischer 

Grundlage und Erhebungszeitpunkt – unterschiedliche Aussagen zu erhalten. Insgesamt ist 

allerdings davon auszugehen, dass etwa zwischen 1,8 und 2,1 Mio. Personen in den Or-

ganisationen dieses Sektors beruflich tätig sind. Bezogen auf drei Datenquellen, auf die in 

                                                                                                                                    
zierenden) Staat – insbesondere zur staatlichen Sozial- und Arbeitsmarktpolitik“ (Bellmann/Dathe/Kistler 
2002, S. 3). 

57  Im Dritten Sektor erodiert das „klassische Erwerbsarbeitsregime mit seinem normativen Leitbild des 
Normalarbeitsverhältnisses“ (Rückert-John 2000, S. 17). Unter dem „Normalarbeitsverhältnis“ ist all-
gemein und in knapper Form formuliert „ein auf Dauer angelegtes, tarif- und sozialversicherungsrecht-
lich reguliertes Vollzeitarbeitsverhältnis“ (Dingeldey/Gottschall 2001, S. 32; vgl. auch Bonß 2000, S. 
338) zu verstehen. Auch zurzeit „ist das Normalarbeitsverhältnis noch in vielerlei Hinsicht prägend – 
wenngleich seine mittelfristige Zukunft immer fragwürdiger wird. Das Normalarbeitsverhältnis bestimmte 
die Erwerbswirklichkeit ebenso wie die wissenschaftliche Reflexion darüber.“ Bereits am Ende des 19. 
Jahrhunderts „waren zwei von drei Erwerbstätigen als Arbeiter(in), Angestellte(r) oder Beamte(r) abhän-
gig beschäftigt. Der Anteil dieser Lohn- oder Gehaltsabhängigen an der Gesamtzahl der Erwerbstätigen 
liegt mittlerweile seit 25 Jahren – sogar mit leicht wachsender Tendenz und trotz der viel zitierten ‚neuen 
Selbständigen’ – bei etwa neun Zehnteln.“ (Pries 1998, S. 159 und 160). Andererseits ist auch deut-
lich, dass eine sukzessive Abkehr von dem oben definierten Normalarbeitsverhältnis zu beobachten ist. 
Dabei geht es „um erst ansatzweise erkennbare Veränderungen, deren Ausmaß oft übertrieben wird, 
aber doch um einen bemerkbaren Wandel: Während 1970 die Relation zwischen vollzeitbeschäftigten 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern einerseits und der Summe der Teil- und Kurzzeitbeschäftigten, 
der befristet und geringfügig Beschäftigten etwa 5:1 betrug, verschob sie sich bis 1996 auf 2:1“ (Kocka 
2001, S. 13). Damit wird deutlich, dass die Erwerbsbiographien offensichtlich uneinheitlicher werden. 
Dieser Trend stellt „sich um so turbulenter dar, je größer der betrachtete Zeitraum wird“ (Bonß 2000, S. 
340). Dies bedeutet, dass einerseits der Zwang zu einer flexiblen Verwertung der eigenen Arbeitskraft 
wächst, aber andererseits dadurch eine langfristige Arbeitsmarktorientierung erhalten bleiben kann. 



50 

diesem Bericht hauptsächlich Bezug genommen wird lassen sich die folgenden Aussagen 

finden:  
 

1. Orientiert an den groben Klassifikationen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
und der Systematik der Wirtschaftsklassen der Bundesanstalt für Arbeit errechnet Klös 
(Stand Ende Juni 1997) für den Nonprofit-Sektor, der hier sowohl Gebietskörperschaf-
ten und Sozialversicherungen als auch Organisationen ohne Erwerbscharakter und pri-
vate Haushalte einschließt – eine Summe von ca. 5,3 Mio. sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte. Ohne die Beschäftigen der Gebietskörperschaften und Sozialversicherun-
gen sowie ohne die Kategorie „Private Haushalte“ ergibt sich ein Beschäftigtenvolumen 
von ca. 1,8 Mio., die von Klös dem „Nonprofit-Sektor im engeren Sinne“ zugerechnet 
werden (vgl. Klös 1998, S. 39ff.). In einer langfristigen Perspektive sind die Beschäfti-
gungsgewinne diesem definierten „Nonprofit-Sektor im engeren Sinne“ zuzurechnen: In 
einem Zeitraum von 21 Jahren (zwischen 1976 und 1997) ist hier von einer Steigerung 
um fast 110% auszugehen.58 Innerhalb dieser Kategorie kann allerdings nicht von einer 
homogenen Beschäftigungsentwicklung gesprochen werden. 

2. Hochgerechnet (Stand 2000) ergeben sich – auf der Datengrundlage des IAB-
Betriebspanels – zur Kennzeichnung des Dritten Sektors Zahlen von 76.000 Betrieben 
und 1,9 Mio. Erwerbstätigen – was einem Anteil von 5,7% aller Beschäftigten ent-
spricht (vgl. Bellmann/Dathe/Kistler 2002, S. 2). 

3. Nach den Daten des Johns-Hopkins-Projekts arbeiten im Nonprofit-Sektor der Bundes-
republik Deutschland (Stand 1995) ca. 2,1 Mio. Menschen. Umgerechnet  entspricht 
dies einer Beschäftigung von ca. 1,44 Mio. Vollzeitäquivalenten. Deren Anteil an der 
gesamtwirtschaftlichen Beschäftigung beträgt 4,93% (vgl. Abb. 4-3). 

                                           
58  Dieser ausgewiesene Beschäftigungszuwachs entspricht etwa demjenigen, der sich aufgrund der Daten 

des Johns Hopkins Comparative Nonprofit Sector Project errechnen lässt. 
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Abb. 4-3:  Vergleich der Beschäftigtenzahlen unterschiedlicher gesellschaftlicher Sektoren 
(1995; in %) 

Erwerbswirtschaft
80,1%

Dritter Sektor
5,0%

Öffentlicher 
Sektor
14,9%

 
Quelle: Priller/Zimmer (1999); Datenbasis: Johns Hopkins Comparative Nonprofit Project, eigene Berechnungen 

Auf der Grundlage der empirischen Studien lassen sich neben den Gesamtangaben zu 

den Beschäftigten weitere Strukturbedingungen – hinsichtlich der Rechtsform, der Anzahl 

der Organisationen, der Ehrenamtlichen, der (Geld-, Zeit- und Sach-)Ressourcen, des Al-

ters der Beschäftigten – des deutschen Dritten Sektor aufzeigen:  
 

 Mit Blick auf die Rechtsform der Organisationen wird der Dritte Sektor in Deutschland 
(mit 80%) von eingetragenen Vereinen geprägt (vgl. Priller/Zimmer 2000, S. 310). 

 Zum Dritten Sektor in Deutschland lassen sich ca. 416.600 Organisationen zählen, 
denen ca. 41,2 Mio. Menschen als (Vereins)Mitglieder zuzurechnen sind (vgl. Pril-
ler/Zimmer 2001, S. 20). 

 Im Dritten Sektor sind etwa 17 Mio. ehrenamtlich bzw. freiwillig engagierte Menschen 
regelmäßig tätig (Stand 1996) (vgl. Priller/Zimmer 2001c, S. 20).  

 Die Gesamtausgaben des Nonprofit-Sektors in Deutschland betragen (Stand 1995) ca. 
69,23 Mrd. Euro, was einem Anteil von 3,9% am Bruttosozialprodukt entspricht (vgl. 
Priller/Zimmer 2001c, S. 16). 

 „Öffentliche Mittel und nicht Spenden und Ehrenamtlichkeit bilden die Hauptressource 
des deutschen Nonprofit-Sektors“ (Anheier 1999, S. 155). 

 „Die häufigste Altersgruppe der NPO-MitarbeiterInnen sind die 31- bis 40-Jährigen 
(38%). 17% des Personals sind jünger als 31 Jahre, 18% älter als 50 Jahre“ (Bet-
zelt/Bauer 2000, S. 44). 

 

Wie in den vorstehenden Ausführungen und den ersten Kapiteln bereits mehrfach ange-

deutet, setzt sich der deutsche Dritte Sektor aus zwei Regionen zusammen, die – insbeson-

dere hinsichtlich ihrer Beschäftigten- und Finanzierungsstruktur – zwei unterschiedliche 

„Gesichter“ besitzen. Obwohl der ostdeutsche Nonprofit-Sektor, der mittlerweile weitge-

hend ein Spiegelbild des westdeutschen geworden ist – allerdings nur einen geringen An-
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teil des gesamten deutschen Sektors darstellt  (ca. 20%) –, hat die spezifische Situation in 

Ostdeutschland dennoch bestimmte Aspekte der Struktur, der Arbeitsweise und der Finan-

zierung der deutschen Nonprofit-Szene insgesamt beeinflusst. So hat in den neuen Bundes-

ländern etwa – im Zeitraum zwischen 1990 und 1995 – „das verstärkte Setzen auf den 

Staat in den Bereichen Gesundheitswesen, Bildung und Kultur – als Nachwirkung paterna-

listischer Strukturen aus der sozialistischen Ära – ... die Entwicklung in diesen Bereichen für 

den deutschen Nonprofit-Sektor insgesamt verlangsamt“ (vgl. Priller/Zimmer 2001d, S. 

38).  

 

Die im Vergleich zum Westen häufiger initiierten Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpoli-

tik als Folge der erheblich höheren Arbeitslosigkeit wirken sich auf den Dritten Sektor in 

Ostdeutschland aus: Der Dritte Sektor ist „wesentlich anfälliger für die Auswirkungen von 

entsprechenden Gesetzesänderungen und für die starken Schwankungen bei der Vergabe 

der Fördermittel in diesem Bereich“ (Betzelt/Bauer 2000, S. 40). Dies zieht in den Zeiten, 

in denen aufgrund prekärer Lagen der öffentlichen Haushalte aller föderalen Ebenen sämt-

liche öffentlichen Förderungen auf dem Prüfstand stehen, Effekte für die Organisationen 

des Dritten Sektors nach sich: „Während in den östlichen Bundesländern fast die Hälfte der 

befragten Organisationen (49 Prozent) von finanziellen Problemen betroffen ist, waren es 

in den alten Bundesländern mit gut einem Drittel (35 Prozent) deutlich weniger“ (Pril-

ler/Zimmer 2000, S. 318).59 

 

Auch beispielsweise hinsichtlich des Frauenanteils an den Beschäftigten sind deutliche Dif-

ferenzen zwischen West- und Ostdeutschland auszumachen. Grundsätzlich lässt sich – auf 

der Basis der Sonderauswertung des IAB-Betriebspanels – feststellen, dass der Frauenanteil 

an den Beschäftigten des Dritten Sektors in Westdeutschland mit 73% deutlich höher als in 

Ostdeutschland (65%) ist. Auch bezüglich einiger Detailanalysen ist in diesem Zusammen-

hang dieser Unterschied zu erkennen (vgl. Bellmann/Dathe/Kistler 2002, S. 3). So liegt der 

Frauenanteil ... 
 

 an den Teilzeitbeschäftigten des Dritten Sektors in Westdeutschland mit 84% oberhalb 
des Anteils in Ostdeutschland (79%). 

 an den befristet Beschäftigten des Dritten Sektors in Westdeutschland mit 70% deutlich 
über dem entsprechenden Anteil in Ostdeutschland (60%). 

                                           
59  Dieser Befund mag auch damit zusammenhängen, dass das freiwillige Engagement in Ostdeutschland 

insgesamt geringer ausfällt als im Westen und somit finanzielle Ausfälle in geringerem Maße kom-
pensiert werden können. „Der Anteil der ‚freiwillig Engagierten‘ in der Bevölkerung ab 14 Jahren be-
trägt 28% in den neuen Länder gegenüber 35% in den alten Ländern“ (Gensicke 2000, S. 176). Zu 
der Situation im Rahmen der Wohlfahrtsverbände vgl. Beher/Liebig/Rauschenbach (2000, S. 73ff.).  
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4.3 Aussagen zu Entwicklungsdynamiken des Sektors 

Der deutsche Dritte Sektor hat in den 1990er-Jahren an gesellschaftlicher Bedeutung zu-

genommen; die Beschäftigung in diesem Sektor hat zugenommen. „Die Expansion ... zwi-

schen 1990 und 1995 war das Ergebnis eines kontinuierlichen Wachstums des Nonprofit-

Sektors in den alten Bundesländern, ist aber auch in besonderem Maße auf die Gründung 

von Nonprofit-Organisationen in den neuen Bundesländern zurückzuführen“ (Pril-

ler/Zimmer 2001d, S. 37). Diese Aussage ergibt sich aus den Daten, die im Rahmen des 

Johns-Hopkins-Projektes für zwei Erhebungszeitpunkte (1990 und 1995) eruiert wurden 

(vgl. Tab. 4-1). 

Tab. 4-1: Beschäftigung im Nonprofit-Sektor (1990 und 1995; Basis: Vollzeitäquivalente) 

Jahr 
1990  

(alte Bundesländer) 
1995  

(West- u. Ostdeutschl.) 
Zuwachs 
zwischen 

Bereich 
Beschäftigte 

(absolut) 

Anteil am 
NP-Sektor 

(in %) 

Beschäftigte 
(absolut) 

Anteil am 
NP-Sektor 

(in %) 

1990-1995 
(in %) 

Kultur u. Erholung 64.350 6,3 77.350 5,4 20,2

Bildung u. Forschung 131.450 12,9 168.000 11,7 27,8

Gesundheitswesen 364.100 35,8 441.000 30,6 21,3

Soziale Dienste 328.700 32,3 559.500 38,8 70,2

Umwelt u. Naturschutz 2.500 0,2 12.000 0,8 380,0

Wohnungswesen u. Be-
schäftigung 60.600 6,0 87.850 6,1 45,0

Bürger- u. Verbraucher-
interessen 

13.700 1,3 23.700 1,6 73,0

Stiftungen 2.700 0,3 5.400 0,4 100,0

Internationale Aktivitäten 5.100 0,5 9.750 0,7 91,2

Wirtschafts- u. Berufsver-
bände 

44.800 4,4 55.800 3,9 24,6

Insgesamt 1.018.000 100 1.440.850 100 41,5

Quelle: Priller/Zimmer (2001); Datenbasis: Johns Hopkins Comparative Nonprofit Project; eigene Darstellung 

Da es zum ersten Erhebungszeitpunkt im Jahr 1990 aufgrund der dynamischen Verände-

rungen, die sich während der Umbruchzeit nach der Wiedervereinigung ergaben, nicht 

möglich war, die Situation in den neuen Bundesländern statistisch zu erfassen, unterschei-

den sich die einander gegenübergestellten Gegenstandsbereiche: Während sich die Daten 

für das Jahr 1990 auf das Gebiet der alten Bundesrepublik beziehen, sind für 1995 Zah-

len für Ost- und Westdeutschland erhoben worden. Somit sind insbesondere ein Teil der 

deutlichen quantitativen Differenzen auf diese Ausweitung des Gegenstandsbereiches zu-

rückzuführen. Es wird davon ausgegangen, dass im Jahr 1995 schätzungsweise 20% des 
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deutschen Nonprofit-Sektors auf die neuen Bundesländer entfielen (vgl. Priller/Zimmer 

1999, S. 19 und 2001, S. 37). Damit wäre allerdings auch für das Gebiet der alten Bun-

desländer für den Beobachtungszeitraum eine erhebliche absolute Steigerung der Beschäf-

tigungszahlen zu konstatieren. 

 

Aufgrund der internen groben Differenzierung des Dritten Sektors in zehn Unterbereiche 

bzw. Arbeitsfelder zeigen sich einerseits hinsichtlich der absoluten Beschäftigungszahlen als 

auch bezüglich der Steigerungsraten erhebliche Unterschiede. So wird deutlich, dass – wie 

bereits mehrfach formuliert – die Bereiche des Gesundheitswesens und der sozialen Diens-

te mit Abstand die größten Segmente des Dritten Sektors darstellen. Der gemeinsame An-

teil dieser beiden Bereiche hat trotz eines deutlichen Rückgangs des Gesundheitswesens in 

dem beobachteten Fünfjahres-Zeitraum leicht zugenommen. Während dieser 1990 bei 

68,1% lag, ergibt sich für das Jahr 1995 in der Summe ein Anteil von 69,4%. Werden die 

Steigerungsraten der einzelnen Bereiche separat betrachtet, dann werden erhebliche Diffe-

renzen offensichtlich. Insbesondere für einige der eher kleinen Bereiche – wie „Umwelt- 

und Naturschutz“, „Stiftungen“ oder „internationale Aktivitäten“ – wurden die höchsten 

Zuwächse festgestellt.60   

 

Diese Gesamtanalysen zum Dritten Sektor und seinen Segmenten können – wie bereits im 

Kapitel 2 aufgezeigt – durch Daten der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts-

pflege (BAGFW) ergänzt werden. Diese erlauben insbesondere für die beiden größten 

Segmente und für die größten Arbeitgeber des Dritten Sektors eine weitere Unterteilung. In 

den folgenden beiden Tabellen (Tab. 4-2 und Tab. 4-3) sind einerseits die langfristigen 

Entwicklungen (1970 bis 1993) der Beschäftigtenzahlen für die einzelnen wohlfahrtsver-

bandlichen Arbeitsgebieten in der alten Bundesrepublik nachgezeichnet und andererseits – 

für Gesamtdeutschland von 1993 bis 2000 – die Verschiebungen zwischen den Arbeitsfel-

dern angegeben. Zu beachten ist hierbei, dass nun – im Gegensatz zu der letzten Tabelle 

– die absoluten Beschäftigtenzahlen Berücksichtigung finden und keine Umrechnung auf 

Vollzeitfälle erfolgt.61  

                                           
60  Eine Bewertung der vereinzelt sehr hohen Steigerungsraten muss allerdings nicht nur unterschiedlichen 

Gegenstandsbereiche der beiden Erhebungen sondern auch die verschiedenen jeweils vorhandenen 
Ausgangsniveaus berücksichtigen. An den beiden Extremen beispielhaft ausgeführt bedeutet dies: Der 
Zuwachs von 380% im Bereich des Umwelt- und Naturschutzes ergibt sich aus einem Zunahme der in 
Vollzeitäquivalenten ausgedrückten Beschäftigung von insgesamt ca. 9.500 Vollzeit-Arbeitsplätzen. 
Während in dem 1995 größten Bereich der sozialen Dienste ein wesentlich geringerer Zuwachs um 
70,2% mit einem Wachstum um über 230.000 Vollzeit-Arbeitsplätzen verbunden ist.  

61  Außerdem muss diesen Selbstangaben der Wohlfahrtsverbände mit einigen Vorbehalten begegnet wer-
den. Insbesondere ältere Daten einzelner Verbände sind nicht immer als vollständig zuverlässig zu be-
zeichnen.  
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Tab. 4-2: Entwicklung der Beschäftigtenzahlen im Bereich der Freien Wohlfahrtspflege 
(nach Arbeitsfeldern; 1970-2000) 

Deutschland (West) Deutschland (gesamt) 

Arbeitsgebiete 

1970 
(abs.) 

1993 
(abs.) 

Veränd. 
`70:`93 

(in %) 

1993 
(abs.) 

1996 
(abs.) 

2000 
(abs.) 

Veränd. 
`96:`00 

(in %) 
Krankenhaus 153.861 288.025 87,2 300.394 341.798 317.516 -7,1
Jugendhilfe 97.512 169.117 73,4 183.401 231.823 256.732 10,7
Altenhilfe 49.970 166.007 232,2 185.392 217.765 237.577 9,1
Familienhilfe 31.646 59.748 88,8 69.062 85.541 89.447 4,6
Pers. i. bes. Notlag. 24.416 55.046 125,5 67.370 79.415 88.921 12,0
Behindertenhilfe 19.011 110.196 479,6 120.620 152.363 157.711 3,5
A.-, F.-, W.-bildung 12.338 10.322 -16,3 11.166 12.338 16.425 33,1
Insgesamt 381.888 858.461 124,8 937.405 1.121.043 1.164.329 3,9

Quelle: BAGFW (versch. Jahrgänge); eigene Berechnungen 

Auf der Basis der für die BAGFW aggregierten wohlfahrtsverbandlichen Selbstangaben zu 

ihren Beschäftigten zeigen sich u.a. die folgenden Entwicklungen: 
 

 In der alten Bundesrepublik sind insbesondere die Arbeitsgebiete der Behinderten- und 
der Altenhilfe zwischen 1970 und 1993 enorm gewachsen. Mit Steigerungsraten von 
fast 480% und fast 230% hat sich entsprechend deren Bedeutung im Aufgabenspekt-
rum der Wohlfahrtsverbände in starkem Maße verändert. 

 Im Vergleich dazu weisen in Gesamtdeutschland ab dem Jahr 1993 andere Arbeitsge-
biete die höchsten Wachstumsraten auf. Zwischen den Jahren 1996 und 2000 ist es 
vor allem der – insgesamt recht unbedeutende – Bereich der „Aus-, Fort- und Weiter-
bildung“, dem mit 33,1% der größte Zuwachs bei den Beschäftigtenzahlen zugewiesen 
werden kann. 

 In den letzten Jahren sind nur im Krankenhausbereich die absoluten Beschäftigtenzah-
len rückläufig (vgl. Kap. 5.3). Trotz dieser Tendenz und einer entsprechenden Verklei-
nerung des Anteils an den Gesamtzahlen von 32% auf 27,3% ist dieser Bereich auch 
nach der letzten Erhebung noch immer der größte. 

 Nach dem Krankenhausbereich sind in den Arbeitsgebieten der Kinder- und Jugendhil-
fe sowie der Altenhilfe die meisten Personen beschäftigt. Zusammen kommt diesen drei 
Bereichen ein Anteil von fast 70% aller in wohlfahrtsverbandlichen Strukturen Beschäf-
tigten zu. 
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Tab. 4-3: Anteile der Arbeitsgebiete der Freien Wohlfahrtspflege (1993 und 2000) 

1993 2000 
Arbeitsgebiete Anzahl Anteil (in %) Anzahl Anteil (in %) 
Krankenhaus 300.394 32,0 317.516 27,3 
Jugendhilfe 183.401 19,6 256.732 22,0 
Altenhilfe 185.392 19,8 237.577 20,4 
Familienhilfe 69.062 7,4 89.447 7,7 
Pers. i. bes. Notlag. 67.370 7,2 88.921 7,6 
Behindertenhilfe 120.620 12,9 157.711 13,5 
A.-, F.-, W.-bildung 11.166 1,2 16.425 1,4 
Insgesamt 937.405 100,0 1.164.329 100,0 

Quelle: BAGFW (versch. Jahrgänge); eigene Berechnungen 

Bei der Einschätzung und Bewertung der oben quantitativ nachgezeichneten Entwicklungen 

für den Dritten Sektor insgesamt ist zu berücksichtigen, dass die letzten Daten für das Jahr 

1995 ermittelt wurden und somit zwar gewissermaßen die Basis der aktuellen Situation 

rekonstruieren, aber nicht den Trend der letzten Jahre widerspiegeln. Die Daten der 

BAGFW kommen zwar schon näher an aktuelle Ist-Situation heran und berücksichtigen die 

Zahlen für den mit Abstand größten Akteursblock innerhalb des Dritten Sektors, können 

aber dennoch die Gesamtsituation des Dritten Sektors nicht abbilden. Unter Bezug auf die 

oben geschilderten hohen Beschäftigungszuwächse in den 1990er-Jahren und unter Be-

rücksichtigung einiger sich in der letzten Zeit veränderter Rahmenbedingungen für die Ar-

beit im Dritten Sektor fällt die Analyse der aktuellen Situation deutlich anders aus. Die De-

batte um die Beschäftigungspotenziale des Dritten Sektors scheint für einige Autoren heute 

bereits überholt, da dieser Sektor hinsichtlich der Zuwächse bei den Beschäftigtenzahlen 

„seinen Zenit längst erreicht hat“ (Bode 1999, S. 921). Zur Stützung dieser These lassen 

sich einige Argumente anführen:  
 

1. Der Zuwachs an Beschäftigung ist in den letzten Jahren nicht mit einem Wachstum des 
Arbeitsvolumens für beruflich arbeitende Kräfte zu erklären, sondern ist eher mit einer 
sich erhöhenden Teilzeit- und ABM-Quote verbunden. 

2. Die beiden größten und in der Vergangenheit beschäftigungsintensivsten Bereiche des 
Dritten Sektors – das Sozial- und Gesundheitswesens – stehen vor gewaltigen Rationali-
sierungswellen. 

3. Die vergangene Beschäftigungsdynamik des Dritten Sektors ist im System des deut-
schen Wohlfahrtskorporatismus durch eine Expansion öffentlicher Staatsausgaben er-
klärbar, die gegenwärtig und in naher Zukunft nicht mehr möglich erscheinen. 

 

Auch auf der Grundlage von Studien, die neuere Daten zum Dritten Sektor heranziehen 

konnten, ergibt sich für den Zeitraum der letzten Jahre ein anderes Bild: „Seit Mitte der 

90er-Jahre erweist sich der deutsche ‚Dritte Sektor‘ nicht mehr in dem früher beobachteten 

Ausmaß als ‚Jobmaschine‘.... Mit knapp vier Prozent war die Steigerung der Beschäftigten-
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zahlen zwischen 1995 und 1997 deutlich geringer als in den vorausgehenden Jahren“ 

(Bauer/Betzelt 1999, S. 7). Von Mitte 1999 bis Mitte 2000 ist im Dritten Sektor ein relati-

ves Beschäftigungswachstum zu verzeichnen, das mit 4% deutlich über dem aller Branchen 

(1%) und geringfügig über dem aller Dienstleistungsbetriebe (3%) liegt (vgl. Bell-

mann/Dathe/Kistler 2002, S. 2). 

 

Vor dem Hintergrund empirischer Studien sind neben der eben beschriebenen Gesamt-

entwicklung des Dritten Sektors nach Mitte der 1990er-Jahre auch weitere interne Ver-

schiebungen auszumachen: 
 

 Bei 83% der Organisationen ist die Zahl der Beschäftigten zwischen 1995 und 1997 
entweder gestiegen (30%) oder gleichgeblieben (53%) (vgl. Priller/Zimmer 2000, S. 
312).62 

 Im Zeitraum von 1995 bis 1997 hat sich die Zahl der weiblichen Vollzeitbeschäftigten 
vermindert (minus 2%), während die Zahl der vorübergehend und nebenberuflich be-
schäftigten Frauen deutlich (um plus 20%) zunahm (vgl. Betzelt/Bauer 2000, S. 36). 

 Im Zeitraum von 1995 bis 1997 erhöhte sich der Anteil der Teilzeitbeschäftigten bei 
Männer (plus 3%) und Frauen (plus 7%) (vgl. Betzelt/Bauer 2000, S. 36). Aufgrund der 
Erwartungen der Nonprofit-Organsiationen soll sich dieser Trend auch in Zukunft fort-
setzen: „Analog zum Trend der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung gehen auch die 
Nonprofit-Organisationen [im Jahr 1998 d.V.] für die Zukunft von einer deutlichen Zu-
nahme flexiblerer Beschäftigungsformen aus. Während Teilzeitarbeit sowie Honorartä-
tigkeiten in den nächsten Jahren deutlich zunehmen werden, wird die Vollzeitbeschäfti-
gung nach Einschätzung der Organisationen in Deutschland klar zurückgehen“ (Pril-
ler/Zimmer 2000, S. 320). 

 

Zusammenfassend und mit Blick auf die Zukunft lässt sich formulieren: Die erwarteten Be-

schäftigungszuwächse im Dritten Sektor sind vor dem Hintergrund einer spartendifferenzie-

renden Analyse und in Relation zu dem aktuellen Beschäftigungsniveau einzuschätzen. Es 

scheint sich zurzeit hinsichtlich der Beschäftigungstendenzen ein Bruch abzuzeichnen, d.h. 

es kann von einer Verlagerung der Entwicklungsdynamiken innerhalb des Dritten Sektors 

ausgegangen werden.63 Mit anderen Worten: Es wird denjenigen Bereichen/Sparten bzw. 

                                           
62  Neben der – oben eingenommenen – Perspektive, die die Steigerungsquoten hinsichtlich der Beschäfti-

gungszahlen für die einzelnen Bereiche aufzeigt, lässt sich auch fragen, wie sich die Beschäftigungsent-
wicklung auf der Ebene der einzelnen Organisationen darstellt. Mit dieser Fragestellung ergibt sich 
nach 1995 das folgende Bild: Insbesondere in den Bereichen Gesundheitswesen (mit 40%), Soziale 
Dienste (mit 39%) und Umwelt (mit 35%) liegt der Anteil der Organisationen, die zwischen 1995 und 
1997 ein Wachstum der Beschäftigtenzahlen zu verzeichnen hatten, besonders hoch. Insgesamt erwar-
teten – im Jahr 1998 – 20% der Organisationen des Dritten Sektors einen Anstieg der Beschäftigten-
zahlen in den nächsten fünf Jahren, 39% gegen von einer Stagnation aus, 24% rechneten mit fallenden 
Beschäftigtenzahlen (vgl. Priller/Zimmer 2000, S. 313f.). 

63  So weist dementsprechend das Projekt „Gemeinnützige Organisationen im gesellschaftlichen Wandel“ 
(für das Jahr 1998) nach, dass innerhalb des Dritten Sektors in den Bereichen Umwelt (mit 30%), Sport 
(mit 28%) und internationale Aktivitäten (mit 26%) der Anteil der Organisationen, die in den nächsten 
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Organisationen des Dritten Sektors das größte Beschäftigungspotenzial zugeschrieben, die 

sich eher staatsfern finanzieren und bislang überwiegend eher zu den kleinen Berei-

chen/Sparten gehören. Im Umkehrschluss bedeutet dieser Trend, dass die in der Vergan-

genheit – u.a. durch enge Kooperationsbeziehungen zum Staat – stark gewachsenen Be-

reiche/Sparten bzw. Organisationen nicht mehr den entscheidenden Faktor hinsichtlich 

einer positiven Beschäftigungsentwicklung darstellen64 (vgl. u.a. die Prognosen der befrag-

ten Organisationen in Priller/Zimmer 2000; Betzelt/Bauer 2000). In grundsätzlicher Weise 

wird von Betzelt/Bauer (2000, S. 13) festgestellt: Um zusätzliche Beschäftigungsperspekti-

ven entfalten zu können, bedürfen insbesondere die rechtlichen und finanzökonomischen 

Rahmenbedingungen des Dritten Sektors der Modernisierung, womit beispielsweise Prozes-

se der Entbürokratisierung, der Entwicklung eines partnerschaftlichen Verhältnisses von 

Staat und NPOs oder der Verstetigung der öffentlich ko-finanzierten Beschäftigung ge-

meint sind. 

4.4 Einflussfaktoren auf die Beschäftigung des Sektors 

Auf der Grundlage unserer Recherchen lassen sich acht zentrale Faktoren identifizieren, 

die nicht gänzlich unabhängig voneinander, sondern durchaus als sich gegenseitig beein-

flussend zu verstehen sind (Abb. 4-4). 

 

Im Folgenden wird auf die externen Einflussfaktoren der Beschäftigung des Dritten Sektors 

eingegangen. Die in die Übersicht aufgenommen Punkte sind als Überschriften zu verste-

hen, unter die weitere Faktoren zu subsumieren sind, von denen jeweils einige wichtige 

angesprochen werden.65 
 

1. Die gesetzlichen und verbandlichen Rahmenbedingungen zu den Arbeitgeber-Risiken 
und den Kosten der Beschäftigung. Hinsichtlich der aktuellen Veränderungstendenzen 
sind unter dieser Überschrift insbesondere die zurzeit heftig diskutierten politischen Pro-
gramme zur Konjunkturbelebung zu nennen, die auch die Arbeitgeber-Arbeitnehmer-
Beziehungen im Dritten Sektor modifizieren werden. Außerdem wandeln sich aktuell die 
arbeitsrechtlichen Regelungen und die Vergütungssysteme vor allem der großen Ver-
bände des Dritten Sektors. Der Abschied von der Orientierung an dem Flächentarif des 

                                                                                                                                    
fünf Jahren einen Zuwachs der Beschäftigtenzahlen erwarten, vergleichsweise am höchsten liegt (vgl. 
Priller/Zimmer 2000, S. 314). 

64  Zu den gravierendsten Problemen, mit denen die Organisationen des Dritten Sektors heute zu tun ha-
ben, „zählt die unzureichende bzw. abnehmende Finanzierung durch die öffentliche Hand bei gleichzei-
tiger zu starker Abhängigkeit von öffentlicher Finanzierung. Offensichtlich wird die Nähe zum Staat, die 
bisher zumindest auch mit einer entsprechenden Alimentierung bzw. Finanzierung einherging, von einer 
ganzen Reihe von Organisationen inzwischen als eher nachteilig empfunden“ (Priller/Zimmer 2000, S. 
319). 

65  Die unterschiedliche Färbung der Pfeile in der Abbildung drückt aus, inwieweit staatlichen Entscheidun-
gen in einem weiten Sinne Einfluss auf die berufliche Beschäftigung im Dritten Sektor zugestanden wer-
den muss. Ein dunkler Pfeil symbolisiert genau diese Beziehung. 
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öffentlichen Dienstes ist vollzogen oder scheint kurz bevor zu stehen. Dieser Prozess 
wird die Zersplitterung der Arbeitsrechtslandschaft des Dritten Sektors weiter vorantrei-
ben und seine Orientierung eher an Sparten oder Branchen und weniger an Verbands-
grenzen finden. Dies soll die Wettbewerbsfähigkeit der Nonprofit-Organisationen er-
höhen. 

Abb. 4-4: Einflussfaktoren auf die Beschäftigung im Dritten Sektor 

Berufliche
Beschäftigung im

Dritten Sektor

Staatliches 
Engagement 
in der aktiven 
Arbeitsmarkt-

politik

Finanzielles 
staatliches Engagement
zu Pflicht- und Freiwilli-
gendiensten u. in der 

Förderung der 
Freiwilligenarbeit

Gesetzliche u. verbandliche
Rahmenbedingungen zu den 
Arbeitgeber-Risiken u. den 
Kosten der Beschäftigung 

Aufgabenzu-
schreibung und
Selbstverständ-
nis öffentlicher

Akteure

Gesetzliche Rah-
mung und Definition der 

Sozialversicherungs-
leistungen

Angebot an
Arbeitskräften in den 

unterschiedlichen 
Arbeitsbereichen

des Dritten Sektors

Quantitäten hin-
sichtlich der Inanspruch-

nahme sozialer Leistungen
(demographische
Entwicklung etc.)

Finanz. u. geld-
werte Ressourcen

neben öffentl. 
Mitteln (Kirchen-, 
steuer, Spenden,
Sponsoring etc.)

 
Projekt „Entwicklungsfaktoren und -dynamiken des Dritten Sektors als Arbeitsmarkt“ 

 

2. Das finanzielle staatliche Engagement zu Pflicht- und Freiwilligendiensten und in der 
Förderung der Freiwilligenarbeit. Hier scheint sich in den letzten Jahren ein Wandel zu 
vollziehen: Die aktuellen und vor allem die prognostizierten Rahmenbedingungen für 
den zivilgesellschaftlichen Ableger der Wehrpflicht provozieren Konversionsüberlegun-
gen der Nonprofit-Organisationen. Gleichzeitig sind vielfältige Bemühungen zu beo-
bachten, die auf eine Aufwertung oder Förderung des freiwilligen bzw. bürgerschaftli-
chen Engagements hinauslaufen. 

 

3. Das staatliche Engagement in der aktiven Arbeitsmarktpolitik. Auch die arbeitsmarkt-
politischen Konzepte haben Konjunkturen und sind als konjunkturabhängig zu bezeich-
nen. Hier ist insbesondere die Haushaltslage auf Bundesebene und die Einnahmesitua-
tion der Arbeitslosenversicherung als unabhängige Variable im Blick zu behalten. 

 

4. Die Aufgabenzuschreibung und das Selbstverständnis öffentlicher Akteure. Vor dem 
Hintergrund einer schlechten Wirtschaftslage und einer prekären Situation öffentlicher 
Haushalte sind in diesem Zusammenhang Entwicklungen zu beachten, die etwa mit 
den Schlüsselbegriffen „aktivierender Sozialstaat“, „Privatisierung“ oder „Privat-public-
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partnership“ etikettiert werden können. Mit diesen Punkten sind vor allem Prozesse der 
Umschichtung zwischen den gesellschaftlichen Sektoren angesprochen, wie sie insbe-
sondere in den neuen Bundesländern zu beobachten sind. 

 

5. Die gesetzliche Rahmung und Definition der Sozialversicherungs- und Bildungsleistun-
gen. Der weitaus größte Finanzierungsanteil der Nonprofit-Organisationen entfällt auf 
die Entgelte, die letztlich mit der gesetzlichen Definition von individuellen Rechtsan-
sprüchen verbunden sind. Die Veränderungen der Leistungsgesetze haben in direkter 
Weise Auswirkungen auf die leistungserbringenden Organisationen – sowohl hinsicht-
lich des Leistungsvolumens als auch bezüglich der Zusammensetzung der Anbieterseite 
des jeweiligen Marktsegments. 

 

6. Die Quantitäten hinsichtlich der Inanspruchnahme sozialer Leistungen. In diesem Kon-
text ist vor allem auf die demographische Entwicklung zu verweisen, die Veränderungen 
in allen sozialen und gesundheitsbezogenen Arbeitsfeldern mit sich bringt.66 Die Nach-
frage nach solchen Dienstleistungen ist weiterhin etwa abhängig von der Einkommens-
situation und dem Ausgabeverhalten der privaten Haushalte. Der Bedarf nach beruflich 
erbrachten Leistungen spiegelt ebenfalls die – durchaus regional unterschiedlichen – 
Veränderungen in den Familienstrukturen oder dem Frauenerwerbsverhalten aber auch 
die Wanderungsbewegungen. Inwieweit Nonprofit-Organisationen von den Verände-
rungen betroffen sind bzw. davon profitieren hängt u.a. auch davon ab, inwieweit es 
ihnen gelingt, ihre besondere Stellung auf dem Markt der so genannten „Vertrauensgü-
ter“ und ihre corporate identity zu vermitteln. 

 

7. Die finanziellen und geldwerten Ressourcen neben öffentlichen Mitteln. In der Nachfol-
ge eines Umbaus des Sozialstaats werden die Finanzierungssäulen jenseits der öffentli-
chen und quasi-öffentlichen Mittel immer wichtiger. Hier eröffnen sich neben der direk-
ten Bezahlung durch die Kunden der Leistungen – gewissermaßen exklusiv für den Drit-
ten Sektor – die Möglichkeiten, etwa mittels „Fundraising“ Spenden oder Mittel aus 
Sponsoring oder Kirchensteuer zu akquirieren. 

 

                                           
66  Der zu erwartende deutlich veränderte Altersaufbau der Gesellschaft wird sowohl die Organisation des 

Dritten Sektors als Ganzes als auch die Aufgabenzuschreibungen der einzelnen Segmente modifizieren. 
Insgesamt sind allerdings die Folgen des demographischen Wandels aufgrund der Komplexität dieses 
Vorgangs nur äußerst schwierig vorherzusagen (vgl. Winkler/Zander 2003). Jenseits präziser und quan-
tifizierter Aussagen lässt sich allerdings zusammenfassend prognostizieren, dass insbesondere die Antei-
le älterer Menschen, älterer Kinderloser, älterer Alleinlebender, älterer Ehepaare ohne Angehörige so-
wie älterer AusländerInnen in unserer Gesellschaft – wie in vielen anderen industrialisierten Ländern 
ebenfalls – zunehmen wird. „In Verbindung mit dem gesellschaftlichen Wandel, dem Zusammenhang 
von Morbidität und Mortalitätsentwicklung sowie dem Familienstrukturwandel wirkt sich diese Entwick-
lung nachhaltig auf die Nachfrage nach solchen sozialen Diensten aus, die insbesondere im Bereich 
der gesundheitlichen, pflegerischen und hauswirtschaftlichen Hilfen Familienleistungen ergänzen oder 
ersetzen“ (Naegele 2003a, S. 31). 
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8. Das Angebot an Arbeitskräften in den unterschiedlichen Arbeitsbereichen des Dritten 
Sektors. Hinsichtlich der kurz beschriebenen besonderen Personalstruktur des Dritten 
Sektors ist hier auf die Optionen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu verweisen. 
Prinzipiell ist auch die Qualität und Attraktivität der Ausbildungs- und Arbeitsplätze re-
levant. Insbesondere für die neuen Bundesländer sind in diesem Zusammenhang auch 
die Wanderungs- bzw. die Abwanderungsbewegungen der ausgebildeten potentiellen 
ArbeitnehmerInnen von Wichtigkeit. 

4.5 Hintergrundfaktoren und Prognosen 

Diese Einflussfaktoren sind zurzeit mit unterschiedlicher Geschwindigkeit in Veränderung 

begriffen. Um die Veränderungsrichtung anzugeben oder die Veränderungsursachen zu 

bestimmen, können verschiedene Schlüsselbegriffe genutzt werden. In der Fachdiskussion 

besitzen beispielsweise die Etiketten „Ökonomisierung des Sozialsektors“, „Neue Steue-

rung öffentlicher Verwaltungen“, „Strukturwandel des Ehrenamts“,  „Reflexive Modernisie-

rung“, „Globalisierung“ oder „Wertewandel“ eine herausragende Stellung.67 Die durch 

diese Begriffe gekennzeichneten einschneidenden Veränderungen, die auch Effekte mit 

Blick auf die Angebots- und Nachfragestrukturen des Dritten Sektors haben, machen na-

türlich nicht an Sektorgrenzen halt. Daher kann angenommen werden, dass das Wachstum 

des Dritten Sektors eben nicht ausschließlich von sektorspezifischen Faktoren bestimmt 

wird. 

 

Anheier (2001, S. 69) erkennt hinter den unterschiedlichen Veränderungen in den ver-

schiedenen gesellschaftlichen Sektoren einen einheitlichen Globaltrend, nämlich „das Auf-

brechen des industriegesellschaftlichen Institutionengefüges“ in der Folge einer „weiter 

fortschreitenden Rationalisierung der Gesellschaft“.68 Auch der Dritte Sektor wird in erheb-

lichem Maße von diesem Globaltrend erfasst – dies äußert sich u.a. in den Veränderungen 

bezüglich Milieus und der Vereinslandschaft69, der veränderten Rolle des Staates (Stich-

                                           
67  Vgl. zu den Stichworten u.a. Beck/Giddens/Lash (1996); Boeßenecker/Trube/Wohlfahrt (2001); Die 

Gruppe von Lissabon (1997); Wohlfahrt (1997). 
68  „Die Ökonomisierung der Gesellschaft allgemein und des Dritten Sektors im Besonderen und die zu-

nehmende Geltung des Marktprinzips sind das Ergebnis, aber nicht die eigentliche Ursache der ... Ver-
änderungen. Die Ursache ist die weiter fortschreitende Rationalisierung der Gesellschaft, die im Markt 
ihren Ausdruck erfährt“ (Anheier 2001, S. 69). 

69  Immer mehr Bürger treten einer steigenden Anzahl von Vereinen bei, „kehren dabei aber immer häufi-
ger den milieuverbundenen Großvereinen oder Gemeinschaften, die in ihrer jetzigen Verfassung aus 
dem industriellen Zeitalter stammen, den Rücken zu. Die Vereinslandschaft wandelt sich, und die Be-
deutung der großen sozialen Aggregate geht zurück – seien es die politischen Parteien, die Gewerk-
schaften oder die Kirchen“ (Anheier 2001, S. 61). Vor allem der Wertewandel der Bevölkerung (vgl. 
Gensicke 1998; Klages 1997) und die sich daraus entwickelnden neuartigen Lebensstile und individu-
ellen Zeitbudgets werden als Motor gesehen, dass es auf der einen Seite für die genannten Mitglieder-
verbände zunehmend schwieriger wird, Mitglieder und ehrenamtlich arbeitende MitarbeiterInnen zu 
gewinnen, während auf der anderen Seite andere Mitgliederverbände, Initiativen und Bewegungen – 
wie Selbsthilfegruppen, Sportvereine oder Chöre – steigende Mitgliederzahlen aufweisen. „Betrachtet 
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wort: New Public Management), dem Entstehen neuer Organisationsformen an den 

„Nahtstellen“ zwischen den Sektoren oder den Veränderungen in der Organisations-

Zusammensetzung des Dritten Sektors selbst (Rekombinationsprozesse und Refunktionali-

tätsprozesse). Nach Anheier müssen und können sich die Organisationen des Dritten Sek-

tors grundsätzlich der zunehmenden Geltung der marktlichen Steuerung als zentrales 

Kennzeichen dieses Globaltrends stellen. Es ist nur offen, welche organisatorischen Struk-

turmerkmale des Ist-Zustands durch den notwendigen Anpassungsprozess verändert wer-

den. „Die grundlegende Frage ist also nicht so sehr, ob die heute im Dritten Sektor vor-

herrschenden Organisationsformen konkurrenzfähig sind oder ob sie es werden können. 

Die eigentliche Frage ist, ob sich die Organisationsformen als nicht-gewinnorientierte, 

gemeinnützige Einrichtungen den ... Markterfordernissen unterwerfen können und wollen“ 

(Anheier 2001, S. 67). 

 

Nach den Befunden des Projekts „New Employment Opportunities in the Third Sector 

(NETS)“ spielen vor allem die (Re)Finanzierungsmöglichkeiten der Organisationen die ent-

scheidende Rolle hinsichtlich der zukünftigen Beschäftigung im Dritten Sektor. Dabei wird 

grundsätzlich von einer abnehmenden staatlichen Bereitschaft zur Finanzierung ausgegan-

gen, was dazu führt, dass in den Bereichen, die hauptsächlich von staatlicher Finanzierung 

abhängig sind (wie z.B. im Sozialbereich) künftig mit einer stagnierenden oder sogar sin-

kenden Zahl von Erwerbsarbeitsplätzen gerechnet werden muss (vgl. Bauer/Betzelt 1999, 

S. 7). Demgegenüber eröffnen sich vielversprechende Beschäftigungsoptionen im Bereich 

derjenigen Dienstleistungen, die nicht in erster Linie von öffentlichen Finanzierungen ab-

hängen. Dies bedeutet, dass sich unter bestimmten günstigen Voraussetzungen neue Be-

schäftigungsoptionen in den Tätigkeitsfeldern Sport, Freizeit, Kultur und Umwelt ergeben 

können. „Der Bereich Gesundheit wird sich auch künftig dynamisch weiter entwickeln 

(‚Wellness‘!), voraussichtlich auch der Bereich Erziehung und Bildung. Im Sozialbereich 

hingegen zeichnet sich bei der Personalentwicklung eine stagnierende, wenn nicht gar 

rückläufige Tendenz ab“ (Betzelt/Bauer 2000, S. 12). 

                                                                                                                                    
man die Entwicklung der mitgliedschaftlichen Organisationen in Deutschland, so ist man mit einem Pa-
radoxon konfrontiert. Während einerseits die Klagen von Partei-, Gewerkschafts- und auch Kirchenver-
tretern über Einbußen bei der Mitgliedschaft und ein zurückgehendes mitgliedschaftliches Engagement 
zunehmen, ist andererseits der Organisationsgrad der Bevölkerung seit den Anfängen der Bundesrepu-
blik kontinuierlich gestiegen“ (Priller/Zimmer 1997, S. 3). Bei diesem „Verlagerungsprozess“ ist auffäl-
lig, dass diejenigen Organisationen an Attraktivität verlieren, die sich durch eine direkte oder indirekte 
hohe politische Relevanz auszeichnen und stark in korporatistischen Arrangements auf der Makro-
Ebene eingebunden sind, während gleichzeitig insgesamt der Organisationsgrad der Bevölkerung kon-
tinuierlich steigt. 
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4.6 Zur theoretischen Reflexion der Wandlungsprozesse 

Sowohl bei der Auseinandersetzung um die „Zukunft der Arbeit“ und um die Erschließung 

neuer Tätigkeitsbereiche und Beschäftigungsformen gewinnt der Nonprofit-Sektor – zumin-

dest in der wissenschaftlichen Diskussion – zunehmend Beachtung. Dennoch gilt: „Von der 

Politik und in der Öffentlichkeit wird dagegen der Sektor nach wie vor als Restgröße be-

handelt und entweder gänzlich übersehen oder nur gering geschätzt. Eine stärkere Beach-

tung der Potentiale des Sektors und seine Berücksichtigung in zukunftsträchtigen Konzepten 

stehen gerade in der politischen Diskussion noch aus“ (Priller/Zimmer/Anheier 1999, S. 

12). Dies hat auch zur Folge, dass das empirisch fundierte Wissen zu den Quantitäten des 

Dritten Sektors insgesamt als unbefriedigend bezeichnet werden muss.70 Aus den wenigen 

Datenquellen zur Beschäftigung lässt sich in groben Zügen das folgende Bild entwerfen: 

 

Nach zum Teil umfangreichen Wachstumsprozessen – insbesondere in den 1970er-Jahren 

– bis etwa Mitte der 1990er-Jahre scheint sich der Dritte Sektor in Deutschland, dem ca. 

1,8 bis 2,1 Mio. Beschäftigte zuzurechnen sind, zurzeit eher in einer Phase der Neuaus-

richtung zu befinden. Dies betrifft sowohl die internen Strukturen als auch die institutionel-

len Arrangements der NPO. Vor allem aufgrund eines in starkem Maße veränderten Aus-

gabeverhalten öffentlicher und quasi-öffentlicher Kostenträger des Sozial- und Gesund-

heitswesens – das durch gesetzliche Maßnahmen flankiert wurde bzw. wird – und vor dem 

Hintergrund sich abzeichnender und z.T. bereits wirksamer drastischer demographischer 

Veränderungen sowie der Bewegungen hinsichtlich der organisationsnahen Sozialmilieus 

wandeln sich zentrale Umgebungsbedingungen der Nonprofit-Organisationen.71 Allein mit 

Blick auf die gewandelten Finanzierungsbedingungen (beispielhafte Stichworte: „Neues 

Steuerungsmodell“, Subventionsabbau, Zuwendungsverträge, Schaffung von Markt- bzw. 

Konkurrenzsituationen, Erosion des Subsidiaritätsprinzips) wird deutlich, „dass sich auf-

grund von Veränderungen im Verhältnis zwischen Organisation und Umwelt der Reproduk-

tionsprozess von Beschäftigungsverhältnissen im Dritten Sektor nachhaltig wandelt und 

dadurch deren Expansionskorridor potenziell verengt wird“ (Bode 1999, S. 922f.).  

                                           
70  „Während uns die Mechanismen der Entstehung und Reproduktion von Erwerbsarbeit im Markt- und 

Staatssektor sehr geläufig sind, lassen sich diese Fragen für den Bereich der Dritt-Sektor-Vereinigungen 
weit weniger eindeutig beantworten“ (Bode 1999, S. 922). 

71  Durch korporatistische Arrangements im System der Wohlfahrtsproduktion sind in der Vergangenheit 
formal eigenständige, privat-gemeinnützige Verbände, Einrichtungen und Dienste in ein normiertes öf-
fentliches Versorgungssystem für Sozial-, Gesundheits- und Bildungsgüter eingebunden worden. Diese 
Beziehungen sind durch eine Finanzierung der Leistungen privat-gemeinnütziger Organisationen durch 
diejenigen öffentlichen Institutionen stabilisiert und getragen worden, die ihre eigenen finanziellen Res-
sourcen durch Zwangsabgaben sichern – also die Gebietskörperschaften der verschiedenen föderalen 
Ebenen und die Sozialversicherungen. Insbesondere diese Seite der zentralen Rahmenbedingungen, die 
mit der Finanzierung der zumeist politisch regulierten „Quasi-Märkte“ bzw. Bedarfsausgleichssysteme in 
Zusammenhang steht, hat mittelbar oder unmittelbar bestimmte Strukturbedingungen der Nonprofit-
Organisationen geprägt und in der Folge sowohl das Wachstum als auch den Abbau in den Arbeitsfel-
dern des Dritten Sektors sehr stark beeinflusst. 



64 

 

Diese Auflösungs- bzw. Veränderungstendenzen hinsichtlich der vormals relativ fest veran-

kerten Außenbeziehungen haben auch Wirkungen auf die einzelnen Nonprofit-Organisati-

onen und auf deren Einstellungsverhalten bzw. Beschäftigungspolitik.72 In den Zeiten, in 

denen etwa die Haushaltssituationen der öffentlichen Institutionen Sparen bzw. Ausgaben-

kürzungen erforderlich machen, werden neuartige Arrangements und Steuerungsoptionen 

zwischen politischer und verbandlicher Sphäre konzipiert und gesucht, die – insgesamt 

betrachtet – einen neuen „Wohlfahrtsmix“ ankündigen. „Der Entwicklungstrend ... läuft 

darauf hinaus, dass die Grenzen zwischen den einzelnen Sektoren der Wohlfahrtsprodukti-

on durchlässiger und in der Folge die Interaktionen zwischen ihnen intensiver werden.... 

Eine Steigerung des Niveaus individueller und kollektiver Wohlfahrt ist zunehmend weniger 

von Substitutions- und Verdrängungsprozessen zwischen klar abgegrenzten Sektoren, son-

dern vielmehr eher von synergetischen ‚mixes’ von unterschiedlichen Ressourcen und 

Handlungsrationalitäten zu erwarten“ (Evers/Olk 1996, S. 28f.). Sobald sich dieser „Wohl-

fahrtsmix“  auf der Ebene der einzelnen Organisation – als neu gestalteter Ressourcenmix, 

als kleinräumige Vernetzung mit veränderten intraorganisatorischen Arrangements – nie-

derschlägt bzw. realisiert, werden drei Elemente, die alle in unterschiedlicher Weise zur 

Existenzsicherung und Leistungserbringung der Organisation beitragen, in ein neues Ver-

hältnis zueinander gesetzt.  

 

Durch eine Rekombination der Faktoren – staatliche Vorgaben und (monetäre) Beiträge, 

unternehmerische Eigeninitiative und Nutzung privatwirtschaftlicher Mittel sowie engagierte 

Eigeninitiative von unmittelbar Beteiligten oder weiterer Gruppen und Instanzen im Umfeld 

– entstehen somit „hybride Organisationsformen“, die unter den heutigen Bedingungen73 

in besonderer Weise geeignet scheinen, Möglichkeiten der Revitalisierung auszuschöpfen 

und Synergieeffekte zur Beschäftigungssicherung bzw. Arbeitsbeschaffung zu nutzen (vgl. 

Evers/Rauch/Stitz 2002). Vor diesem Hintergrund lässt sich unter Bezug auf Anheier 

(2001, S. 67) resümieren: „Das kräftige Wachstum des Dritten Sektors [in der Vergangen-

heit d.V.] weist eigentlich schon auf das Ende der jetzigen Struktur und Zusammensetzung 

hin. Zunehmend bilden sich neue Organisationsformen heraus, die die herkömmlichen 

Grenzziehungen zwischen den Sektoren (Markt, Staat, Dritter Sektor) verwischen.“ 

                                           
72  „Arbeitskraft kann weniger großzügig vorgehalten werden, muss sich schneller kurzfristigen Erwartungs-

veränderungen anpassen und wird seltener in ganzheitlichen Interventionskontexten eingesetzt. Die Or-
ganisationen müssen erheblich umweltopportunistischer agieren, so dass eigene Bedarfsanalysen oder 
langfristige Konzeptentwicklungen schwieriger werden. Der Arbeitsinput richtet sich also am oberflächli-
che Leistungsoutput aus – war in Bezug auf das zukünftig erwartbare Beschäftigungsvolumen nicht ohne 
Folgen bleiben dürfte“ (Bode 1999, S. 935f.).  

73  „Betrachtet man den Wandel im Wohlfahrtswesen sowie die Reproduktionslogik neuartiger Organisati-
onen des Dritten Sektors, so wird in der Tat deutlich, dass die Formen der Umwelteinbindung und mit 
ihnen die in diesen Organisationen ausgebildeten Arbeitsverhältnisse nicht mehr viel mit jenen Zustän-
den zu tun haben, wie wir sie aus den Hochzeiten des deutschen Wohlfahrtskorporatismus kennen“ 
(Bode 1999, S. 927). 
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5 Arbeitsfelder und Regionen – Detailanalysen zum Sozial- und Ge-
sundheitswesen 

Nach den Analysen zur Gesamtsituation und Entwicklung des deutschen Dritten Sektors, 

die bereits unterschiedliche Entwicklungsverläufe und Dynamiken hervor gebracht haben, 

werden in diesem Kapitel auf der Grundlage verschiedener Datenquellen Detailanalysen 

durchgeführt. Insbesondere fünf Frageperspektiven sind für diese Detailanalysen – die so 

weit wie möglich, auch die Situation in Thüringen beleuchten und auf die zu erwartende 

zukünftige Beschäftigungssituation eingehen – ausgesucht worden (vgl. Abb. 5-1): 
 

1. Vor allem auf der Grundlage der Kinder- und Jugendhilfestatistik wird die Beschäfti-
gungsentwicklung und -situation in der Kinder- und Jugendhilfe betrachtet – insbeson-
dere im Arbeitsfeld der Kindertagesstätten. Diese Datenquelle erlaubt erstens die Bil-
dung von Zeitreihen zur Identifizierung von quantitativen Entwicklungen und zweitens 
eine Kontrastierung der Daten für das Bundesland Thüringen mit vergleichbaren Grö-
ßen. Auf dieser Basis und unter Berücksichtigung der prognostizierten demo-
graphischen Entwicklung lassen sich für Thüringen Hochrechnungen hinsichtlich des 
zukünftigen Personalbedarfs anstellen, die hier für die Kindertageseinrichtungen exem-
plarisch aufgezeigt werden (vgl. Kap. 5.1). 

2. Für den Bereich der ambulanten und stationären Pflege liefert die erstmalig zum De-
zember 1999 durchgeführte Pflegestatistik wesentliche Hinweise auf die Ist-Situation. 
Gerade für diesen Arbeitsbereich werden aufgrund der Veränderungen im Altersaufbau 
unserer Gesellschaft, hinsichtlich der Lebenserwartung und bezüglich der Pflegekonzep-
te deutliche Wandlungsprozesse erwartet (vgl. Kap. 5.2). 

3. Neben dem Pflegebereich sind insbesondere die Krankenhäuser von der „Ökonomisie-
rung“ im Sozial- und Gesundheitswesen betroffen. Auf der Grundlage der bun-
deseinheitlichen Krankenhausstatistik lassen sich dort – aus quantitativer Perspektive – 
einige zentrale Verschiebungstendenzen aufzeigen (vgl. Kap. 5.3).  

4. Mittels empirischer Daten des Statistischen Bundesamtes und der Bundesanstalt für Ar-
beit können die Entwicklungsprozesse der Beschäftigten im Bereich der personenbe-
zogenen Dienstleistungen bzw. der Gesundheits- und Sozialberufe nachgezeichnet 
werden. Damit geraten mit einem berufsbezogenen Zugang diejenigen Beschäfti-
gungssegmente ins Blickfeld, die „Dienste am Menschen“ anbieten und deren Analysen 
einen Bezug zu dem Diskurs zur „Dienstleistungsgesellschaft“ erlauben (vgl. Kap. 5.4). 

5. Da sowohl die Entstehung der beruflichen Beschäftigung im Dritten Sektor als auch die 
Ist-Situation dieses Sektors in starkem Maße als in Abhängigkeit von öffentlicher Finan-
zierung bzw. von den Geldern der Sozialversicherungssysteme und Arbeitsverwaltungen 
gesehen werden muss, ist der Ressourcenzufluss aus öffentlichen bzw. quasi-
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öffentlichen Haushalten zu berücksichtigen. In diesem Kontext wird einerseits auf die 
Entwicklungen im Zivildienstsystem und anderseits auf die Trends bei den Ar-
beitsbeschaffungs- und Strukturentwicklungsmaßnahmen eingegangen. Damit geraten 
Personalgruppen in direkter Abhängigkeit von staatlichen Finanzentscheidungen ins 
Blickfeld (vgl. Kap. 5.5). 

Abb. 5-1:  Besondere Frageperspektiven im Rahmen der Vorstudie 

Darstellung von
quantitativen
Entwicklungen

Darstellung von
quantitativen
Entwicklungen

Darstellung
der Ist-Situation
für Deutschland

Darstellung
der Ist-Situation
für Deutschland

Darstellung
der Ist-Situation
für Thüringen

Darstellung
der Ist-Situation
für Thüringen

Aussagen zur 
zukünftigen 

Beschäftigungs-
situation 

Aussagen zur 
zukünftigen 

Beschäftigungs-
situation 

Beschäftigung im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe Beschäftigung im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe 

Beschäftigung im Bereich der ambulanten und stationären Pflege Beschäftigung im Bereich der ambulanten und stationären Pflege 

Entwicklungen im KrankenhausbereichEntwicklungen im Krankenhausbereich

Beschäftigte im Bereich der personenbezogenen DienstleistungenBeschäftigte im Bereich der personenbezogenen Dienstleistungen

Personalgruppen in direkter Abhängigkeit von staatlichen FinanzentscheidungenPersonalgruppen in direkter Abhängigkeit von staatlichen Finanzentscheidungen
 

Projekt „Entwicklungsfaktoren und -dynamiken des Dritten Sektors als Arbeitsmarkt“ 

Für die Auswahl dieser Frageperspektiven bzw. Datenquellen sprachen einerseits die Beur-

teilung der Datenquellen hinsichtlich der Auswertbarkeit bezüglich unserer Fragestellungen 

und andererseits das Bemühen, ein breites Spektrum abzubilden – betreffend der Arbeits-

felder im Sozial- und Gesundheitswesen und deren Arbeitsbedingungen sowie der in Kap. 

3 erläuterten Datenquellen-Typen. Zusammengefasst erfüllen die Gesamtanalysen zu den 

Entwicklungsfaktoren und die Detailanalysen zu den genannten Themen im Rahmen des 

laufenden Forschungsprojektes zwei zentrale Aufgaben: Sie fungieren auf der Grundlage 

verschiedener Zugangswege gewissermaßen als Machbarkeitsstudie für zukünftige empiri-

sche Vorhaben und liefern gleichzeitig erste Befunde zum Beschäftigungspotenzial ausge-

wählter Teilbereiche des Dritten Sektors bzw. der Sozialwirtschaft. Bereits die nach Seg-

menten differenzierenden Gesamtanalysen des letzten Kapitels legten diese Analysen im 

Detail nahe, die im Folgenden größtenteils auch auf die spezifischen Logiken, die struktu-

rellen und rechtlichen Bedingungen der unterschiedlichen Arbeitsfelder des Sozial- und 
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Gesundheitswesens eingehen. Diese gilt es bei einer Betrachtung des Dritten Sektors als 

Arbeitsmarkt zu berücksichtigen. 

5.1 Beschäftigung im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe 

Die Kinder- und Jugendhilfe in Deutschland, für die aktuell ca. 18 Mrd. Euro aus öffentli-

chen Haushalten – hauptsächlich auf der kommunalen Ebene – aufgebracht werden und 

in der insgesamt deutlich über eine halbe Million Personen beruflich beschäftigt sind, weist 

deutliche West-Ost-Unterschiede auf (vgl. u.a. Bissinger 2002 u.a.; Liebig/Struck 2001; 

Winkler 2001). Aus diesem Grund werden die Detailanalysen zur Kinder- und Jugendhilfe 

vor allem die Aggregationsebenen Ostdeutschland und Thüringen ins Blickfeld nehmen. 

Grundlage ist dabei das System der Kinder- und Jugendhilfestatistiken, das einerseits die 

Bildung von langen Zeitreihen erlaubt und andererseits relativ vielfältige Informationen 

zum Personal bereitstellt.  

 

Dabei wird in den kommenden Ausführungen zuerst auf einige zentrale Entwicklungstrends 

der Kinder- und Jugendhilfe in den neuen Bundesländern eingegangen, wie sie sich in den 

Daten der Kinder- und Jugendhilfestatistik für das Personal spiegeln. Anschließend wird – 

exemplarisch – in weiteren Detailanalysen das mit Abstand größte Arbeitsfeld der Kinder-

tageseinrichtungen näher beleuchtet. Hierbei soll neben einer spezifischen retrospektiven 

Darstellung der Entwicklungstrends für dieses Arbeitsfeld auch auf Prognosen zur zukünfti-

gen Beschäftigungssituation eingegangen werden. 

5.1.1 Entwicklungstrends in den neuen Bundesländern und Thüringen 

Die Basiserhebung im System der Kinder- und Jugendhilfestatistiken hinsichtlich des Per-

sonals ist die zu den Einrichtungen und tätigen Personen. Diese wird in einem Turnus von 

vier Jahren jeweils zum Stichtag 31.12. erhoben. Die letzten verfügbaren Daten stammen 

aus dem Jahr 1998. In der Gegenüberstellung der drei in Ostdeutschland durchgeführten 

Befragungen ergibt sich das folgende Bild (vgl. Tab. 5-1):  
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Tab. 5-1: Entwicklung der tätigen Personen in der Kinder- und Jugendhilfe nach ausge-
wählten Merkmalen (Neue Bundesländer/Berlin-Ost; 1991-1998; jeweils zum 
31.12.) 

Jahr 1991 1994 1998 

 Abs. % Abs. % Abs. % 

Beschäftigte insg.1 203.081 100 145.820 71,8 126.962 62,5

in Vollzeitfällen1, 2 186.424 100 121.660 65,3 107.043 57,4

Frauen 190.495 93,8 133.241 91,4 112.579 88,7

Männer 12.586 6,2 12.579 8,6 14.383 11,3

< 25 Jahre 20.522 10,1 7.598 5,2 5.287 4,2

25-40 Jahre 102.263 50,4 67.397 46,2 48.197 38,0

40-60 Jahre 79.640 39,2 70.314 48,2 72.684 57,2

> 60 Jahre 656 0,3 511 0,4 794 0,6

Vollzeit2 169.843 83,6 97.972 67,2 51.268 40,4

Teilzeit 33.112 16,3 47.062 32,3 73.695 58,0

Nebentätigkeit 126 0,1 786 0,5 1.999 1,6

Öffentliche Träger 192.949 95,0 107.015 73,4 70.533 55,6

Freie Träger 10.132 5,0 38.290 26,3 55.147 43,4

Gewerbl. Träger / / 515 0,4 1.282 1,0

Verberuflichung3 179.671 88,5 135.918 93,2 121.107 95,4

Verfachlichung3 124.868 61,5 97.544 66,9 89.489 70,5

Akademisierung3 6.807 3,4 9.351 6,4 13.307 10,5

Professionalisierung3 3.680 1,8 4.305 3,0 7.484 5,9

1 Die Angaben in der Prozentspalte geben die Index-Entwicklung mit 1991 = 100 an. 

2 Teilzeitstellen wurden bis 1994 mit dem Faktor 0,5, Nebentätigkeiten mit dem Faktor 0,2 umgerechnet. Für 1998 konn-
ten exakt die Vollzeitstellen berechnet werden, da erstmals der genaue Stundenumfang pro Person erfasst wurde. Bis 
einschl. 1994 war die Vollzeittätigkeit an die übliche betriebliche Arbeitszeit der Einrichtung gebunden, so dass auch 
Personen mit weniger als 40 Stunden als solche eingestuft wurden. Um zumindest näherungsweise die Entwicklung zwi-
schen 1994 und 1998 wiederzugeben, wurde für 1998 – in Anlehnung an die Klassifizierung des Mikrozensus – die 
Vollzeittätigkeit mit 32 Stunden und mehr angesetzt. 

3 Verberuflichung: Tätigen Personen, die über eine (wie auch immer geartete) Berufsausbildung verfügen; Verfachli-
chung: Tätige Personen, die über eine fachlich einschlägige, sozialpädagogische Ausbildung verfügen; Akademisie-
rung: Tätige Personen die über einen (Fach-)Hochschulabschluss verfügen; Professionalisierung: Diplomierte Sozialpä-
dagogInnen und SozialarbeiterInnen der Fachhochschulen sowie an Universitäten ausgebildete Diplom-PädagogInnen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt (verschiedene Jahrgänge); eigene Berechnungen 
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Auf einige Entwicklungen, die sich aus diesem Zeitvergleich ableiten lassen, soll kurz hin-

weisen werden: 
 

 Das Beschäftigungsvolumen der Kinder- und Jugendhilfe in den neuen Bundesländern 
ist in dem Beobachtungszeitraum in einem starken Maße gesunken. Bezogen auf die 
Vollzeitstellen ist zwischen 1991 und 1998 ein Rückgang von fast 43% zu konstatieren. 
Dies bedeutet in absoluten Zahlen: In der Kinder- und Jugendhilfe in Ostdeutschland 
(ohne Westberlin) ist die Anzahl der Beschäftigung bis 1998 von fast 186.500 Vollzeit-
stellen auf ca. 107.000 gefallen.74 

 Die Kinder- und Jugendhilfe in Ostdeutschland wird hinsichtlich des beruflich tätigen 
Personals eindeutig von Frauen dominiert. Obwohl der Anteil der Frauen kontinuierlich 
abgenommen hat, liegt er 1998 immer noch bei 88,7%.75 

 Das Durchschnittsalter der Beschäftigten in der Kinder- und Jugendhilfe hat sich deut-
lich nach oben verschoben. Etwas vereinfacht ausgedrückt: Im Jahr 1998 gehört deut-
lich mehr als die Hälfte des Personals etwa der Elterngeneration der Kinder- und Ju-
gendlichen an, die als BesucherInnen oder BewohnerInnen die Einrichtungen/Dienste 
nutzen. 

 Waren im Jahr 1991 noch mehr als 8 von 10 Personen als Vollzeitkräfte beschäftigt, 
gehört mittlerweile der Großteil des Personals der Kategorie der Teilzeitbeschäftigten 
an. Gerade mit Blick auf den Beschäftigungsumfang der MitarbeiterInnen zeigen sich 
in der Kinder- und Jugendhilfe umfangreiche Umschichtungen: Trotz eines Abbaus hin-
sichtlich des Beschäftigungsvolumens und des Personals ist die Anzahl der Teilzeit-
Beschäftigten von ca. 33.000 in 1991 auf fast 74.000 in 1998 angestiegen, d.h. de-
ren Zahl ist in einem Zeitraum von 7 Jahren um 123% gewachsen. 

 Hinsichtlich der Träger haben sich in dem siebenjährigen Beobachtungszeitraum e-
norme Verschiebungen zwischen dem Staatssektor und dem Dritten Sektor ergeben. 
Der Anteil der freien Träger des Dritten Sektors ist kontinuierlich angestiegen und be-
trug 1998 bereits 43,4%. Dies lässt sich als Angleichung an die westlichen Verhältnisse 
interpretieren, wo das Kontingent dieser Trägergruppe konstant bei über 60% liegt. 

 Orientiert an den formalen Bildungsabschlüssen und den vier gebildeten Kennziffern 
des letzten Blocks der Tabelle lässt sich in vereinfachender Weise festhalten: Die Quali-
fikationsstruktur des Personal der Kinder- und Jugendhilfe in den neuen Bundesländern 
hat sich zu Gunsten höherer bzw. fachlich einschlägiger Bildungsabschlüsse verändert. 

                                           
74  Einem solchermaßen dimensionierten Rückgang – vor allem in den ersten Jahren nach der „Wende“ – 

fehlt das historische Vorbild. Mit diesem Schrumpfen der Kinder- und Jugendhilfe insgesamt sind auch 
Effekte hinsichtlich des Alters der beruflich tätigen Mitarbeiterinnen oder etwa des Beschäftigungsum-
fangs verbunden. „Dieser Abbau muss als besonders prekär gelten, weil er zu einer Überalterung des 
Personalbestandes geführt hat. Entlassungen geschahen zum Nachteil jüngerer Arbeitskräfte insbeson-
dere des Kindertagesstättenbereichs. Beobachtungen und Erfahrungen erlauben hier sogar noch eine 
Zuspitzung: offensichtlich trifft nämlich dieser Befund vor allem für die Einrichtungen in öffentlicher Trä-
gerschaft zu, während Einrichtungen in freier Trägerschaft jüngeres Personal präferieren – und zwar 
nicht zuletzt aus Kostengründen, wohl aber auch im Blick auf die mögliche höhere Belastbarkeit jünge-
rer MitarbeiterInnen“ (Winkler 2001, S. 166). 

75  In den westlichen Bundesländern liegt dieser Anteil geringfügig niedriger. Er schwankt im Zeitraum von 
1974 bis 1998 zwischen 81,7% und 84,6% (vgl. Bissinger u.a. 2002, S. 47). 



70 

Dies zeigt sich in den jeweiligen Anteilen der gebildeten Kategorien, die sämtlich stei-
gen. Insbesondere ist zu beachten, dass auch die absoluten Zahlen für die Personen 
mit (Fach)Hochschulabschluss (Kategorie Akademisierung) sowie für die Personen mit 
einschlägigem (Fach)Hochschulabschluss (Kategorie Professionalisierung) steigen.  

 

Neben dem eben beschriebenen drastischen Anstieg von Teilzeitarbeit verdeutlichen die 

Daten der Kinder- und Jugendhilfestatistik allerdings auch einen Wandel hinsichtlich einer 

weiteren Ausprägung der sogenannten „prekären Beschäftigungsverhältnisse“ – nämlich 

der Befristung. Insbesondere im Feld der Kinder- und Jugendarbeit zeigt sich für Ost-

deutschland (ohne Westberlin) ein erstaunlicher Befund: In den Bereichen der „freizeitbe-

zogenen, offenen Jugendarbeit“, des „Spielplatzwesens“, der „mobilen Jugendarbeit“ so-

wie der „kulturellen Jugend(bildungs)arbeit“ lag der Anteil der befristet Beschäftigten an 

allen beruflich Tätigen im engeren Sinne – also ohne ZDL, FSJ-Kräften und PraktikantInnen 

– bereits 1998 bei über 50% (vgl. Bissinger u.a. 2002, S. 57f.).76  

 

Zusammenfassend formulieren beispielsweise Rauschenbach/Schilling (2001, S. 154) mit 

Blick auf die Stellenbefristungen: „Die Arbeitsplatzsicherheit ist in der Kinder- und Jugend-

hilfe insoweit im Vergleich zu andern Arbeitsfeldern und Branchen immer noch relativ 

hoch. Diese Stabilität ändert sich jedoch schlagartig, wenn man ins Detail geht: Hier zeigt 

sich, dass das Arbeitsplatzrisiko in erster Linie arbeitsfeldspezifisch und innerhalb der Ar-

beitsfelder wiederum tätigkeitsspezifisch ist. Und zumindest in diesem Punkt zeigen sich 

darüber hinaus auch ganz erhebliche Differenzen zwischen den alten und neuen Bundes-

ländern, aber auch zwischen öffentlichen und freien Trägern.“ 

 

Diese Analyse kann in Ansätzen durch die folgende Abb. 5-2 verdeutlicht werden. Hier 

zeigen sich nicht nur deutliche Unterschiede im Ost-West-Vergleich, sondern auch mit 

Blick auf die grobe Aufteilung der Arbeitsfelder der Kinder- und Jugendhilfe. Jenseits der 

Kindertageseinrichtungen befinden sich etwa ein Viertel aller beruflich Tätigen in Ost-

deutschland in befristeten Arbeitsverhältnissen. Es ist zu vermuten, dass diese hier statistisch 

festgestellte Tatsache Auswirkungen haben wird – nicht nur mit Blick auf die längerfristigen 

bzw. strategischen Planungsprozesse in den Arbeitsfeldern bzw. Einrichtungen, sondern 

auch hinsichtlich der Motivation der MitarbeiterInnen und der Qualität der Arbeit.  

 

                                           
76  Für Thüringen zeigt sich für das Personal mit fachspezifischen Tätigkeiten in der Kinder- und Jugendar-

beit insgesamt, dass dort 61,6% des Personals mit befristeten Beschäftigungsverhältnissen tätig sind. 
Mit diesem Anteil befindet sich Thüringen im Mittelfeld der neuen Bundesländer. Das größte Kontingent 
von MitarbeiterInnen der Kinder- und Jugendarbeit mit befristeten Beschäftigungsverhältnissen findet 
sich – mit 76,3% – in Mecklenburg-Vorpommern. Zu den Anteilen der MitarbeiterInnen in befristeten 
Arbeitsverhältnissen auf der Basis des Gesamtpersonals für Thüringen vgl. Tab. 5-5. 
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Abb. 5-2: Befristete Beschäftigungsverhältnisse1 nach Einrichtungsart (alte2 und neue Bun-
desländer; 1998; in %) 
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1 Ohne Praktikantinnen, Zivildienstleistende u. Personen im Freiwilligen Sozialen Jahr

2 Berechnet ohne  Kitas in BW, da das Merkmal Befristung nicht ausgewertet wird  
Quelle: Bissinger u.a. (2002; S. 56); eigene Darstellung 

Die oben quantifizierten internen Verschiebungen hinsichtlich der Bedeutung der Sektoren 

im Arbeitsfeld der Kinder- und Jugendhilfe zeigen sich auch für den Ausschnitt Thüringen 

(vgl. Tab. 5-2). In diesem Bundesland, für das Einzeldaten der Jahre 1994 und 1998 zur 

Verfügung stehen, sind ca. 15% des Personals der neuen Bundesländer beschäftigt – was 

für 1998 einem Personalvolumen von 19.058 Personen entspricht. In vier Jahren sind die 

dem Dritten Sektor bzw. den freien Trägern zuzurechnenden Personalzahlen in erheblichem 

Maße angestiegen – trotz eines Rückgangs der Gesamtzahlen für das Arbeitsfeld. Während 

die Zahlen für die öffentlichen Träger im Zeitraum zwischen 1994 und 1998 von ca. 

12.400 auf ca. 7.400 Personen gefallen sind, stieg die Personalzahl für die freien Träger 

von ca. 7.700 auf 11.600. Besonders hohe Steigerungsraten weisen der Paritätische mit 

über 70% und die evangelischen Träger mit fast 32% auf. 

 

Werden neben dieser Gesamtentwicklung für die neuen Bundesländer die Arbeitsfelder der 

Kinder- und Jugendhilfe ins Blickfeld gerückt, dann wird deutlich, dass dieser Rückgang 

der Gesamtzahlen für die Kinder- und Jugendhilfe eindeutig auf den Personalabbau im 

Bereich der Tageseinrichtungen für Kinder zurückzuführen ist (vgl. Tab. 5-3 und Tab. 5-4). 



72 

Tab. 5-2: Tätige Personen in der Kinder- und Jugendhilfe in Thüringen nach Trägergrup-
pe und Verband (1994 und 1998) 

Stichtag Veränderung  

31.12.`94 31.12.`98 Absolut in % 

Insgesamt 20.127 19.058 -1.069 -5,31

davon:  

Öffentliche Träger 12.383 7.439 -4.944 -39,93

Freie Träger 7.744 11.619 3.875 50,04

darunter:  

Der Paritätische 1.761 3.000 1.239 70,36

DW u. sonst. Einrichtungen der EKD   1.666 2.193 527 31,63

Arbeiterwohlfahrt 1.788 2.046 258 14,43

Quelle: Statistisches Bundesamt (versch. Jahrgänge); eigene Berechnungen 

In den neuen Bundesländern ist das Personal in diesem Arbeitsbereich im Zeitraum zwi-

schen 1991 und 1998 um mehr als die Hälfte (55,96%) zurückgegangen. Waren zum 

Stichtag 31.12.1991 noch insgesamt ca. 26.700 beruflich tätige MitarbeiterInnen be-

schäftigt, werden zum Ende des Jahres 1998 noch ca. 11.800 Personen für dieses Arbeits-

feld ausgewiesen. Dementsprechend ist auch die prozentuale Bedeutung der Tageseinrich-

tungen für Kinder im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe insgesamt gesunken: von 87% 

im Jahr 1991 auf 62% sieben Jahre später. Obwohl dieser Rückgang der Personalzahlen 

in diesem Arbeitsfeld vor allem in den ersten Jahren stattgefunden hat, ist auch zwischen 

den beiden letzten Erhebungen ein deutlicher Personalabbau – um 22,5% – zu konstatie-

ren. 
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Tab. 5-3: Tätige Personen in der Kinder- und Jugendhilfe in Thüringen nach Arbeitsfel-
dern (1991 bis 1998) 

Stichtag Stichtag Stichtag 
 

31.12.`91 
%-Anteil 

31.12.`94 
%-Anteil 

31.12.`98 
%-Anteil 

Insgesamt 30.803 100 20.127 100 19.058 100 

 

Tageseinr. für Kinder 26.725 87 15.188 75 11.771 62 

K.- u. Jugendarbeit 528 2 1.135 6 2.525 13 

Heimerziehung 1.617 5 1.957 10 2.089 11 

Jugendbehörden 828 3 957 5 998 5 

Sonst. Einrichtungen 553 2 237 1 709 4 

Jugendsozialarbeit 57 0 98 0 423 2 

Sonderpäd. Angebote 380 1 307 2 277 1 

Beratung 115 0 248 1 266 1 

Quelle: Statistisches Bundesamt (versch. Jahrgänge); eigene Berechnungen 

Dieser Personalabbau im Arbeitsfeld der Tageseinrichtungen für Kinder konnte auch nicht 

durch z.T. erhebliche Steigerungsraten in anderen Arbeitsbereichen der Kinder- und Ju-

gendhilfe aufgefangen werden. Das am stärksten wachsende Arbeitsfeld der Kinder- und 

Jugendhilfe ist die „Jugendsozialarbeit“ – allerdings handelt es sich hier um einen zahlen-

mäßig relativ kleinen Arbeitsbereich: Im Jahr 1998 waren dort in den neuen Bundeslän-

dern 423 Personen beschäftigt. Weitaus mehr Personen sind in den wachsenden Arbeits-

feldern der Kinder- und Jugendarbeit (378% Wachstum zwischen 1991 und 1998) und 

der Heimerziehung (29%) tätig. Dort wurden Ende des Jahres 1998 insgesamt ca. 5.600 

beruflich tätige MitarbeiterInnen gezählt, was einem Anteil von 24% aller in der Kinder- 

und Jugendhilfe tätigen Personen im Bundesland Thüringen entspricht. 
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Tab. 5-4: Veränderungen beim Personal in der Kinder- und Jugendhilfe in Thüringen 
nach Arbeitsfeldern (1991 bis 1998) 

Veränderung zw. `91 u. `98 Veränderung zw. `94 u. `98 
 

absolut in % absolut in % 

Insgesamt -11.745 -38,13 -1.069 -5,31 

 

Tageseinr. für Kinder -14.954 -55,96 -3.417 -22,50 

K.- u. Jugendarbeit 1.997 378,22 1.390 122,47 

Heimerziehung 472 29,19 132 6,75 

Jugendbehörden 170 20,53 41 4,28 

Sonst. Einrichtungen 156 28,21 472 199,16 

Jugendsozialarbeit 366 642,11 325 331,63 

Sonderpäd. Angebote -103 -27,11 -30 -9,77 

Beratung 151 131,30 18 7,26 

Quelle: Statistisches Bundesamt (versch. Jahrgänge); eigene Berechnungen 

Insgesamt belegen die nach Arbeitsfeldern aufgeschlüsselten Zahlen, dass die Kinder- und 

Jugendhilfe in Thüringen ein in Bewegung begriffenes Arbeitsfeld darstellt, in dem – ohne 

historisches Vorbild – sowohl enorme Prozesse des Abbaus als auch erhebliche Expansi-

onstendenzen nachzuzeichnen sind. Ob diese Entwicklungen auch in den Jahren nach 

1998 stabil geblieben sind, wird die nächste Erhebung zum Stichtag 31.12.2002, deren 

Befunde voraussichtlich Ende dieses Jahres veröffentlicht werden, verdeutlichen können. 

 

Parallel zu dieser Bewegung im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe ergibt sich – jenseits 

des Arbeitsfeldes der Kindertageseinrichtungen – eine besondere Situation hinsichtlich des 

Kriteriums der Befristung von Arbeitsverhältnissen (vgl. Tab. 5-5). Aus diesem Grund sollen 

diese Arbeitsfelder neben den Kindertageseinrichtungen, in denen insgesamt 38% aller 

tätigen Personen in der thüringischen Kinder- und Jugendhilfe beschäftigt sind, im Folgen-

den näher beleuchtet werden. Auf dem Datenfundament der Kinder- und Jugendhilfestatis-

tik (zum Stichtag 31.12.1998) werden für diesen Bereich einige interessante Details deut-

lich: 
 

 Etwa drei Viertel des Gesamtpersonals (74,3%) ist bei frei-gemeinnützigen Trägern be-
schäftigt. Die privat-gewerblichen Träger spielen auch hier eine untergeordnete Rolle. 
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 Insgesamt sind über 70% Frauen in den Arbeitsfeldern neben den Kindertageseinrich-
tungen tätig. Der größte Frauenanteil ist hier – mit 75,5% – bei den öffentlichen Trä-
gern zu finden.  

 Es zeigen sich hinsichtlich des Kriteriums Befristung deutliche Unterschiede zwischen 
den Trägergruppen: In den Einrichtungen der frei-gemeinnützigen Trägern sind über 
ein Drittel (34,7%) aller beruflich Tätigen in befristeten Arbeitsverhältnissen beschäftigt, 
während es bei den öffentlichen Trägern 17,2% sind. 

Tab. 5-5: Tätige Personen und Beschäftigungsverhältnisse in der Kinder- und Jugendhilfe 
in Thüringen (ohne Kindertageseinricht.; nach Trägergruppe; 1998) 

Träger 
 

Öffentlich Frei-ge-
meinnützig 

Privat-
gewerblich 

Insgesamt 

Beschäftigte insgesamt 1.848 5.412 27 7.287
Anteil Beschäft. nach Trägergr. (in %) 25,4 74,3 0,4 100,0

 

Weibliche Beschäftigte 1.397 3.829 14 5.240
Anteil am Gesamtpersonal (in %) 75,6 70,8 51,9 71,9

 

Angestellte mit befrist. Arbeitsverhält. 310 1.775 6 2.091
Anteil der Angest. mit Befrist. (in %)1 17,2 34,7 22,2 30,1
Weibl. Angest. m. befrist. Arbeitsverhält. 218 1.307 5 1.530
Anteil Frauen (in %) 70,3 73,6 83,3 73,2

 

PraktikantInnen, ZDL und FSJ-Kräfte 43 290 0 333
Anteil am Gesamtpersonal (in %) 2,3 5,4 0,0 4,6

1 Berechnet auf der Basis ohne PraktikantInnen, Zivildienstleistende und TeilnehmerInnen im FSJ 

Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen  

 Insgesamt liegt der Anteil der Angestellten mit Befristung in Thüringen über dem Durch-
schnitt für Ostdeutschland (vgl. Abb. 5-1). 

 Insbesondere Frauen arbeiten in befristeten Arbeitsverhältnissen. Für Thüringen ergibt 
sich mit Blick auf dieses Kriterium und im Landesdurchschnitt ein Anteil von über 73%. 
Dieser Prozentsatz liegt allerdings nur unwesentlich über dem Anteil der Frauen an den 
Gesamtbeschäftigten (71,9%). 

 Fast 5% des Personals der Arbeitsfelder neben den Kindertageseinrichtungen sind als 
PraktikantInnen, Zivildienstleistende oder als TeilnehmerInnen im Freiwilligen Sozialen 
Jahr tätig.77 Diese Personen vergrößern gewissermaßen die Gruppe derjenigen Mitar-
beiterInnen, deren zeitliche Perspektive auf ihre berufliche Tätigkeit – formal betrachtet 
– befristet ist. 

                                           
77  Zu beachten ist in diesem Zusammenhang, dass in dieser Tabelle die Anzahl der Personen und keine 

Vollzeitstellen aufgenommen sind. Dies bedeutet, dass der Anteil der MitarbeiterInnen-Gruppe der 
PraktikantInnen, Zivildienstleistenden und TeilnehmerInnen im FSJ am – evtl. in Arbeitsstunden ausge-
drückten – Arbeitsvolumen deutlich höher ausfallen dürfte. 
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5.1.2 Entwicklungen und Prognosen zum Arbeitsfeld „Kindertageseinrichtun-
gen“ 

Der institutionelle Werdegang der Kindertageseinrichtungen kann als Wandel von der Hilfe 

in Problemlagen zum Regelangebot für Familien charakterisiert werden: Während Ta-

geseinrichtungen für Kinder in den 1950er und 1960er-Jahren den Status einer „Notfall-

einrichtung“ inne hatten, entwickelte sich insbesondere der Kindergarten im Rahmen der 

Bildungsreform und dem hiermit korrespondierenden Ausbau des Elementarbereichs zu 

einer öffentlichen und unverzichtbaren familienergänzenden sozialen Dienstleistung (vgl. 

Beher 1997, S. 322). Dieser damit verbundene Bedeutungszuwachs von Kindertagesein-

richtungen gründet sich u.a. auf gesellschaftliche und familienbezogene Veränderungen, 

wie die Ausdünnung vormals komplexer Familienstrukturen und informeller Netzwerke, 

eine Zunahme Alleinerziehender sowie eine verstärkte Berufsorientierung von Frauen bzw. 

ein Anstieg der Müttererwerbsquote, die aufgrund entstehender Betreuungslücken eine 

wachsende Nachfrage nach außerfamiliären, flexiblen und arbeitsmarktkompatiblen 

Betreuungsformen bewirkt haben.78 

 

In Hinblick auf die beschäftigungspolitischen Komponenten des Arbeitsfeldes der Tagesein-

richtungen für Kinder gilt es folgende Wechselwirkung zu berücksichtigen: So bestimmt 

nicht nur u.a. eine steigende (Frauen-)Erwerbstätigkeit die Nachfrage nach Betreuungs-

möglichkeiten79, sondern eine kontinuierliche und umfangreiche Versorgungssituation 

                                           
78  Neben dem Aspekt des quantitativen Bedarfs zur alltäglichen, zeitlichen Organisation erhöhte sich auch 

angesichts eines insgesamt gestiegenen Bildungsniveaus der Anspruch an die pädagogischen Arbeit im 
außerhäuslichen Versorgungssystem, so dass parallel zur Expansion von Einrichtungen in den letzten 
drei Jahrzehnten eine qualitative Ausdifferenzierung und immer komplexere Organisationsstruktur der 
Angebotsformen zu beobachten sind. Zusätzlich zu den bestehenden traditionellen Einrichtungstypen 
„Krippe“, „Kindergarten“ und „Hort“ wurden – auch veranlasst durch die Verringerung der durch-
schnittlichen Kinderzahl pro Familie sowie eines wachsenden Anteil von Einzelkindern – kombinierte, al-
tersgemischte, strukturoffene, zeitlich unterschiedliche Betreuungskonstellationen erprobt. Durch soziale, 
pädagogische und informelle Aktivitäten entstanden alternative Einrichtungen (u.a. integrative Ta-
geseinrichtungen, selbst organisierte Elterninitiativen, Betriebskindergärten). Im Zuge der deutsch-
deutschen Wiedervereinigung wurden die Versorgungslücken der westdeutschen Betreuungslandschaft 
im Vergleich zum Vollversorgungssystem der DDR offengelegt. Als Reaktion auf quantitative Bedarfsde-
fizite und die zahlreichen qualitativen „Schönheitsfehler“ hat sich also ein stetig wachsender Bereich pri-
vat organisierter Kinderbetreuung als unüberschaubarer „grauer Markt“ herauskristallisiert. „Neben den 
in Eigeninitiative von Eltern gegründeten Kinderläden und Tageseinrichtungen, Eltern-Kind- und Selbst-
hilfegruppen und privat-informell organisierten Betreuungsverhältnissen durch Verwandte, Nachbarn 
und Freunde ... haben sich privat finanzierte Beschäftigungsformen zur Kinderbetreuung ... als Ergän-
zung oder Ersatz öffentlicher Angebote etabliert“ (Ittermann/Scharfenorth 1996, S. 22). 

79  In diesem Zusammenhang leisten insbesondere betrieblich organisierte Kinderbetreuungsmöglichkeiten 
einen Beitrag zur bedarfsorientierten Diversifizierung des Arbeitsfeldes. Angesichts des bisher deutlich 
normativ und ordnungspolitisch ausgerichteten deutschen Betreuungssystems sowie sich zuspitzender 
Spannungen zwischen Erfordernissen der Arbeitswelt und der Erziehung von Kindern wird die Erprobung 
experimenteller, neuer Zeitmodelle, die eine Gleichwertigkeit ökonomischer Entwicklungen und gesell-
schaftlicher Solidarität ermöglichen sollen, seitens der Eltern, der Wirtschaft und auch der Politik be-
grüßt. Im Rahmen der unternehmenspolitischen und familienfreundlichen Organisations- und Personal-
entwicklung kommt es dabei nicht nur zur Gründung – relativ kostenintensiver – Betriebskindergärten, 
sondern es bieten auch komplex arbeitende Familienservices beratende und entlastende Dienstleistun-
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schafft wiederum qualitativ wünschenswerte Beschäftigung und damit soziale Sicherung. Es 

kann nachgewiesen werden, dass sowohl die Dauer wie auch der Zeitpunkt einer Tätig-

keitsunterbrechung das Einkommen beeinflussen. „Umfassende Betreuungsarrangements 

können also ... mittel- bis langfristig zu höheren Einkommen bei Müttern führen. Volkswirt-

schaftlich betrachtet erhöht dies wiederum die Einkommenssteuereinnahmen und ... die 

Beitragseinnahmen der Sozialversicherungsträger“ (Spieß 2002, S. 25). 

 

Mit Blick auf vielfach diskutierte zukünftige Entwicklungstrends hinsichtlich des Abrückens 

von bedarfsplanender Objektförderung bei verstärkter Nachfrageorientierung und Subjekt-

förderung unter Gesichtspunkten der wirtschaftlichen Optimierung offenbart sich auch bei 

den Kindertageseinrichtungen die deutlichere Konturierung einer Dienstleistungsorientie-

rung, die durch eine wettbewerbliche Flexibilisierung des Gesamtangebots und die Ände-

rung der Finanzierungsmodalitäten die Vereinbarkeit der stärkeren Ausrichtung an den 

Wünschen der Familie bei gleichzeitiger Kostensenkung realisieren soll. Da die bisherige 

finanzielle Abhängigkeit vom kommunalen Budget und eine undurchsichtige Bedarfspla-

nung wesentliche Hemmnisse für eine bedarfsgerechte Versorgung mit Kinderbetreuungs-

plätzen darstellen, gehen Überlegungen und regionale Aktivitäten zur Reform des Systems 

der nachfrageorientierten Angebotssteuerung in Richtung eines Gutscheinmodells. Dem-

nach erhalten Eltern so genannte Betreuungsgutscheine, mit denen sie sich einen Kinder-

gartenplatz „einkaufen“, wodurch ein Leistungsanreiz für Träger ausgelöst und die Öffnung 

für privat-gewerbliche Anbieter vollstreckt werden soll (vgl. Kreyenfeld/Spieß/Wagner 

2002).  

 

Zur quantitativen Entwicklung dieses Arbeitsfelds in Ostdeutschland: Die institutionellen 

Kapazitäten der Kindertageseinrichtungen in den neuen Bundesländern entsprechen 1998 

rund 20% aller Einrichtungen und etwa 23% des Gesamtplatzangebots in der Bundesre-

publik. Im Kontrast zur dynamischen Personalexpansion in den alten Bundesländern hat 

der Beschäftigungsstand in Ostdeutschland zum Ende der 1990er-Jahre einen Tiefstand 

erreicht (vgl. Tab. 5-6). Die Zahl der tätigen Personen verringert sich im Zeitraum von 

1991 bis 1998 kontinuierlich von 176.600 auf 83.000 und hat sich damit fast halbiert 

(auf einen Indexwert von 47; gemessen in Vollzeitfällen auf 42). Parallel dazu wurde die 

                                                                                                                                    
gen für Mitarbeiter an, die von der familiengerechten Gestaltung von Arbeitsabläufen über die Vermitt-
lung von Tagesmüttern bis hin zur Bereitstellung eigener, variabel gestalteter (Notfall-)Betreuungsplätze 
reichen (vgl. Heinrich-Böll-Stiftung 2002, S. 40ff.). Vor dem Hintergrund, dass der Dritte Sektor vor al-
lem Arbeitsplätze für Frauen bereitstellt, sollten diese Modelle auch für die Organisationen dieses Sek-
tors von besonderem Interesse sein. Dafür ist die Entwicklung von intensiven und unkonventionellen 
Kombinations- und Kooperationsmodellen zwischen öffentlichem bzw. frei-gemeinnützigem Engage-
ment und privatwirtschaftlicher Initiative sowie der Umgang mit neuen Finanzierungsmodellen erforder-
lich. Gemeinwesenorientierung, Interessenvertretung sowie Kooperationen mit Elterninitiativen und 
Selbsthilfegruppen bilden demnach einen zentralen Schwerpunkt bei einer zukünftigen Weiterentwick-
lung des in Bewegung geratenen Arbeitsfeldes  der Kindertageseinrichtungen (vgl. u.a. Be-
her/Hoffmann/Rauschenbach 1999, S. 83ff.). 
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Zahl der Einrichtungen um 49% minimiert, das Platzangebot in den neunziger Jahren um 

mehr als 40% reduziert. 

Tab. 5-6: Ausgewählte Daten zum Arbeitsfeld Kindertageseinrichtungen in den neuen 
Bundesländern (1991-1998; jeweils zum 31.12.) 

Jahr 1991 1994 1998 

 Abs. % Abs. % Abs. % 

Personal 

Personal1 176.591 100,0 111.754 63,3 83.021 47,0 
Vollzeitfälle1 161.277 100,0 91.836 56,9 67.878 42,1 
Frauen 169.548 96,0 107.602 96,3 79.991 96,4 
Männer 7.043 4,0 4.152 3,7 3.030 3,6 
unter 25 17.740 10,0 4.485 4,0 2.236 2,7 
25 bis 40 90.748 51,4 52.045 46,6 29.176 35,1 
40 bis 60 67.691 38,3 54.992 49,2 51.256 61,7 
über 60 412 0,2 232 0,2 353 0,4 
Krippe 48.524 27,5 2.449 2,2 1.194 1,4 
Kindergarten 79.324 44,9 18.945 17,0 4.272 5,1 
Hort 13.516 7,7 11.525 10,3 9.324 11,2 
Kombi-Einricht.2 35.227 19,9 78.835 70,5 68.231 82,2 

Anzahl Einrichtungen und Plätze 

Zahl d. Einricht.1 19.127 100,0 12.452 65,1 9.711 50,8 
Plätze1 1.235.492 100,0 941.059 76,2 714.707 57,8 

Verhältniszahlen 

Vollzeitf. : Einricht. 8,4 7,4 7,0 

Plätze : Vollzeitfälle 7,7 10,2 10,5 

Plätze : Einrichtung 65,0 76,0 73,6 

1 In dieser Reihe sind in der %-Spalte Indexzahlen aufgeführt (1991 =100) 

2 Kombi-Einrichtungen = Einrichtungen mit einem Angebot an Plätzen für Kinder mehrerer Altersgruppen, zumeist in 
altersgemischten Gruppen 

Quelle: Statistisches Bundesamt (versch.  Jahrgänge); eigene Berechnungen 

Auf der Grundlage der Erhebungen im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfestatistik zeigen 

sich für den Zeitraum zwischen 1991 und 1998 weiterhin die folgenden Entwicklungen: 
 

 Das Arbeitsfeld der Kindertagesstätten ist eindeutig von Frauen dominiert – der Anteil 
der Männer ist in diesem Arbeitsfeld marginal und leicht rückläufig. 

 Auch in diesem Arbeitsfeld zeigen sich hinsichtlich des Alters des Personals deutliche 
Verschiebungen. Gehörten im Jahr 1991 noch mehr als die Hälfte aller Beschäftigten 
(51,4%) der Altersgruppe von 25 bis 40 Jahren zu, sind sieben Jahre später annähernd 
68% der Altersgruppe von 40 bis 60 Jahren zuzurechnen. Entsprechend dieses Bedeu-
tungsgewinns der Kategorie für die „älteren“ beruflich tätigen MitarbeiterInnen sinken 
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die Kontingente für die „jüngeren“ Beschäftigten. In der 1991 stärksten Gruppe befin-
den sich 1998 „nur“ noch 35%. 

 Auch mit Blick auf die Einrichtungsarten haben erhebliche Verlagerungen stattgefun-
den. Orientiert an dem Kriterium der Personalzahlen verdeutlichen die Daten der Kin-
der- und Jugendhilfestatistik, dass Krippen und Kindergärten zugunsten von Horten und 
insbesondere von „Kombi-Einrichtungen“ in erheblichem Maße „verloren“ haben. So 
sind der Anteil der Krippen von 27,5% im Jahr 1991 auf 1,4% im Jahr 1998 und der 
Anteil der Kindergärten von 44,9% auf 5,1% gesunken. Obwohl sich im Osten ein e-
normer Abbau von Kindergarten- und Krippenplätzen beobachten lässt, sind der Krip-
pen- und Hortbereich immer noch umfassender als im Westen ausgebaut. Dies liegt 
vor allem in der vergangenen engen institutionellen und personellen Verflechtung zwi-
schen Schule und Hort im Rahmen des flächendeckenden und umfassenden „DDR-
Betreuungssystem“ begründet. 

 Auf der Grundlage der Verhältniszahlen (hier Plätze zu Einrichtungen) zeigt sich, dass 
im Bereich der Kindertagesstätten ein Konzentrationsprozess zu verzeichnen ist, d.h. die 
(verbleibenden) Einrichtungen weisen 1998 mit 73,6 Plätzen im Durchschnitt deutlich 
mehr Plätze pro Einrichtung auf, als dies 1991 der Fall war (65 Plätze). 

 Es lässt sich für den Beobachtungszeitraum weiterhin ein Prozess der Arbeitsverdichtung 
vermuten. So ist die Relation von Plätzen zu Vollzeitfällen von 7,7 im Jahr 1991 auf 
10,5 im Jahr 1998 angestiegen. Insbesondere in der ersten Hälfte der 1990er-Jahre 
hat in diesem Kontext eine erhebliche Veränderung stattgefunden. 

 

Der seit 1991 sich vollziehende rasante Anstieg der Teilzeitbeschäftigung von 17% auf 

über 70% – der gesamtdeutsche Vergleichswert lag 1998 bei 42% – untermauert die rela-

tiv instabile Arbeitsmarktsituation im Bereich ostdeutscher Kindertageseinrichtungen (vgl. 

Tab. 5-7). Dementsprechend sind die Anteile für die Vollzeit-Beschäftigten drastisch gesun-

ken. In dem siebenjährigen Beobachtungszeitraum ist das Kontingent des Personals in 

Vollzeitstellen von fast 83% auf unter 29% gefallen. 

Tab. 5-7: Beschäftigungsverhältnisse des Personals der Kindertageseinrichtungen in den 
neuen Bundesländern (1991-1998; jeweils zum 31.12.) 

Jahr 1991 1994 1998 

Beschäftig.-verhältnis Abs. % Abs. % Abs. % 

Personal1 176.591 100,0 111.754 63,3 83.021 47,0 
Vollzeit 145.988 82,7 71.965 64,4 23.901 28,8 
Teilzeit 30.562 17,3 39.709 35,5 58.504 70,5 
Nebentätigkeit 41 0,0 80 0,1 616 0,7 

1 In dieser Reihe sind in der %-Spalte Indexwerte aufgeführt (1991 =100) 

Quelle: Statistisches Bundesamt (versch.  Jahrgänge); eigene Berechnungen 
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Spiegelbildlich zur westdeutschen Struktur verfügen die öffentlichen Träger auch in den 

neuen Bundesländern mit 67% über den größten Beschäftigungsanteil, die Einrichtungen 

in freier Trägerschaft hielten 32% der personellen Kapazitäten vor. Ebenso wie im Westen 

besitzen die ostdeutschen Wohlfahrtsverbände mit 85% aller Plätze in freier Trägerschaft 

den „Löwenanteil“ an vorgehaltenen Plätzen (vgl. Beher 2001, S. 60). Im Anschluss an 

den westdeutschen Institutionentransfer in die neuen Bundesländer und als Folge sich ent-

faltender organisatorischer Dritte-Sektor-Aktivitäten hat sich auch in dem Arbeitsfeld der 

Kindertageseinrichtungen eine veränderte Struktur aufgebaut, wobei die Einrichtungen in 

freier Trägerschaft als Arbeitgeber deutlich an Bedeutung gewonnen haben (vgl. Tab. 5-8). 

Ihr Personalumfang hat sich im Zeitraum von 1991 (4%) und 1998 (32%) etwa versieben-

facht. Obwohl mittelfristig mit einer bundesweiten Angleichung der Trägerstrukturen zu 

rechnen ist, vertreten doch die öffentlichen Träger zunächst weiterhin wesentliche Anteile 

des Einrichtungs- (71%) und Platzangebots (70%). Die privat-gewerblichen Träger spielen 

mengenmäßig keine tragende Rolle, wobei sich ihr Beschäftigungsvolumen im Zeitraum 

von 1994 bis 1998 von 83 auf 233 Mitarbeiter vergrößert hat. 

Tab. 5-8: Träger der Kindertageseinrichtungen in den neuen Bundesländern (1991-
1998; jeweils zum 31.12.) 

 1991 1994 1998 

 Abs. % Abs. % Abs. % 

Personal1) 176.591 100,0 111.754 63,3 83.021 47,0 
Öffentliche Träger 169.855 96,2 90.917 81,4 55.898 67,3 
Freie Träger 6.736 3,8 20.837 18,6 26.890 32,4 
Privatgewerbl. Träger – 0,0 83 0,1 233 0,3 

1 In dieser Reihe sind in der %-Spalte Indexwerte aufgeführt (1991 =100) 

Quelle: Statistisches Bundesamt (versch.  Jahrgänge); eigene Berechnungen 

Für diesen in der Vergangenheit schrumpfenden Arbeitsbereich der Tageseinrichtungen für 

Kinder zeigt der Blick in die Zukunft und hier insbesondere die Berücksichtigung der de-

mographischen Entwicklungen – unter bestimmten Bedingungen – einen Personalmehrbe-

darf (vgl. Abb. 5-3).80 Entsprechend der 9. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung 

des Statistischen Bundesamtes zeichnen sich für die Altersgruppen, die für die Bedarfsbe-

                                           
80  Die deutlichsten Auswirkungen der zu erwartenden demographischen Entwicklung auf den Bereich der 

Sozialen Arbeit werden erst in 10 oder 15 Jahren erwartet. Ausgenommen hiervon ist die Kinder- und 
Jugendhilfe, da die Folgen des Geburtenrückgangs viel eher relevant werden als beispielsweise im Be-
reich der Altenhilfe – allerdings mit ganz unterschiedlichen Trends. Allgemein lässt sich für Deutschland 
formulieren: „Schon in den nächsten 10 Jahren sind in der Kinder- und Jugendhilfe durchaus nennens-
werte Veränderungen zu erwarten. Die zu erwartenden Entwicklungen lassen allerdings keinen einheitli-
chen Abwärtstrend erkennen. Aufgrund der seit 1996 wieder ansteigenden Geburtenzahlen in den neu-
en Ländern ist z.B. im Bereich der Tageseinrichtungen für Kinder durchaus mit steigenden Bedarfen zu 
rechnen“ (Schilling 2003, S. 26). 
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rechnungen für die Kindertagesstätten ausschlaggebend sind, die folgenden zukünftigen 

Entwicklungen für die neuen Bundesländer bis zum Jahr 2015 ab: 
 

 „Eine generelle Tendenz der Bevölkerungsvorausschätzung in den neuen Bundeslän-
dern wird sein, dass in den nächsten Jahren die Anzahl der geborenen Kinder wieder 
ansteigt, sofern sich die Geburtenrate in diesem Landesteil wie erwartet bis 2005 an 
die der alten Länder angleicht. Unter dieser Voraussetzung wird die Anzahl der gebo-
renen Kinder von 107.000 im Jahre 2000 auf 127.000 im Jahre 2010 zunehmen und 
damit um 18 Prozent ansteigen“ (Schilling 2003, S. 27). 81 

Abb. 5-3: Entwicklung der für die Kindertageseinrichtungen relevanten Altersgruppen in 
den neuen Bundesländern (2000-2015; Indexentwicklung 2000=100) 
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Quelle: Statistisches Bundesamt (9. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung; Variante 1); eigene Berechnungen 

 

 Die steigenden Geburtenzahlen in den ostdeutschen Bundesländern wirken sich – wie 
zu erwarten – mit Blick auf die Altersgruppen der Krippen-, Kindergarten- und Hortkin-
der zeitlich versetzt aus. 

 Der stärkste Zuwachs – auf der Basis der Daten für das Jahr 2000 – sind für die 3- bis 
unter 6,5-jährigen Kinder zu erwarten. Bis zum Jahr 2015 ist in den neuen Bundeslän-
dern mit einem Anstieg von 36% zu rechnen. 

 Bei der Altersgruppe der 0- bis 3-Jährigen wird in den ersten Jahren ebenfalls von ei-
nem Anstieg ausgegangen. Erst etwa nach 2010 sind die Zahlen für die Jüngsten rück-
läufig. 

                                           
81  Die neuesten Berechnungen des Statistischen Bundesamtes, deren Befunde für die Länderebene erst 

Ende dieses Jahres erscheinen werden, lassen – hauptsächlich aufgrund einer zeitlich nach hinten ver-
schobenen Angleichung an die alten Bundesländer – einen etwas abgeflachten Entwicklungsverlauf ver-
muten. 
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 Im Unterschied dazu ist für den Hortbereich nach einem anfänglichen Rückgang der 
Zahlen mittlerweile von einem relativ starken Zuwachs auszugehen, der sich – in etwas 
abgeschwächter Form – bis 2015 fortsetzen wird.  

 

Diese unterschiedlichen Entwicklungen werden Auswirkungen auf den Platz- und Personal-

bedarf haben. Unter Berücksichtigung konstanter Versorgungsquoten und des aktuellen 

Personalschlüssels wird sich ab 2003 – etwa bis 2010 – ein zusätzlicher Personalbedarf 

ergeben. In diesem Zusammenhang stellt sich die Altersstruktur der sozialpädagogischen 

Fachkräfte im Gruppendienst in Kindertageseinrichtungen als relevanter Faktor dar. Infolge 

des dramatischen Geburteneinbruchs bis Mitte der 1990-Jahre und des daraus resultie-

renden geringeren Fachkräftebedarfs, wurden nämlich in erster Linie jüngere Fachkräfte 

entlassen und für ältere MitarbeiterInnen Vorruhestandsregelungen umgesetzt. Somit ent-

stand eine relativ homogene Altersstruktur des Fachpersonals, die Ende 1998 schon da-

durch gekennzeichnet war, dass bereits – auf der Grundlage einer Berechnung in Vollzeit-

stellen – rund 60% aller Fachkräfte 40 Jahre und älter waren. 

 

Diese Situation wird in naher Zukunft zwangsläufig dazu führen, dass eine nicht unerhebli-

che Anzahl von Fachkräften in Rente gehen wird und sich somit – unter der Voraussetzung 

gewisser Konstanten – ein Fachkräftemangel abzeichnet.82 „In Anbetracht des Altersauf-

baus des Personals ist mit einem altersbedingten Ausschied von jährlich ca. 1.800 Vollzeit-

stellen zu rechnen. Selbst wenn man berücksichtigt, dass die ‚Zwangsteilzeitarbeit’ in Form 

von 30- bzw. 32-Stundenstellen, die Mitte der 1990er-Jahre zur Verhinderung eines noch 

größeren Stellenabbaus eingeführt wurde, zwischen 2001 und 2005 wieder nach und 

nach in Vollzeitstellen überführt wird, ergibt sich bis 2005 insgesamt ein bereinigter Mehr-

bedarf von rund 9.000 Vollzeitstellen im Bereich der ostdeutschen Kindertageseinrichtun-

gen. Dieser Personalbedarf wird dann nach 2005 noch deutlich steigen, da der Anteil des 

Fachpersonals, welches altershalber ausscheiden wird, noch einmal zunimmt“ (Schilling 

2003, S. 28). 

 

Bei solchen Modellrechnungen für die neuen Bundesländer ist allerdings grundsätzlich auf 

einen wichtigen Hintergrundtatbestand zu verweisen: In sämtlichen Arbeitsfeldern der Kin-

der- und Jugendhilfe – mit Ausnahme der Beratungsstellen – liegen die Vergleichswerte der 

neuen Bundesländer, die sich aus dem Verhältnis der beruflich tätigen Personen mit der 

altersentsprechenden Bevölkerung der Zielgruppe ergeben, über denen in Westdeutsch-

land. Mit anderen Worten: Pro Kopf der Bevölkerung ist rechnerisch in den neuen Ländern 

von höheren Versorgungsquoten als in den alten Bundesländern auszugehen. „Ob dies 

                                           
82  So muss beachtet werden, dass diese Prognosen vom Status Quo ausgehen und beispielsweise eine 

Verschiebung des Rentenalters – wie aktuell diskutiert – auch eine entsprechende Veränderung in Bezug 
auf den sogenannten „Altersausschied“ bedeutet. 
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seinen Grund in erhöhten arbeitsmarktpolitischen Anstrengungen hat, einen erhöhten Leis-

tungsbedarf signalisiert (etwa aufgrund einer geringeren Zahl an Ehrenamtlichen, einem 

geringeren Grad an Fachlichkeit oder massiveren sozialen Problemen wie Arbeitslosigkeit 

u.ä.) oder aber einer noch nicht abgeschlossenen Anpassung der Jugendhilfe-Ost an den 

Westen geschuldet ist, lässt sich auf der Basis der vorliegenden Daten nicht klären“ (Bis-

singer u.a. 2002, S. 54). Eine zukünftige Angleichung der Situation in den neuen Bundes-

ländern hinsichtlich der Versorgungsquoten im Bereich der Kindertagesstätten an die der 

alten Bundesländer würde also grundsätzlich auf eine entsprechende Verringerung des 

Personalbedarfs hinauslaufen. 

 

Wie bereits beschrieben sind für die Prognose des zukünftigen Personalbedarfs im Arbeits-

feld der Kindertageseinrichtungen neben dem zu erwartenden Altersausschied auch die 

Entwicklungen der Kinderzahlen in den entsprechenden Altersgruppen zu berücksichtigen. 

Die zu erwartenden Auswirkungen dieser Faktoren sollen nun auch für das Bundesland 

Thüringen dargestellt werden. Aus der Kombination der Daten der Kinder- und Jugendhil-

festatistik sowie der Bevölkerungsprognose des Landesamtes für Statistik für das Land Thü-

ringen ist der Personalbedarf für die Einrichtungen der Kindertagesstätten für die nächsten 

Jahre zu ermitteln. 

 

Grundlage der kommenden Rechenmodelle hinsichtlich der zu erwartenden Anzahl der 

Kinder und des Personalbedarfs ist die Prognose der Geburtenzahlen in den nächsten Jah-

ren. Auf dem Fundament der „Basisvariante“ der 9. koordinierten Bevölkerungsvorausbe-

rechnung83 lässt sich für Thüringen die folgende Entwicklung vermuten (vgl. Abb. 5-4): Im 

Zeitraum von 2002 bis 2012 ist in dieser Alterskategorie von einem Wachstum von 9,2% 

auszugehen. Innerhalb dieser Zeitspanne ist bis 2009 – mit einem Maximum von annä-

hernd 20.400 Menschen – eine kontinuierliche Zunahme der Bevölkerung der unter 1-

Jährigen von 11,1% zu erwarten, bevor die Anzahl in den Folgejahren wieder allmählich 

zurückgeht. Die dargestellte Entwicklung für das Land zeigt sich nicht in allen Kreisen und 

kreisfreien Städten, es können vielmehr sehr unterschiedliche Entwicklungen auf regionaler 

Ebene ermittelt werden (vgl. Fendrich/Schilling 2003, S. 12ff.). 

                                           
83  Diese Vorausberechnung wurde vom Statistischen Landesamt auf der Basis des Bevölkerungsbestands 

am 31.12.1997 errechnet und berücksichtigte die Komponenten Geburtenrate, Sterbefälle und Wan-
derungen. Hinsichtlich des Faktors „Wanderungsbewegung innerhalb Deutschlands“ wurde für die na-
he Zukunft der Erfahrungswert der vergangenen Jahre zu Grunde gelegt, der deutlich macht, dass das 
jährliche Wanderungssaldo zu ungunsten von Thüringen etwa bei 5.000 bis 8.000 Personen liegt. Hin-
sichtlich der Außenwanderungen setzt die – hier als Fundament genutzte – Basisvariante voraus, dass in 
Deutschland insgesamt von einem jährlichen Wanderungsgewinn von 100.000 Personen ab dem Jahr 
2003 auszugehen ist. 
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Abb. 5-4: Bevölkerungsvorausberechnung der unter 1-Jährigen in Thüringen bis zum Jahr 
2012 (Basisvariante) 
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Quelle: Fendrich/Schilling (2003); eigene Darstellung 

Zur Errechnung des Platzbedarfs für die thüringischen Kindertagesstätten wurde die von 

den örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe erstellte Bedarfsplanung zu Grunde ge-

legt. Diese wird vom Landesamt für Soziales und Familie (Abt. 5 – Landesjugendamt) re-

gelmäßig für einen einjährigen Planungszeitraum, der vom 01.09. bis 31.08. des Folge-

jahres reicht, geprüft und genehmigt. Die derzeit verfügbaren Bedarfspläne für Kinderta-

geseinrichtungen wurden entsprechend für den Zeitraum vom 01.09.2002 bis zum 

31.08.2003 aufgestellt. Dabei handelt es sich um die Planungsdaten für das jeweilige 

kommende Kindergartenjahr, welche auf der Grundlage der prozentualen Inanspruch-

nahme aus dem jeweiligen Vorjahr unter Berücksichtigung des Bevölkerungsbe-stands und 

regionaler Gegebenheiten von den Kommunen erwartet werden und somit den tatsächli-

chen Ist-Zahlen weitestgehend nahe kommen bzw. im Idealfall deckungsgleich sind. „Auf 

der Grundlage der Planungsdaten und der Daten der Bevölkerungsvorausberechnung er-

gibt sich somit vor dem Hintergrund der betrachteten Altersgruppen eine Versorgungsquo-

te für Kinder unter 2 ½ Jahren von 17,7% und für Kindergartenkinder von 91,6%“ (Fend-

rich/Schilling 2003, S. 17).84 

                                           
84  Bezüglich der Betreuung der 6- bis unter 12-Jährigen in Kindertageseinrichtungen ergibt sich ein sehr 

niedriger Wert von 2,7%. Dies hat seine Ursache darin, dass der Freistaat Thüringen eines von drei 
Bundesländern ist, in denen die Hauptzahl der Plätze im Hortbereich bei der Schulverwaltung angesie-
delt ist. Das Deutsche Jugendinstitut (2002, S. 136) geht davon aus, dass in Thüringen bei den 6- bis 
unter 10-Jährigen insgesamt eine Versorgungsquote von 54,1% erreicht wird. Bei den folgenden Be-
rechnungen ist zu beachten, dass dort ausschließlich auf das Arbeitsgebiet der Kindertageseinrichtun-
gen Bezug genommen wird und somit die Horte an staatlichen Grundschulen keine Berücksichtigung 
finden. 
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Auf dem Fundament dieser Planungsdaten bzw. Versorgungsquoten (aus dem Jahr 2002) 

ergibt sich ein erheblicher Platzmehrbedarf bis zum Jahr 2012. Es ist zu erwarten, dass bis 

etwa zum Jahr 2008 der jährliche Mehrbedarf um die Marke von etwa 2.000 Plätzen 

schwankt und bis zum Jahr 2012 insgesamt etwa 16.660 Plätze zusätzlich nachgefragt 

werden, wovon fast 15.000 Plätze auf den Bereich der Kindergärten entfallen werden. 

„Angesichts dieser angenommenen Entwicklung hinsichtlich des Mehrbedarfs in allen drei 

Angebotsformen ist davon auszugehen, dass keine Verschiebungen der Platzkontingente 

zwischen den Betreuungsangeboten möglich sind, sondern ein Ausbau der vorhandenen 

Kapazitäten zur Aufrechterhaltung der Versorgungsquoten notwendig erscheint, wobei hier 

vor allem der Bereich der Betreuung der Kindergartenkinder betroffen ist“ (Fend-

rich/Schilling 2003, S. 19). 

 

Um von dieser Berechnung des Mehrbedarfs an Plätzen auf den Mehrbedarf an beruflich 

tätigen MitarbeiterInnen zu schließen, bedarf es einer Orientierung an bestimmten Perso-

nalquoten bezogen auf entsprechende Gruppengrößen. Auf der Grundlage der in den 

einschlägigen thüringischen Gesetzen genannten Quoten85 lässt sich eine Bedarfsplanung 

für die Fachkräfte im Gruppendienst anstellen. Demnach errechnet sich, dass in Thüringen 

im Jahr 2002 auf der Grundlage rechtlicher Regelungen von einem Bedarf von ca. 7.500 

Vollzeitstellen für Fachkräfte auszugehen ist (vgl. Tab. 5-9). Auf dieser Basis und unter Be-

rücksichtigung bestimmter Voraussetzungen – wie eine gleichbleibende Versorgungsquote 

und eine unveränderte Personalquote bei den drei Altersklassen – lässt sich für die folgen-

den Jahre der jeweilige Personalbedarf ermitteln. Es zeigt sich, dass auf dem Fundament 

der zu erwartenden demographischen Veränderungen für die Altersklassen je unterschied-

liche Bedarfsverläufe in der Zukunft zu erwarten sind. In der Summe wird allerdings deut-

lich, dass bis zum Jahr 2012 im Gruppendienst der Kindertagesstätten in Thüringen von 

einem Fachkräftemehrbedarf von über 1.300 Vollzeitkräften auszugehen ist. Dies bedeutet 

gegenüber dem Ausgangswert eine Steigerung von immerhin 18% und korrespondiert mit 

einem Mehrbedarf von insgesamt etwa 16.600 Plätzen. 

                                           
85  Die Personalintensität variiert je nach Alter der Kinder: Für die Altersgruppe der unter 2,5-Jährigen wird 

ein(e) ErzieherIn bei bis zu 8 Kindern, für die 2,5-Jährigen bis zum Schuleintritt 1,6 ErzieherInnen bei bis 
zu 20 Kindern und für die 6- bis unter 12-Jährigen ein(e) ErieherIn bei bis zu 20 Kindern angesetzt. 
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Tab. 5-9: Personalbedarf im Bereich der Kindertagesstätten in Thüringen bis 2012 

 Fachkräfte im Gruppendienst für ...  

Veränderung von ...  
zu ... 

unter 2 ½-
Jährige (ab 1 
Jahr und 10 
Monaten) 

2 ½-Jährige bis 
zum Schuleintritt  

(Kinder-
gartenkinder) 

6- bis unter 12-
Jährige (nur in 
Kindertagesein-

richtungen) 

Summe 

Ausgangswert 2002 991 6.394 119 7.504
     

2002 zu 2003 26 158 -2 183
2003 zu 2004 27 134 3 164
2004 zu 2005 29 149 5 182
2005 zu 2006 19 159 6 185
2006 zu 2007 12 165 6 182
2007 zu 2008 8 139 4 151
2008 zu 2009 7 115 3 126
2009 zu 2010 3 88 4 95
2010 zu 2011 -2 56 4 59
2011 zu 2012 -7 32 4 28
     

2002 zu 2012 123 1.194 37 1.354

Quelle: Landesamt für Soziales und Familie des Landes Thüringen (Abt. 5 – Landesjugendamt); Thüringer Landesamt für 
Statistik: Bevölkerungsvorausberechnung (Basisvariante); eigene Berechnungen 

Parallel zu diesem rechnerisch ermittelten Personalmehrbedarf im Arbeitsfeld der Kinderta-

gesstätten aufgrund der zu erwartenden demographischen Entwicklung ist der zu vermu-

tende Altersausschied des Personals zu berücksichtigen. Erst wenn beide Faktoren gleich-

zeitig ins Blickfeld genommen werden, sind Folgerungen für die zukünftige Personalent-

wicklung zu ziehen. Wie bereits oben beschrieben, hat sich das Durchschnittsalter in den 

ostdeutschen Kindertagesstätten seit Anfang der 1990er-Jahre deutlich nach oben bewegt 

(vgl. Tab. 5-6). Diese Entwicklung spiegelt sich auch in Thüringen. Dort waren von allen 

sozialpädagogischen MitarbeiterInnen zum Stichtag der letzten Erhebung (31.12.1998) 

64,2% 40 Jahre und älter (vgl. Abb. 5-1). „Nur“ 5,7% der MitarbeiterInnen hatten ein Al-

ter von unter 30 Jahren. Aufgrund dieser Altersverteilung nach der Kinder- und Jugendhil-

festatistik kann eine Vorhersage zum Altersausschied gemacht werden, indem diese Vertei-

lung nach „hinten“ verschoben wird. Diese Verschiebung der Altersstruktur in die Zukunft86 

macht deutlich, dass bis zum Jahr 2013 vermutlich etwa 3.000 Fachkräfte altersbedingt 

aus diesem Arbeitsfeld der Kinder- und Jugendhilfe ausscheiden werden. 

                                           
86  Hierbei wurde berücksichtigt, dass das durchschnittliche Renteneinstiegsalter von Frauen von unter 60 

Jahren in der Vergangenheit auf 63 Jahre angestiegen ist. Nach Einschätzung des für die Kindertages-
einrichtungen zuständigen Fachreferats 43 des Thüringer Ministeriums für Soziales, Familie und Ge-
sundheit sind die Beschäftigten in diesem Arbeitsfeld derzeit in der Regel bis zum 63. Lebensjahr tätig 
(vgl. Fendrich/Schilling 2003, S. 21). Dennoch sind hier einige Unsicherheitsfaktoren zu beachten, die 
sich etwa auf das Regel-Rentenalter der Zukunft oder das zukünftige Inanspruchnahmeverhalten hin-
sichtlich von Vorruhestandsoptionen etc. beziehen. 
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Abb. 5-5: Alter des sozialpädagogischen Personals in Kindertageseinrichtungen in Thü-
ringen (31.12.1998) 
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5.2 Beschäftigung im Bereich der ambulanten und stationären Pflege 

Die Anfänge der außerhäuslichen Pflege lagen in der Obhut der Kirchen und fanden in 

den Hospitälern der Diakonie oder im Rahmen der Gemeindepflege der Orden statt. Im 

späteren Verlauf bildete sich ein institutionelles Versorgungsnetz organisierter Fürsorge, an 

dem Hauspflege- bzw. Krankenpflegevereine, Ordensgemeinschaften und Ge-

meindepflegestationen partizipierten. In der Entwicklung zu einer Dienstleistung nach der 

Logik sozialstaatlicher Verteilungs- und professioneller Berufsnormen nahm der Staat eine 

fördernde und kontrollierende Funktion ein. Die Pflege vollzog sich in Organisationen ab-

seits von Staat und Markt – im Dritten Sektors. 

 

Die Ausbildung der ambulanten Altenpflege war stark geprägt durch die wohlfahrtsstaatli-

che – weder kosten- noch flächendeckende – Unterstützung so genannter Sozialstationen 

in überwiegender Trägerschaft der traditionellen Wohlfahrtsverbände, die den steigenden 

Pflegebedarf in den 1960er-Jahren kompensieren sollten, indem sie familiär erbrachte 

Pflegeleistungen professionell ergänzten. Die Versorgungsstrukturen waren sehr grobma-

schig und wurden durch immense Eigenanteile der Träger unterhalten, so dass Ende der 

1980er-Jahre ein Pflegenotstand herrschte (vgl. Bode/Zenker 2001, S. 496ff.). Zur Behe-

bung der Diskrepanz zwischen der Nachfrage nach Betreuungsleistungen und dem Ange-



88 

bot an vermittelbarem Personal zu dieser Zeit87 reichten die Lösungsvorschläge von einer 

Förderung der traditionellen Eigenarbeit und ehrenamtlichen Tätigkeiten bis zur intensiven 

und umfassenden Professionalisierung der Altenpflege (vgl. Ittermann/Scharfenorth 1996, 

S. 31).88 Bis heute lassen sich unterschiedliche Dynamiken identifizieren, die zur Konstituie-

rung der heutigen Versorgungs-, Personal- und Berufsstrukturen beigetragen haben (vgl. 

Beher u.a. 2002): 
 

 Der rapide ansteigende Hilfs- und Pflegebedarf aufgrund des Wandels der Geschlech-

terrollen und wachsender Frauenerwerbstätigkeit führte insgesamt zu einem quan-

titativen Ausbau der Einrichtungen und Angebote für behinderte und ältere Menschen. 

 Zugleich kam es aufgrund der Nachfrage nach unterstützenden und begleitenden Hil-

fen für eine weitgehend selbstbestimmte Lebensweise und dem Ziel des längstmög-

lichen Verbleibs im privaten, häuslichen Umfeld unter dem – fachlich und ökonomisch 

gleichermaßen begründeten – Motto „ambulant vor stationär“ zunehmend zu einer 

Stärkung und Ausdifferenzierung ambulanter Versorgungsstrukturen und teilstationärer 

Hilfen.89 

 Damit einher ging der im beruflichen Ausbildungswesen erhobene Anspruch einer 

Neudefinition der bisherigen Tätigkeitsinhalte und Anforderungsprofile zur Förderung 

sozialpflegerischer und -pädagogischer, rehabilitativer und präventiver sowie hauswirt-

schaftlicher Kompetenzen im ambulanten Bereich.90 Auch in der stationären Altenpfle-

ge wurden auf der Grundlage eines neuen Altersbildes und aktivierender Pflegeansätze 

die inhaltliche Erweiterung und die formale Höherqualifizierung der bestehenden Be-

rufsbilder angestrebt. Die Reformbemühungen hinsichtlich einer Neuordnung des 

nicht-akademischen Ausbildungs- und Berufssystems in den Bereichen der Kranken-, 

Alten- und Heilerziehungspflege angesichts der zersplitterten Ausbildungslandschaft 

und der Überschneidung der Tätigkeitsbereiche mündeten bisher in den Beschluss ei-

ner modernisierten Krankenpflegeausbildung und einer neuen bundeseinheitlichen Al-

tenpflegeausbildung.91 

                                           
87  Nach Ittermann/Scharfenorth (1996, S. 33) fehlten zu dieser Zeit in 6.300 stationären Einrichtungen 

mindestens 35.000 bis 50.000 Pflegekräfte; für die ca. 4.000 Sozialstationen der freien Wohlfahrtsver-
bände und Kommunen galt ähnliches. 

88  Wesentliche Impulse für die sukzessive Umgestaltung der Angebotsstrukturen im Bereich der ambulan-
ten und stationären Pflegehilfen gingen in den 1970er- und 1980er-Jahren von emanzipativen Strö-
mungen aus der Behindertenbewegung aus.  

89  Vgl. u.a. § 3a des Bundessozialhilfegesetzes „zum Vorrang der offenen Hilfen“, § 3 zum „Vorrang der 
häuslichen Pflege“ des Pflegeversicherungsgesetzes und die Bestimmungen des SGB V zur häuslichen 
Krankenpflege. 

90  Vgl. Beher u.a. (1998); Evers/Olk (1996a); Forschungsgesellschaft für Gerontologie (1996); Meifort 
(1995). 

91  Die bundeseinheitliche Altenpflegeausbildung trat zum 01.08.03 in Kraft, das zurzeit noch zustim-
mungspflichtige Krankenpflegegesetz soll zum 01.01.04 seine Anwendung finden; vgl. Beher u.a. 
(1998); Bauer (2001); Dielmann (2001); Meifort (2001). 
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 Mit dem auch aus Kostengründen postulierten und sozialrechtlich forcierten Vorrang 

ambulanter Dienste und komplementärer Angebote war zugleich ein Funktionswechsel 

der Alten(pflege-)heime verbunden, deren Angebots- und Bewohnerstrukturen sich auf-

grund der veränderten Finanzierungsmodalitäten immer mehr in Richtung (Schwerst-

)Pflegebedürftigkeit entwickelten. Daneben erweiterte sich – orientiert an den unter-

schiedlichen Lebenslagen und Wohnbedürfnissen – das Spektrum der Wohnangebote 

für Senioren, bspw. in Verbundlösungen mit angegliederten begleitenden und unter-

stützenden ambulanten Hilfsdiensten (vgl. Schölkopf 1998; Statistisches Bundesamt 

2001). 

 Die Etablierung der sozialen Pflegeversicherung als eigenständiger Zweig der Sozial-

versicherung (SGB VI)92 ging unter strukturellen Aspekten einher mit einer Liberalisie-

rung des Pflegemarktes und der Neugründung zahlreicher, oftmals kleiner privater 

Pflegedienste, die in Konkurrenz zu den etablierten Anbietern frei-gemeinnütziger und 

öffentlich-rechtlicher Dienstleistungen traten. Zugleich veränderte sich die Lage in den 

Pflegeeinrichtungen, die nunmehr vor der Aufgabe standen, unter verschärftem Kon-

kurrenzdruck und Sparzwängen der Kostenträger, ökonomischer zu handeln und trotz 

sich verdichtender Arbeitsprozesse die Qualität ihrer Arbeit zu sichern und weiterzuent-

wickeln (vgl. DW 2001; Bandemer u.a. 1999; Roth 2000). 

 

Die als Ausdruck dieser Entwicklungen im Folgenden dargestellten quantitativen und quali-

tativen Befunde zum Pflegebereich sind fast ausschließlich der bundesweiten Pflegestatistik 

entnommen, die zum Dezember 1999 erstmals durchgeführt wurde.93 Aufgrund dessen 

handelt es sich hierbei vorerst um eine punktuelle Bestandsaufnahme zum Pflegesektor; 

eine Zeitreihenerstellung ist bislang auf dieser umfangreichen Datengrundlage nicht mög-

lich. Dennoch lässt sich eine Fülle von Anzeichen finden, die den Pflegebereich als ein im 

Wandel begriffenes Segment des Sozial- und Gesundheitswesens identifiziert. 

5.2.1 Allgemeine Befunde zur Pflegelandschaft in Deutschland 

Mit Blick auf die Dimensionen der Pflegelandschaft konturierten die Befunde der Pflegesta-

tistik folgendes Profil94: Die bundesweit 2,02 Mio. Pflegebedürftigen95 Ende des Jahres 

                                           
92  Seit dem 01.04.1995 werden Leistungen aus der Pflegeversicherung für ambulant versorgte Pflegebe-

dürftige erteilt, für stationär Versorgte seit dem 01.07.1996. 
93  Die Rechtsgrundlage bildet das Pflegeversicherungsgesetz (§ 109 Abs. 1 SGB XI in Verbindung mit der 

Pflegestatistikverordnung vom 24.11.1999). Berücksichtigt werden bei der Pflegestatistik ausschließlich 
Einrichtungen, Leistungen und Personal im Sinne des SGB XI. Betriebe mit Versorgungsvertrag, die nicht 
mit den gesetzlichen oder privaten Krankenkassen abrechnen, sowie Personal, welches ausschließlich 
nach dem SGB V oder privat finanzierte Leistungen erbringt, werden nicht erhoben. Bei unterschiedlich 
finanzierten Leistungen wird nur der über das SGB XI abgerechnete Anteil der Arbeit einbezogen. 

94  Nach einer Länderumfrage aus dem Jahr 1992 befanden sich rund 4.000 Sozialstationen in überwie-
gender Trägerschaft der freien Wohlfahrtspflege, sowie rund 4.300 stationäre Einrichtungen. Für den 
Auf- und Ausbau der pflegerischen Infrastruktur sind die Länder verantwortlich (§ 9 SGB XI). 
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1999 werden von insgesamt knapp 20.000 Pflegeeinrichtungen mit 625.000 Beschäftig-

ten versorgt. In Anlehnung an den Ersten und Zweiten Bericht zur Entwicklung der Pflege-

versicherung (vgl. Deutscher Bundestag 1997, 2001) lassen sich folgende beschäfti-

gungswirksame Effekte identifizieren: Der bis 1996 zu verzeichnende Beschäftigungszu-

wachs von etwa 71.000 Erwerbstätigen hat sich auch nach Einsetzen der 2. Stufe der Pfle-

geversicherung kontinuierlich fortgesetzt. In den Jahren 1997 bis 1999 war eine weitere 

Zunahme von rund 73.000 (+17,8%) Erwerbstätigen zu verzeichnen. Demnach dürften 

durch die Pflegeversicherung insgesamt rund 150.000 Arbeitsplätze entstanden sein.96 

Damit kann der Pflegebereich als ein bedeutender Teilarbeitsmarkt des Sozial- und Ge-

sundheitswesens betitelt werden. 

 

Bei rund 55% der Pflegeeinrichtungen handelt es sich um ambulante Pflegedienste, die 

etwa 184.000 Personen beschäftigen. Anfang der 1990er-Jahre waren in Deutschland 

dort schätzungsweise lediglich zwischen 32.000 und 52.000 Personen tätig (vgl. Papst 

1999, S. 234). Die anderen 70% der Beschäftigten sind in den 8.900 Pflegeheimen für 

rund 28% der Pflegebedürftigen zuständig.97 Obwohl demnach aktuell immer noch 72% 

aller Pflegebedürftigen (1,44 Mio.) zu Hause versorgt werden, lässt sich seit den 1960er-

Jahren eine kontinuierliche Kapazitätensteigerung in der stationären Altenpflege beobach-

ten, um ein adäquates Versorgungsniveau für die anwachsende Masse älterer, pflegebe-

dürftiger Menschen zu gewährleisten. Im Vergleich zum stationären Bereich begann der 

durch die Sozialstationen-Programme der Bundesländer initiierte Ausbau der ambulanten 

Pflege erst in der zweiten Hälfte der 1970er-Jahre und konnte zunächst den Rückgang der 

traditionellen, konfessionell geprägten Gemeindekrankenpflege nicht aufhalten. Letztlich 

kam es auch hier über die Pflegedienste zur Expansion der häuslichen Pflege, die sich 

nach Einführung der Pflegeversicherung beschleunigte und offenbar zur Anhebung der 

Versorgungsquoten führte (vgl. Schölkopf 1998; Beher u.a. 2002). 

 

                                                                                                                                    
95  Als pflegebedürftig gelten Personen, die wegen einer körperliche, geistigen oder seelischen Krankheit 

oder Behinderung für die gewöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen im Ablauf des 
täglichen Lebens auf Dauer, voraussichtlich für mindestens sechs Monate, in erheblichem oder höhe-
rem Maße der Hilfe bedürfen (§ 14 SGB XI). 

96  Es wird darauf verwiesen, dass die in anderen Berufsgruppen, wie z.B. Verwaltungs- und Organisati-
onsberufen, aufgetretenen Beschäftigungseffekte noch nicht berücksichtigt worden sind. Neben den di-
rekten Impulsen für den Arbeitsmarkt lassen sich auch sekundäre Beschäftigungseffekte vermuten: „Ein-
richtung und jeder Bewohner treten als Konsumenten auf und tragen somit zur Erhaltung von Arbeits-
plätzen oder zu Neueinstellungen von Arbeitskräften bei. Für die umliegenden Regionen ergeben sich 
positive Beschäftigungseinflüsse wie z.B. für Gewerbetreibende (Lebensmittel, Blumen, Zeitungen und 
Zeitschriften usw.) und Dienstleister (Friseur orthopädischer Fachhandel, Krankengymnasten usw.). Die 
wirtschaftliche Infrastruktur im Umfeld einer Einrichtung verändert sich nachweisbar und birgt damit un-
terschiedlich starke Beschäftigungspotenziale in sich“ (Deutscher Bundestag 2001, S. 59). 

97  Im Heimbereich ist seit 1994 ein Trend zu kleineren Einrichtungen auszumachen (vgl. Deutscher Bun-
destag 2001, S. 54). 
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Als wesentliches Strukturmerkmal des Arbeitsfeldes sowie als Ausdruck der wettbewerbli-

chen, an Angebot und Nachfrage ausgerichteten Rahmenbedingungen kann der Vor-

marsch der privaten Träger bewertet werden. Während die Wohlfahrtsverbände in der 

Vergangenheit eine gewisse Oligopolistenposition98 einnahmen und sich ihr Anteil zusam-

men mit den sonstigen freien Trägern zum Ende des Jahres 1999 im stationären Heimbe-

reich immer noch auf einen „Löwenanteil“ von 57% beläuft, offenbart sich im Bereich der 

ambulanten Leistungserbringer eine klare Dominanz privat-gewerblicher Anbieter99, die mit 

über der Hälfte der Einrichtungen (51%) eine – im Vergleich zu anderen Zweigen des Sozi-

alversicherungssystems – besondere Struktur der Anbieterseite (vgl. Tab. 5-10).100 Der 

Wandlungsprozess in der Altenpflege wird auch anhand der Neugründungen von Altenein-

richtungen und Pflegediensten deutlich: Während die Mehrzahl der stationären Einrichtun-

gen bereits länger existieren, ist der Großteil der ambulanten Pflegedienste (über 75%) erst 

nach 1979 gegründet worden, so dass in dem darauf folgenden Zeitraum auch die Exis-

tenzgründungen sämtlicher privater Anbieter fallen (vgl. Ittermann/Scharfenorth 1996, S. 

34).101 Öffentlich getragene Einrichtungen spielen im ambulanten wie stationären Pflege-

bereich eine eher randständige Rolle. 

                                           
98  Obgleich sich aus den erstmalig erhobenen Daten des Statistischen Bundesamtes keine Zeitreihen bil-

den lassen, belegen viele Studien die vormalige Dominanz der frei-gemeinnützigen Träger, darunter 
vor allem der Wohlfahrtsverbände, in der Pflege. So lag Anfang der 1980er-Jahre der Anteil der Wohl-
fahrtsverbände noch zwischen 80% und 90% (vgl. Höft-Dzemski 1987; Schölkopf 1998). 

99  In Nordrhein-Westfalen waren bereits 1993 rund 25% aller Pflegedienste in privater Hand. Insbesonde-
re im großstädtischen Bereich hatten sie mehr Hilfebedürftige zu versorgen als die seit vielen Jahren tä-
tigen Sozialstationen (vgl. Ittermann/Scharfenorth 1996, S. 33). 

100 „Das Pflegeversicherungsgesetz ... steht in der Tradition der Gesetzgebung im Bereich der Krankenver-
sicherung und ist daher außerhalb des rechtssystematischen Zusammenhangs von BSHG und KJHG mit 
deren subsidiaritätspolitischer Tradition angesiedelt. ... Insofern eignete sich die Pflegeversicherung im 
besonderen Maße dafür, die neue Steuerungsphilosophie des Gesetzgebers im Bereich der sozialen Si-
cherung zu verankern“ (Olk 2001, S. 1917). 

101 Eine Studie zur Wirkung der Pflegeversicherung im ambulanten Bereich der Stadt Nürnberg (Untersu-
chungszeitraum März 1995 bis Juli 1996) bilanziert einen Konzentrations- und nicht Schrumpfungspro-
zess, bei dem mehrere kleinere Einrichtungen großer frei-gemeinnütziger Träger zusammengelegt wur-
den. Insgesamt hat sich die ambulante Anbieterstruktur insofern als stabil erwiesen, als dass „weder von 
einem Gründungsboom noch von einem Einrichtungssterben“ gesprochen werden kann und die 
„Wohlfahrtsverbände bislang noch unter keinen gewaltigen Druck“ geraten sind (Burmeister 1997, S. 
239). 
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Tab. 5-10: Ambulante Pflegedienste und Pflegeheime in der BRD (Stand: 15.12.1999)  

 Pflegedienste Pflegeheime 
Träger  Abs. in % Abs. in % 
Privat-gewerbliche  Träger 5.504 50,9 3.092 34,9
Frei-gemmeinnützige Träg. insg. 5.103 47,2 5.017 56,6

dav.: Wohlfahrtsverbände 4.534 41,9 4.129 46,6
 Sonstige freie Träger 569 5,3 888 10,0

Öffentliche Träger 213 2,0 750 8,5
Pflegeeinrichtungen insg. 10.820 100,0 8.859 100,0

Quelle: Statistisches Bundesamt (2001); eigene Berechnungen 

Die trägerspezifische Verteilung hinsichtlich der Anzahl der Einrichtungen spiegelt sich je-

doch nicht im quantitativen Mitarbeitergefüge bzw. dem institutionellen Zuschnitt der Ein-

richtungen wider. Die Orientierung an dem Kriterium „Anzahl der Einrichtungen“ ist nur 

sehr bedingt zur Bestimmung der Größenanteile der Trägergruppen tauglich. Eine Berück-

sichtigung der Beschäftigtenzahlen ergibt ein anderes Bild: So beschäftigen die ambulan-

ten Pflegedienste in privat-gewerblicher Trägerschaft lediglich einen Prozentsatz von 10,4 

des gesamten Pflegepersonals, obwohl sie mit 5.500 Einrichtungen in diesem Bereich über 

den umfangreichsten Marktanteil verfügen (vgl. Abb. 5-6). 

Abb. 5-6: Pflegepersonal in ambulanten und stationären Einrichtungen nach Trägerschaft 
(Stand: 15.12.1999) 
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Quelle: Statistisches Bundesamt (2001); eigene Berechnungen 

Die frei-gemeinnützigen Einrichtungen stellen mit 54,5% den Hauptanteil der Beschäftig-

ten. In Anlehnung daran weisen sie nicht nur die höchste Anzahl an den durchschnittlichen 

MitarbeiterInnen pro Einrichtung (vgl. Deutscher Bundestag 2001, S. 52), sondern eben-
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falls an den durchschnittlichen Pflegebedürftigen pro Einrichtung auf. Im Durchschnitt be-

treute ein ambulanter Pflegedienst 38 Pflegebedürftige. Hierbei versorgten die Dienste in 

frei-gemeinnütziger Trägerschaft mit 51 Pflegebedürftigen je Dienst fast doppelt so viele 

Personen wie die privaten Träger mit 27 pro Dienst. Auch im stationären Bereich unterhal-

ten die privaten Träger eher kleinere Einheiten (mit je 47 Pflegebedürftigen im Durch-

schnitt). Bei den frei-gemeinnützigen Trägern waren es 72 Pflegebedürftige und bei den 

öffentlichen Einrichtungen sogar 86. 

 

Es handelt sich beim Pflegebereich insgesamt um ein deutlich weiblich dominiertes Berufs-

feld: Über 80% des Personals sind Frauen. Mit Blick auf den Beschäftigungsumfang sind 

Differenzen zwischen den beiden Felder der stationären und ambulanten Einrichtungen 

auszumachen: In den stationären Einrichtungen gehen fast die Hälfte der MitarbeiterInnen 

(48%) einer Vollzeitbeschäftigung nach (vgl. Abb. 5-7). Im ambulanten Bereich überwie-

gen alle Formen der Teilzeitarbeit, die zusammengenommen etwa 62% des Personals rep-

räsentieren. Die geringfügige Beschäftigung ist primär ein Phänomen der Pflegedienste 

und betrifft immerhin über ein Fünftel des Personals (21,3 %). 

Abb. 5-7:  Beschäftigungsverhältnisse des Pflegepersonals (Stand 15.12.1999) 
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Quelle: Statistisches Bundesamt (2001); eigene Berechnungen 

Für die privat-gewerblichen Leistungsanbieter sind ambivalente Tendenzen nachzuzeich-

nen: Zum einen befindet sich hier die Mehrzahl der MitarbeiterInnen im ambulanten wie 

stationären Einrichtungen in einer Vollbeschäftigung (43% bzw. 57%), zum anderen weisen 

sie die höchsten Anteile an geringfügiger Beschäftigung auf (vgl. Abb. 5-8). Die Wohl-

fahrtsverbände und sonstigen freien Träger weisen die geringste Vollbeschäftigungsquote 

(24% bzw. 44%) auf; jeweils ein knappes Drittel der bei ambulanten Anbietern angestellten 
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Arbeitsnehmer (29,2%) und ein Viertel der MitarbeiterInnen in Pflegeheimen (25,6%) wer-

den im Rahmen von Beschäftigungsverhältnissen „Teilzeit über 50%“ tätig. Die Einrichtun-

gen des Dritten Sektors, die traditionell mehr, überwiegend von Hilfskräften erbrachte 

hauswirtschaftliche Leistungen anbieten, verfügen mit rund 16.000 Zivildienstleistenden 

über den Hauptanteil dieser Tätigkeitsgruppe (vgl. Weberling 2002, S. 234). Zivildienst-

leistende werden wesentlich häufiger in Pflegediensten (6,2%) als in Heimen (3,8%) einge-

setzt. 

Abb. 5-8:  Zusammensetzung des Pflegepersonals nach Einrichtungsart und Beschäfti-
gungsverhältnis (Stand 15.12.1999) 
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Quelle: Statistisches Bundesamt (2001); eigene Berechnungen 

Einzelne Studien dokumentieren eine fortschreitende Umwandlung von Vollzeit- in Teilzeit-

stellen, einerseits um den Kostendruck zu bewältigen und andererseits zur Entlastung der 

zunehmend überforderten Beschäftigten. Die Tatsache, dass Pflegefachkräfte häufiger auf 

Vollzeitstellen arbeiten als Pflegehilfskräfte – außerdem weisen Therapeuten, Sozialarbeiter 

und mit einigem Abstand auch das Verwaltungspersonal höhere Anteile an Vollzeitbeschäf-

tigung auf, während insbesondere das hauswirtschaftliche Personal überwiegend geringfü-

gig oder in Teilzeit tätig ist – könnte einen Polarisierungstrend zwischen verberuflichten 

Vollzeitarbeiternehmer und einer wachsenden Gruppe von gering qualifizierten „Tagelöh-

nern“ vermuten lassen (vgl. Weberling 2002, S. 228f.).102 

 

                                           
102 Für die Nürnberger Pflegedienstlandschaft lässt sich beobachten, dass einige Anbieter versuchen, wei-

terhin ausschließlich mit Fachpflegekräften zu arbeiten, während andere frei werdende Stellen von sol-
chen Kräften überwiegend mit Helfern besetzten. Dabei spiele weniger der sozialrechtliche Rahmen als 
vielmehr des konkrete Nachfrageverhalten der Pflegebedürftigen eine wesentliche Rolle bei der Wahl 
der Personalqualifikation. Insgesamt ist die Erwartung an eine qualifizierte Versorgung gestiegen, was 
eine Umorientierung der bislang vorrangig im hauswirtschaftlichen Bereich tätigen Einrichtungen provo-
ziert (vgl. Burmeister 1997, S. 243). 
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Obgleich sich – mit Blick auf die Qualifikationsstrukturen – in diesem Arbeitsfeld ein brei-

tes Spektrum an Ausbildungsabschlüssen findet, werden die Berufsstrukturen in hohem 

Maße von der Fachkraft- und Helferausbildungen in der Alten- und Krankenpflege ge-

prägt. 34,4% der Beschäftigten im Pflegesektor besitzen eine Qualifikation als Altenpflege-

rIn sowie – insbesondere in den Pflegediensten auszumachen – als Krankenschwester bzw. 

-pfleger (vgl. Abb. 5-9). Die Altenpflegekräfte unterteilen sich in professionelle Pflegeper-

sonen und pflegegeeignete Personen ohne spezifische Ausbildung, Qualifikation oder 

fachliche Kompetenzen. Auffällig ist demnach der markante Anteil Nicht-Ausgebildeter 

bzw. sich in der Ausbildung befindender MitarbeiterInnen sowie des Personals mit einem 

sonstigen, demnach nicht fachlich einschlägigen, Berufsabschluss: Die damit gekennzeich-

neten 267.000 Beschäftigte entsprechen fast 43% des Gesamtpersonals im Pflegesektor. 

Abb. 5-9: Zusammensetzung des Pflegepersonals nach Einrichtungsart und Berufsab-
schlüssen (Stand 15.12.1999)1 
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1 Unter der Kategorie „übrige Berufsabschlüsse“ sind weitere 19 Berufsabschlüsse subsumiert, die vom Statistischen 
Bundesamt im Rahmen der Pflegestatistik erhoben wurden, jedoch keinen quantitativ relevanten Stellenwert einneh-
men. 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2001); eigene Berechnungen 

Während die Helfer in der Krankenpflege im Zeitraum zwischen 1997 und 1999 prozen-

tual am prägnantesten zugelegt haben (+30%), erlebte die Berufsgruppe der Altenpfleger 

– bezogen auf die absoluten Zahlen – wie bereits in den Vorjahren mit 45.000 zusätzli-

chen Beschäftigten die größten Zuwächse. Insgesamt wiesen nach Aussagen des Statisti-

schen Bundesamtes die sozialpflegerischen Berufe innerhalb der Sozial-, Erziehungs- und 

Gesundheitsberufe (vgl. Kap. 5.4) die größten Zuwachsraten in den letzten zwei Jahrzehn-

ten auf. Rauschenbach (2000) betitelt das Arbeitsfeld „Altenpflege“ als „Expansionsgewin-

ner Nr. 1“ unter den sozialpflegerischen Berufen, insbesondere für die 1990er-Jahre. 
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Gleichsam wie die anderen Berufe im Sozial- und Gesundheitsbereich handelt hier es sich 

nach seinen Aussagen um eine Zukunfts- und Risikobranche zugleich. Parallel zur quanti-

tativen Dynamik hat vor dem Hintergrund allgemeiner Arbeitsmarktentwicklungen laut der 

Bundesanstalt für Arbeit die Arbeitslosigkeit in der Altenpflege in den letzten 10 Jahren 

zwar ebenfalls deutlich zugenommen (zwischen 1985 bis 1997 um 200%), entsprach je-

doch lediglich einem Anteil von 8% aller Erwerbspersonen in der Altenpflege. Zudem be-

saß fast die Hälfte der im Segment „Altenpflege“ arbeitslos gemeldeten Personen keine 

Ausbildung, womit es sich somit um unqualifizierte Arbeitskräfte handelte. 

 

Obwohl es sich offensichtlich bei der Konstellation der unter10schiedlichen Ausbildungs-

abschlüsse um eine tendenziell einrichtungsartspezifische Verteilung zu handeln scheint, 

heben sich die Werte für die frei-gemeinnützigen Pflegedienste und stationären Unterbrin-

gungsformen durch den jeweiligen Maximalwert an nicht einschlägig qualifizierten Arbeits-

nehmern (zusammengenommen 90.000 Beschäftigte) mit – relativ geringen – Differenzen 

hervor. 

5.2.2 Der Pflegesektor in Ostdeutschland und Thüringen 

In Thüringen ist von einer Anzahl von ca. 60.000 pflegebedürftigen Menschen auszuge-

hen.103 Etwa ein Viertel (23,6%) der Pflegebedürftigen wird in Heimen versorgt. Die Ver-

sorgung eines weiteren Fünftels (20,2%) erfolgt mit der Unterstützung durch ambulante 

Pflegedienste. Thüringen besitzt im Vergleich zu allen anderen Bundesländern die höchsten 

Anteile hinsichtlich einer Pflege zu Hause (76,4%) und bezüglich einer Pflege, die aus-

schließlich durch Angehörige erfolgt (56,1%).104 Die Pflegewahrscheinlichkeit – also der 

Anteil der Pflegebedürftigen an der jeweiligen Altersgruppe – liegt im Bundesdurchschnitt 

und mit Blick auf die Gesamtbevölkerung bei 2,5% (zum Jahresende 1999). In Thüringen 

sind in Pflegeheimen und ambulanten Diensten fast 14.000 Personen (13.672) beschäftigt 

(vgl. Tab. 5-11). 

                                           
103 Für das Ende des Jahres 1999 weist das Statistische Bundesamt eine Anzahl von 60.257 Menschen 

aus. Diese sind annähernd 3% aller Pflegebedürftigen in Deutschland. 
104 Ungeklärt bleibt zunächst, inwiefern daraus ein Nachholbedarf hinsichtlich professioneller Pflegeleis-

tungen zu resultieren ist oder der Umstand als Symptomatik eines alternativen Pflegekonzepts interpre-
tiert werden kann. 
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Tab. 5-11: Pflegebedürftige zum Jahresende 1999 nach Art der Versorgung 

Art der Versorgung (Anteil Pflegebedürftige in %) 
   davon versorgt durch 

Region 
in Heimen zu Hause  amb. Pflege-

dienste Angehörige1 

Durchschnitt West 29,3 70,7 21,0 49,7
Durchschnitt Ost 26,3 73,7 22,2 51,5
Durchschnitt insg. 27,8 72,2 21,6 50,6
Thüringen 23,6 76,4 20,2 56,1

1 Entspricht den EmpfängernInnen von ausschließlich Pflegegeld nach § 37 SGB XI. EmpfängerInnen von Kombinations-
leistungen nach § 38 SGB XI sind dagegen in den ambulanten Pflegediensten enthalten. 

Quelle: Statistische Landesämter (2001) 

 

Der stationäre Pflegebereich 

Wendet man den Fokus auf die stationären Unterbringungsformen erhält man zunächst 

einen konträren Befund (vgl. Tab. 5-12): Der auf rund 39% zu beziffernde Anteil der privat 

geführten Pflegeheime im Westen übertrifft deutlich den Bestand im Osten (24%). Kom-

plementär besitzen die frei-gemeinnützigen Träger in den neuen Bundesländern eine be-

sondere Bedeutung.105 In Ostdeutschland befinden sich durchschnittlich zehn Beschäftigte 

weniger im Heim als im alten Bundesgebiet. Den ca. 14.200 in Heimen lebenden pflege-

bedürftigen Menschen in Thüringen stehen insgesamt 219 Pflegeheime gegenüber, wovon 

sich 56,6% in frei-gemeinnütziger Trägerschaft befinden. Bei einer vergleichenden Betrach-

tung aller Bundesländer lässt sich für Thüringen die geringste Versorgungsquote identifizie-

ren. Mit durchschnittlich 6,5 Plätzen pro Heim und 5,6 Beschäftigten pro Einrichtung (am-

bulant und stationär) liegen die Werte deutlich unter dem gesamtdeutschen Durchschnitt 

(7,8% bzw. 7,3%). 

 

Unabhängig von der jeweiligen Pflegestufe fallen die in den neuen Bundesländern mit den 

Pflegekassen ausgehandelten Pflegesätze ebenso wie die für Unterhalt und Versorgung 

verausgabten Entgelte deutlich geringer aus als im Westen (vgl. Tab. 5-13). Zur Kompen-

sation der defizitärsten Pflegesatzvergütung beansprucht Thüringen entsprechend die 

höchsten Entgelte unter den neuen Bundesländern, liegt damit aber immer noch unter dem 

gesamtdeutschen Durchschnitt.106 

                                           
105 Der 1994 in den neuen Bundesländern bestehende hohe Anteil öffentlicher Einrichtungen (30%) wurde 

bis 1998 etwa halbiert und zugunsten der frei-gemeinnützigen Träger verschoben, weshalb der Anteil 
privater Träger im Osten mit ca. 11% deutlich geringer als im alten Bundesgebiet lag (vgl. Deutscher 
Bundestag 2001, S. 54). 

106 Das Konzept der Pflegeversicherung entspricht einer Verbindung von Wettbewerb und Teilkasko-Logik; 
bei einer Zulassung von Anbietern unabhängig von Bedarf und Trägerstatus sowie der Option des Ver-
tragsabschlusses zwischen Pflegekasse und einzelnen Pflegekräften als Ein-Personen-Betrieb werden ei-
ne gedeckelte Kostenübernahme sowie produktbezogene Finanzierungsformen praktiziert. Dabei be-
steht für die in Anspruch nehmende Person wahlweise die Option auf Sachleistung, Geldleistung oder 
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Tab. 5-12: Ländervergleich Pflegeheime: Anzahl, beschäftigtes Personal, Plätze zum Jah-
resende 1999 

davon nach Träger      
(in %) Anzahl 

 Durchschnitt-
liche An-

zahl/Heim 

Region 

Anzahl 
Heime 
insge-
samt privat 

frei-
gemein
nützig

öffent-
lich Plätze  Beschäf-

tigte1 Plätze 
Be-

schäf-
tigte1

Summe bzw. Durch-
schnitt West 7.183 38,8 53,7 7,5 515.580 371.809 73,3 51,4

Summe bzw. Durch-
schnitt Ost 1.676 24,1 66,7 9,2 129.876 69.131 77,2 40,8

Summe bzw. Durch-
schnitt insgesamt 8.859 31,4 60,2 8,4 645.456 440.940 75,2 46,1

Thüringen 219 21,5 66,7 11,9 15.978 8.950 73,0 41,0

1 Anzahl Köpfe 

Quelle: Statistische Landesämter (2001) 

Tab. 5-13: Vergütung in der vollstationären Pflege 1999 (in Euro)1 

Pflegesätze je Pflegestufe 

Stufe I Stufe II Stufe III 

Entgelte für 
U+V (ohne 

Invest.) 
Region 

Zahl 
der 
Hei-
me Tag Monat Tag Monat Tag Monat Tag Monat

Summe bzw. Durch-
schnitt West 6.938 36 1.107 48 1.469 63 1.907 18 558

Summe bzw. Durch-
schnitt Ost 1.220 29 882 38 1.171 52 1.578 14 428

Summe bzw. Durch-
schnitt insgesamt 4.162 35 1.073 47 1.424 61 1.858 18 538

Thüringen2 189 26 779 36 1.086 48 1.471 16 481

1 Es handelt sich im Vergleich zu den Angaben der Statistischen Landesämter bzw. des Statistischen Bundesamtes um 
kleinere Grundgesamtheiten sowie um gerundete Werte. Je nach Bundesland wurden die Pflegesätze der Heime ge-
wichtet nach Platzzahl bzw. Pflegeklassenbelegung oder nach der Zahl der Einrichtungen; zudem sind in Einzelfällen 
spezialisierte Einrichtungen mit deutlichen Abweichungen nicht berücksichtigt worden. 

2 „Platzgeld“ z.T. über Pflegesatz abgegolten 

Quelle: AOK-Bundesverband nach Igl/Schiemann/Gertse/Klose (1999) 

                                                                                                                                    
eine Kombination beider Formen, die jeweils als Teilleistungen zur Abdeckung des Gesamtbedarfs kon-
zipiert sind und durch Eigenanteile ergänzt werden (vgl. Bode/Zenker 2001). 
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Der ambulante Pflegebereich 

Im Vergleich der neuen und alten Bundesländer sind im Bereich der Pflegedienste mit Blick 

auf die Trägerkonstellation keine markanten Abweichungen zu verzeichnen. Allerdings ist 

der ostdeutschem Anteil privat-gewerblicher Anbieter – der im internen ostdeutschen Ab-

gleich sehr konstant ausfällt – mit 59% stärker ausgeprägt als der – mit einer insgesamt 

sehr heterogenen Trägerverteilung der einzelnen Bundesländer – westliche Vergleichswert 

(51%) (vgl. Tab. 5-14). Zudem unterhalten die ambulanten Einrichtungen im Westen 

durchschnittlich fast vier Beschäftigte mehr je Dienst. Thüringen charakterisiert sich durch 

eine „relativ ausgeglichene“ Konstellation privat-gewerblicher und frei-gemeinnütziger 

Leistungserbringer; als auffällig erweist sich zwar die geringe Beschäftigtenquote je Dienst, 

die sich deutlich unter dem gesamtdeutschen sowie ostdeutschen Durchschnitt ansiedelt. 

Damit vertritt sie jedoch dennoch den zweithöchsten Wert im Vergleich aller neuen Bun-

desländer – der ostdeutsche Durchschnitt schnellt allein durch die überdimensionale An-

zahl von 38 durchschnittlich Beschäftigten im Ballungsraum Berlin in die Höhe. 

Tab. 5-14: Ländervergleich Häusliche Pflegedienste: Anzahl und beschäftigtes Personal 
zum Jahresende 1999 

davon nach Träger (in %) Beschäftigte1 

Region 

Anzahl 
Dienste 

insgesamt privat 
frei-

gemein-
nützig 

öffentlich Anzahl Ø Anzahl 
je Dienst 

Summe bzw. Durch-
schnitt West 7.899 51,1 46,4 2,8 142.957 18,8

Summe bzw. Durch-
schnitt Ost 2.921 58,7 40,4 1,1 40.825 15,3

Summe bzw. Durch-
schnitt insgesamt 10.820 54,9 43,4 2,0 183.782 17,1

Thüringen 371 50,9 48,0 1,1 4.772 13,0

1 Anzahl Köpfe 

Quelle: Statistische Landesämter (2001) 

Betrachtet man die Beschäftigungsverhältnisse innerhalb des ambulanten Pflegesektors 

unter regionalen Gesichtspunkten, so offenbaren sich klare Ost-West-Abweichungen. Hin-

sichtlich des Beschäftigungsumfangs ergibt sich das folgende Bild: Annähernd 80% der 

MitarbeiterInnen in Ostdeutschland sind vollzeit- oder mit über 50% teilzeitbeschäftigt (vgl. 

Tab. 5-15). Im alten Bundesgebiet trifft dieser Umstand lediglich für die Hälfte der Arbeit-

nehmer (51,5%) zu, ein Viertel geht einer geringfügigen Beschäftigung nach. Das quantita-

tive Betätigungsprofil Thüringens konturiert sich zu Gunsten zeitlich intensiver Arbeitsver-

hältnisse bei minimalen Beschäftigungsquoten im „unteren“ Teilzeitarbeitsbereich. Darüber 

hinaus repräsentieren die Pflegedienste in Thüringen mit einem Anteil von 2,4% der insge-
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samt knapp 4.800 MitarbeiterInnen den prozentualen Höchstwert an SchülerInnen, Prakti-

kantInnen und Auszubildenden im gesamten Bundesgebiet. 

Tab. 5-15: Personal nach Beschäftigungsverhältnis in ambulanten Pflegediensten am 
15.12.1999 (in %) 

Teilzeitbeschäftigt (in %) Sonstige (in %) 

Region 

Insge-
samt 

(absolut) 

 

Voll-
zeitbe
schäf-
tigt (in 

%) 

über 
50% 

50% u. 
weniger 
u. nicht 
gering-
fügig 

gering-
fügig 

beschäf-
tigt 

Schüler, 
Prakti-
kanten, 
Auszu-

bildende 

Helfe-
rInnen 
im FSJ 

Zivil-
dienst-

leistende

Summe bzw. 
Durchschnitt West 142.957 28,7 22,8 17,5 25,3 0,9 0,3 4,4

Summe bzw. 
Durchschnitt Ost 40.825 38,8 40,5 9,4 7,1 1,1 0,3 2,7

Summe bzw. 
Durchschnitt 183.782 31,0 26,7 15,7 21,3 1,0 0,3 4,0

Thüringen 4.772 43,9 39,4 5,9 4,9 2,4 0,2 3,4

Quelle: Statistisches Bundesamt (2002) 

Mit insgesamt über 119.000 Beschäftigten stellt sich die Grundpflege als Kerntätigkeitsfeld 

der ambulanten Leistungsanbieter dar (vgl. Tab. 5-16).107 Deutliche Differenzen hinsicht-

lich des ostdeutschen und des westdeutschen Arbeitsmarktes lassen sich in diesem Zu-

sammenhang nicht ablesen. In Thüringen vollzieht sich jedoch im Vergleich zum bundes-

weiten Durchschnitt eine leichte Verschiebung: Die lediglich 166 MitarbeiterInnen im ver-

waltungstechnischen und geschäftsführenden Aufgabenspektrum korrelieren mit einem 

erhöhten Prozentsatz im Tätigkeitsbereich der Pflegedienstleitung. Der hauswirtschaftliche 

Versorgungsraum wird als überwiegendes Tätigkeitsfeld gewissermaßen „vernachlässigt“. 

 

Sowohl die Daten der Pflegestatistik zur Situation auf der Anbieterseite und die „empiri-

schen Indizien“ zum Wandel des Arbeitsfeldes als auch die in der Fachdiskussion identifi-

zierten Trends stützen die Aussage, dass der Pflegebereich durch eine zunehmende öko-

nomische Ausrichtung charakterisiert werden kann. „Neben einer Ökonomisierung der 

Pflege stehen als ‚Modernisierungseffekt‘ einem größeren Umfang an inhaltlichen Vorga-

ben, Schriftlichkeit, Dokumentation, Regelungsbedarf und damit gemeinhin an Bürokratie 

mehr Transparenz und Verlässlichkeit gegenüber, was die Leistungen der Pflegedienste 

bzw. Vereinbarungen mit ihnen betrifft, auch wenn für viele Pflegebedürftige das System 

                                           
107 Ca. zwei Drittel der gesamten Mitarbeiterschaft beider Leistungsbereiche gehören zum Pflegepersonal. 

Die Unterschiede in der Struktur des Leistungs- und Versorgungsangebots von ambulanten und statio-
nären Pflegeeinrichtungen zeigen sich insbesondere darin, dass im stationären Bereich MitarbeiterInnen 
fast doppelt so häufig dem hauswirtschaftlichen Personal zuzuordnen sind als im ambulanten (Deut-
scher Bundestag 2001, S. 54). 
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der Leistungskomplexe undurchschaubar geblieben ist, womit dieser positive Effekt deutlich 

relativiert wird“ (Burmeister 1997, S. 246). 

Tab. 5-16: Personal nach Tätigkeitsbereichen in ambulanten Pflegediensten am 
15.12.1999 

Überwiegender Tätigkeitsbereich im Pflegedienst 

Pflegedienst-
leitung Grundpflege 

Hauswirtschaft-
liche 

Versorgung 

Verwaltung, 
Geschäftsfüh-

rung 
Sonstiges   

Regi-
on 

  
 Insge-
samt 

  Abs. % Abs. % Abs. % Abs. % Abs. % 
West 142.957 8.699 6,1 93.783 65,6 26.407 18,5 7.157 5,0 6.911 4,8

Ost 40.825 2.829 6,9 25.605 62,7 8.495 20,8 1.964 4,8 1.932 4,7

Insg. 183.782 11.528 6,5 119.388 64,2 34.902 19,6 9.121 4,9 8.843 4,8

Thür. 4.772 394 8,3 3.246 68,0 808 16,9 166 3,5 158 3,3

Quelle: Statistisches Bundesamt (2002) 

Die begünstigenden Aspekte bei der Einführung des Markttheorems liegen in der größeren 

Auswahlmöglichkeit und der gesteigerten Kundensouveränität aufgrund des offenen Anbie-

termarkts, der Einführung von Qualitätssicherungsmethoden, einer Verstärkung der Quali-

fizierungsmaßnahmen für die Pflegekräfte, einer Optimierung der Organisations- und Ab-

laufstrukturen, der Durchführung von Controllingmaßnahmen und einer vielfältigeren Pro-

duktplatte der Einrichtungen. Nachteilige Entwicklungen sind in der scherenartigen regio-

nalen Abweichung zwischen einem unüberschaubaren Überangebot und einer strukturellen 

Unterversorgung, eventuellen „Dumpingpreisen“ unter den Anbietern, an Gültigkeit verlie-

renden Personalschlüsseln, der Gefahr der Laisierung und der Verdrängung anderer in der 

Pflege tätigen Berufsgruppen (Sozialarbeiter, Ergotherapeuten etc.), der Konfrontation der 

Pflegebedürftigen mit wesentlich mehr Pflegekräften aufgrund zunehmender Teilzeitbe-

schäftigung sowie der Neugestaltung haustariflicher Vergütungen und einer weiteren Ar-

beitsverdichtung zu sehen. 

 

„An dieser Stelle wird deutlich, dass das sog. Markttheorem und die gesetzlichen Vorgaben 

zur Qualitätssicherung eng ineinander greifen und sich die Wirkungen dieser beiden Prä-

missen teilweise potenzieren, teilweise gegeneinander aufheben. Das heißt, Markt und 

Wettbewerb können das Bemühen um eine exzellente Qualität noch zusätzlich steigern. 

Das mit dem Wettbewerb verbundene Preis-Dumping kann aber möglicherweise auch 

durch umfassende Qualitätssicherungsmaßnahmen kompensiert werden, so dass die expli-

ziten Auswirkungen der einzelnen Phänomene zumindest vorübergehend überlagert wer-

den“ (Schütte 2000, S. 15). Es ist zu vermuten, dass für die kleingewerblich strukturierten, 

arbeitskraftzentrierten Dienstleister im Pflegebereich das Motiv der Kapitalverwertung und 

des Aufbaus mittelständischer Unternehmen aufgrund der engen staatlichen Vorgaben und 

dem zunehmenden Existenzdruck eher untypisch ist. Die Umstellung von dem Entgeltsystem 
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auf Leistungskomplexe konstruiert „neue Freiräume in der Binnensteuerung bei gleichzeitig 

erhöhtem Rationalisierungs- und Ökonomisierungszwang unter verschärften Konkurrenz-

beziehungen“ (Weberling 2002, S. 231). 

 

Rothgang (2000) stellt allerdings zwei prägnante Sachverhalte heraus, deren derzeitige 

rechtliche Ausgestaltung einer konsequenten Umsetzung der wettbewerblichen Grundkon-

zeption der Pflegeversicherung (vgl. §§ 71ff. SGB XI) zu wider läuft: Zum einen die Rege-

lungen zu Kollektivverhandlungen zwischen den Pflegekassen und den Leistungsanbietern 

zur Ermittlung der Leistungsentgelte für Pflegeeinrichtungen (§§ 75 und 80 SGB XI), zum 

anderen die indirekt steuernde Investitionsförderung durch die Bundesländer (§ 9 SGB 

XI).108 So findet faktisch in fast allen Bundesländern „eine Bedarfsplanung statt, deren Ziel 

es unter anderem ist, nicht bedarfsnotwendige Einrichtungen vom Markt fern zu halten. Die 

Aufnahme in einen Bedarfsplan ist dabei regelmäßig Voraussetzung für eine (selektive) 

öffentliche Investitionsförderung, die einen erheblichen Wettbewerbsvorteil für die geför-

derte Einrichtung darstellt und die nicht geförderten Einrichtungen entsprechend benachtei-

ligt“ (ebd., S. 436).109 Für eine konsequentere Umsetzung des Wettbewerbgedankens wä-

ren einerseits eine Umstellung der Investitionsförderung der Länder von einer Objekt- auf 

eine Subjektförderung und andererseits ein Ersatz der Kollektivverhandlungen und Entgelt-

vereinbarungen zugunsten einer einfachen Marktpreisbildung notwendig.110 

 

Insofern handelt es sich bei der aktuellen Umsetzung der Pflegeversicherung faktisch um 

einen Quasi-Markt, der als „mixtum compositum“ einerseits Elemente von Anbietervielfalt 

und eine Stärkung der Konsumentenrolle aufweist, andererseits als Bestandteil der klassi-

schen Sozialversicherung mit seinem öffentlichen Planungs- und Versorgungsauftrag spür-

bar sozialpolitisch und -rechtlich reglementiert ist (vgl. Evers 1995). Die Verantwortlichkeit 

der Länder für die Vorhaltung einer leistungsfähigen, bedarfsdeckenden und wirtschaftli-

chen Pflegeinfrastruktur auf der einen Seite und die Prämisse der Niederlassungsfreiheit für 

                                           
108  So interpretiert auch Burmeister (1997, S. 239) die landesweiten einheitlichen Vergütungsvereinbarun-

gen für gemeinnützige und erwerbswirtschaftliche Pflegedienste (vgl. § 75 SGB XI) folgendermaßen: 
„Der Aufwand, den die Pflegekassen für gesonderte Vereinbarungen hätten betreiben müssen, wurde 
von ihnen in keinem akzeptablen Verhältnis zu einem möglichen Ergebnis gesehen. Zudem hätte die 
erste Vereinbarung mit einem größeren Träger wahrscheinlich Pilotwirkung gehabt und alle anderen 
Vereinbarungen wären in der gleichen oder ähnlichen Form geschlossen worden.“ 

109  Parallel zur Sachlage, dass es sich bei der Investitionsförderung lediglich um einen Teil der Gesamtkos-
ten handelt, wird jedoch die Steuerungskapazität der Länder mit Hilfe der Investitionsförderung durch 
die Möglichkeit eingeschränkt, dass die Pflegebedürftigen die fehlende direkte Investitionsförderung ü-
ber das Wohngeld, über ein Pflegewohngeld oder die Sozialhilfe „zurückholen“ und damit den Wett-
bewerbsnachteil der nicht unterstützten Einrichtung aufheben (vgl. Rothgang 2000, S. 439). 

110 Dies würde jedoch eine Änderung im Sozialhilferecht erforderlich machen, die eine Begrenzung nach 
oben bzw. eine Modifizierung des Bedarfsdeckungsprinzips bei der „Hilfe zur Pflege“ vorsieht. Eine Al-
ternative wäre ansonsten die Abkehr der Vergütung von der Orientierung an Pflegekassen hin zu Vergü-
tung an wohldefinierten Leistungsmodulen (auch im stationären Bereich) (vgl. Rothgang 2000, S. 
442f.). 
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neu gegründete Einrichtungen auf der anderen Seite mündet dabei in eine „Erosion der 

politischen Verantwortlichkeit“ (Schütte 2000, S. 13). 

5.2.3 Rahmenbedingungen der zukünftigen Beschäftigungssituation 

Die Beschäftigungswirkungen im Bereich der Pflege waren vor Einführung der Pflegever-

sicherung bescheiden. Während die knappen öffentlichen Finanzmittel die Inanspruch-

nahme durch Pflegedienste und die Entstehung von Arbeitsplätzen hemmten, fand die Ver-

sorgung schwerpunktmäßig im informellen Bereich statt und verringerte damit sogar eher 

das Arbeitsangebot, da neben der Ausübung der Angehörigenpflege zusätzliche Erwerbs-

arbeit kaum möglich war. Obwohl die Pflegeversicherung in erster Linie keine beschäfti-

gungspolitischen Zielvorstellungen verfolgte, sondern vor allem sozialpolitische (als Reakti-

on auf sozialen Problemlagen der Betroffenen) und finanzpolitische (eine Verbesserung der 

finanziellen Situation der Sozialhilfeträger) Interessen zu verbinden versuchte, erhoffte man 

sich durch die öffentliche Kostenexpansion im ambulanten Bereich ein generelles Anwach-

sen der Beschäftigungsverhältnisse und auch neue Arbeitsplätze für Geringqualifizierte, da 

im bestimmten Umfang einfache Dienstleistungen zu verrichten seien. Im stationären Sek-

tor ging man aufgrund der Tatsache, dass bisherige Leistungen der Sozialhilfe im großen 

Maße von der neuen Sozialversicherung übernommen wurden, von keiner erweiterten 

Nachfrage nach Arbeitskräften aus (vgl. Papst 1999, S. 234ff.). 

 

Das genaue Ausmaß der Expansion von Teilzeitbeschäftigten und Geringqualifizierten 

durch die Einführung der Pflegeversicherung ist nicht eindeutig zu bestimmen. Papst schätzt 

in Anlehnung an mehrere Datenquellen die Summe der neu eingestellten Gering-

qualifizierten in den ersten zwei bis drei Jahren auf etwa 20.000 (vgl. ebd. 1999, S. 

236f.). Er bemerkt, dass ein potenzieller Beschäftigungszuwachs von über 400.000 Perso-

nen durch das finanzpolitisch zwar erwünschte, da kostengünstigere, beschäftigungspoli-

tisch jedoch sanktionierende Wirkung entfaltende Inanspruchnahmeverhalten gehemmt 

wurde, da durch die seltene Entscheidung auf Sachleistung lediglich ein geringer Teil der 

häuslichen Leistungen in den ambulanten Pflegesektor floss. Mit den 20.000 zusätzlichen 

Geringqualifizierten, die sicherlich als qualitativ prekäre Beschäftigungsgruppe bewertet 

werden müssen, sei somit lediglich ein Sechstel der Möglichkeiten ausgeschöpft worden 

(vgl. ebd., S. 237). 

Interne Entwicklungen im Pflegesystem 

Heute – nur fünf Jahre nach Inkrafttreten der zweiten Pflegestufe des SGB VI – werden die 

infrastrukturellen Defizite und der Reformbedarf des Pflegeversicherungsgesetzes auch mit 

Blick auf die Zukunft deutlich. Angesichts des demographisch bedingten, unter den gege-

benen Bedingungen weiterhin zu erwartenden Anstiegs der Pflegebedürftigkeit gewinnen 

Prävention und Rehabilitation an Relevanz, gilt es, die Pflegequalität und den Leistungska-
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talog des Gesetzes zu erweitern – wie insbesondere die Diskussionen um die Begrenztheit 

des dem SGB VI zu Grunde liegenden Pflegebegriffs oder die am Beispiel der Personen mit 

demenziellen Erkrankungen geführten Debatte über die Reichweite der sozialrechtlichen 

Leistungen bei eingeschränkter Alltagskompetenz und hohem Bedarf an psychosozialer 

Betreuung gezeigt hat (vgl. Moldenhauer 2001). Erste Nachbesserungen sind in diesem 

Zusammenhang bereits erfolgt bzw. in der Planung. Hierzu gehörten zum einen seitens der 

Politik die Vorlage und Verabschiedung verschiedener Gesetzesentwürfe – wie das Pflege-

qualitätssicherungsgesetz, das Dritte Gesetz zur Änderung des Heimgesetzes und das Ge-

setz zur Verbesserung der Pflegeleistungen für Pflegebedürftige mit erheblichem allgemei-

nem Betreuungsbedarf.111 Diese Entwicklungen könnten zukünftig zu einer neuerlichen 

Umgestaltung der Pflege- und Ausbildungslandschaft führen. 

 

In diesem Kontext muss berücksichtigt werden, dass die Konzeption der Pflegeversicherung 

zu Beginn bzw. Mitte der 1990er-Jahre zu einem Zeitpunkt entwickelt wurde, an dem sich 

die aktuellen finanziellen und ideologischen Krisen des Sozialstaats bereits deutlich offen-

bart haben und zu einer Zurückhaltung breiter öffentlicher Aktivitäten und Ver-

antwortlichkeiten geführt haben dürften. Die Pflegeversicherung markierte einen weiteren 

deutlichen Schritt zur Ent-Lokalisierung bzw. Ent-Kommunalisierung der Hilfe- und Pflege-

strukturen: „Zum einen ist seither die Zahl privat-gewerblicher Pflegeanbieter, die sich lo-

kalen Gegebenheiten und kommunalen Instanzen nicht mehr ohne weiteres verpflichtet 

fühlen, stark angestiegen. Zum anderen sehen sich die Kommunen durch den Anspruch 

des Gesetzgebers, mit der Pflegeversicherung die Pflegeproblematik in einem zentralen 

sozialversicherungsrechtlichen Kontext gelöst zu haben, zunehmend aus ihrer Verantwor-

tung für lokale Hilfe- und Pflegeprobleme entlassen“ (Evers/ Rauch/Stitz 2001, S. 217). 

 

So konstruiert sich im Pflegewesen aufgrund der Zunahme von Langzeitpflegefällen infolge 

des medizinischen Fortschritts, der Angebotserweiterung ambulanter, professioneller und 

häuslicher Pflegeleistungen (vgl. Evers/Olk 1996b, S. 349) ein neues Verständnis von Ver-

sorgungsnetzwerken. Immer häufiger finden sich Überschneidungen zwischen Einrichtun-

gen und Professionen, zwischen Professionellen und Laien, im Leistungsspektrum zwischen 

                                           
111 Das Dritte Gesetz zur Änderung des Heimgesetzes ist am 1. Januar 2002 in Kraft getreten. Ziel der 

Heimgesetznovelle ist die Verbesserung der Rahmenbedingungen für ältere und behinderte Menschen 
in stationären Einrichtungen. Wesentliche Schwerpunkte der Novelle sind die Stärkung der Heimauf-
sicht, die Verbesserung der Transparenz bei Heimverträgen, erweiterte Mitwirkungsmöglichkeiten durch 
die Öffnung des Heimbeirates für Dritte und die Verbesserung der Zusammenarbeit der verschiedenen 
Medizinischen Dienste und die Träger der Sozialhilfe (vgl. Pressemitteilung des BMFSFJ vom 
13.07.2001). Das Pflegequalitätssicherungsgesetz wurde ebenfalls im Januar 2002 rechtsgültig. Beim 
Pflegeleistungs-Ergänzungsgesetz vom 14.12.2001 handelt es sich um ein Gesetz, das auf die Entla-
stung der Angehörigen von häuslich Pflegebedürftigen mit erheblichem allgemeinen Betreuungsbedarf 
(wie altersverwirrten Menschen, geistig Behinderten oder psychisch Kranken) zielt und zweckgebundene 
Mittel für Leistungen der Tages- und Nachtpflege, der Kurzzeitpflege und andere niedrigschwellige 
Betreuungsangebote vorsieht. Es umfasst zugleich die Erweiterung und Förderung neuer Versorgungs-
konzepte und -strukturen (vgl. PflEG vom 14.12.2001). 
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ambulanten und stationären Anbietern – bewährte Abgrenzungskriterien verschwimmen 

(vgl. Weberling 2002, S. 231). Allerdings lassen sich hinsichtlich der Trägerschaft auch 

gegenläufige Bemühungen erkennen. So versuchen frei-gemeinnützige bzw. kirchliche 

Pflegedienste durch die Konturierung ihres Profils Wettbewerbsvorteile zu erlangen, indem 

sie die nur ihnen zugänglichen spezifischen, sozialkapitalistischen Ressourcen zu (re-

)aktivieren versuchen, wie z.B. durch eine verstärkte soziale Einbindung der Sozialstatio-

nen, die Rückbesinnung auf die Zusammenarbeit mit Kirchengemeinden und Kommunen, 

die Einbindung von ehrenamtlichen Mitarbeit sowie den (Wieder-)Aufbau lokaler Förder- 

und Krankenpflegevereine (vgl. Evers/Rauch/ Stitz 2001, S. 217f.).112 

 

Die Absicherung der erforderlichen Vielfalt sozialpflegerischer Hilfen hat sich unter aktiver, 

pluraler Partizipation von Staat, Markt, Pflegebedürftigen, sozialem Umfeld, Leistungsan-

bietern und Kostenträger zu realisieren. Ein reflektierter Umgang mit dem informellen Hil-

fesystem verbietet dabei eine rein instrumentelle Sichtweise.113 „Es gilt nun, Angehörige als 

Helfende mit bestimmten Fähigkeiten und Bereitschaften, aber auch als selbstunterstüt-

zungsbedürftige Personen ausdrücklich und bewusst einzubeziehen“ (Evers/Olk 1996b, S. 

350). Zur Verbesserung der Beschäftigungsperspektiven in der häuslichen Pflege im Rah-

men des bestehenden Systems lassen sich zwei Strategien konstruieren: 
 

 Mit Hilfe einer Erhöhung der Geldleistungen in der informellen Pflege würden durch 
die Gewährleistung einer Entlohnung, eine umfassende sozialrechtliche Absicherung 
und die Aufwertung der Leistungen entsprechend der Qualifikationen auf dem regulä-
ren Arbeitsmarkt die Differenzen zwischen dem formellen ambulanten und dem infor-
mellen Bereich verwischt, die Standards angeglichen und neue Beschäftigungsverhält-
nisse geschaffen.  

 Im Rahmen einer alternativen Strategie könnte die Erhöhung der Sachleistung auf das 
Niveau der Bedarfsdeckung eine Vielzahl neuer Arbeitsplätze im ambulanten Pflegesek-
tor entstehen lassen.114  

 

Trotz der Bemühungen einer stärkeren Konturierung spezifischer fachlicher Kompetenzen 

an der Schnittstelle zur Laien- bzw. Angehörigenhilfe kann der gesetzlich geforderte Nach-

                                           
112 Hilbert beschreibt die unterschiedlichen Strategien kommerzieller und gemeinnütziger Anbieter: „Wäh-

rend sich das Angebot privater Dienste auf pflegende Bereiche konzentriert, bieten wohlfahrtlich organi-
sierte Dienste in weit höherem Maße darüber hinausgehende Leistungen wie Freizeitgestaltung oder 
Vermittlung sozialer Kontakte an“ (Hilbert 1995, S. 821; zitiert nach Ittermann/Scharforth 1996, S. 34). 

113 „Die barrierefreie Gestaltung angemessen abgestufter, integrierter Versorgungsketten, die ihre Leistung 
komplementär und nicht konkurrierend erbringen und sich ebenfalls komplementär und nicht konkur-
rierend auf die Hilfs- und Unterstützungsbedürfnisse der Betroffenen ausrichten, sind die Leitziele der 
weiteren notwendigen Entwicklung, wenn die Anpassung an die Folgen des demographischen Wandels 
gelingen soll“ (BMFSFJ 2002a, S. 193). 

114 „Während bei der Geldleistungsstrategie nur eine massive Leistungsausweitung zu Arbeitsplätzen führt, 
die mit regulären Beschäftigungsverhältnissen vergleichbar sind, reichen schon graduelle Erhöhungen 
im Bereich der Sachleistungen um zwar quantitativ geringe, aber qualitativ vergleichsweise hochwertige 
Beschäftigungszuwächse zu realisieren“ (Papst 1999, S. 239). 
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weis mindestens einer verantwortlichen (Leitungs-)Fachkraft pro Einrichtung als Indiz für 

einen Trend zur Dequalifizierung gelesen werden, da die Krankenkassen zuvor sehr viel 

höhere Ansprüche an die fachliche Besetzung von Pflegeeinrichtungen richteten als ledig-

lich eine leitende Pflegekraft. Zu beachten ist auch eine Verdichtung des pflegerischen 

Leistungsspektrums oder eine Verlagerung von Pflegetätigkeiten in andere Einrichtungen 

und damit auf andere Berufsgruppen und (un-)günstigere Tarifbereiche vorsehen. Insge-

samt forciert der Kostendruck ggf. eine Ausweitung der Beschäftigung gering Qualifizierter 

in geringfügigen und ungesicherten Arbeitsverhältnissen. Auch die bereits in den vergan-

genen Jahren hohe Fluktuation und Ausstiegsquote aus dem Beruf unter dem qualifizierten 

Personal ist kritisch zu bewerten (vgl. Weberling 2002, S. 226ff.). Jedoch könnte das zum 

1. Januar 2002 eingeführte Pflegequalitätssicherungsgesetz zur Verbesserung der Leistun-

gen bei häuslicher Pflege (vgl. BMFSFJ 2001, S. 27ff.; BMFSFJ 2002a, S. 36), das auf 

eine Weiterentwicklung des Verbraucherschutzes und eine Gewährleistung qualitativ 

hochwertiger Leistungserbringung abzielt, einen deutlichen Riegel vor geringfügige und 

unqualifizierte Einstellungen schieben.115 

 

Rothgang mutmaßt, dass trotz einer intendierten Stärkung der Angehörigenpflege direkte 

und indirekte Effekte des Pflegeversicherungsgesetzes eine nachhaltige Forcierung profes-

sioneller Pflegearrangements, jedoch eine Nachrangigkeit der Heimpflege bewirken. Er 

benennt folgende Faktoren: 
 

 Eine „steigende Wertschätzung professioneller Dienste, basierend auf der im Gesetz 
vorgesehenen Zwangsinanspruchnahme einer Sachleistung in regelmäßigen Abstän-
den; 

 eine durch die Anerkennung der Pflege Pflegebedürftiger als gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe hervorgerufene abnehmende ‚Pflegepflicht’ der Angehörigen; 

 Substitutionsprozesse, ausgelöst durch die unterschiedlichen Höhen für Geld- und 
Sachleistungen, die den Sachleistungsbezug begünstigen und wie eine Subventionie-
rung professioneller Angebote wirken sowie 

 steigende Attraktivität der Pflegedienste, die auf eine Ausweitung der Angebotspalette 
professioneller Dienste in den Bereichen zurückgeht, in denen bislang Versorgungslü-
cken bestanden“ (Rothgang 1997, S. 200).116 

                                           
115 Im Hinblick auf eventuelle Dequalifizierungs- und Entfachlichungsprozesse lässt sich zumindest für das 

Terrain der Altenpflege eine akute „Entwarnung“ verkünden: Zwar belegen mehrere Studien neben ei-
ner „Palette“ von an- und ungelernten Hilfspersonal, Praktikanten und Zivildienstleistenden einen ledig-
lich etwa 50%-igen Anteil einschlägig qualifizierter Fachkräfte, doch scheint sich die Quote Erwerbstäti-
ger ohne Ausbildung laut Mikrozensusdaten von 1993 (30%) bis 1998 (21%) deutlich minimiert zu ha-
ben. Auch der Anteil geringfügig Beschäftigter in der Altenpflege pendelte in der Vergangenheit bei 
nicht überaus auffälligen 8%. (vgl. Rauschenbach 2000, S. 19ff.). 

116 Peinelt-Jordan – bezieht in Anlehnung an das mikroökonomische Fürsorgemodell von Zameck – den 
gleichen Standpunkt und verweist bezüglich der Bewertung des Nutzens eigener und fremder Pflege auf 
zwei ergänzende Kriterien: Zum einen werde durch die Pflegekurse das Fachwissen der Pflegepersonen 
verbessert, wodurch sich zwar die Produktivität der eigenen Pflege erhöht, aber zugleich der Wunsch 
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Rothgang rechnet daher in der Zukunft mit einer, insbesondere bei jüngeren individuali-

sierten Pflegebedürftigen (vgl. Blinkert/Klie 1999) selbstverständlicheren Inanspruchnahme 

professioneller ambulanter Pflegedienstleistungen, die damit auch ihre Position gegenüber 

dem stationären Betreuungsbereich ausbauen werden (vgl. Rothgang 1997, S. 200). 

 

Eine wesentlich Blockade zur Ausweitung von Dienstleistungen könnten dabei jedoch auch 

die unattraktiven Beschäftigungsverhältnisse im Bereich der Sozial- und Gesundheitsberufe 

(fehlende gesellschaftliche Anerkennung und öffentliche Unterstützung, hohe arbeitsinhalt-

liche Anforderungen, psychische und physische Belastungen, unregelmäßige Arbeitszeiten, 

vergleichsweise geringe Entlohnung) und die daraus resultierenden Rekrutierungsprobleme 

darstellen. So führt die vergleichsweise kurze Verweildauer der Fachkräfte in gesundheits- 

und sozialpflegerischen Berufen zu einem hohen Kostenaufwand für die permanente Aus-

bildung neuen Fachpersonals, während die Mangelsituation beim Personal eine steigende 

Tendenz des Einsatzes von Laien, Un- und Angelernten in privat organisierten, prekären 

Beschäftigungsformen bewirkt (Ittermann/ Scharfenorth 1996, S. 36ff.). 

Demographischer Wandel als externer Faktor 

Insgesamt wurden im Jahr 2001 nach dem IAB-Betriebspanel ca. 2,15 Mio. Betriebe ge-

zählt, von denen ca. 12 Prozent in Sparten des Gesundheitswesens tätig sind. In diesen 

rund 260 000 Betrieben waren ungefähr 4,5 Mio. Arbeitnehmer beschäftigt, was einem 

Anteil an der Gesamtbeschäftigung von mehr als 13 Prozent entspricht. Das Gesundheits-

wesen besitzt also alleine aufgrund seiner  Betriebs- und Beschäftigtenzahl schon heute 

eine große gesamtwirtschaftliche Bedeutung. „Diese wird weiter wachsen, wenn man die 

künftige demographische Entwicklung in Rechnung stellt. Die Leistungen des Gesundheits-

schutzes, der Pflege und Fürsorge werden von immer mehr Menschen in Anspruch ge-

nommen. Die sich hieraus entwickelnde Beschäftigungsdynamik wird besonders im Bereich 

der ambulanten und stationären bzw. teilstationären Pflege deutlich“ (Gewiese 2002, S. 

2). 

 

Alleine im Jahr 2001 sind im Pflegesektor – nach Daten des IAB-Betriebspanels – 16.000, 

im gesamten Gesundheitswesen 30.000 Personen mehr eingestellt als entlassen worden. 

„Für eine anhaltende Wachstumsdynamik ... im Pflegebereich sprechen Faktoren wie die 

demographisch bedingte Verschiebung der Altersgruppenstruktur, die Erosion traditioneller 

Familienstrukturen, ein hohes Finanzbudget der neuen Altersgeneration, veränderte Krank-

heitsbilder sowie Pflege- und Gesundheitskonzepte, die mehr Gewicht auf Prävention, Re-

                                                                                                                                    
nach Fachlichkeit ausgelöst wird; darüber hinaus führt das Antragsverfahren für Pflegeleistungen zu ei-
ner verstärkten Auseinandersetzung mit der alternativen Beauftragung von Pflegediensten (vgl. Peinelt-
Jordan 2000, S. 16f.). 
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habilitation und ganzheitliche Betreuungs- und Behandlungsansätze legen“ (Weberling 

2002, S. 223f.). 

 

Allerdings ist eine sichere Prognose über die weitere Entwicklung der Inanspruchnahme mit 

Blick auf Pflegesachleistungen derzeit nicht möglich. „Allerdings ist anzunehmen, dass im 

Zuge des Familienstrukturwandels und der Ausdünnung von Verwandtschaftsnetzwerken 

das familiale Pflegepotenzial abnehmen und die professionelle Pflege eine immer stärkere 

Bedeutung erlangen wird. Somit wird die Inanspruchnahme der Sachleistungen steigen.... 

Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass der Pflegebedarf infolge der mit steigendem 

Alter überproportional häufig auftretenden chronischen Erkrankungen, Multimorbiditäten 

und Demenzen zunehmen wird“ (Deutscher Bundestag 2002a, S. 230). Eine realistische 

Entwicklungsvariante der Pflegebedürftigkeit, die auf der Annahme einer jährlichen Netto-

zuwanderung von 200.000 sowie einem weiteren Mortalitätsrückgang bei konstanter Ge-

burtenhäufigkeit basiert, geht bei einer 35%-igen Steigerungsquote von einem Zuwachs 

von rund 654.000 LeistungsempfängerInnen im Rahmen der gesetzlichen Pflegeversiche-

rung bis zum Jahr 2030 aus (vgl. Tab. 5-17; Rothgang 2001, S. 10).117 Unter den gege-

benen Faktoren ist mit einer Fortsetzung des Trends auch die darauf folgenden zehn Jahre 

und 2040 mit insgesamt ca. 2,7 Mio. Pflegebedürftigen zu rechnen. 

Tab. 5-17: GPV-Leistungsempfänger bei variablen Pflegehäufigkeiten und der 9. koordi-
nierten Bevölkerungsvorausberechnung  

Jahr Pflegebedürftige (in 
1.000) 

Indexentwicklung 
(2000=100) 

2000 1.851 100 
2005 1.938 105 
2010 2.054 111 
2015 2.195 119 
2020 2.316 125 
2025 2.422 131 
2030 2.505 135 

Quelle: Rothgang (2001) 

Vor dem Hintergrund tendenzieller Einhelligkeit unterschiedlicher Prognosen zum Perso-

nalbedarf in der Pflege (vgl. Deutscher Bundestag 2002a, S. 257) sprechen einige Schät-

zungen für den stationären Bereich davon, dass sich der Arbeitskräftebedarf bis 2050 um 

den Faktor 2,7 erhöht. Im ambulanten Bereich ist von einem ähnlichen Steigerungsfaktor 

                                           
117 Dabei gilt zu bedenken, dass die „Verschiebung der Altersstruktur ... sowohl Auswirkungen auf die Aus-

gaben in der Gesetzlichen Krankenversicherung – in der etwa 90% der Bevölkerung versichert sind – 
als auch auf die Einnahmen haben [wird; d.V.]. Ältere Menschen beanspruchen im Durchschnitt mehr 
Leistungen aus dem Gesundheitssystem als jüngere, zahlen aber in Abhängigkeit vom Rentenniveau ge-
ringere Beiträge in die Krankenversicherung ein. Die demographische Entwicklung führt längerfristig zu 
einer tendenziell sinkenden Einnahmenbasis der Versicherungen, während die Ausgaben für die Kran-
kenversorgung in Zukunft steigen werden“ (Deutscher Bundestag 2002a, S. 179). 
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von 2,5 auszugehen. „So erwarten Blinkert/Klie eine Zunahme des Bedarfs an Pflegefach-

kräften insgesamt von derzeit rund 220.000 Vollzeitstellen auf das Doppelte im Jahre 

2040 und auf rund 570.000 bis 2050. Im stationären Bereich würde der Bedarf von rund 

170.000 Vollzeitstellen auf knapp 400.000 bis 2040 und auf 465.000 bis 2050 anwach-

sen. Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) prognostiziert, dass sich im stati-

onären Bereich bis zum Jahr 2050 bei gleich bleibenden Verhältnissen die Beschäfti-

gungspotenziale insgesamt auf ca. 280.000 Personen belaufen werden. 

 

Angesichts der zu erwartenden Verschiebung von den erheblich Pflegebedürftigen zu den 

Schwerpflegebedürftigen rechnet das DIW allerdings damit, dass bis 2050 eine halbe Mil-

lion Arbeitsplätze geschaffen werden könnten. Im ambulanten Bereich wäre nach Blin-

kert/Klie eine Bedarfssteigerung von rund 50.000 Stellen auf 92.000 im Jahre 2040 und 

auf 105.000 bis 2050 zu erwarten. Das DIW geht in seinen Prognosen für den ambulan-

ten Bereich im Jahr 2050 von einem Bedarf an 62.400 Vollzeitstellen aus, wenn die Rela-

tion zwischen Sach- und Geldleistungen gleich bleibt (19:81). Die zu erwartende Verschie-

bung von Geld- zu Sachleistungen hin lässt den Bedarf an Vollzeitstellen höher ausfallen. 

Demnach würde im Jahr 2050 nach den Berechnungen des DIW der Personalbedarf in 

der ambulanten Pflege bei 82 000 Pflegekräften liegen“ (Deutscher Bundestag 2002a, S. 

257f.). 

5.3 Entwicklungen im Krankenhaus-Bereich 

Insbesondere im großen Bereich der Krankenhäuser118 haben politische und wirtschaftliche 

Veränderungen dazu geführt, dass dort Wettbewerbsstrukturen eingeführt und enorme Ra-

tionalisierungsanstrengungen eingefordert wurden und sich die Krankenhäuser nicht mehr 

als Institutionen verstehen können, deren Existenz und Finanzierung grundsätzlich gesichert 

ist. Mit der Abschaffung des Selbstkostendeckungsprinzips durch das Gesundheitsstruktur-

gesetz von Ende des Jahres 1992 wandelten sich die Rahmenbedingungen für Kranken-

häuser in grundsätzlicher Weise, so dass Konkurrenzsituationen geschaffen wurden. „Der 

Umstieg auf ein DRG-basiertes Vergütungssystem119 ab dem Jahr 2003 wird den Wettbe-

werbsdruck weiter wachsen lassen und Krankenhäuser zu unternehmerischem Handeln 

zwingen. Diese Transformation geschieht in einem Sektor, in dem aufgrund des Selbstkos-

tendeckungsprinzips traditionell wenige Anreize für ein wirtschaftliches Handeln bestanden“ 

(Eichhorn/Greiling 2003, S. 31). 

                                           
118 Der Krankenhausbereich ist mit enormen Geldbewegungen verbunden: Für das Jahr 2000 ergab die 

Befragung der Krankenhäuser für Deutschland eine Summe von 51,6 Mrd. Euro für die „bereinigten 
Kosten“ (= Netto-Gesamtkosten abzüglich der nicht pflegesatzfähigen Kosten). Dies bedeutet gegen-
über dem Jahr 1991 eine Steigerung um 37,9 und gegenüber 1996 einen Anstieg um 6,7% (vgl. Ro-
senow/Steinberg 2002, S. 389). 

119 Damit ist ein neues Krankenhaus-Finanzierungssystem angesprochen, das mit so genannten „Diagnosis 
Related Groups (DRGs)“ arbeitet. 
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Obwohl im Zeitraum zwischen 1993 und 2000 nach der bundeseinheitlichen Kranken-

hausstatistik120 die Fallzahlen für die Krankenhäuser um 14,6% (plus 2,1 Mio. auf insge-

samt 16,5 Mio. im Jahr 2000) zugenommen haben, sind sowohl die Pflegetage – auf-

grund einer kontinuierlich sinkenden Verweildauer – als auch Krankenhausbetten zurück 

gegangen (vgl. Neubauer 2003, S. 80ff.). „Seit 1996 wirkt sich der Kapazitätsabbau in 

den Krankenhäusern auch auf die Zahl der Beschäftigten aus. Umgerechnet auf die volle 

tarifliche Arbeitszeit waren 1999 im Jahresdurchschnitt 843.452 Vollkräfte121 beschäftigt. 

Im Jahr 2000 war die Zahl um 1,1% geringer“ (Rosenow/Steinberg 2003, S. 260). Im 

Bereich der Krankenhäuser waren zum 31.12.2000 über 1,1 Mio. Menschen beschäftigt, 

wobei sich die Struktur der Beschäftigten im Zeitraum zwischen 1991 und 2000 erheblich 

verändert hat: Während die Anzahl des ärztlichen Personals um 11,8% und die Zahl der 

Beschäftigen im Pflegedienst um 6,4% zugenommen hat, fällt die Gesamtzahl im Jahr 

2000 um 1% geringer aus 1991 (vgl. Rosenow/Steinberg 2002, S. 384).  

 

Dieser grundlegende Wandel der Rahmenbedingungen der „Krankenhauslandschaft“ ist 

vor dem Hintergrund eines Zwangs zu mehr Flexibilität und Anpassungsfähigkeit in der 

Vergangenheit mit Verschiebungen in der Trägerlandschaft verbunden. Hierbei zeigt sich, 

dass nach 1992 insbesondere der öffentliche Sektor in starkem Maße „verloren“ hat, wo-

von in erster Linie der privat-gewerbliche Bereich profitierte (vgl. Tab. 5-18).122 „Im Jahr 

2000 gab es 105 private Häuser mehr als acht Jahre zuvor, was einer Steigerung von 

30,8% entspricht. Der öffentliche Bereich weist hingegen 215 Häuser weniger auf als 

1992 (-22,4%). Der Anteil der Kliniken privater Trägerschaft an allen Allgemeinen Kran-

kenhäusern stieg um 6,4 Prozentpunkte von 15,9% im Jahr 1992 auf 22,3% in 2000. Bei 

öffentlichen Krankenhäusern sank der Anteil von 44,7% um 7,6 Prozentpunkte auf 37,1%“ 

                                           
120 Rechtsgrundlage der bundeseinheitlichen Krankenhausstatistik ist die – im Jahr 2001 novellierte – Kran-

kenhausstatistik-Verordnung (KHStatV), die seit 1991 für die Erhebung von vergleichbaren Angaben zu 
Grunddaten zur sachlichen und personellen Ausstattung, zu Diagnosen und Kostennachweisen sorgt.  

121 Die Gesamtzahl der Vollkräfte im Jahresdurchschnitt ergibt sich aus der Summe der auf Vollzeitäquiva-
lente umgerechneten Teilzeitkräfte, der umgerechneten kurzfristig beschäftigten Arbeitnehmer und der 
Beschäftigten, die im gesamten Jahr bei voller tariflicher Arbeitszeit eingesetzt waren. 

122 Diese Verschiebungen sind (natürlich) verbunden mit Wechseln hinsichtlich der Trägerschaft und der 
Rechtsform. Mit einer Änderung der Rechtsform und damit auch des Sektors zu Ungunsten der öffentli-
chen Träger ist in der Regel ein Bündel von erhofften Folgen verbunden. Genannt werden: (1.) die „Be-
freiung“ von bürokratischen Fesseln vielfältigster Art im Dunstkreis der öffentlichen Verwaltung; (2.) die 
Loslösung von sachfremden, politischen und sonstigen Einflussnahmen, die primär mit dem Einrich-
tungsziel nichts zu tun haben; (3.) die Abwendung von Extrakostenbelastungen von öffentlich-
rechtlichen Trägern, wie etwa die Tarifbindung an den BAT (das Tarifsystem des öffentlichen Dienstes) 
oder das System der Zusatzversorgung; (4.) die Ermöglichung einer verbesserten Effizienz der Leitungs-
organisation und (5.) ein Ersatz für die Schwäche der öffentlichen Haushalte bei der Finanzierung von 
Bau- und Geräteinvestitionen (vgl. Strehl 2003, S, 113ff.). Entsprechend werden als wichtige Faktoren 
für ein erfolgreiches Bestehen im Wettbewerb der Krankenhäuser genannt: die Investitionsautonomie, 
unterdurchschnittliche Fallkosten und Verweildauern, ein erfolgsorientiertes ärztliches und kaufmänni-
sches Management, das Vorhandensein von Netz- bzw. Verbundstrukturen und eine Kunden-
orientierung mit Blick auf Patienten und Krankenversicherungen (vgl. Neubauer 2003, S. 83).  



111 

(Gerste 2003, S. 296).123 Dieser Verschiebungs-Trend ist auch mit Blick auf die Anzahl der 

„aufgestellten Betten“ zu erkennen. 

Tab. 5-18: Eckdaten Allgemeiner Krankenhäuser (Veränderung nach Trägerschaft; 1992-
2000) 

Anzahl Krankenhäuser Anzahl aufgestellte 
Betten 

Trägertyp 1992 2000 

Verände-
rung in %

1992 2000 

Verände-
rung in %

Öffentlich 959 744 -22,4 355.312 283.537 -20,2

Frei-gemeinnützig 845 813 -3,8 211.137 200.611 -5,0

Privat-gewerblich 341 446 30,8 25.381 38.966 53,5

Insgesamt  2.145 2.003 -6,6 591.830 523.114 -11,6

Quelle: Gerste (2003); Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen 

Die Entwicklungen bei den Krankenhäusern, die dem Dritten Sektor zugerechnet werden 

können, fallen in dem Beobachtungszeitraum vergleichsweise unspektakulär aus. In 

Deutschland ist die Anzahl der frei-gemeinnützigen Allgemeinen Krankenhäuser zwischen 

1992 bis 2000 um 3,8% gesunken. Damit liegt dieser Rückgang unterhalb des Prozentsat-

zes, der für alle Krankenhäuser konstatiert werden muss (6,6%). Auch hier spiegelt sich 

diese Entwicklung bei dem zweiten Parameter („aufgestellte Betten“).124 Diese Umschich-

tungen, die sich für Gesamtdeutschland ergeben, sind in den ostdeutschen Bundesländern 

in verschärfter Form anzutreffen (vgl. Abb. 5-10).125 

                                           
123 Ähnliche Entwicklungen zeigen sich ebenfalls hinsichtlich anderer Parameter. Da privat-gewerblich 

geführte Krankenhäuser allerdings in der Regel kleiner sind als andere, fallen dort die Effekte etwas ge-
ringer aus. 

124 Dieser vergleichsweise geringe Rückgang bei den in der Tabelle aufgeführten Parametern verläuft pa-
rallel zu Steigerungsraten bei anderen Eckdaten: So ist beispielsweise die Anzahl der stationär behan-
delten Patienten in den Krankenhäusern des Dritten Sektors in dem Beobachtungszeitraum von annä-
hernd 5 Mio. (4.983 Tsd.) im Jahr 1992 auf über 6 Mio. (6.078 Tsd.) angewachsen. Auch mit Blick 
auf das Stellenvolumen sind leichte Zuwächse zu verzeichnen (vgl. Gerste 2003, S. 296f.). 

125 In Thüringen ist die Anzahl der Allgemeinen Krankenhäuser in diesen acht Jahren um 35,7% und die 
der frei-gemeinnützigen um 8,4% zurück gegangen, während die Zahl der Krankenhäuser in privat-ge-
werblicher Trägerschaft um 266,7% zugenommen hat (vgl. Gerste 2003, S. 300f.). 
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Abb. 5-10: Marktanteile der Sektoren an den Allgemeinen Krankenhäusern (nach Bundes-
land; Anteile Betten in 2000) 

 
Quelle: Gerste (2003, S. 302) 

Insgesamt ist festzustellen, dass die jeweiligen Anteile der drei Sektoren im Bereich der All-

gemeinen Krankenhäuser sehr unterschiedlich ausfallen. So ist – bezogen auf die Betten-

anzahl und das Jahr 2000 – in Schleswig-Holstein und in Thüringen die Bedeutung der 

privat-gewerblichen Träger mit um die 20% besonders hoch. Der Dritte Sektor hat insbe-

sondere in Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz eine herausragende Bedeutung, wäh-

rend der Anteil der Krankenhäuser in öffentlicher Trägerschaft insbesondere in Sachsen-

Anhalt und Bayern mit deutlich über 75% besonders hoch ist. 

 

Neben diesen Verlagerungsprozessen, die in den einzelnen Bundesländern ganz unter-

schiedliche Entwicklungen in Gang gesetzt und mit Blick auf die Trägerstrukturen eine he-

terogene Krankenhauslandschaft erzeugt haben, ist – wie bereits angedeutet – gleichzeitig 

eine Verschiebung hinsichtlich der Rechtsformen zu beobachten. Aufgrund der Daten der 

Bundesländer Rheinland-Pfalz und Sachsen zeigt sich, dass Krankenhäuser in den letzten 

Jahren vor allem die Rechtsformen der Kapitalgesellschaften favorisieren. Lag deren Anteil 

im Jahr 1992 noch bei knapp 20%, besitzen acht Jahre später deutlich über die Hälfte 

aller Krankenhäuser (55,5%) diese spezifischen Rechtsformen. Dabei ist zu beachten, dass 

ein Wechsel der Rechtsform  tendenziell von etwas größeren Kliniken durchgeführt wird 

(vgl. Gerste 2003, S. 312). 
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5.4 Beschäftigte im Bereich personenbezogener Dienstleistungen 

Die für Nonprofit-Organisationen originäre intermediäre Stellung (vgl. Kap. 3.1) wird im 

Rahmen des sozialhilferechtlichen Dreiecksverhältnisses (vgl. u.a. Meyer 1999) zwischen 

HilfeempfängerIn, Staat bzw. Kostenträger und Leistungsanbieter bei der Erbringung per-

sonenbezogener Dienstleistungen dadurch konstituiert, dass sie einerseits (rechtlich und 

finanziell) sozialstaatlich eingebettet und mit öffentlichem Auftrag versehen sind, sie zum 

anderen jedoch ihre Wirkung in der Lebenswelt der Individuen entfalten (vgl. Rauschen-

bach 1999a; Kap. 3.1). 

 

Die für personenbezogene soziale Dienstleistungen typische Verbindung von Eigen-, 

Gebrauchs- und Erwerbsarbeit wird durch „formal organisierte und professionelle Hilfsan-

gebote oder -leistungen mit selbstorganisierten Aktivitäten der familialen und nachbar-

schaftlichen Eigenhilfe oder der spontan inszenierten und informell organisierten ehren-

amtlichen (Selbst-)Hilfe kombiniert“ (Hegner 1986, S. 180f.). Insgesamt kann eine Erosion 

von Eigenarbeit und ein Trend zur Professionalisierung konstatiert werden. Die freiwillige 

Versorgung Betroffener oder familiale Kinderbetreuung – speziell durch Frauen – verliert 

ihre Selbstverständlichkeit, so dass die Selbstversorgungsökonomie und gemeinnützige 

Leistungsangebote zunehmend durch professionelle privatisierte, erwerbsorientierte Dienst-

leistungsarbeit oder auch durch einen informellen „grauen Markt“ (Schattenwirtschaft) un-

terstützt werden. Letztere erweisen sich oftmals „als innovativer, flexibler und kundenorien-

tierter als die öffentlichen Institutionen und stellen gemeinnützige Träger und Anbieter vor 

neue Herausforderungen“ (Ittermann/Scharfenorth 1996, S. 37). 

5.4.1 Empirische Befunde zur Arbeitsmarktsituation 

Die sozialstatistische, sektorale Kategorisierung von Dienstleistungen muss insofern als 

verkürzt bewertet werden, als dass es sich bei dem Dienstleistungssektor um einen „Rest-

Sektor“ handelt, „der all jene Wirtschaftszweige, Berufe und Tätigkeiten umfasst, die weder 

dem primären noch dem sekundären Sektor zuzurechnen sind“ (Badura/Gross 1976, S. 

64). Unter dem primären Sektor werden hierbei gewinnende Tätigkeiten wie Land- und 

Forstwirtschaft, Bergbau und Fischfang, unter dem sekundären Sektor herstellende bzw. 

industrielle Arbeiten verstanden. Dienstleistungen, soweit von Unternehmen oder freien 

Berufen und Organisationen ohne Erwerbszweck erbracht, werden neben anderen Wirt-

schaftszweigen im tertiären Sektor subsumiert. Somit erzeugt die sektorale Tertiarisierung 

möglicherweise einen „statistischen Artefakt“: „Die Tertiarisierung kann sich ... innerhalb 

des Produktionsbetriebes durch Zunahme der produktionsorientierten Dienstleistungen 

vollziehen (funktionaler Wandel) oder als Wachstum von Beschäftigten in Dienstleistungs-

unternehmen (sektoraler Wandel). Keine Form der Tertiarisierung geht zwangsläufig mit 

einer Expansion der Beschäftigung einher. Es besteht ... keineswegs eine Automatik derart, 
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dass Freisetzungen in der Produktion durch Mehrbeschäftigung entweder in den (internen) 

produktionsorientierten oder in den (externen) unternehmensorientierten Dienstleistungen 

kompensiert werden“ (Häußermann/Siebel 1995, S. 25). 126 

 

Die Expansion der personenbezogenen sozialen Dienstleistungsberufe (vgl. Kap. 2.3)127 

muss „als Ausdruck eines veränderten Erwerbsverhaltens von Frauen auf dem Arbeitsmarkt 

betrachtet werden“ (Rauschenbach 1999b, S. 134). 

                                           
126 Während das Statistische Bundesamtes auf der Grundlage verschiedener Erhebungen empirisches Da-

tenmaterial zur Erwerbstätigkeit und zum Personal in einzelnen Arbeitsfeldern veröffentlicht, umfasst die 
Arbeitslosen- und Beschäftigtenstatistik der Bundesanstalt für Arbeit neben Informationen über die An-
zahl der arbeitslos gemeldeten Personen auch Datenmaterial über die sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten (und damit z.B. keine Selbständigen, Beamten oder mithelfenden Familienangehörigen). 
Obgleich beide Institutionen vielfältige Übersichten publizieren, erlauben diese Systematiken aufgrund 
der Unschärfen bei den jeweils verwendeten Berufsklassifikationen, der mangelnden Tiefengliederung 
der Systematiken, den Brüchen im Erhebungsinstrumentarium sowie der fehlenden Vergleichbarkeit al-
lenfalls eine erste und globale Annäherung an beschäftigungspolitische Fragestellungen. Wichtig für 
das Verständnis der jeweiligen Statistiken sind in diesem Kontext die dahinter stehenden berufssystema-
tischen Prämissen und Gliederungen, d.h. die Klassifizierung der Berufe des Statistisches Bundesamtes 
(1992) und der Bundesanstalt für Arbeit (1988). Beide – trotz zum Teil ähnlich lautender Bezeich-
nungen – nicht miteinander kompatiblen Systematiken umfassen jeweils verschiedene Differenzierungs-
ebenen (z.B. die sogenannten „Zweisteller“ und „Dreisteller“), die spezifischen Berufsgruppen und -
ordnungen entsprechen. Dabei werden unter dem Begriff „Beruf“ keine Ausbildungs-, sondern Erwerbs-
berufe gefasst. Ausschlaggebend für die Klassifizierung der Berufe ist die Erwerbsorientierung bezogen 
auf ein bestimmtes Teilsegment des Arbeitsmarktes, wobei die Zuordnung unabhängig von der jewei-
ligen einschlägigen bzw. sonstigen Ausbildung der erwerbstätigen Person erfolgt. D.h.: Hinter der Be-
rufsordnung „864 AltenpflegerInnen“ des Statistischen Bundesamtes verbergen sich beispielsweise nicht 
allein die an Fachseminaren ausgebildeten, staatlich anerkannten AltenpflegerInnen, sondern ein beruf-
liches Aggregat verschiedener ausgeübter (bzw. im Fall der Arbeitslosigkeit angestrebter) Einzelberufe 
und Tätigkeiten. Dieses Prinzip wird allerdings bei einigen Berufsgruppen wieder durchbrochen – wie 
etwa bei der Berufsgruppe „84 Ärzte, Apotheker“, in der nur AkademikerInnen erfasst werden. (vgl. 
Biersack u.a. 1999; Statistisches Bundesamt 1992). Damit werden in diesen Systematiken „Ausbil-
dungsabschlüsse, Berufsgruppen, Funktionsbezeichnungen und ausgeübte Tätigkeiten bis zur Unkennt-
lichkeit ineinander vermengt“ (Rauschenbach 1990, S. 266). In der Klassifikation des Statistischen Bun-
desamtes (1992) sind in der Kategorie „86 Soziale Berufe“ enthalten: „861 SozialarbeiterInnen, Sozial-
pädagogInnen“, „862 HeilpädagogInnen“, 863 ErzieherInnen“, „864 AltenpflegerInnen“, „865 Fami-
lienpflegerInnen, DorfhelferInnen“, „866 HeilerziehungspflegerInnen“, „867 KinderpflegerInnen“, „868 
Arbeits- und BerufsberaterInnen“ sowie „869 Sonstige soziale Berufe“. Die Kategorie „86 Sozialpflege-
rische Berufe“ der Bundesanstalt für Arbeit (1988) umfasst dagegen „861 SozialarbeiterInnen, Sozial-
pflegerInnen“, „862 HeimleiterInnen, SozialpädagogInnen“, „863 Arbeits-, BerufsberaterInnen“ sowie 
„864 KindergärtnerInnen, KinderpflegerInnen“. 

127 Die vom Thüringer Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Infrastruktur (2000) veröffentlichen Ergebnisse 
einer Befragung von 1095 Thüringer Betrieben im Herbst 2000 geben einen umfangreichen Überblick 
zur gegenwärtigen Beschäftigungssituation und dem zukünftigen Fachkräfte- und Qualifizierungsbedarf 
in den unterschiedlichen Unternehmensbranchen, u.a. innerhalb des Dienstleistungssektors. 
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Tab. 5-19: Entwicklung der Erwerbstätigkeit in ausgewählten personenbez. sozialen 
Dienstleistungsberufen nach Geschlecht (1976-2001; w=weiblich in%) 

Erwerbstätige 
insg. 

Personenbez. 
Dienstleistungsberu-

fe „84“ – „89“ 

Gesundheits- 
berufe 

„84“/„85“ 

Sozial- und Er- 
ziehungsberufe 
„86“ – „89“ 

Jahr Insgesamt w. Insgesamt w. Insgesamt w. Insgesamt w. 
Früheres Bundesgebiet 

1976 25.752.000 37,2 1.838.000 63,5 859.000 75,7 979.000 52,9
1982 26.774.000 38,0 2.306.000 64,5 1.089.000 75,8 1.217.000 54,5
1985 26.626.000 38,4 2.421.000 65,0 1.190.000 75,3 1.231.000 55,1
1987 27.073.000 38,9 2.546.000 65,2 1.268.000 74,9 1.278.000 55,6
1989 27.742.000 38,9 2.727.000 65,5 1.334.000 74,4 1.393.000 57,0
1991 29.684.000 40,3 3.068.000 66,6 1.489.000 75,8 1.579.000 57,9
1993 29.782.000 40,8 3.345.000 67,9 1.572.000 76,8 1.773.000 60,1
1995 29.244.000 41,4 3.568.000 68,0 1.655.000 76,7 1.913.000 60,6
1997 29.200.000 42,1 3.860.000 68,9 1.755.000 76,5 2.105.000 62,2
1998 29.317.000 42,4 3.883.000 68,7 1.768.000 76,5 2.115.000 62,1
1999 29.729.000 42,8 3.980.000 69,4 1.800.000 77,6 2.171.000 62,9
2000 30.009.000 43,2 4.041.000 69,8 1.818.000 77,2 2.223.000 63,7
2001 30.307.000 43,6 4.128.000 70,0 1.855.000 76,9 2.273.000 64,3

Deutschland insgesamt 
1991 37.445.000 41,6 3.962.000 69,3 1.817.000 77,3 2.145.000 62,5
1993 36.380.000 41,5 4.153.000 70,0 1.888.000 78,1 2.265.000 63,4
1995 36.048.000 41,9 4.418.000 70,1 2.005.000 77,9 2.413.000 63,6
1997 35.805.000 42,6 4.701.000 69,9 2.115.000 77,8 2.586.000 63,4
1998 35.860.000 42,8 4.777.000 70,4 2.147.000 77,8 2.630.000 64,3
1999 36.402.000 43,3 4.886.000 71,0 2.190.000 78,4 2.696.000 65,0
2000 36.604.000 43,5 4.926.000 71,2 2.204.000 78,0 2.722.000 65,7
2001 36.816.000 44,0 5.043.000 71,3 2.249.000 77,8 2.794.000 66,0

Quelle: Statistisches Bundesamt (verschiedene Jahrgänge); eigene Berechnungen 

Während sich der weibliche Anteil aller Erwerbstätigen 1976 auf 37,2% belief, konnte die-

ser Anteil – gegenüber geringen zahlenmäßigen Zuwächsen der Männer – mit einer etwa 

7%-igen Wachstumsquote bis zum Jahr 2001 von 9,6 auf 16,2 Mio. ArbeitnehmerInnen 

expandieren (vgl. Tab. 5-19). 

 

So ist alleine im Bereich der Sozial-, Erziehungs- und Gesundheitsberufe in einem Zeitraum 

von 25 Jahren die Anzahl der von Frauen besetzten Arbeitsplätze um 2,4 Mio. gestiegen. 

Demnach sind in diesem Segment drei von vier neu geschaffenen Stellen von Frauen be-

setzt worden. Insbesondere die „Übrigen Gesundheitsdienstberufen“ (ohne „Ärzte und 

Apotheker“) mit 86% weiblichen Erwerbstätigen für das Jahr 2001, gefolgt von den „sozia-

len Berufen“ mit 83% spielen eine hervorgehobene Rolle als Arbeitsmarkt für Frauen. Die 

„Übrigen Gesundheitsdienstberufe“ (BKZ 85) haben sich seit 1976 kontinuierlich poten-
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ziert und bezifferten nach einer Wachstumsquote von 54% rund 1,5 Mio. Beschäftigte im 

Jahr 2001 im früheren Bundesgebiet; auch die Anzahl der in Ostdeutschland innerhalb 

dieser Berufsgruppe Tätigen sind im Zeitraum von 1998 bis 2001 um 9.000 Personen auf 

318.000 ArbeitnehmerInnen angewachsen. 

Tab. 5-20:  Entwicklung der Teilzeitarbeit im Rahmen der Erwerbstätigkeit von Frauen 
(1976-2001, altes Bundesgebiet) 

 Erwerbstätige Frauen 86 Soziale Berufe 
  Teilzeit  Teilzeit 

Jahr1 Insg. Abs. % Insg. Abs. % 
1976 9.580.000 2.803.000 29,3 191.000 38.000 19,9 
1982 10.182.000 3.124.000 30,7 257.000 58.000 22,6 
1985 10.225.000 3.145.000 30,8 290.000 75.000 25,9 
1987 10.525.000 3.260.000 31,0 320.000 86.000 26,9 
1989 10.794.000 3.489.000 32,3 378.000 111.000 29,4 
1991 11.965.000 4.232.000 35,4 439.000 139.000 31,7 
1993 12.161.000 4.677.000 38,5 539.000 191.000 35,4 
1995 12.102.000 4.942.000 40,8 590.000 226.000 38,3 
1997 12.299.000 4.968.000 40,4 663.000 242.000 36,5 
1998 12.416.000 5.807.000 46,8 681.000 291.000 42,7 
1999 12.738.000 6.086.000 47,8 725.000 318.000 43,9 
2000 12.950.000 6.209.000 47,9 758.000 341.000 45,0 
2001 13.226.000 6.485.000 49,0 787.000 364.000 46,3 

1 Ab dem Jahr 1998 wird die wöchentliche Arbeitszeit von 35 Stunden zur Teilzeitbeschäftigung gezählt; zuvor wurde 
Teilzeitarbeit bis einschließlich 34 Wochenarbeitsstunden berechnet. 

Quelle: Statistisches Bundesamt (verschiedene Jahrgänge); eigene Berechnungen 

Bei einer genaueren qualitativen Analyse dieser Potentiale muss jedoch einschränkend 

attestiert werden, dass der Anteil teilzeitbeschäftigter Frauen in den „sozialen Berufen“ 

(46,3%) höher liegt als der ihrer männlichen Kollegen, und Frauen in den höheren Ein-

kommensgruppen deutlich unterrepräsentiert sind – es handelt sich demnach um einen 

„Frauenberuf in Männerregie“ (Rauschenbach 1999b, S. 134ff.).  

 

Der Trend zur geschlechtsspezifischen Flexibilisierung von (Lohn-)Arbeit im Zeitverlauf der 

letzten 25 Jahre lässt sich offensichtlich anhand der drängenden Zuwächse von weiblichen 

Teilzeitbeschäftigungsverhältnissen nachzeichnen: Während die Teilzeitquote aller erwerbs-

tätigen Frauen um rund 20% (+ 3.682.000) gewonnen hat, zeigt sich diese Dynamik mit 

einem Anstieg von über 26% auf insgesamt 364.000 teilzeittätige ArbeitnehmerInnen noch 

ungetrübter in den sozialen Berufen (vgl. Tab. 5-20). 

Teilarbeitsmarkt Soziale Berufe 

Für Deutschland lassen sich insgesamt 1,2 Mio. Personen den sozialen Berufen zuordnen; 

der ostdeutsche Anteil beläuft sich mit 253.000 Beschäftigten auf rund 21% aller dieser 
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Berufsgruppe Zugehörigen in Deutschland. Die Wachstumskurve (vgl. Abb. 5-11) visuali-

siert innerhalb der letzten rund 75 Jahre mit über 1 Mio. neu entstandener Arbeitsplätze 

ein stetiges Anschwellen der Erwerbstätigkeit in sozialen Berufen. Vor allem seit Beginn der 

1990er-Jahre ist in der BRD ein überproportionaler Anstieg bei einer Indexentwicklung von 

40 im Zeitraum von 1993-2001 zu beobachten (vgl. auch Kap. 2.3, Abb. 5-11) – der 

Beschäftigungsstatistik zufolge liegen die jährlichen Zuwachsquoten in den letzten 10 Jah-

ren bei fast 32.000 und nach Befunden des Mikrozensus sogar bei rund 42.000 zusätzlich 

Beschäftigten (ohne die neuen Bundesländer). 

Abb. 5-11: Wachstumskurve der Erwerbstätigen in sozialen Berufen in Deutschland 
(1925-2001) 
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Quelle: Statistisches Bundesamt (verschiedene Jahrgänge); eigene Berechnungen 

Die sozialen Berufe können jedoch als Zukunfts- und Risikoberufe zugleich charakterisiert 

werden. Trotz des Wachstums der Erwerbstätigenzahlen ist parallel dazu die Zahl der ar-

beitslos gemeldeten Personen ebenfalls gestiegen. Zwar ist einerseits zu konstatieren, dass 

ehemals „privat erledigte oder aber ehrenamtlich organisierte Aufgaben und Dienste Sozi-

aler Arbeit ... neben neuen Angeboten inzwischen vermehrt in beruflicher Form angeboten 

und erbracht“ (Rauschenbach/Schilling 2001a, S. 247) werden, andererseits ist jedoch der 

Umfang der arbeitslosen Personen in sozialen Berufen seit 1991 beständig angestiegen 

und hat 1998 mit rund 78.000 Personen in den alten und 1997 mit fast 40.000 Arbeitslo-

sen in den neuen Bundesländern seinen Höchststand erreicht (vgl. Tab. 5-21).128 Innerhalb 

                                           
128 Nach Auskunft der Bundesanstalt für Arbeit sind in Thüringen zum Berichtszeitpunkt Januar 2002 3.051 

Personen in den Gesundheitsdienstberufen (BZK 84-85) und 7.090 in den Sozial- und Erziehungsberu-
fen (BKZ 86-89) arbeitslos gemeldet. 
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der letzten Jahre ist aufgrund leicht rückläufiger Arbeitslosenzahlen eine leichte Entspan-

nung spürbar. 

Tab. 5-21:  Entwicklung der arbeitslos gemeldeten Personen in sozialen Berufen („86“) 
(1975- 2002)1 

Jahr 
Alte 

Bundesländer 
Neue 

Bundesländer 
Deutschland 

insg. 

1975 10.159 - - 
1980 21.241 - - 
1985 51.985 - - 
1988 53.312 - - 
1990 45.082 - - 
1991 39.984 - - 
1992 41.309 20.782 62.091 
1993 48.529 28.175 76.704 
1994 52.439 28.291 80.730 
1995 57.357 27.261 84.618 
1996 64.706 30.725 95.431 
1997 75.995 40.640 116.636 
1998 77.626 33.161 110.787 
1999 76.115 35.019 111.134 
2000 71.923 32.597 104.520 
2001 70.611 31.621 102.232 
2002 68.230 30.984 99.214 

1 Die Angaben sind auf Ende September des jeweiligen Jahres datiert. 

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit (verschiedene Jahrgänge); eigene Berechnungen 

Die ostdeutsche Arbeitsmarktsituation zeigt sich bei zuletzt etwa 31.000 arbeitslos gemel-

deten Personen in sozialen Berufen für den Zeitpunkt Herbst 2002 hingegen wesentlich 

prekärer und weniger stabil (vgl. Tab. 5-21). Dafür verantwortlich ist vor allem der nach 

der Wiedervereinigung praktizierte Personalabbau im Bereich der öffentlichen Kinder-

betreuung, auch aufgrund rückgängiger Geburtenzahlen (vgl. Kap. 5.1). Zu den zusätzli-

chen potentiellen, bislang unberücksichtigten Personengruppen, die einen umfassenden 

Eindruck von dem Ausmaß der Misere bieten würden und somit zur Risikogruppe bedroh-

ter Arbeitsplätze hinzu addiert werden müssten, zählen die sich bis 1996 immerhin noch 

auf 54.000 belaufenden Personen in zur akuten Bekämpfung der drohenden Arbeitslosig-

keit initiierten, jedoch allmählich auslaufenden Sonderprogrammen (§ 249h-Beschäftigte) 

und auf ABM-Stellen untergebrachten Beschäftigten sowie die niedrigverdienenden 

„Zwangsteilzeitarbeiter“ in Sozial- und Erziehungsberufen. Ebenso tragen die unsicheren 

Bezahlungs- und Arbeitsplatzbedingungen bei den Beschäftigten zu einer Destabilisierung 

des gesamten Arbeitsfeldes sozialer Berufe bei (vgl. Rauschenbach/Schilling 2001a, S. 

255f.). 
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Tab. 5-22:  Entwicklung der arbeitslos gemeldeten Personen in sozialen Berufen („86“) 
nach Qualifikationsniveau (1975-2002, alte Bundesländer) 

davon (in%) 

Jahr 

Arbeitslo-
se „86“ 

abs. 

ohne 
Aus-

bildung 

Betriebli-
che 

Ausbild. 

Berufs-
fach- 
schule 

Fach- 
schule 

Fach- 
hoch-
schule 

Universität

1975 10.159 22 20 25 21 9 2 
1980 21.241 12 10 18 29 16 5 
1985 51.985 15 11 15 36 19 3 
1988 53.312 20 12 15 30 20 4 
1990 45.082 23 19 12 25 17 4 
1991 39.984 25 22 10 24 16 4 
1992 48.529 26 24 10 21 15 4 
1993 48.529 28 25 10 18 14 5 
1994 42.439 29 26 9 18 13 5 
1995 57.357 29 26 10 18 12 4 
1996 64.706 31 27 10 18 10 4 
1997 75.995 29 30 10 18 10 4 
1998 77.626 27 32 11 18 8 4 
1999 76.115 26 33 11 19 8 4 
2000 71.923 26 33 11 18 8 4 
2001 70.611 27 34 10 18 8 4 
2002 68.230 26 32 11 17 9 4 

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit (verschiedene Jahrgänge); eigene Berechnungen 

Unter dem Aspekt einer verstärkten Verberuflichung bzw. Verfachlichung sozialer Berufe 

kann festgestellt werden, dass sich bei einer kontinuierlichen Minimierung der Gruppe der 

Erwerbstätigen ohne Ausbildung seit 1978 von ca.11% im gesamten Teilarbeitsmarkt (vgl. 

Tab. 5-24) ihr Anteil bei den Arbeitslosen im gleichen Zeitraum auf 26% erhöht hat. So 

weisen inzwischen fast 60% der arbeitslos gemeldeten Personen in sozialen Berufen keine 

oder eine lediglich einfache (fachliche) Berufsausbildung vor (vgl. Tab. 5-22). Das sich 

allmählich deutlich zu Lasten der Geringqualifizierten verschobene Risiko der Arbeitslosig-

keit „ist zugleich ein Hinweis darauf, dass die vergleichsweise hohen Umschulungsquoten 

auf der Ebene einfacher Ausbildungen im Rahmen der AFG-Förderung in die sozialen Be-

rufen hinein (also mit dem Zielberuf „soziale Berufe“) offenbar nicht zu dem gewünschten 

Erfolg einer dauerhaften Erwerbstätigkeit in diesem Teilarbeitsmarkt führen“ (ebd., S. 

253).Bei einem im ehemaligen Bundesgebiet insgesamt gesunkenen „Fachkraftrisikofak-

tor“ stehen seit Anfang der 1990er-Jahre 100 erwerbsorientierten Personen in sozialen 

Berufen „nur“ dreieinhalb arbeitslos gemeldete sozialpädagogische Fachkräfte gegenüber, 

trotz rückläufiger ABM-Stellen bzw. gekürzter Arbeitsförderungsinstrumente (vgl. Tab. 5-23; 

Kap. 5.5). 
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Tab. 5-23: Vergleich von Erwerbstätigkeit, Arbeitslosigkeit und Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen in sozialen Berufen („86“) (1997-2002, alte Bundesländer) 

Erwerbstätige Arbeitslose ABM Gesamtrisiko- Fachkraft- 
„86“ „86“ „soziale faktor risikofaktor 

Jahr   Dienste“1 (in%)2 (in%)3 
1977 232.093 20.088 - 8,0 5,6 
1980 280.005 21.241 - 7,1 5,5 
1985 339.313 51.985 25.211 13,3 9,7 
1986 358.777 51.216 29.886 12,5 8,9 
1987 379.409 51.772 33.775 12,0 8,4 
1988 398.119 53.312 34.531 11,8 8,0 
1989 416.996 50.152 28.631 10,7 6,9 
1990 443.538 45.082 23.433 9,2 5,3 
1991 479.018 39.984 23.899 7,7 4,1 
1992 517.318 41.309 22.197 7,4 3,7 
1993 551.339 48.259 14.877 8,1 3,8 
1994 590.557 52.439 14.292 8,2 3,7 
1995 622.839 57.357 17.601 8,4 3,8 
1996 661.953 64.706 17.277 8,9 3,8 
1997 689.653 75.955 15.443 9,9 4,2 
1998 712.282 77.626 15.901 9,8 4,1 
1999 725.908 76.115 18.300 9,5 3,9 
2000 755.241 71.923 16.053 8,7 3,6 
2001 777.008 70.611 12.373 8,7 3,4 
2002 772.229 68.230 9.278 8,1 3,4 

1 Jahresdurchschnittszahlen 
2 Rechnerisches Verhältnis der arbeitslos gemeldeten Personen zu allen Erwerbstätigen dieser Berufsgruppe (sozialversi-

cherungspflichtig Erwerbstätige plus arbeitslos gemeldete Personen) 
3 Rechnerisches Verhältnis der sozialversicherungspflichtig Erwerbstätigen in sozialen Berufen zu den arbeitslos gemel-

deten Personen dieser Berufsgruppe mit einer qualifizierten Ausbildung (ohne Personen mit geringer oder keiner Aus-
bildung) 

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit (verschiedene Jahrgänge); eigene Berechnungen 

Der Teilarbeitsmarkt für soziale Berufe kann im Hinblick auf seine Arbeitgeber, Arbeitsfel-

der, Ausbildungsberufe, Bezahlung, Tätigkeiten und Personal als vergleichsweise hetero-

gen charakterisiert werden und weist in seiner derzeitigen Wandlungsdynamik – zwischen 

Konsolidierung und Destabilisierung – folgende Spezifika auf: 
 

 Es handelt sich tendenziell um einen Arbeitsmarkt jenseits und unterhalb der Akademi-
kerschwelle bei abweichenden Akademisierungsgraden (durchschnittlich 14%) in den 
einzelnen Arbeitsfeldern (vgl. Tab. 5-24). 

 Ein Rückgang der erwerbstätigen Personen ohne Ausbildung von ehemals 19,6% 
(1978) auf 11,2% (2001) spricht für eine zunehmende fachliche, zumindest aber beruf-
liche Konturierung innerhalb der sozialen Berufe (vgl. Tab. 5-24). 

 In den letzten 30 Jahren ist der Anteil der Teilzeitbeschäftigten in diesem Segment kon-
tinuierlich gestiegen. 2001 wurden allein 346.000 weibliche in Teilzeitbeschäftigungs-
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verhältnissen agierende Personen gezählt (vgl. Tab. 5-20). „Und ein Ende der Erhö-
hung der Teilzeitquote ist dabei vorerst noch nicht abzusehen“ (Rauschenbach/Schilling 
2001a, S. 251). 

Tab. 5-24: Entwicklung der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in sozialen Berufen 
(„86“) nach Qualifikationsniveau (1978-2001, alte Bundesländer) 

Jahr 

Erwerbstätige 
(insg.) 

Ohne Aus-
bildung (in%) 

Berufliche Aus-
bildung (in%) 

Akadem. Aus-
bildung (in%) 

1978 246.434 19,6 67,0 10,7 
1980 280.005 18,4 66,7 12,2 
1982 303.745 18,0 66,3 12,9 
1984 324.392 17,7 65,8 14,0 
1986 358.777 16,6 65,9 14,9 
1988 398.119 14,5 67,1 15,8 
1990 443.538 13,0 68,4 15,8 
1992 517.318 12,7 68,0 15,3 
1993 551.339 12,2 69,4 15,0 
1994 590.557 12,1 69,7 14,8 
1995 922.839 12,2 69,7 14,6 
1996 661.953 12,6 69,4 14,3 
1997 689.653 12,5 69,5 14,1 
1998 712.282 12,3 69,6 14,0 
1999 725.908 11,9 67,4 14,1 
2000 755.241 11,7 69,3 13,9 
2001 777.008 11,2 69,5 14,0 

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit (verschiedene Jahrgänge); eigene Berechnungen 

Für den Teilarbeitsmarkt soziale Berufe bleibt Folgendes zu bilanzieren: Die sozialen Berufe 

fungieren gewissermaßen „als Seismographen in der Umgestaltung einer Arbeits-

gesellschaft zu einer riskanter und prekärer werdenden Dienstleistungsgesellschaft“ (Rau-

schenbach 1999b, S. 145), die sich in einem aktuellen Veränderungsprozess zwischen 

Aus- bzw. Umbau und Abbau, zwischen Qualifizierung bzw. Professionalisierung sowie 

Deregulierung bzw. Dequalifizierung bewegen und damit Verheißungen sowie Befürchtun-

gen gleichermaßen implizieren. Ein Rückgang der jährlichen Wachstumsraten sozialer Be-

rufe – diese lagen zum Ende des letzten Jahrhunderts bei jährlich 42.000 Beschäftigungs-

verhältnissen – könnte ein Hinweis darauf sein, dass die „sieben fetten Jahre“ vorbei sind 

und damit die Unterbringung von neu ausgebildeten ErzieherInnen, SozialarbeiterInnen 

und SozialpädgogInnen, Diplom-PädagogInnen, KinderpflegerInnen, AltenpflegerInnen 

sowie sonstigen sozialen und pflegerischen Ausbildungsabschlüssen auf dem Arbeitsmarkt 

erschwert wird. 
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5.4.2 Beschäftigungsperspektiven im Bereich personenbezogener Dienstleis-
tungen 

Im Kontext der Prognosen zur Arbeitsgesellschaft bzw. Dienstleistungsgesellschaft der Zu-

kunft wird vielfach insbesondere dem so genannten „Niedriglohnsektor“ eine entscheiden-

de Rolle zuerkannt. Aus diesem Grund wird im Folgenden zuerst auf diese Diskussion und 

anschließend – in eher grundsätzlicher Weise – auf die erwarteten Beschäftigungsperspek-

tiven im Bereich der personenbezogenen Dienstleistungen eingegangen. 

Personenbezogene Dienstleistungen im Niedriglohnsektor 

Im Hinblick auf ihre zukünftigen Beschäftigungspotentiale sind die personenbezogenen 

Dienstleistungen – und somit auch indirekt der Dritte Sektor – zentraler Gegenstand einer 

kontrovers geführten Debatte über eine Ausweitung einfacher, niedrig entlohnter Tätigkei-

ten. Unter einfachen Diensten werden dabei vor allem haushaltsnahe, d.h. vorrangig 

durch Gesundheits-, Sozial- und Erziehungsberufe erbrachte betreuende, pflegende und 

versorgende Aktivitäten begriffen. 

 

Die Befürworter dieser Idee zur Einrichtung eines sog. Niedriglohnsektors im Bereich haus-

haltsnaher Dienstleistungen verweisen auf gewisse wirkungsvolle Förderlichkeiten zur Be-

kämpfung der allgemeinen Arbeitslosigkeit: „Kennzeichnend für sie ist, dass sie in der Re-

gel von gering qualifizierten Erwerbspersonen geleistet werden können und wenig Wissen 

und Kapital erfordern. Damit eignen sie sich zum einen vor allem für den Teil der Erwerbs-

bevölkerung, der von Arbeitslosigkeit weit überdurchschnittlich betroffen ist. Zum anderen 

werden sie nicht durch den zunehmenden Einsatz von Wissen und Kapital verdrängt. ... 

Angesiedelt sind diese Dienste im Wesentlichen im häuslichen Bereich, wo vor allem Be-

darf in der Alten- und Kinderbetreuung besteht, im Freizeitbereich sowie in Randbereichen 

der Hotelerie, Gastronomie und des Einzelhandels“ (Kommission für Zukunftsfragen der 

Freistaaten Bayern und Sachsen 1997, S. 19).129 Lediglich „mentale Hürden“, die das 

Ausüben sowie das Annehmen eines einfachen Dienstes in der Öffentlichkeit als problema-

tisch und anmaßend wahrnehmen, bedürfe es in Deutschland zu bezwingen (vgl. ebd., S. 

21). 

 

Sollte der Niedriglohn zum anreizreduzierenden Problem werden, bestehe die Möglichkeit, 

entweder durch staatlich bezuschusstes Niedrigsteinkommen (Kombilohn-Modell) oder 

                                           
129 Bei einem Europäischen Vergleich des Beschäftigungswandels in den einzelnen Dienstleistungsberei-

chen wird offen gelegt, dass pro Kopf der Erwerbsbevölkerung in Deutschland in einer Woche deutlich 
weniger bezahlte Arbeitsstunden im Dienstleistungssektor erbracht werden als beispielsweise in Däne-
mark, Schweden und Großbritannien. Der Nachholbedarf konzentriert sich jedoch vor allem auf die 
Dienstleistungen im Sozial-, Gesundheits- und Erziehungswesen (u.a. Kinderbetreuung, Altenpflege). 
„Dies zeigt, wie wichtig diese mehrheitlich im öffentlichen Sektor angesiedelten oder staatlich regulier-
ten Tätigkeiten für den Anstieg der Dienstleistungsarbeit sind“ (Lehndorff 2002 a, S. 492; vgl. ebd. 
2002b). 
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durch die Senkung des Sozialhilfeniveaus den Beschäftigungsstand im Niedriglohnbereich 

aufzustocken. Dadurch werden „Erwerbsfähige ... geneigter, Arbeit auch noch zu niedrige-

ren Löhnen anzunehmen“ (ebd., S. 22). Eine Verbindung von sozialer Sicherung und Flexi-

bilität könnte dabei durch die bevorzugte Auszahlung von Lohnkostenzuschüssen an Zeit-

arbeitsfirmen, die Arbeitslose zu tariflichen Bedingungen einstellen, forciert werden (vgl. 

Streeck/Heinze 1999, S. 8).130 

 

Die Einwände gegen diese arbeitsmarktpolitische Strategie sind facettenreich und komplex. 

Argumentationen, die das bundesrepublikanische Ausmaß an Arbeitslosigkeit auf eine 

Dienstleistungslücke zurückführen, müssen durch neuere Zahlen und Analysen, die bele-

gen, dass die oft beschworene deutsche Dienstleistungslücke in erster Linie ein statistischer 

Artefakt ist und in der Bundesrepublik letztlich genauso viele Dienstleistungen erbracht 

werden, korrigiert werden. So kann ggf. allenfalls von einer „Dienstbotenlücke“ – also ei-

nem unausgeschöpften Potential im Bereich einfacher haushaltsbezogener Dienstleistun-

gen – die Rede sein.131 Eine Verfolgung des Ziels einer derartigen „Dienstbotengesell-

schaft“ bzw. dieser „bad jobs“, die „sehr niedrig bezahlt sind, ungewöhnliche Arbeitszeiten 

haben, niedrige Qualifikationen erfordern und kurzfristig kündbar sind“ (Häußer-

mann/Siebel 1995, S. 82), hat allerdings die Qualität der Beschäftigung zu beachten – 

ebenso wie ein eher indirekter Effekt: Würden Dienstleistungen – in Relation – billiger, 

dann könnte „bei polarisierter Einkommensverteilung ... ein billiges Angebot konsumorien-

tierter Dienstleistungen (wieder) auf eine kaufkräftige Nachfrage treffen. Das Wachstum 

der Nachfrage resultiere dann nicht ausschließlich aus einer Vermehrung des Reichtums 

(Niveaueffekt), sondern auch aus einer ungleichen Verteilung (Struktureffekt)“ (ebd., S. 49; 

vgl. Scharpf 1986).132 

                                           
130 Im Rahmen des „Zweiten Gesetzes  für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ hat die Bundesre-

gierung zum 1. April 2003 folgende Neuregelungen für geringfügige Beschäftigung („Mini-Jobs“) be-
schlossen: die Entgeltgrenze steigt einheitlich auf 400 Euro; die bisherige 15-Stunden-Regelung entfällt; 
der Arbeitgeber zahlt zukünftig 25% pauschale Abgaben (12% gesetzliche Rentenversicherung, 11% 
gesetzliche Krankenversicherung und 2% Steuern); für Mini-Jobs in privaten Haushalten gilt eine gerin-
gere Abgabenquote von 12% (je 5% zur gesetzlichen Rentenversicherung und gesetzlichen Krankenver-
sicherung und ebenfalls 2% Steuern); neben einer sozialversicherungspflichtigen Hauptbeschäftigung ist 
die Ausübung einer geringfügig entlohnten Beschäftigung möglich, ohne dass diese durch die Zusam-
menrechnung mit der Hauptbeschäftigung sozialversicherungspflichtig wird; bei kurzfristigen Beschäfti-
gungen ist Maßstab das Kalenderjahr, nicht mehr wie bisher das Beschäftigungsjahr; die Einrichtung 
einer zentralen Meldestelle (Bundesknappschaft); die Einführung einer Gleitzone, bei Einkommen zwi-
schen 400,01 Euro und 800 Euro: der Arbeitnehmerbeitrag steigt von 4% linear auf den hälftigen Ar-
beitnehmerbeitrag an bei gleichzeitig vollem Leistungsanspruch der Sozialversicherung ab 400,01 Eu-
ro. Mit diesen entbürokratisierenden Maßnahmen sind flexiblere, wirtschaftliche Gestaltungsmöglichkei-
ten für Beschäftigte im Niedriglohnbereich bei gleichzeitiger sozialer Absicherung intendiert (vgl. BMGS 
2003). 

131 Vgl. Beck (1999); Gorz (2000); Häußermann/Siebel (1995); Mutz (1999); Willke (1998).  
132 Bonß spekuliert im Hinblick auf unterschiedliche Szenarios mit hoher Wahrscheinlichkeit auf eine indivi-

dualisierte und gespaltene „Erwerbsgesellschaft als krisenhaft-defizitäre Risikogesellschaft mit neuen so-
zialen Ungleichheiten“ (Bonß 2000, S. 384ff.). In den USA hat die Strategie der Etablierung eines 
Niedriglohnsektors bis Mitte der 1990er-Jahre genau diesen Effekt gezeigt und zu einem boomenden 
„Beschäftigungswunder“ vor allem innerhalb der konsumorientierten Dienstleistungen geführt (vgl. Häu-
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Hinsichtlich der Nutzung haushaltsbezogener Dienstleistungspotentiale gilt es außerdem zu 

bedenken, dass die Nachfrage nach professioneller Unterstützung sowohl mit Eigenarbeit 

als auch – in anderen Segmenten von nicht personenbezogener Dienstleistungsarbeit – mit 

„zeitweiliger Nichterledigung“ konkurriert. Vor dem Hintergrund der Abstinenz verlässli-

cher, aktueller Zahlen zur Inanspruchnahme haushaltsbezogener Dienstleistungen kann 

aufgrund der großen Lücke zwischen der tatsächlichen Inanspruchnahme und den sozial-

versicherungspflichtig Beschäftigten der prägnante Stellenwert geringfügiger Beschäftigung 

ersehen werden. Das Institut für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik ging 1997 von 

1,3 Mio. geringfügig Beschäftigten in Privathaushalten aus, das Deutsche Institut für Wirt-

schaftsforschung sogar von 2,8 Mio. Die Grenzen zwischen offiziell geleisteter geringfügi-

ger Beschäftigung und Schwarzarbeit bei Tätigkeiten in Privathaushalten sind dabei häufig 

verwischt. Für eine Unterlassung der offiziellen Anmeldung der geringfügigen Beschäfti-

gung seitens der Privathaushalte spricht zweierlei: Während die Haushalte Aufwand und 

auch Kosten einsparen, erhalten die Beschäftigten ihren Lohn ohne Abführung von Sozial-

abgaben und Steuern.133 Demnach handelt es sich bei einem Großteil der Beschäftigten-

verhältnisse um kaum regulierte Tätigkeiten, die keiner arbeitsvertraglichen und tariflichen 

Bindung unterliegen, keinen Kündigungs- und Arbeitsschutz sowie sozialversicherungs-

rechtliche Absicherungen beinhalten (vgl. Weinkopf 2001, S. 391ff.). 

 

Gegen die erhoffte Preiselastizität der Nachfrage nach einfachen Dienstleistungen, wonach 

aufgrund niedriger Löhne der Beschäftigten eine höhere Nachfrage seitens der Haushalte 

erfolgen kann, muss eingewandt werden, dass sich die Tätigkeiten in Privathaushalten, die 

oft konkret zwischen Haushalt und Arbeitskraft vereinbart werden und daher keinen gesetz-

lichen Mindestlohn implizieren, nicht grundsätzlich als ein Niedriglohnbereich identifizieren 

lassen. So werden die „geringen Arbeitskosten ... eher durch Vermeidung von Lohnneben-

                                                                                                                                    
ßermann/Siebel 1995, S. 81ff.). „Diese famosen ‚nachbarschaftlichen Dienstleistungen‘ laufen folglich 
Gefahr, zwischen einer paternalistischen Neo-Philanthropie und den post-modernen Formen der Aus-
beutung von Arbeitskraft hin und her zu pendeln, mittels derer sich die Begüterten aus Steuerermäßi-
gungen finanzierte‚ personenbezogene Dienstleistungen gönnen“ (Castel 2000, S. 389). Insbesondere 
von linkssozialistischer Seite sind die Einwände gegen eine solche Ausbreitung des Niedriglohnsektor 
heftig, ginge es doch der öffentlichen Hand darum, „durch die gezielte Entlastung niedriger Einkommen 
von Sozialabgaben neue Erwerbschancen (zu; d.V.) schaffen und so gleichzeitig Unterstützungsleistun-
gen für Arbeitslose zu sparen“ (Bischoff 1999, S. 61). Statt einer Fortschreibung des Unterfangens, die 
Bekämpfung sozialer Ausgrenzung durch eine Reproduktion sozialer Ungleichheit und die Reduzierung 
sozialer Sicherheit anzugehen, sei die Problemlösung nur in einer Kombination von Wirtschaftsförde-
rung, Erneuerung des Sozialstaates und einem neuen gesellschaftspolitischen Rahmen für den Dritten 
Sektor zu suchen.  

133 Dabei bestehen insbesondere für verheiratete Frauen Anreize zur Aufnahme einer geringfügigen, 
„schwarz“ verrichteten Beschäftigung. Während sie im Rahmen der bereits vielfach kritisierten 
„Hausfrauenehe“ als nichterwerbstätiger Ehegatte die Möglichkeit der beitragsfreien Mitversicherung in 
der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung des erwerbstätigen Ehegatten erhält, bringen niedri-
ge Einkommen im Rahmen des „Ehegattensplittungs“ bei gemeinsamer Versteuerung der Einkommen 
nennenswerte Vorteile (vgl. Weinkopf 2001, S. 394). 
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kosten im Rahmen von Schwarzarbeit oder geringfügiger Beschäftigung als durch niedrige 

Stundenlöhne realisiert“ (ebd., S. 396). 

 

Ohne die Initiierung entsprechender Rahmenbedingungen durch den Staat erscheint eine 

Zurückdrängung der Schwarzarbeit ebenso wie die Erschließung zusätzlicher Nachfrage 

und privater Kaufkraft wenig aussichtsreich. Bereits in den 1990er-Jahren wurden in der 

Bundesrepublik sowohl nachfrage- als auch angebotsinduzierte Instrumente zur Förderung 

regulärer Beschäftigung im Bereich haushaltsbezogener Dienstleistungstätigkeiten erprobt 

(vgl. Weinkopf 2001). Die bislang hinter den Erwartungen zurück gebliebenen Beschäfti-

gungseffekte von Modellen zur Einrichtung von „Dienstleistungspools“ oder der Einführung 

von sog. „Haushaltsschecks“ zur Installation von sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-

gungsverhältnissen in Privathaushalten lassen sich neben dem schlechteren Abschneiden 

im Preiswettbewerb gegenüber dem Schwarzmarkt auch auf die Rekrutierungsprobleme bei 

den Beschäftigten zurückführen. Demnach könnten auch die unattraktiven Beschäftigungs-

verhältnisse im Bereich der Sozial- und Gesundheitsberufe (fehlende gesellschaftliche An-

erkennung und öffentliche Unterstützung, hohe arbeitsinhaltliche Anforderungen, psychi-

sche und physische Belastungen, unregelmäßige Arbeitszeiten, geringe Entlohnung) eine 

wesentliche Blockade zur Ausweitung von Dienstleistungen darstellen.134  

 

Kritische Stimmen merken weiterhin an, dass zwar die unterentwickelte Nachfrage nach 

Dienstleistungen in Deutschland tatsächlich ausbaufähig scheint, doch ein steigendes Inte-

resse weniger in einfachen als vorrangig in professionellen, kundenorientierten und quali-

tativ hochwertigen Angeboten liegt (vgl. Weinkopf 2001, S. 396ff.; Senatverwaltung für 

Arbeit, Berufliche Bildung und Frauen 1998, S. 136ff.). Die Kosten der Personalrekrutie-

rung gepaart mit den Auswirkungen von Leistungs- und Qualitätsmängeln in sozialen 

Dienstleistungen lassen hinsichtlich der derzeitigen Entwicklung die leicht plakative Schluss-

folgerung zu: „’Billige‘ Arbeit in sozialen Dienstleistungen kommt ‚teuer‘ zu stehen“ (Itter-

mann/Scharfenorth 1996, S. 51). Es „macht ... grundsätzlich wenig Sinn, einen Niedrig-

lohnsektor künstlich aufzubauen. Dies könnte nur vorübergehend wirksam sein, um be-

stimmte – vor allem ältere Langzeitarbeitslose – kurzfristig auf dem zweiten oder dritten 

Arbeitsmarkt in beschäftigungsähnliche Verhältnisse zu bringen, allerdings auch dann nur 

mit zweifelhaftem Nutzen, wenn diese Maßnahmen nicht mit Qualifizierung verbunden 

sind“ (Senatsverwaltung für Arbeit, Berufliche Bildung und Frauen 1998, S. 136).135  

                                           
134 Außerdem führt die kurze Verweildauer der Fachkräfte in gesundheits- und sozialpflegerischen Berufen 

zu einem hohen Kostenaufwand für die permanente Ausbildung neuen Fachpersonals, während die 
Mangelsituation eine steigende Tendenz des Einsatzes von Laien, Un- und Angelernten in privat organi-
sierten, prekären Beschäftigungsformen bewirkt (vgl. Hilbert 2000, S. 34f.; Ittermann/Scharfenorth 
1996, S. 36 ff.). 

135 Der Trend zunehmender Professionalisierung und Verberuflichung lässt sich auch bei den ehemals 
privat im Haushaltsbereich erbrachten personenbezogenen Dienstleistungen identifizieren. Der Abbau 
von qualifizierten Personal würde einen „Rückfall in die Zeiten der ‚Satt- und Sauber-Pflege‘“ bedeuten 
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Der Weg zur Erschließung eines umfangreicheren Beschäftigungspotentials für den Bereich 

haushaltsbezogener Dienstleistungen scheint demnach neben einer grundlegenden Profes-

sionalisierung und einer Attraktivitätssteigerung der Arbeitsbedingungen eine gesellschaftli-

che Aufwertung derartiger Tätigkeitsprofile136 und breitflächige Bekämpfung von Schwarz-

arbeit zu verlangen. Der Bedarf an fachlicher und sozialer Qualifizierung wäre durch For-

men anleitender und betreuender Arbeitsorganisation zu ergänzen (vgl. Weinkopf 2001, S. 

401ff.). Lehndorff beschreibt das Dilemma sozialer Dienstleistungen als eine sich immer 

weiter öffnende Schere zwischen Anforderungen und der Jobqualität auf der einen und den 

Ressourcen und restriktiven Finanzierungsspielräumen auf der anderen Seite, die Professi-

onalisierung und Arbeitsbedingungen in einen zunehmend schärferen Gegensatz geraten 

lassen. Moderne Gesellschaften stehen „letztlich vor der Frage ..., wie viel ihnen qualifi-

zierte soziale Dienstleistungen buchstäblich wert sind“ (Lehndorff 2002a, S. 496; vgl. 

Weinkopf 1998, S. 480). 

 

Die Diskussion um einen öffentlich geförderten „Billiglohnsektor“ im Segment (personen-

bezogener) Dienstleistungen impliziert jedoch noch eine weitere grundlegende gesell-

schaftspolitische Komponente von erheblicher Tragweite, handelt es sich doch bei der Ent-

wicklung zu einer Dienstleistungsgesellschaft um den „Weg der Frauen zusammen mit ih-

ren traditionellen Aufgaben aus dem Haushalt in das System von Markt und Staat“ (Häu-

ßermann/Siebel 1995, S. 186). Der Wachstum sozialer Dienstleistungen geht Hand in 

Hand mit einer steigenden Frauenerwerbstätigkeit und – aus einem eher gesamtgesell-

schaftlichen Blickwinkel – mit mehr Einkommensungleichheit (vgl. Lehndorff 2002b, S. 1; 

Kap. 5.4.1). Eine marktförmige Organisation haushaltsbezogener Dienstleistungen unter-

höhlt die Intention einer gleichmäßigeren Verteilung der Reproduktionsarbeit zwischen den 

Geschlechtern (vgl. Weinkopf 1998, S. 458f.). 

 

„Während die betriebliche Arbeitsorganisation das Arbeitsangebot von Frauen vielfach nur 

ungenügend nutzt (Zurückhaltung von Arbeitsangebot wegen starker Arbeitsbelastung, 

niedriger Entlohnung und geringer gesellschaftlicher Anerkennung in vielen typisch „weibli-

chen“ Dienstleistungstätigkeiten), ist die gesellschaftliche Organisation von Dienstleistun-

gen häufig dafür verantwortlich, dass das Arbeitsangebot von Frauen ungenügend geför-

dert wird. Eine Schlüsselrolle spielt hier der Mangel ausreichender Kinderbetreuungsmög-

lichkeiten im Vorschul- und Schulalter sowie die Kanalisierung bedeutender Teile des weib-

                                                                                                                                    
und personenbezogenen Dienstleistungen den Rang eines „Berufs“ absprechen (vgl. Senatverwaltung 
für Arbeit, Berufliche Bildung und Frauen 1998, S. 139ff.). 

136 Hilbert/Scharfenorth (2000, S. 34) plädieren bspw. für die Etablierung eines neuen Berufsbildes im 
Sozial- und Gesundheitsbereich. Die „Fachkraft für gesundes Leben“ könnte sich neuen Herausforde-
rungen in den Sozial- und Gesundheitsberufen annehmen (u.a. Fachkenntnisse zur Leistungsphysiolo-
gie, Ernährung, Lebensführung) und „Klein- und Kleinstberufe integrieren, die bislang neben den Pfle-
geberufen existierten.“ 
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lichen Arbeitsangebots in die Bahnen geringfügiger Beschäftigungen“ (Lehndorff 2002b, S. 

7). Damit verliert die Organisation von Dienstleistungsarbeit ihre Nachhaltigkeit. Die ge-

sellschaftliche Wertschätzung sozialer Dienstleistungen und die gesellschaftliche Wertschät-

zung weiblicher Erwerbsarbeit erweisen sich somit als zwei Seiten einer Medaille.137 

Prognosen zur Zukunft personenbezogener Dienstleistungen 

Inwieweit es sich bei den gesundheitsbezogenen und sozialen Diensten um eine boomende 

Zukunftsbranche handelt, die auch in den nächsten Jahren noch einen Beschäftigungszu-

wachs verspricht, ist nach v. Bandemer/Hilbert/Schulz (1998, S. 416ff.) von unterschiedli-

chen Konzepten der Politikgestaltung abhängig: 
 

1. Das etatistische Modell geht im Prinzip von einer status-qo-Entwicklung unter der Be-
rücksichtigung bereits erkennbarer Veränderungen aus; 

2. das neoliberale Modell basiert auf einer strikten Privatisierungs- und Deregulierungs-
strategie und impliziert den radikalen Rückzug des Sozialstaates; 

3. ein Dienstleistungsmodell strebt bei einer parallelen Verringerung des Staatsanteils eine 
effektivere und effizientere Bereitstellung öffentlicher, sozialer und gesundheitsbezoge-
ner Dienste an. 

 

Während bei der Verfolgung eines neoliberalen Politikmodells für das Jahr 2010 etwa 

460.000 zusätzliche Arbeitsplätze unterstellt werden können, attestieren v. Bande-

mer/Hilbert/Schulz den beiden anderen Strategien einen doppelt so hohen Beschäfti-

gungszuwachs: 956.000 neu geschaffene Arbeitsplätze für das etatistische Modell und 

966.000 zusätzliche Stellen im Dienstleistungsmodell. Das zuletzt genannte beinhaltet den 

Vorteil eines deutlich günstigeren Finanzierungssaldos im Staatshaushalt (vgl. v. Bande-

mer/Hilbert/Schulz 1998, S. 421ff.). Obwohl „in den nächsten 15 Jahren keineswegs ein 

Jobwunder“ zu erwarten ist, kann sich unter den Voraussetzungen, dass eine vermehrte 

Nachfrage geweckt wird und gleichzeitig die öffentlichen Aufwendungen nicht drastisch 

wegfallen, ein Beschäftigungswachstum einstellen – die Schätzungen variieren zwischen 

                                           
137 Mit dem zum 1. Januar 2001 in Kraft getretenen Teilzeit- und Befristungsgesetz intendiert das Bundes-

ministerium für Arbeit und Sozialordnung die Gleichstellung von Männern und Frauen sowie eine Ver-
besserung der Möglichkeit, Familie und Beruf zu vereinbaren. Das Recht auf weniger Arbeit und die 
Gestaltung einer günstigeren „Zeit-Geld-Relation“ für die Beschäftigten werden jedoch durch die Impli-
kation gewisser betrieblicher Interessenpunkte (u.a. Relativierung des Diskriminierungsverbots, Fehlen 
eines Rückkehrrechts) sowie gesetzliche Rahmenbedingungen (z.B. Ehegattensplitting) und einem Man-
gel an kontinuierlichen Kinderbetreuungsmöglichkeiten (vgl. Spieß 2002) konterkariert (vgl. Bauer, F. 
2001). Anhand der Datenbasis einer von Prognos im Auftrag der Bundesanstalt für Arbeit und in Ko-
operation mit dem Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung durchgeführten geschlechtsunspezifi-
schen Beschäftigungsprojektion bis 2010 sowie des Mikrozensus 1995 werden im Osten zwar positive 
Beschäftigungseffekte (374.000 zusätzliche Arbeitsplätze) für Frauen erwartet, die allerdings an eine 
Reihe von (fraglichen) Bedingungen geknüpft sind (u.a. kaum Verdrängungsprozesse zwischen den Ge-
schlechtern trotz verschärfter Arbeitsmarktlage für Männer) und Vollzeitwünsche nicht einzulösen ver-
mögen. 
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800.000 (Zukunftskommission der Freistaaten Bayern und Sachsen) und über 2,8 Mio. 

Arbeitsplätzen (Institut der deutschen Wirtschaft; vgl. Beyer u.a. 1998, S. 402f.). 

 

Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit prognosti-

ziert für die Arbeitslandschaft 2010 weiterhin eine „Dienstleistungsgesellschaft auf indus-

triellem Nährboden“; so wird zwar auch von einer zukünftigen Fortführung des tendenziel-

len sektoralen Strukturwandels weg von der Landwirtschaft und dem warenproduzierenden 

Gewerbe hin zu den Dienstleistungen ausgegangen, doch erscheint aufgrund enger, auch 

unter wettbewerbsorientierten Aspekten notwendigen Kopplungen zwischen Dienstleistun-

gen und Industrie eine zunehmend „industriefreie“ Bundesrepublik Deutschland sehr un-

wahrscheinlich (vgl. Schnur 1999). Auch Baethge/Wilkens (2001b, S. 10) sehen uns weit 

entfernt von einem „goldenen Zeitalter tertiärer Zivilisation“ (Fourastié 1954) und bewerten 

die hohe Arbeitslosigkeit, die niedrigen und unregelmäßigen Einkommen, die schlechten 

Arbeitsbedingungen und geringqualifizierten Tätigkeiten eher als Ausdruck einer „tertiären 

Krise“. „Für viele bedeutet der Strukturwandel von der Industrie- zur Dienstleistungsgesell-

schaft weniger eine Hoffnung als die dauerhafte Ausgrenzung aus dem Arbeitsmarkt und 

damit längerfristig auch aus anderen gesellschaftlichen Bezügen“ (Häußermann/Siebel 

1995, S. 11).138 

 

Einer der zentralen Fehlannahmen dürfte dabei wohl in der Standortgebundenheit und 

Nicht-Rationalisierbarkeit von Dienstleistungen gelegen haben (vgl. Fourastié 1954).139 „Es 

existiert kaum ein Dienstleistungsbereich, der nicht sowohl technischer als auch organisa-

torischer Rationalisierung zugänglich wäre. Offen bleibt lediglich, bis zu welchem Ausmaß 

welche Arten von Dienstleistungen in sozial sinnvoller Weise rationalisiert werden sollten“ 

(Baethge/Willkens 2001b, S. 11). Auch die schwindenden Leistungsreserven des „for-

distisch-wohlfahrtsstaatlichen Produktions- und Verteilungssystems“, das durch die Um-

                                           
138 Knuth u.a. (2001, S. 23) deuten diese „Turbulenzen“ als „Sättigungs- und Reifungsprozesse“: „Arbeits-

marktdynamik ist also keineswegs in erster Linie ein Ausdruck von Prekarität oder Unsicherheit – eher 
im Gegenteil. Der Strukturwandel des Beschäftigungssystems führt zu Ausgliederungs- und Ausgren-
zungsprozessen gerade aus den Bereichen, die aufgrund ihrer Stagnation oder gar Kontraktion unter-
durchschnittliche Dynamik zeigen. Verlierer des Strukturwandels sind dabei die geringer qualifizierten 
und älteren männlichen Industriearbeiter, während Frauen von der Tertiarisierung profitieren.“ 

139 Personenbezogene Dienstleistungen als nicht-stoffliche Güter gelten aufgrund der Gültigkeit des „Uno-
actu-Prinzips“ allgemein als nicht übertragbar, nicht lagerfähig und nicht transportierbar; die Dienstleis-
tungsökonomik spricht von ihrer „Flüchtigkeit“ und geringen „Kapazitätselastizität“ (vgl. Herder-Dorn-
eich 1992). Häußermann/Siebel wenden gegen die den Dienstleistungen stets unterstellte Rationalisie-
rungsresistenz ein, dass Dienstleistungen ebenso einer Marktdynamik unterliegen und den typischen 
Zyklus von Produkten durchlaufen: „Der Prozess der Vergesellschaftung vollzieht sich in einem Ablauf 
von ‚Lebensphasen‘, der zunächst bei der industriellen Produktion zu beobachten war, beim Transport 
z.B.: von der persönlichen Dienstleistung der Sänftenträger über die Eisenbahn (kollektiver Konsum) 
zum Auto (Substitution). ... Am Anfang steht die informelle Arbeit, es folgt die berufliche Organisation 
der Arbeit und damit die warenförmige Organisation von Lohnarbeit, schließlich Arbeitsteilung, Ratio-
nalisierung, Standardisierung, Mechanisierung und Automation“ (Häußermann/Siebel 1995, S. 173). 
Typische Merkmale der Nicht-Lagerfähigkeit und Nicht-Transportierbarkeit werden infolgedessen kei-
neswegs gänzlich aber tendenziell aufgehoben. 
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schichtung von Produktivitätsgewinnen des sekundären Sektors eine Erhöhung der Kauf-

kraft bewirkte und den Rahmen der Dienstleistungsdynamik bot, könnten den grundsätzli-

chen Trend der Verschiebung von der häuslichen Erstellung zur staatlichen oder privat-

wirtschaftlichen Bereitstellung im Bereich der personenbezogenen Dienste beeinflussen. 

 

Die Entwicklungsoptionen für den tertiären Sektor im Lichte weiterer technologischer und 

organisatorischer Rationalisierungsprozesse werden dabei einerseits in schrumpfender 

Kompensationskapazitäten für die Arbeitsplatzverluste in der Industrie gesehen140, anderer-

seits in ggf. positiven Beschäftigungseffekten, dadurch dass mehr Effizienz und Qualität 

ermöglicht und Chancen für die Entwicklung und Vermarktung neuer, preiswerter Angebo-

te von Dienstleistungen entstehen (vgl. Beyer u.a. 1998, S. 397f.). Marktfähige soziale 

Dienstleistungen werden voraussichtlich eine zunehmend durch private Haushalte finan-

zierte Nachfrage erfahren. Bei insgesamt abnehmenden öffentlich finanzierten Leistungen 

wird sich ein Kosten-, bei privat finanzierten Leistungen ein Qualitätswettbewerb zwischen 

den unterschiedlichen Leistungsanbietern einstellen. Ottnad u.a. gehen davon aus, dass 

personenbezogene soziale Dienstleistungen bis 2010 weiterhin arbeitsintensiv und damit 

beschäftigungsbedeutsam bleiben (vgl. ebd. 2000, S. 170f.). 

 

Rauschenbach hält fließende Übergänge von bezahlter Erwerbsarbeit zu unentgeltlichen 

Haus-, Erziehungs- und Familientätigkeiten ebenso wie zu ehrenamtlichen Aktivitäten im 

Bereich personenbezogener sozialer Dienstleistungen, deren gesellschaftliche Rationalität 

sich – zumindest bisher weitgehend – jenseits einer Geld- oder Warenlogik begründet, 

nicht für zufällig und weist darauf hin, dass bei einer derzeit noch dominanten Fixierung 

auf den Arbeitsmarkt eine Erweiterung dessen, was Dienstleistungsarbeit umfasst, unum-

gänglich ist (vgl. Rauschenbach 1999a, S. 185). Eine zukunftsweisende wohlfahrtspluralis-

tische Perspektive (vgl. Kap. 4.6) stellt zur qualitativ und quantitativ bedarfsgerechten Infra-

strukturgestaltung auf eine vielschichtige Beteiligung, Kooperation und Nutzung sämtlicher 

formeller, halbformeller und informeller, zivilgesellschaftlicher und privatwirtschaftlicher 

Potentiale und Akteursgruppen ab.  

 

Zwar wurden personenbezogene soziale Dienstleistungen auch bisher üblicherweise in ei-

nem arbeitsteiligen Prozess mit gewerblichen Unternehmen, staatlichen Verwaltungen, frei-

gemeinnützigen Organisationen, Nachbarschaftshilfen sowie verwandtschaftlichen Unter-

stützungsnetzwerken erbracht, in dem formelle bezahlte Lohnarbeit ebenso wie ehrenamtli-

ches Engagement, formelle und informelle Aktivitätsformen eine Rolle spielten, doch erfah-

                                           
140 So merkt auch Galuske (2002b, S. 243) an, dass die Kompensationsthese empirisch betrachtet eher 

auf „tönernen Füßen“ steht: „So stieg zwar in allen westlichen Volkswirtschaften der Anteil der Dienst-
leistungen, allerdings an einem insgesamt schrumpfenden Kuchen. In der Bundesrepublik beispielswei-
se stieg zwar das Bruttosozialprodukt seit 1960 um das 2,5fache, gleichzeitig sank die dazu notwendi-
ge Arbeitszeit um 1/5.“ 
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ren diese mehrpoligen Hilfearrangements gegenwärtig intensive Wiederbelebungs- und 

Aufwertungsbestrebungen (vgl. Evers/Olk 1996b, S. 348f.). Die Schnittstelle zwischen pro-

fessionellen Hilfen und informeller Selbsthilfe bei der Erstellung und Finanzierung von 

Dienstleistungen funktioniert bisher jedoch lediglich unzureichend. Im Hinblick auf die in-

tensiven staatlichen Rekrutierungs, Belebungs- und Unterstützungsversuche häuslicher Hil-

fepotentiale durch Subventionierung, Beratung, thematische Aufwertung und zusätzliche 

finanzielle Anreize muss betont werden, dass die „Förderung von Ehrenamt, Eigenarbeit 

und Selbstorganisation ... nur eine wichtige Größe bei der Neuorientierung sozialer Diens-

te (ist; d.V.), sie darf jedoch weder als die einzige noch als die wichtigste Maßnahme an-

gesehen werden“ (Ittermann/Scharfenorth 1996, S. 50). So wurden bereits im historischen 

Rückblick intermediäre Hilfekontingente „in Zeiten einer Politik der Privatisierung Sozialer 

Dienstleistungen zum Instrument der Aktivierung kostenneutraler personeller Ressourcen 

(„Ehrenamtliche“) und materieller Mittel (Spenden) sowie zum Hebel bei der Verlagerung 

von Hilfeaufgaben in den Bereich der informellen Sphäre, der Familien und des Einzelnen“ 

(Bauer 1990, S. 47). 

5.5 Personalgruppen in direkter Abhängigkeit von staatlichen Finanzent-
scheidungen 

Bei der Beschreibung der Besonderheiten der Organisationen des Dritten Sektors in Kap. 

4.1 ist in ausführlicher Weise auf die heterogene Personalstruktur eingegangen worden. 

Ein Teil dieser Spezifika mit Blick auf den Produktionsfaktor Arbeit können durchaus als 

Funktion der Finanzierungsstrukturen der Nonprofit- bzw. gemeinwohlorientierten Organi-

sationen gedeutet werden. Mit anderen Worten: Das Vorhandensein und die Quantität 

gewisser MitarbeiterInnen-Gruppen ist in Abhängigkeit von politischen Entscheidungen zu 

sehen, die über „staatliche Unterstützungen“ finanzielle Ressourcen in bestimmter Höhe 

bereitstellen. Diese Kopplung von politischen Finanzentscheidungen und Steuerungsleis-

tungen mit der Personalzusammensetzung in den Organisationen den Dritten Sektors wird 

insbesondere einerseits bei den Zivildienstleistenden und andererseits bei den Teilnehme-

rInnen der Arbeitsbeschaffungs- und Strukturanpassungsmaßnahmen offensichtlich, auf die 

in den folgenden Abschnitten näher eingegangen werden wird. Mit diesen – letztlich an 

Personen festgemachten – Förderungen durch öffentliche Haushalte sind erhebliche finan-

zielle Ressourcen verbunden, die größtenteils der Aufgabenerfüllung der Einrichtun-

gen/Organisationen des Dritten Sektors dienlich sind.141 

                                           
141 In der Summe werden aktuell für das Zivildienstsystem, die Arbeitsbeschaffungs- und die Strukturanpas-

sungsmaßnahmen ca. 2 Mrd. Euro aus öffentlichen Haushalten (ohne Berücksichtigung der Mittel aus 
den Sozialversicherungen) aufgebracht (vgl. zum Thema Zivildienst Beher u.a. 2002, S. 144ff.). 
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5.5.1  Zivildienstleistende 

Insbesondere mit Blick auf seine quantitative Dimension ist der Zivildienst in Deutschland 

durchaus als ein „Erfolgsmodell“ zu charakterisieren: Nach zunächst bescheidenen Anfän-

gen des damaligen Ersatzdienstes zu Beginn der 1960er-Jahre und einer sich anschließen-

den längeren Orientierungsphase mit Blick auf die politische, gesamtgesellschaftliche und 

organisatorische Einbettung des Zivildienstes, hat er sich spätestens in den 1980er-Jahren 

zu einem wichtigen Teil der sozialen Infrastruktur vor allem innerhalb der gemeinwohlori-

entierten Organisationen entwickelt. Bereits zu Beginn der 1990er-Jahre wurde im Zu-

sammenhang mit der Deutschen Einheit und dem ersten Golfkrieg eine Entwicklung einge-

leitet, die zu bei dato unerreichten Größenordnungen und Rekordzahlen beim Phänomen 

der Kriegsdienstverweigerung führen sollte.142 Unter quantitativen Aspekten wurden die 

institutionellen Kapazitäten des Zivildienstes insbesondere durch die Übertragung des Zi-

vildienstsystems auf die neuen Länder und Berlin neuerlich in erheblichem Maß ausgewei-

tet. Vor diesem Hintergrund hat der Zivildienst in den 1990er-Jahren – mit Blick auf die 

Zahl der tatsächlichen Dienstantritte und im Vergleich zum Wehrpflichtsystem – eine annä-

hernd gleichwertige Rolle angenommen. 

 

Eine wesentliche Veränderung des Zivildienstsystems erfolgte im Herbst des Jahres 1999, 

die als Folge der Haushaltsdebatte erstmals eine reduzierte Obergrenze der Gesamtaus-

gaben vorsah. Folgten bis zum Herbst des Jahres 1999 die Haushaltsvorgaben den Einbe-

rufungen beim Zivildienst, so wurde – als Folge des Haushaltssanierungsgesetzes von 

1999 – erstmals die Zahl der Zivildienstleistenden (ZDL) politisch gesteuert, limitiert und 

kontingentiert. Die Festlegung einer Obergrenze an Zivildienstleistenden in Höhe von 

124.000 in den Haushaltsjahren 2000 und 2001 sowie von 112.000 im Haushaltsjahr 

2002 in Kombination mit den sich stetig reduzierenden – im Vergleich zu 1989 mit 20 

Monaten nunmehr um die Hälfte gekürzten – Zivildienstdauer von inzwischen nur noch 10 

Monaten prägen die aktuellen Entwicklungen beim Zivildienst. 

 

Das Verfahren der Kontingentierung und Selbststeuerung der Einberufungen wurde auch 

im aktuellen Haushaltsjahr 2003 fortgesetzt, für das zunächst eine Jahresdurchschnittszahl 

in Höhe von 104.600 Zivildienstleistenden festgesetzt worden ist, auf deren Grundlage die 

aktuellen Kontingente berechnet worden sind. Hinzu kommen die Sonderanteile von 4% 

(4.360 ZDL) für die Besetzung von Zivildienststellen im Rahmen der Individuellen Schwerst-

behindertenbetreuung (ISB) sowie von 1% (1.000 ZDL) für die Gewährung von Zuschüssen 

im Rahmen der Freiwilligendienste (vgl. § 14c Zivildienstgesetz), so dass zusammen ge-

nommen im Jahresdurchschnitt des Haushaltsjahres von rund 110.000 Zivildienstleisten-

                                           
142 So ist im Rahmen des grundlegenden Wandlungsprozesses des Zivildienstsystems die Zahl der Kriegs-

dienstverweigerer aus Gewissensgründen von rund 19.000 Antragstellern im Jahr 1970, über 54.000 
und 74.000 in den Jahren 1980 und 1990, auf fast 190.000 Antragsteller des Jahres 2002 gestiegen. 
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den auszugehen ist (vgl. Beher/Liebig/Rauschenbach 2003). Anfang des Jahres 2003 

bestanden mit Blick auf die Zivildienstressourcen – nach der monatlichen Statistik zu den 

Zivildienstplätzen (ZDP-Statistik) – bundesweit fast 166.000 genehmigte und rund 

115.000 belegte Zivildienstplätze, davon mit Abstand die meisten (d.h. über 70.000 

belegte Plätze) im Tätigkeitsbereich der Pflegehilfe und Betreuungsdienste. Es ist davon 

auszugehen, dass sich der größte Teil (ca. 70%) der vom Bundesamt für den Zivildienst 

(BAZ) genehmigten Zivildienstplätze bei den Wohlfahrtsverbänden befindet.143    

 

Seit der politischen Festlegung der Haushaltsobergrenze für das Bundesamt für den 

Zivildienst (BAZ) bzw. der Kontingentierung der Zivildienstleistenden sind die Zahlen der 

ZDL in der Tendenz rückläufig (vgl. Tab. 5-25). Wird der Zeitraum zwischen dem Jahr 

2000 und 2003 (jeweils zum Stichtag 15.3.) im Deteil betrachtet, dann fällt auf, dass die 

Anzahl der Zivildienstleistenden (in der Statistik des BAZ benannt durch die Kategorie 

„belegte ZDP”) in Deutschland um gut 12% rückläufig ist. Diese Veränderung ist ins-

besondere in den neuen Bundesländern zu beobachten. Dort hat sich die Zahl der ZDL 

von 26.500 im März des Jahres 2000 auf 23.000 im Vergleichsmonat des Jahres 2003 

verringert. Dies entspricht einem überdurchschnitlichen Rückgang von 13,2%. Ent-

sprechend ist der Anteil der neuen Länder an der ZDL-Gesamtzahl von 21,3% auf 20,2% 

gesunken. 

 

Auch mit Blick auf die Zivildienstplätze ist für den Beobachtungszeitraum von einem Rück-

gang auszugehen. Hier offenbart sich allerdings im Vergleich der neuen und alten Bundes-

länder ein etwas anderes Bild: Die prozentuale Reduzierung bei den ZDP liegt mit 8,1% in 

den neuen Ländern deutlich unterhalb dessen, was in den alten Bundesländern zu beo-

bachten ist. Ob diese Differenz auf eine unterschiedliche Bedarfsstruktur in Ost- und West-

deutschland hindeutet, oder ob dies nur auf einen weiteren Angleichungsprozess – hier 

hinsichtlich des Verhältnisses von ZDP und belegten ZDP – hindeutet, lässt sich allerdings 

nicht sagen. 

                                           
143 Mittlerweile gehören die meisten ZDP dem Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverband zu – fast 30.000 

in den alten und ca. 7.000 in den neuen Bundesländern. Daneben werden in der BAZ-Statistik auch für 
das Diakonische Werk und den Deutschen Caritasverband jeweils mehr als 30.000 ZDP in Deutsch-
land aufgeführt. 
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Tab. 5-25: Entwicklung der Zivildienstplätze (ZDP) in Deutschland (2000-2003) 

Gesamtdeutschland Alte Bundesländer Neue Bundesländer 

Jahr (jeweils 
zum 15.3.) 

ZDP Belegte 
ZDP1 

ZDP Belegte 
ZDP1 

ZDP Belegte 
ZDP1 

2000 188.187 124.566 152.369 98.034 35.818 26.532 
2001 190.651 118.375 153.822 93.840 36.829 24.535 
2002 188.050 114.252 152.305 91.429 35.745 22.823 
2003 165.404 113.844 132.926 90.808 32.926 23.036 
Anteile in 
2000 (in %) 100,0 100,0 81,0 78,7 19,0 21,3 

Anteile in 
2003 (in %) 100,0 100,0 80,4 79,8 19,6 20,2 

Veränd. ´00 
zu ´03 (in %) -12,1 -8,6 -12,8 -7,4 -8,1 -13,2 

1 Mehrfachbelegung wegen Überlappungen unberücksichtigt 

Quelle: Auskunft des Bundesamtes für den Zivildienst; eigene Berechnungen 

Auch in Thüringen ist von einem deutlichen Rückgang der Zivildienstleistenden bzw. der 

belegten Zivildienstplätze nach der Einführung der Kontingentierung auszugehen (vgl. Tab. 

5-26). Waren im März 2000 aufgerundet noch 4.400  Plätze mit ZDL belegt, sind es drei 

Jahre später noch gut 3.700. Dies entspricht einem Rückgang von 14,7%, der leicht über 

dem Durchschnitt für die neuen Bundesländer (13,2%) liegt. Von dieser Verringerung der 

ZDL ist in besonderem Maße der Bereich des Umweltschutzes betroffen.144 In dem dreijäh-

rigen Beobachtungszeitraum ist dort – jeweils am 15.3. – die Zahl der belegten Plätze um 

fast ein Fünftel (19,6%) zurückgegangen. Im Vergleich mit den im Bundesland Thüringen 

bedeutungsvollsten zwei Tätigkeitsgruppen 01 und 02 –  Pflegehilfe und Betreuungsdienste 

sowie handwerkliche Tätigkeiten – ist im Bereich der Tätigkeiten im Umweltschutz auch der 

stärkste Rückgang bei den Zivildienstplätzen festzustellen. 

 

Die verschiedenen Zukunftsszenarien, die mit den bereits seit einigen Jahren andauernden 

Diskussionen um eine grundsätzliche Neuausrichtung der Bundeswehr, eine Abschaffung 

der Wehrpflicht, eine weitere Reduzierung der Dienstpflichtigen bzw. Eingezogenen und 

der Dienstzeit verbunden sind, deuten auch indirekt auf die Zukunft des Zivildienstes. Auf 

dieser Grundlage und unter Berücksichtigung aktueller Entwicklungen des Zivildienstsys-

tems selbst145 lässt sich resümieren, dass sich zurzeit die Anzeichen bzw. Signale dafür 

                                           
144 Diese Aussage trifft hinsichtlich der entsprechenden Prozentzahlen zur Quantifizierung der Veränderung 

zu. Mit Blick auf die absoluten Zahlen ist von dieser Reduzierung – aufgrund des relativ hohen Aus-
gangsniveaus – die Tätigkeitsgruppe 01 (Pflegehilfe- und Betreuungsdienste) am stärksten betroffen: 
Dort verringerten sich die „März-Daten“ um 271 Zivildienstleistende.    

145 In diesem Jahr hat sich der Ansatz für den Zivildienst im Haushalt des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend bzw. des Bundesamtes für den Zivildienst (BAZ) erneut deutlich verringert. 
In der Folge gab es ein 1. Zivildienständerungsgesetz, zu dem der Bundestag im April dieses Jahres den 
Einspruch des Bundesrates zurückgewiesen hat. Damit die Zahlen der Zivildienstleistenden nicht stark 
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mehren, dass auch zukünftig die Bedeutung des Zivildienstes für das Sozial- und Gesund-

heitswesen eher abnehmen und sich der oben beschriebene Trend mehr oder weniger 

sprunghaft fortsetzen wird. 

Tab. 5-26: Entwicklung der Zivildienstplätze (ZDP) in Thüringen (2000-2003; nach Tätig-
keitsgruppen)         

darunter: Insgesamt 
Pflegehilfe u. Be-
treuungsd. (01) 

Handwerkliche 
Tätigkeiten (02) 

Tätigkeiten im 
Umweltschutz (06)

Jahr (jeweils 
zum 15.3.) ZDP Belegte 

ZDP1 ZDP Belegte 
ZDP1 ZDP Belegte 

ZDP1 ZDP Belegte 
ZDP1 

2000 6.161 4.362 2.931 2.159 964 716 1.007 724
2001 6.296 3.924 2.999 1.923 980 680 1.022 646
2002 6.319 3.619 2.918 1.886 965 643 921 561
2003 5.315 3.719 2.658 1.888 873 632 810 582
Veränd. ´00 
zu ´03 (in %) -13,7 -14,7 -9,3 -12,6 -9,4 -11,7 -19,6 -19,6

1 Mehrfachbelegung wegen Überlappungen unberücksichtigt 

Quelle: Auskunft des Bundesamtes für den Zivildienst; eigene Berechnungen 

5.5.2 Arbeitsbeschaffungs- und Strukturanpassungsmaßnahmen 

Wie bereits mehrfach in den vorstehenden Ausführungen zur Beschäftigungssituation des 

Dritten Sektors ausgeführt, spielen – insbesondere in Ostdeutschland – arbeitsmarktpoliti-

sche Programme eine wesentliche Rolle. In diesem Zusammenhang stellten in der Vergan-

genheit einerseits die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) und die Strukturanpas-

sungsmaßnahmen (SAM) die wichtigsten Förderinstrumente dar, für die im Jahr 2002 zu-

sammen noch fast 1,2 Mrd. Euro ausgegeben wurden. Davon entfielen 73,5% auf Maß-

nahmen in Ostdeutschland. Hinsichtlich dieser beiden Programme stellen die Organisatio-

nen des Dritten Sektors bzw. die frei-gemeinnützigen Organisationen den größten Anteil 

der Maßnahmenträger (vgl. Tab. 5-27). Nach einer Untersuchung des Instituts für Arbeits-

markt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit, die Daten für das Jahr 2000 

auswerten konnte, stellen die frei-gemeinnützigen Träger sowohl für ABM als auch für 

SAM, mit Anteilen von jeweils über 60% für Deutschland insgesamt, mit Abstand die größ-

ten Blöcke dar.  

                                                                                                                                    
rückläufig sind, wurden mit diesen Änderungen – für einen befristeten Zeitraum – u.a. die Fördersätze 
des BAZ pro ZDL gesenkt. Dies führt dazu, das für die Träger bis zum Ende des Jahres 2003 eine mo-
natliche Kostensteigerung von 66 Euro pro ZDL ansteht. Außerdem wurde – in Anlehnung an die Praxis 
der Bundeswehr – zum 1.7.2003 die Heranziehungspraxis im Zivildienst modifiziert. Demnach werden 
diejenigen Zivildienstpflichtigen nicht mehr einberufen, die entweder mit dem Tauglichkeitsgrad „Zivil-
dienstfähig 3“, verheiratet sind (oder sich in eingetragenen Lebenspartnerschaften befinden) oder die 
das 23. Lebensjahr (bzw. bei Zurückstellung das 25. Lebensjahr) vollendet haben. 
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Tab. 5-27: Anteile der Maßnahmenträger-Gruppen bei ABM und SAM (2000; in %) 

Trägergruppe Deutschl. (insg.) Ostdeutschland Westdeutschland 
ABM 

Öffentlich-rechtliche Träger 31,9 30,0 37,3
Frei-gemeinnützige Träger 61,4 62,5 58,4
Privat-gewerbliche Träger 6,7 7,5 4,4

SAM 
Öffentlich-rechtliche Träger 14,4 12,0 26,2
Frei-gemeinnützige Träger 65,6 65,7 65,3
Privat-gewerbliche Träger 19,5 22,3 8,5

Quelle: IAB Werkstattbericht 18/2002 (Brinkmann u.a.); eigene Darstellung  

Innerhalb des Blocks der frei-gemeinnützigen Träger dominiert – sowohl bei ABM als auch 

bei SAM – der Einzelbereich der sozialen Dienste. In diesem Bereich ist der Anteil der 

Maßnahmenträger, die als frei-gemeinnützige Organisationen charakterisiert werden, be-

sonders hoch. Das Kontingent liegt für Deutschland bei den Arbeitsbeschaffungsmaßnah-

men bei 74,3% und im Bereich der Strukturanpassungsmaßnahmen bei 84,7%.  

 

Die Entwicklung der Zahlen zum „zweiten Arbeitsmarkt“ in Thüringen sind vor dem Hinter-

grund einer Neuausrichtung der Arbeitsmarktpolitik nach 1999 zu interpretieren, die den 

Daten zufolge allerdings nicht auf Thüringen beschränkt war. Die Zahlen zu den Arbeitsbe-

schaffungs- und Strukturanpassungsmaßnahmen (ABM und SAM) weisen ab 1999 eine 

deutliche Trendwende aus – sowohl für Thüringen als auch für Ostdeutschland und Ge-

samtdeutschland.146 Für das Bundesland Thüringen wurde vom Finanzministerium formu-

liert: „Die seit Oktober 1999 in Angriff genommene Neuausrichtung der Arbeitsmarktpoli-

tik des Freistaats zielt auf eine nachhaltige Beschäftigungswirkung durch Induzierung und 

Sicherung von Dauerarbeitsplätzen. Dabei steht die wirtschaftsnahe Arbeitsförderung im 

Zentrum. Dies bedeutet, dass seit 1999 die Landesarbeitsmarktpolitik in erster Linie auf die 

Entstehung zusätzlicher Arbeitsplätze auf dem ersten Arbeitsmarkt ausgerichtet worden ist. 

Wichtiges Augenmerk wurde bei der Subventionspolitik darauf gelegt, dass sich die Funk-

tion des zweiten Arbeitsmarktes darauf beschränken soll, nach Möglichkeit nur noch die 

Brücke zum ersten Arbeitsmarkt zu bilden“ (Thüringer Finanzministerium o.J., S. 12). 

 

Diese politische Neuausrichtung spiegelt die Entwicklung der Jahresdurchschnittszahlen zu 

den Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, die in der Abb. 5-12 mittels einer Indexentwicklung 

(1998=100) für drei Aggregationsebenen dargestellt wurde. Nach einem leichten Anstieg 

bis 1999 sind für alle drei Beobachtungsebenen (Deutschland, Ostdeutschland und Thü-

                                           
146 Zu den im Zeitverlauf höchst unterschiedlichen Entlastungseffekten bzw. dem staatlichen Engagement 

durch arbeitsmarktpolitische Programme in Ostdeutschland vgl. u.a. Deutsches Institut für Wirtschafts-
forschung (DIW Berlin) u.a. (2002, S. 211ff.). 
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ringen) die Zahlen ab dem Jahr 2000 rückläufig. Insbesondere für Thüringen fallen die 

jährlichen Differenzen vergleichsweise groß aus, so dass die Kurve für das Bundesland ab 

2000 kontinuierlich unter den anderen Entwicklungslinien verläuft. Die Berechnung der 

Indexentwicklung verdeutlicht den stetigen und enormen Abbau der Arbeitsbeschaffungs-

maßnahmen in Deutschland. Für Thüringen zeigt sich, dass im April 2003 die Anzahl der 

ABM auf weniger als ein Drittel der Jahresdurchschnittszahl von 1998 gesunken ist, was 

einem Indexwert von 30,5 entspricht.  

Abb. 5-12: Entwicklung der ABM (Indexentwicklung1; 1998-2003) 
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1 Die Daten für 1998 bis 2002 sind Jahresdurchschnittszahlen, für 2003 sind die Zahlen für den Monat April aufge-

nommen. 

Quelle: Internet-Datenbank der Bundesanstalt für Arbeit; eigene Berechnungen 

In absoluten Zahlen ausgedrückt bedeutet diese dargestellte Entwicklung, dass die Anzahl 

der ABM in Deutschland von einer Jahresdurchschnittszahl von über 210.000 im Jahr 

1998 auf ca. 90.400 im April des Jahres 2003 gesunken ist (vgl. Tab. 5-28). Davon sind 

jeweils knapp über 70% Ostdeutschland zuzurechnen. Aufgrund der eben dargestellten 

besonderen Entwicklung in Thüringen, die ab 2000 unterhalb der Vergleichsentwicklungen 

verläuft, sind die Anteile des Bundeslandes Thüringen an allen ABM in Deutschland im 

Zeitverlauf zurückgegangen. Fand 1998 noch jede achte Arbeitsbeschaffungsmaßnahme 

(12,5%) im Freistaat Thüringen statt, ist der Anteil aktuell auf unter 10% gesunken. Im April 

2003 betrug die Anzahl der ABM in Thüringen (noch) 8.421 Maßnahmen. 
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Tab. 5-28: Anzahl der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (1998-2003) 

Jahr Deutschland (insg.) Ostdeutschland Thüringen 
1998 210.376 151.367 26.389 

%-Anteil 100,0 72,0 12,5 
2000 203.601 145.547 22.879 

%-Anteil 100,0 71,5 11,2 
2002 124.709 91.985 12.707 

%-Anteil 100,0 73,8 10,2 
2003 (April) 90.386 69.589 8.421 

Quelle: Internet-Datenbank der Bundesanstalt für Arbeit; eigene Berechnungen 

Abb. 5-13: Entwicklung der SAM (Indexentwicklung1; 1998-2003) 
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1 Die Daten für 1998 bis 2002 sind Jahresdurchschnittszahlen, für 2003 sind die Zahlen für den Monat April aufge-

nommen. 

Quelle: Internet-Datenbank der Bundesanstalt für Arbeit; eigene Berechnungen 

Eine ähnliche – in der Tendenz allerdings drastischer verlaufende – Entwicklung zeigt sich 

auch bei den Strukturanpassungsmaßnahmen (vgl. Abb. 5-13). Im Unterschied zu der 

ABM-Entwicklung liegen die Kurven der drei zum Vergleich herangezogenen Aggregation-

sebenen allerdings relativ eng beisammen, so dass – vor allem mit Blick auf die letzten 

Messpunkte – von einer weitgehenden homogenen Entwicklung ausgegangen werden 

kann.  

 

Die Kurve für die Indexentwicklung in Thüringen verdeutlicht nach dem Jahr 1999 einen 

deutlichen und steilen Abfall: Im Jahresdurchschnitt für 2002 wurde im Vergleich zu den 

Daten des Jahres 1998 noch ein Indexwert von 37,6 erreicht, der sich im April des Jahres 

2003 nochmals auf 22 verringerte. Mit anderen Worten und aus der heutigen Perspektive 
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betrachtet, bedeutet dies, dass vor fünf Jahren – also 1998 – etwa die 4,5-fache Anzahl 

an Strukturanpassungsmaßnahmen in Thüringen stattgefunden haben. 

 

Die absoluten Zahlen für die Strukturanpassungsmaßnahmen spiegeln trotz eines durchaus 

in groben Zügen vergleichbaren Entwicklungsverlaufs zu den ABM – vor allem im Ver-

gleich der beiden Programme – ein etwas anderes Bild wider (vgl. Tab. 5-29): 
 

 Für alle hier relevanten Aggregationsebenen zeigt sich – entsprechend zur vorstehen-
den Grafik – ein enormer Rückgang der Maßnahmenzahlen. Für Thüringen bedeutet 
dies in dem hier dokumentierten Zeitraum zwischen 1998 und dem April 2003 – bei 
einem letzten monatlichen Bestand von ca. 8.400 Maßnahmen – einem Abbau von 
annähernd 18.000 Maßnahmen. 

 Das Volumen der SAM liegt für Deutschland insgesamt deutlich unter dem der ABM.  

Tab. 5-29: Anzahl der Strukturanpassungsmaßnahmen (1998-2003) 

Jahr Deutschland (insg.) Ostdeutschland Thüringen 
1998 174.176 162.430 34.088 

%-Anteil 100,0 93,3 19,6 
2000 109.756 101.165 24.044 

%-Anteil 100,0 92,2 21,9 
2002 67.422 57.877 12.731 

%-Anteil 100,0 85,8 18,9 
2003 (April) 43.553 35.689 7.502 

Quelle: Internet-Datenbank der Bundesanstalt für Arbeit; eigene Berechnungen 

 Für den Freistaat Thüringen zeigen sich allerdings hinsichtlich der absoluten Zahlen 
und bezüglich der Anteile für Thüringen an den Maßnahmen insgesamt eine andere Si-
tuation und eine differente Entwicklung, die letztlich zu einem Bedeutungswechsel führt. 
Lag in Thüringen beispielsweise im Jahr 1998 die Anzahl der SAM noch um 7.700 
Maßnahmen über der entsprechenden Summe der ABM, haben sich etwa in den An-
fangsmonaten des Jahres 2003 die Größenverhältnisse verschoben. Im April 2003 
stehen nach der Statistik der Bundesanstalt für Arbeit ca. 8.400 ABM etwa 7.500 SAM 
gegenüber. 

 Die SAM werden noch deutlicher als die ABM hauptsächlich in Ostdeutschland einge-
setzt. Trotz eines insgesamt rückläufigen Anteils haben im Durchschnitt des Jahres 
2002 annähernd 86% der SAM in Ostdeutschland stattgefunden. 

 

Zusammenfassend lässt sich für die arbeitsmarktpolitischen Programme von ABM und SAM 

festhalten: Allein in den letzten Jahren von 2000 bis 2002 sind die öffentlichen Mittel für 

die geförderten ArbeitnehmerInnen in ABM und SAM in erheblichem Maße gekürzt wor-

den. Im Jahresdurchschnitt 2002 sind bei diesen Programmen im Vergleich zur Situation 

von zwei Jahren zuvor jeweils nur noch knapp über die Hälfte der Arbeitnehmer gefördert 
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worden (ABM: 56%; SAM: 53%). In absoluten Zahlen ausgedrückt bedeutet dies: Wurden 

im Jahresdurchschnitt 2000 mit beiden Programmen noch fast 47.000 Personen gefördert, 

ist deren Anzahl im Jahr 2002 auf etwa 24.500 Personen zurückgefahren worden. Dieser 

Abbauprozess hinsichtlich der arbeitsmarktpolitischen Instrumente ABM und SAM findet im 

laufenden Jahr 2003 seine Fortführung. 
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6 Befunde der Gesamt- und Detailanalysen in Thesenform 

In diesem Kapitel werden die vorherigen Gesamt- und Detailanalysen „auf den Punkt“ ge-

bracht. Durch diese „komprimierte Sichtweise“ in Thesenform entsteht keine Zusammen-

fassung im herkömmlichen Sinn, sondern eher eine Rekombination von Befunden, die aus 

einer besonderen Perspektive heraus erfolgt. Damit erhält dieses Kapitel seine Funktion als 

Zwischenglied zwischen den detaillierten Sekundäranalysen zum Gegenstandsbereich des 

„Dritten Sektors“ sowie seinen relevanten Umwelten und den im nachfolgenden Kapitel 

formulierten weiteren Forschungsperspektiven. 

 

Dabei können im Folgenden zwei Aussageformen differenziert werden: Während einerseits 

in einer sehr allgemeinen Form formuliert wird, sind andererseits einige Befunde mit Zah-

lenangaben versehen und beziehen sich entsprechend auf einen eingeschränkteren Aussa-

gebereich. Es ist hier weitestgehend versucht worden, so zu formulieren, dass möglichst 

allgemein zutreffende Aussagen entstehen. Insofern stellen die folgenden Thesen vor dem 

Hintergrund der aufbereiteten Datenfülle in den vorstehenden Kapiteln nur eine Auswahl 

dar, die durchaus auch nach anderen Auswahlkriterien hätte gestaltet werden können. Die 

besonderen Entwicklungen und Situationen in Thüringen, auf die insbesondere in den Ana-

lysen zu den Bereichen Kinder- und Jugendhilfe, Pflege, Zivildienst sowie Zweiter Arbeits-

markt Bezug genommen wurde, wird hier nicht explizit eingegangen, damit sich dieses 

Kapitel nicht zu sehr ausdehnt. Eventuelle inhaltliche Bezüge zu den Analysen der vorste-

henden Kapitel sind in kursiver Schrift kenntlich gemacht. Die Thesen werden unter den 

folgenden Überschriften subsumiert: 
 

1. Begriff und Konzept des „Dritten Sektors“ 
2. Quantitäten und Besonderheiten der Beschäftigung im „Dritten Sektor“ 
3. Entwicklungen der Vergangenheit hinsichtlich der Beschäftigung im „Dritten Sektor“ 
4. Entwicklungsfaktoren der Beschäftigung im „Dritten Sektor“ 
5. Entwicklungen der Gegenwart hinsichtlich der Beschäftigung im „Dritten Sektor“ 
6. Entwicklungen der Zukunft hinsichtlich der Beschäftigung im „Dritten Sektor“ 

 

1. Begriff und Konzept des „Dritten Sektors“ 
 
1.1 In den letzten Jahren ist der „Dritte Sektor“ vermehrt als Arbeitsmarkt thematisiert 

worden und hat sich somit zu einer festen Bezugsgröße in den Diskursen zur Beseiti-
gung der hohen Arbeitslosigkeit etabliert (vgl. Kap. 1.3). 

1.2 Im Zusammenhang beschäftigungspolitischer Konzepte wird der Begriff des „Dritten 
Sektors“ in unterschiedlichen Funktionen genutzt: So ist dieser Sektor sowohl als wirt-
schaftliches Segment des gesellschaftlichen Bedarfsausgleichs, als Reservoir latenter 
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Erwerbsarbeit, als gesellschaftliche Sphäre mit besonderer Innovativkraft oder als 
Motor des Übergangs zur Zivilgesellschaft von Interesse. 

1.3 Neben der immer stärker wahrgenommenen Funktion des Dritten Sektors als bedeu-
tendes Beschäftigungssegment wird diese gesellschaftlichen Sphäre insbesondere als 
intermediärer Bereich jenseits von egoistischer Ökonomie und Innovation hemmen-
der Bürokratie sowie als Erfüllungsort eines zivilgesellschaftlichen Konzepts bzw. einer 
Utopie verstanden, wo sich eine professionelle Problembearbeitung mit freiwilligem 
Bürgerengagement für andere und für die eigenen Belange im regionalen Umfeld 
synergetisch verbindet (vgl. u.a. Bauer/Grenzdörffer 1997; Evers/Olk 1996; Strach-
witz 1998).  

1.4 Das Konzept des „Dritten Sektors“ wird in der Fachliteratur nicht einheitlich definiert, 
von einer allgemein anerkannten Dritte-Sektor-Theorie kann keine Rede sein. „Es 
gibt immer noch viele, zu viele hypothetische Erklärungsansätze, aber keine wissen-
schaftlich überzeugende Theorie.... Der ‚Dritte Sektor‘ als ein äußerst heterogener 
Gegenstand sperrt sich gegen eine begriffliche und definitorische – im Interesse der 
Theoriebildung als notwendig erachtete – Systematik“ (Bauer 2003, S. 1 und 4; vgl. 
Kap. 3.1). 

1.5 Als Arbeitsdefinition wurde hier dasjenige – eher deskriptiv angelegte – Verständnis 
gewählt, dass den Erhebungen des Johns Hopkins-Projekts zu Grunde liegt, d.h. es 
werden die Organisationen dem „Dritten Sektor“ zugerechnet, „die formell struktu-
riert, organisatorisch unabhängig vom Staat und nicht gewinnorientiert sind, eigen-
ständig verwaltet werden sowie keine Zwangsverbände darstellen“ (Pril-
ler/Zimmer/Anheier 1999, S. 13). 

1.6 In der Forschung zu der Sphäre „zwischen Markt und Staat“ werden neben dem Kon-
zept des „Dritten Sektors“ vielfach andere Konzepte und Begriffe gebraucht (etwa 
„Drittes System“, „soziale Ökonomie“ und insbesondere „Sozialwirtschaft“). Diese 
beziehen sich auf unterschiedliche Gegenstandsbereiche und  werden nicht einheit-
lich definiert (vgl. Birkhölzer u.a. 1999; Enquete-Kommission „Zukunft des bürger-
schaftlichen Engagements“ 2002; Grunwald 2001a; vgl. Kap. 3). 

1.7 Während die Verwendung des Begriffs „Dritter Sektor“ hauptsächlich auf spezifische 
Organisationsmerkmale rekurriert, bezieht sich der Ausdruck „Sozialwirtschaft“ – in 
einer eher ökonomischen Perspektive – auf bestimmte Produktionsbereiche (in enge-
rem Sinne auf das Sozial- und Gesundheitswesen), in denen ganz unterschiedliche 
Organisations- und Unternehmensformen anzutreffen sind (vgl. Kap. 3.3). 

 

2. Quantitäten und Besonderheiten der Beschäftigung im „Dritten Sektor“ 
 
2.1 Trotz der mit Hoffnungen verknüpften Behandlung des Dritten Sektors als langfristig 

wachsender Arbeitsmarkt ist die Datenlage zum Dritten Sektor als lückenhaft zu be-
zeichnen. So sind die aktuellen Entwicklungen des Sektors und seiner Segmente zur 
Beschäftigung nur rudimentär empirisch nachzuzeichnen, da vielfach keine zeitnahen 
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Erhebungen vorliegen. Daneben bestehen ebenfalls prinzipielle Schwierigkeiten hin-
sichtlich der Bildung von Zeitreihen aufgrund der Einmaligkeit vieler Erhebungen. 
Dies erschwert die Aussagen zu Entwicklungen (vgl. Kap. 3.4).  

2.2 Im deutschen Dritten Sektor arbeiten – je nach exakter Definition – etwa 1,8 bis 2,1 
Mio. Menschen (vgl. Bellmann/Dathe/Kistler 2002; Klös 1998; Priller/Zimmer 1999; 
vgl. Kap. 4.2). Vor diesem Hintergrund konnten im Rahmen unserer Detailanalysen zu 

den Arbeitsfeldern der Kinder- und Jugendhilfe sowie der stationären und ambulanten 

Pflege Aussagen zu etwa 35%-40% der Beschäftigten im Dritten Sektor gemacht wer-

den. 
2.3 Die Wohlfahrtsverbände sind – insbesondere unter quantitativen Aspekten – die be-

deutsamsten Akteure des deutschen Dritten Sektors. Annähernd zwei Drittel des Ar-
beitsvolumens dieses Sektors werden von den Beschäftigten erbracht, die unter dem 
Dach der Wohlfahrtsverbände tätig sind (vgl. u.a. Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Freien Wohlfahrtspflege 2001; Salamon/Anheier 1999). Sofern die auf Selbstanga-

ben der Wohlfahrtsverbände beruhende Statistik der Bundesarbeitsgemeinschaft der 

Freien Wohlfahrtspflege zu Grunde gelegt wurde, beziehen sich die getroffenen Aus-

sagen entsprechend auf etwa zwei Drittel des Beschäftigungsvolumens des Dritten 

Sektors (vgl. Kap. 4.3). 
2.4 Der Dritte Sektor ist vornehmlich ein Arbeitsmarkt für Frauen (vgl. Kap. 4.2).147 Wäh-

rend für den gesamten Sektor ein Frauenanteil an allen Beschäftigten von knapp über 

70% angenommen werden kann, liegt diese Quote in einigen Segmenten deutlich hö-

her. So ist beispielsweise für den Pflegebereich von einem Frauenanteil von über 80% 

und für die Kinder- und Jugendhilfe in Ostdeutschland von fast 90% auszugehen (vgl. 

Kap. 5.2 sowie 5.1). 
2.5 Der Dritte Sektor ist derjenige gesellschaftliche Bereich, in dem sich die – sich sukzes-

sive vollziehende – Erosion des „Normalarbeitsverhältnisses“ am deutlichsten zeigt. 
Gegenüber den anderen gesellschaftlichen Sektoren zeichnet sich der Dritte Sektor 
durch größere Anteile von Personen in Teilzeit- sowie in befristeten Beschäf-
tigungsverhältnissen aus (vgl. Kap. 4.2). Nach der Kinder- und Jugendhilfestatistik und 

der Pflegestatistik ergeben sich für die entsprechenden Branchen beispielsweise die 

folgenden Daten: So beträgt in der Kinder- und Jugendhilfe der neuen Bundesländer 

der Anteil der Teilzeit-Beschäftigten annähernd 60%, und jenseits der Kindertagesstät-

ten liegt die Quote der Beschäftigten mit befristetem Arbeitsvertrag bei über einem 

Viertel. Bei den ambulanten Pflegediensten sind über 60% der Beschäftigten in unter-

schiedlichen Formen von Teilzeitarbeit tätig (vgl. 5.1 sowie 5.2).  
2.6 Im internationalen Vergleich zeigt sich, dass in Deutschland die Entwicklungslogik 

des Dritten Sektors in ein „korporatistisches“ Modell eingebunden ist bzw. einem ent-
sprechenden Pfad folgt, der durch vielfältige Verflechtungs- und Abhängigkeitsbezie-

                                           
147 „Mit zunehmender Frauenerwerbstätigkeit geht eine steigende Beschäftigung im Bereich der personen-

bezogenen Dienstleistungen (und damit auch in den Berufen der Gesundheits- und Sozialwirtschaft) 
einher. Die in der Bundesrepublik im internationalen Vergleich nach wie vor unterdurchschnittliche 
Frauenerwerbsquote zeigt, dass hier noch Spielräume vorhanden sind“ (Heinze/Strünck 2003, S. 13). 



143 

hungen zwischen dem Staat bzw. den öffentlichen Verwaltungen und den großen 
Nonprofit-Organisationen geprägt ist (vgl. Kap. 4.1).148 

 

3. Entwicklungen der Vergangenheit hinsichtlich der Beschäftigung im „Drit-
ten Sektor“ 

 
3.1 Auf der Grundlage unterschiedlicher Datenfundamente lässt sich mindestens bis Mit-

te der 1990er-Jahre eine expansive Beschäftigungsentwicklung im deutschen Dritten 
Sektor belegen, die sich allerdings in den verschiedenen Segmenten des Sektors un-
terschiedlich stark auswirkte (vgl. u.a. Priller/Zimmer 2001d; vgl. Kap. 4.3). 

3.2 Etwa ab der Mitte der 1990er-Jahre hat sich insgesamt das Beschäftigungswachstum 
des deutschen Dritten Sektors stark abgeschwächt bzw. ist zum Erliegen gekommen. 
Vor allem aufgrund veränderter rechtlicher und/oder finanzieller Rahmenbe-
dingungen sieht sich ein Großteil der Organisationen des Dritten Sektors seit dieser 
Zeit genötigt, die Arbeit bzw. die Arbeitsverhältnisse über das vorhandene Maß hin-
aus zu flexibilisieren (vgl. Bode 1999; Rückert-John 200b; vgl. Kap. 4.3). 

3.3 In einer langfristigen Perspektive, die einen anders definierten, größeren Gegen-
standsbereich fokussiert, sind – mit Bezug auf eine grobe Berufsgliederung – im 
Bereich der Gesundheits- und Sozialberufe die vergleichsweise höchsten Wachs-
tumsraten auszumachen (vgl. Kap. 2.3).149 Seit 1950 ist entsprechend der Anteil der 

Gesundheits-, Sozial- und Erziehungsberufe an allen Erwerbstätigen von 3,9% auf 

12,4% im Jahr 2001 angewachsen (vgl. Kap. 5.4). 
3.4 In etlichen Arbeitsfeldern des Sozial- und Gesundheitswesens sind in den 1990er-

Jahren – einerseits im Kontext der Angleichung der neuen Bundesländer an die Situa-
tion in Westdeutschland sowie andererseits im Zuge der gesetzlichen Veränderungen 
der wirtschaftlichen und finanziellen Rahmenbedingungen – z.T. erhebliche Verschie-
bungen zwischen den gesellschaftlichen Sektoren nachzuzeichnen. Dies wurde in den 

                                           
148 Diese besonderen Abhängigkeitsbeziehungen des Dritten Sektors zu staatlichen bzw. quasi-staatlichen 

Instanzen zeigen sich auch hinsichtlich der Finanzierung: So wurden im Rahmen des Johns Hopkins-
Projekts für die beiden größten Segmente des deutschen Dritten Sektors – das Gesundheitswesen und 
die Sozialen Dienste – Anteile der öffentlichen Finanzierung von ca. 94% bzw. 65% ermittelt (vgl. Pril-
ler/Zimmer 2001d). Vor dem Hintergrund dieser Situation werden durch die Organisationen des Drit-
ten Sektors auch die unzureichende bzw. abnehmende Finanzierung durch öffentliche Haushalte als die 
zurzeit gravierendsten Probleme benannt (vgl. Betzelt/Bauer 2000; Priller/Zimmer 2000). 

149 Mittlerweile haben sich die personenbezogenen Dienste „zu wichtigen Beschäftigungsfeldern profiliert. 
Ihr Wachstum geht auf gesellschaftliche Wandlungs- und Differenzierungstrends zurück, die erstens zu 
einer Auslagerung von Diensten aus dem familiären und häuslichen Bereich führen, und zweitens eine 
Verschiebung von materiellen zu immateriellen Bedürfnissen beinhalten“ (Heinze/Strünck 2003, S. 11). 
Diese Aussage lässt sich allerdings keineswegs bruchlos auf den „Dritten Sektor“ übertragen, da hier 
differente empirische und konzeptionelle Perspektiven gewählt wurden. Die Distanz der beiden Perspek-
tiven wird deutlich, wenn die Größenverhältnisse zwischen dem Dritten Sektor und dem Bereich der 
„personenbezogenen Dienstleistungsberufe“ betrachtet werden. Während dem Dritten Sektor etwa zwi-
schen 1,8 bis 2,1 Mio. Beschäftigte (nicht nur aus den Dienstleistungsberufen) zuzurechnen sind, befin-
den sich in der Kategorie der „personenbezogenen Dienstleistungsberufe“ ca. 5. Mio. Personen, was 
einem Anteil von aktuell ca. 13,7% an allen Erwerbstätigen entspricht.  
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Detailanalysen insbesondere für den Bereich der Krankenhäuser beschrieben (vgl. 

Kap. 5.3). 
 

4. Entwicklungsfaktoren der Beschäftigung im „Dritten Sektor“ 
 
4.1 Die Entwicklung der beruflichen Beschäftigung im Dritten Sektor (bzw. in der Sozial-

wirtschaft) steht in Abhängigkeit von vielen „externen“ Einflussfaktoren, deren zukünf-
tige konkrete Gestalt z.T. als Ergebnis politischer Prozesse charakterisiert werden 
muss und nur äußerst unzureichend vorhergesagt werden kann. Eine gleichzeitige 
Berücksichtigung aller Einflussfaktoren für eine fundierte Prognose zukünftiger Be-
schäftigungschancen im Dritten Sektor oder seinen Segmenten – deren Entwicklung 
auf spezifischen Rechtsgrundlagen beruhen, die eigene Logiken folgen und besonde-
re Fachlichkeiten ausgebildet haben – erscheint daher als ein überkomplexes Vorha-
ben (vgl. Kap. 4.4 sowie 4.5). Aufgrund unserer Analysen haben sich acht Einfluss-

Komplexe auf die berufliche Beschäftigung herausgeschält, die jeweils auf unterschied-

liche „Umwelt-Phänomene“ des Dritten Sektors Bezug nehmen. Zu berücksichtigen 

sind hierbei: das Arbeitskräfteangebot, die nicht-öffentlichen Finanzierungsoptionen, 

die allgemeinen Bedarfssituationen, die sozialgesetzlichen Rahmungen, die „Aufga-

benselbstzuschreibungen“ öffentlicher Akteure, das staatliche Engagement in der akti-

ven Arbeitsmarktpolitik und der Freiwilligenförderung sowie die Rahmenbedingungen 

zu den Arbeitgeberrisiken und den Personalkosten.150 Für den „kleinen“ Ausschnitt der 

Kindertagesstätten in Thüringen sind die zu erwartenden Effekte der beiden Einfluss-

faktoren „Altersausschied“ und „demographische Entwicklung“ untersucht worden. 
4.2 Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass das Beschäftigungswachstum des deut-

schen Dritten Sektors zum Teil auch einerseits als Folge von Verschiebungstendenzen 
zwischen den gesellschaftlichen Sektoren (Markt, Staat und Dritter Sektor) und des 
Angleichungsprozesses in Ostdeutschland an die westdeutsche sozialstaatliche Infra-
struktur bzw. andererseits als Effekt einer vermehrten Nachfrage bei personenbezo-
genen bzw. bei sekundären Dienstleistungen interpretiert werden kann (vgl. u.a. Kap. 
5.1). In anschaulicher Form ist das beschäftigungsrelevante Wachstum im Bereich der 

personenbezogenen bzw. sekundären Dienstleistungen anhand der Statistik zu den 

„Dienstleistungsberufen“ belegt worden (vgl. Kap. 5.4). 
4.3 Ein Teil der Beschäftigungsgewinne des Dritten Sektors in den 1990er-Jahren erfolgte 

in einigen Arbeitsfeldern des Sozial- und Gesundheitswesens durch Wechsel der Trä-
gerschaft von Einrichtungen zu Gunsten des Dritten Sektors, wobei in diesen Fällen 
jeweils die Bedeutung des öffentliche Sektors abgenommen hat. Dies wurde in den 

                                           
150 „Der Sozialstaat prägt die Rahmenbedingungen für Dienstleistungsarbeit vielleicht noch viel mehr, als 

er das in der Industriegesellschaft getan hat, deren Kind er ja ist. Schließlich sind die meisten Dienstleis-
tungsbrachen viel personalintensiver als der Industriesektor, also schlägt die lohnarbeitszentrierte Kon-
struktion des deutschen Sozialversicherungsstaates hier auch stärker zu Buche, weil sie den Faktor Ar-
beit zusätzlich verteuert“ (Heinze/Strünck 2003, S. 17). 
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Detailanalysen am Beispiel der Kinder- und Jugendhilfe in Ostdeutschland aufgezeigt 

(vgl. Kap. 5.1). 
4.4 Allem Anschein nach erklärt sich die Beschäftigungsentwicklung des Dritten Sektors 

der Vergangenheit zum Teil durch die Expansion bei den „personenbezogenen 
Dienstleistungsberufen“, die aber eindeutig nicht nur auf den Dritten Sektor „ab-
strahlt“, sondern auch in die beiden anderen Sektoren Markt und Staat. 

 

5. Entwicklungen der Gegenwart hinsichtlich der Beschäftigung im „Dritten 
Sektor“ 

 
5.1 Im Sektorenvergleich zeichnet sich der Dritte Sektor durch eine heterogene Mitarbei-

terInnen-Struktur aus, deren Zusammensetzung sich in einer langfristigen Betrachtung 
verschoben hat und verschiebt (vgl. Kap. 4.1.2). Zurzeit verlieren diejenigen Mitar-
beiterInnen-Gruppen an Bedeutung, deren Arbeitsverhältnisse in direkter Weise von 
politischen Finanzentscheidungen abhängig sind. Dies wurde für die Zivildienstleis-

tenden und insbesondere für die MitarbeiterInnen-Gruppen der Beschäftigten in Ar-

beitsbeschaffungs- und Strukturanpassungsmaßnahmen – auch für das Bundesland 

Thüringen – nachgewiesen (vgl. Kap. 5.5 sowie 7.5). 
5.2 Die Verschiebungen zwischen den gesellschaftlichen Sektoren sind nicht nur auf der 

Makroebene der Sektoren zu identifizieren, sondern auch auf der Mikroebene der 
Einrichtungen und Dienste, wo vermehrt Anzeichen für eine Vermengung von bislang 
sektorspezifischen Merkmalen und Handlungslogiken anzutreffen sind. 151 In dieser 
„hybriden Organisationsform“ wird vielfach die adäquate Organisationsstruktur für 
zukünftige Erfordernisse gesehen (vgl. Evers/Rauch/Stitz 2002; vgl. Kap. 7.8). 

5.3 Die allgemeine – auch im internationalen Vergleich eher als schlecht zu bezeichnen-
de – aktuelle wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands prägt auch die Entwicklung 
des deutschen „Dritten Sektors“. Neben den direkten Nachfrageausfällen auf Seiten 
der Bürger wirken sich in indirekter Weise die prekären Situationen der öffentlichen 
Haushalte aus (vgl. Kap. 4.1 sowie 4.4).152 Grundsätzlich kann in einer langfristigen 

                                           
151 Eine Studie der Kammer der EKD für soziale Ordnung (2002, S. 7) fasst die aktuelle widersprüchliche 

Situation im Bereich des Sozial- und Gesundheitswesens folgendermaßen zusammen: „Insgesamt ist die 
Lage widersprüchlich. Es gibt Trends und Gegentrends zu gleicher Zeit. Begrüßenswerte und problema-
tische Entwicklungen liegen eng beieinander und sind oft miteinander verbunden.... Kommunalisierung, 
Rationalisierung im Sozial- und Gesundheitswesen, Wettbewerbs- und Marktorientierung führen zur Be-
schleunigung in der Entwicklung der Organisationsformen. Neben der Ausgründung von spezialisierten 
Teilbereichen in GmbHs, dem Ausgliedern (Outsourcing) von Serviceleistungen und der Kooperation 
mit anderen Trägern entstehen Fusionen und Angebotsketten.“ 

152 Dennoch kann die Expansion von Dienstleistungen nicht als automatisches Nebenprodukt wirtschaftli-
chen Wachstums verstanden werden, da diese ebenfalls – wie im internationalen Vergleich sichtbar 
wird – in Abhängigkeit von individuellen und gesellschaftlichen Wertentscheidungen stehen. „Von sol-
chen Wertentscheidungen sind vor allem die Haushaltsstrukturen, die Arbeitszeitpräferenzen sowie die 
Ausgestaltung des Wohlfahrtsstaates betroffen. Länderspezifische Entwicklungspfade sind damit wahr-
scheinlich. Thesen von einer völligen Konvergenz der Dienstleistungsstrukturen verschiedener Länder 
sind unrealistisch“ (Bosch/Wagner 2003, S. 479). 



146 

Perspektive analysiert werden: „Wir leben in einem Zeitalter fortschreitender Rationa-
lisierung der Welt, und die Ökonomisierung und Globalisierung des Dritten Sektors 
ist Teil dieses Prozesses“ (Anheier 2001, S. 62). 

 

6. Entwicklungen der Zukunft hinsichtlich der Beschäftigung im „Dritten Sek-
tor“ 

 
6.1 Insbesondere die in ihrer direkten Wirkung bislang kaum abzuschätzende Einfluss-

größe der demographischen Entwicklung und deren indirekte Folgewirkungen hin-
sichtlich politischer Entscheidungen wird sowohl die zukünftige Quantität des Dritten 
Sektors (bzw. der Sozialwirtschaft) als auch seine (bzw. ihre) interne Struktur nachhal-
tig beeinflussen (vgl. Kap. 4.4 sowie 5.1.2 und 5.2.3). 

6.2 Insbesondere in denjenigen Segmenten des Dritten Sektors, deren monetäre Basis 
eine staatsnahe Finanzierung darstellt, ist eine Tendenz zur Ausschöpfung von Rati-
onalisierungspotenzialen erkennbar (vgl. u.a. Deutscher Caritasverband 2003; 
Dahme/Wohlfahrt/Kühnlein 2003).153 Dies kann durch unterschiedliche – sich zum 
Teil ergänzende – Maßnahmen erreicht werden: So kann – beispielsweise – beo-
bachtet werden, dass vermehrt auf der Führungsebene von Organisationen betriebs-
wirtschaftliche Kompetenzen verlangt, die Aufbau- und Ablauforganisationen nach 
ökonomischen Prinzipien und Verfahren gestaltet oder vernetzte Strukturen unter dem 
Dach großer Organisationen aufgebaut werden (vgl. Kap. 7.6).154 

6.3 Der Bedeutungsschwund einer in der Regel gering qualifizierten und – aus der be-
triebswirtschaftlichen Perspektive betrachtet – vergleichsweise „billigen“ Mitarbeite-
rInnengruppen, die zunehmende Profilierung und Professionalisierung ehemals von 
Laienkompetenz besetzter Tätigkeitsbereiche (insbesondere der Pflegeberufe als klas-
sische Frauenberufe) und die sich abzeichnende zukünftige gesellschaftliche Bedarfs-
steigerung an Pflegetätigkeiten bei gleichzeitigen Sparzwängen wird allem Anschein 
nach eine Veränderung der Personalstruktur nach sich ziehen und die Etablierung 

                                           
153 Rationalisierung wird in dem hier betrachteten einzelbetrieblichen Zusammenhang heute vornehmlich in 

einem ökonomischen Horizont gebraucht. Dabei bezieht sich der Begriff Rationalisierung zumeist auf 
Bemühungen und Strategien in einem planvollen, auf technische und ökonomische Effizienz gerichteten 
Koordinierungskontext, in dem der Arbeits- und Sachmitteleinsatz in Produktion und Verwaltung organi-
siert wird. Eine Forcierung des Rationalisierungsprozesses – der einer Bedeutungssteigerung von Zweck-
rationalität und Berechenbarkeit gleichkommt – bedeutet in einer wissenschaftlich-analytischen Perspek-
tive für die Organisationen/Einrichtungen des Dritten Sektors eine Anpassung an bestimmte moderne 
Erfordernisse, die – gewissermaßen automatisch – Einfluss auf andere Leistungsbereiche mit anderen 
Werten und Logiken haben (vgl. dazu die Gegenüberstellung von System- und Sozialintegration in 
Streeck 1987). 

154 „Gute Karten werden jene Einrichtungen haben, die mit Economies of Scale und Economies of Scope 
arbeiten können, um Kosten zu sparen und auf Marktveränderungen besser reagieren zu können. Eco-
nomies of Scale versprechen Kostenvorteile durch größere Betriebseinheiten bzw. Kapazitäten.... Eco-
nomies of Scope bezeichnen die Möglichkeit der Kostensenkung durch Verbindung mehrerer Produktli-
nien oder Dienstleistungsangebote“ (Anheier 2001, S. 66). 
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bzw. den Bedeutungsgewinn von „Hilfsberufen“ befördern (vgl. u.a. Ittermann/Schar-
fenorth 1996; Lehndorff 2002a; vgl. Kap. 5.2 und 5.4 sowie 7.5). 

6.4 Es erscheint durchaus möglich, dass das anhaltende Wachstum der Arbeitskräfte bei 
den „personenbezogenen Dienstleistungsberufen“ sich in einigen Subsystemen des 
Dritten Sektors in Zukunft deutlich zeigt – wenn evtl. die „natürlichen Grenzen“ eines 
Rückzugs der öffentlichen Haushalte und der Rationalisierungswellen erreicht werden 
(vgl. Kap. 7.1).155 

6.5 Auf der Grundlage des in dieser Arbeit aufbereiteten empirisch gewonnenen Daten-
materials wird deutlich, dass die enorme Wachstumsdynamik des wesentlich aus öf-
fentlichen bzw. quasi-öffentlichen Haushalten finanzierten „Dritten Sektors“ bis etwa 
Mitte der 1990er-Jahre sich nicht fortsetzen konnte. Dennoch kann mit Blick auf zu-
künftige gesellschaftliche Herausforderungen bzw. Bedarfe (insbesondere auf der 
Grundlage des demographischen Wandels und hinsichtlich sozialer Dienstleistungen) 
vor dem Hintergrund einiger Spezifika des Dritten Sektors156 unter bestimmten för-
dernden Bedingungen ein künftiges Beschäftigungsreservoir im Dritten Sektor ver-
mutet werden (vgl. u.a. Betzelt/Bauer 2000; Naegele 2003a; Ottnad/Wahl/ Miegel 
2000). 

 

 

                                           
155 Diese „natürlichen Grenzen“ der Rationalisierung beziehen sich auf bestimmte Wesensmerkmale perso-

nenbezogener Dienstleistungen. Als originäre „Erfahrungs- bzw. Vertrauensgüter“ sind sie nicht über-
tragbar, nicht lagerfähig und nicht transportierbar; der Erfolg bzw. die Qualität der Leistung kann nicht 
vor ihrer Inanspruchnahme exakt bestimmt werden (vgl. u.a. Naegele 2003a, 2003b; Richter 2002).  

156 Zu denken ist hier u.a. an die vergleichsweise sehr hohe Frauenerwerbsquote, die Zusammenarbeit von 
beruflich und bürgerschaftlich tätigen Personen, die „Beschäftigungsformen“ neben dem Normalar-
beitsverhältnis oder etwa an das Vertrauenspotenzial in der Bevölkerung. 
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7 Anschlussfragen und Forschungsperspektiven 

In diesem Kapitel werden auf dem Fundament einzelner Befunde unserer Sekundäranaly-

sen – insbesondere auf der Basis der in Thesenform zusammengefassten Ergebnisse des 

letzten Kapitels – Anschlussfragen formuliert und auf diesem Weg weitergehende For-

schungsperspektiven eröffnet. Dabei haben sich acht Komplexe ergeben, die hier in einer 

einheitlichen Weise vorgestellt werden. Die Fragen stehen jeweils am Schluss und sind als 

konkretisierende Ableitungen aus einem eher abstrakten Kontext zu verstehen, der in kurzer 

Form den Fragen vorangestellt ist. Die Folgerungen aus den Analysen haben Fragekom-

plexe hervorgebracht, die eine Fülle von Einzelfragen beinhalten, die z.T. in unterschiedli-

che Richtungen verweisen. Sowohl die acht Themen – die nicht als völlig unabhängig von-

einander zu verstehen sind – als auch die daraus entwickelten Fragen stellen lediglich eine 

Auswahl dar. Die acht Themenkomplexe sind folgendermaßen überschrieben worden: 
 

1. Besondere Leistungsbestandteile der Nonprofit-Unternehmen 
2. Kleinräumige erweiterte Wirtschafts- und Sozialbilanz 
3. Bilanz der Finanzierungs-Alternativen jenseits der öffentlichen Haushalte 
4. Möglichkeiten und Modelle der einrichtungsübergreifenden und bedarfsorientierten 

Personalentwicklung und -qualifizierung im Dritten Sektor 
5. Konversionsoptionen der Nonprofit-Organisationen für spezifische Personalgruppen 
6. Vom Verein zur GmbH – (Beschäftigungs-)Effekte beim Wechsel der Unternehmens-

form 
7. Beschäftigungswirksame Chancen einer „Flexibilisierung“ der Beschäftigungsverhält-

nisse 
8. (Beschäftigungs-)Effekte des Übergangs und der Konvergenz zwischen den Sektoren 

7.1 Besondere Leistungsbestandteile der Nonprofit-Unternehmen 

In der Literatur zum Dritten Sektor – insbesondere bei der, die sich mit den Entstehungs- 

und Existenzbedingungen dieses Sektors auseinandersetzt – wird neben den spezifischen 

Merkmalen der Nonprofit-Organisationen auch auf spezifische Merkmale der Güter bzw. 

Dienstleistungen rekurriert. Nachdem in den letzten Jahren vor allem in der Nachfolge 

gesetzlicher Veränderungen das traditionelle duale System der Wohlfahrtspflege – je nach 

Arbeitsfeld in unterschiedlicher Intensität – durch eine neue (privat-gewerbliche) Trägersäu-

le erweitert wurde, gewinnt dieser Fokus auf die Beschaffenheit der Güter und Leistungen 

aus der Dritte-Sektor-Perspektive wieder an Relevanz.  

 

In Zeiten neuer Konkurrenzsituation wird für die Anbieter des Dritten Sektors die Frage 

wichtig, ob und wie ihre besonderen organisatorischen Gehäuse positiven Einfluss auf ihre 
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Angebote haben bzw. haben können. Anders ausgedrückt lautet die Frage: Wie können 

die spezifischen organisatorischen Merkmale und die darin verkörperten zivilge-

sellschaftlichen Grundsätze und Werthaltungen – für die Kunden glaubhaft – in die Leis-

tungen, in den Output dieser Organisationen übersetzt werden? Zu diesen Strukturbe-

sonderheiten ist auch der Einsatz ehrenamtlicher/freiwilliger/bürgerschaftlicher Arbeit zu 

rechnen. Um diese Ausgangsfrage für das Management fruchtbar zu machen, ist für kon-

krete Leistungen vorab zu klären, ob Nutzer/Kunden/Besucher diese Besonderheiten wahr-

nehmen können und honorieren wollen. Dies erscheint vor allem unter dem Gesichtspunkt 

wichtig, dass die meisten Anbieterorganisationen des Dritten Sektors soziale bzw. perso-

nenbezogene Dienstleistungen „herstellen“, die aufgrund ihres spezifischen Charakters als 

„Erfahrungsgüter“157 oder „Vertrauensgüter“158 bezeichnet werden. In diesem Kontext lie-

ßen sich beispielsweise die folgenden Forschungsfragen formulieren: 
 

 Welche Qualitäten, welche extrafunktionalen Leistungen werden im Bereich der So-
zialwirtschaft über den reinen „Gebrauchswert“ der sogenannten „Vertrauensgüter“ 
hinaus von den Kostenträgern und/oder den Leistungsempfängern nachgefragt? 

 Lässt sich die These bestätigen, nach der die „Wertbindung“ an eine bestimmte Orga-
nisation bzw. an ein bestimmtes Produkt einen Wettbewerbsvorteil darstellt, der Einfluss 
auf das „Kaufverhalten“ besitzt? 

 Wie kann es vor dem Hintergrund eines allgemeinen „Wertewandels“ oder eines 
grundsätzlichen „Strukturwandels des Ehrenamts“159 gelingen, die soziale ehrenamtli-
che Arbeit und die ehrenamtlich Tätigen selbst „gewinnbringend“ in die Abläufe von 

                                           
157 Im Gegensatz zu den meisten Konsumgütern kann die Qualität der sozialen Dienstleistungen nicht vor 

dem Zeitpunkt bzw. Zeitraum ihrer Erbringung geprüft werden. Erst die Erfahrung bzw. die Inanspruch-
nahme (evtl. auch die Beobachtung) der Leistungen ermöglicht in diesem Fall eine Beurteilung. Bei 
dem Vorliegen dieses Vorbehalts ist z.T. von den so genannten „Erfahrungsgütern“ die Rede, denen 
auch hinsichtlich der Korrekturmöglichkeiten im Nachhinein eine besondere Stellung zukommt: „Nega-
tive Konsequenzen unzureichend erbrachter sozialer Dienste können ... später kaum noch oder nur mit 
einem großen Aufwand rückgängig gemacht werden. Auch ein Wechsel des Anbieters, was für Kon-
sumgütermärkte typisch ist, hilft dann in aller Regel nicht weiter“ (Naegele 2003a, S. 31).  

158 Vertrauen wird in den Prozessen im Zusammenhang des Verkaufs und der Erstellung von sozialen 
Dienstleistungen deshalb wichtig, weil die Informationen über die Leistung und deren Qualität in der 
Regel in starkem Maße asymmetrisch zwischen den Tauschpartnern verteilt sind. „Dieses Vertrauensver-
hältnis gilt dann in besonderer Weise, wenn ein fachlich anspruchsvolles/komplexes soziales Problem 
vorliegt und/oder der Hilfesuchende wegen fehlender Sachkenntnis und/oder wegen eingeschränkter 
Handlungs- und Entscheidungsfähigkeit Professionelle als ‚Agenten‘ zur Spezifizierung der erforderli-
chen Einzelleistungen benötigt. Nicht selten ist dann sogar ein Abhängigkeitsverhältnis gegeben“ (Nae-
gele 2003a, S. 31). Dies bedeutet, dass die Marktentscheidungen von den Nachfragern im Vertrauen 
auf eine gute Leistung getroffen werden müssen und insofern das Image/das Vertrauenskapital/die Re-
putation der Anbieter ein besonders wertvolles Kriterium im Entscheidungsprozess darstellt (vgl. u.a. 
Cremer 2002). In einigen Fällen fallen in diesem Spektrum sogar Angebot und Nachfragedefinition als 
Leistungen „aus einer Hand“ zusammen – wie beispielsweise im System der niedergelassenen Ärzte, wo 
evtl. in einer Praxis Diagnose, Behandlungsplan und entsprechende Behandlungsmaßnahmen stattfin-
den. 

159 Zu den Analysen unter diesen Etiketten vgl. u.a. Beher/Liebig/Rauschenbach (2000) oder Klages 
(1998). 
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Nonprofit-Organisationen zu integrieren und wie kann dieses Leistungsmerkmal quali-
tätsfördernd und wahrnehmbar in die Organisationsumwelten transportiert werden? 

 Welche Nonprofit-Organisationen bzw. Verbände versuchen – mit welchem Konzept, 
mit welchen Methoden, mit welchem Erfolg – das Vertrauen in ihre „Produkte“ gezielt 
durch den Aufbau eines „Markenimages“ zu stärken?160 

7.2 Kleinräumige erweiterte Wirtschafts- und Sozialbilanz 

Aufgrund der erheblichen gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und beschäftigungspolitischen 

Bedeutung wird eine regelmäßig erscheinende Bestandsaufnahme – etwa als „Wirtschafts- 

und Sozialbilanz“ – des Sozialmarktes (besser: der Sozialmärkte) gefordert, die dessen Stel-

lenwert und dessen Entwicklungen dokumentiert. „Es ist notwendig, die volkswirtschaftliche 

Bedeutung der sozialen Dienste insgesamt genauer zu beschreiben. Bei dieser Aufgabe 

sollte man sich keineswegs nur auf die wirtschaftliche Perspektive im engeren Sinne be-

schränken. Der Sozialbereich kann in seiner gesamten Bedeutung nur angemessen erfasst 

werden, wenn daneben auch die gesellschaftliche und sozialpolitische Bedeutung unter-

sucht wird“ (Puch 2001, S. 104).161  

 

Eine „Durchleuchtung“ dieser bislang wenig beachteten gesellschaftlichen Bereiche, die sie 

als Wirtschaftszweige begreift und entsprechend analysiert, wird eine neuartige Perspektive 

einnehmen und mit begrifflichen Werkzeugen der Ökonomie arbeiten müssen. Über die-

sen Weg, in dessen Verlauf beispielsweise auch die Wertschöpfung162 oder die Arbeitspro-

duktivität analysiert wird, ist etwa die Stellung des Sozialwesens, des Gesundheitswesens 

oder der Freien Wohlfahrtspflege im Vergleich zu anderen Wirtschaftszweigen oder Märk-

ten zu bestimmen (vgl. u.a. Goll 1991; Ottnad/Wahl/Miegel 2000; Puch 2000). Der Wert 

einer derartigen Wirtschafts- und Sozialbilanz wird dann am größten sein, wenn sie klein-

räumige und branchenspezifische Daten zur Verfügung stellen kann, die etwa auf der Ebe-

ne eines Bundeslandes (Thüringen) aggregiert werden, die auf diese Weise das Wissen für 

politische und verbandliche Steuerungsleistungen bereitstellen. 

                                           
160 So vermutet bespielsweise Oppl (2002, S. 16) mit Blick auf die Zukunftschancen sozialwirtschaftlicher 

Einrichtungen: „In der Sozialwirtschaft wird – wie in andere Branchen auch – nicht Größe entscheidend 
sein, sondern Marktstärke. Marktstärke wird erreicht durch ein klares unternehmerisches Produktprofil, 
durch ein attraktives Preis-Leistungs-Verhältnis und durch ein trennscharfes, auch durch eine qualifizier-
te Unternehmensphilosophie unterlegtes Markenprofil.“ 

161 In der Nachfolge des groß angelegten Versuchs, die Quantitäten des Dritten Sektors in Deutschland (im 
Rahmen des Johns-Hopkins-Projekts) zu bestimmen, wird zurzeit der Frage nachgegangen, wie es ge-
lingen kann, die Datengewinnung zum Dritten Sektor – mittels amtlicher Statistik – zu verstetigen. Falls 
die Ideen in Zukunft umgesetzt werden, würden auf Bundesebene einige zentrale Pfeiler für die hier 
entwickelte Idee einer Wirtschafts- und Sozialbilanz gegeben sein.  

162 Als beispielhaft für die Befolgung einer solchen Perspektive lassen sich etwa Recherchen und Berech-
nungen anführen, die den volkswirtschaftlichen Nutzen von Kindertageseinrichtungen beziffern. Als ein 
„auf den Punkt gebrachtes“ Ergebnis einer solchen Rechnung lässt sich festhalten, dass jeder investierte 
Euro – aus volkswirtschaftlicher Perspektive – in diesem Arbeitsfeld einen Ertrag von 3,80 Euro erzielt 
(vgl. u.a. Bock-Famulla 2003).   



151 

 

Neben den in unterschiedlichen Statistiken zumeist in Geldbeträgen ausgedrückten Leis-

tungsbilanzen hat eine vollständige Betrachtung auch die ehrenamtlich/freiwillig/bürger-

schaftlich erbrachten Leistungen zu berücksichtigen. In den letzten Jahren ist gerade dieses 

gesellschaftliche Phänomen in verstärktem Maße wahrgenommen worden. Dazu hat insbe-

sondere der so genannte „Freiwilligensurvey“ (vgl. u.a. Rosenbladt 2000) beigetragen, für 

den aktuell eine Wiederholungsuntersuchung in Planung ist. Die Auswertungsmöglichkei-

ten dieser Datenbasis – vor allem hinsichtlich regionaler Detailanalysen – sind bislang 

nicht vollständig ausgeschöpft worden.163 

 

Eine solche Wirtschafts- und Sozialbilanz, die Daten der Kreisebene im Verbund und im 

Vergleich zusammenstellt, könnte durch weitere kleinräumig erhobene sozio-ökonomische 

Informationen ergänzt werden. Dadurch wird es möglich sein, neben den Leistungen, dem 

Output der Sozialmärkte auch auf bestimmte – entsprechend aggregierte – Belastungs- 

und Problemsituationen einzugehen. Diese spiegeln gewissermaßen den gesellschaftlichen 

Bedarf, der – politisch vermittelt – in die Nachfrageseite auf den Sozialmärkten übersetzt 

wird und geben im Zeitvergleich – mit bestimmten Einschränkungen – Hinweise zu den 

Wirkungen der Sozialen Arbeit.164 Damit würde ein umfassendes Datenfundament zur stra-

tegischen Planung der Sozialmärkte zur Verfügung stehen. 

 

Bei der Erstellung einer solchen erweiterten Wirtschafts- und Sozialbilanz sollte letztlich ein 

breites Spektrum von amtlichen und nicht-amtlichen Datenquellen Berücksichtigung finden, 

das über die in der Vorstudie behandelten Datenquellen hinausgeht. Da dies ein relativ 

umfangreiches Unterfangen darstellt, wäre auch ein Vorgehen denkbar, dass – in enger 

Kooperation mit dem Landesamt für Statistik und unter Berücksichtigung bereits bestehen-

der Datenbanken (etwa der „Regionaldatenbank“ des DJI) – den Aufbau eines facettenrei-

chen Datenfundaments für die Sozialmärkte (Sozialleistungen und Sozialbedarfe) in sukzes-

siver Weise verfolgt. Auf diese Art könnte mittelfristig ein Gesamtbild für Thüringen entste-

hen. Als forschungsleitende Fragen sind beispielsweise zu formulieren: 
 

                                           
163 Als ein positives Beispiel für Detailanalysen auf der Ebene eines Bundeslandes – hier Rheinland-Pfalz – 

lässt sich beispielsweise Gensicke (2001b) aufführen. Diese Art der Analyse gilt es u.a. auch deshalb zu 
initiieren, da sich auf der Grundlage des Freiwilligensurveys durchaus deutliche Differenzen zwischen 
den Bundesländern und zwischen Ost- und Westdeutschland aufzeigen lassen (vgl. Gensicke 2001a). 
Für Thüringen bestünde in diesem Zusammenhang die Möglichkeit auf „ältere“ Studien zurückzugreifen 
(vgl. Zander/Notz 1997).  

164 Dieser Effekt ist nicht zu unterschätzen – aber auch nicht einfach zu erreichen. Beispielhaft für den Be-
reich der Kinder- und Jugendhilfe formuliert Rauschenbach (2002, S. 237f.): „Ein in Zukunft erheblich 
wichtiger werdender Teilbereich der statistischen Beobachtung wird ... die Frage sein, welche Effekte 
und Wirkungen durch die soziale Infrastruktur für Kinder, Jugendliche und ihre Familien erzielt wer-
den.... Die Frage nach der Wirksamkeit ... fragt also nach dem Outcome, so dass am Ende nicht ‚gut 
gemeint‘ mit ‚gut gemacht‘ verwechselt wird. Diese Seite der Berichterstattung, das dürfte rasch deutlich 
werden, ist eine der schwierigsten und anspruchsvollsten Aufgaben.“  
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 Wie lassen sich die Strukturen und Leistungen sowie die Bedarfssituationen der Sozial-
märkte in Thüringen auf Kreisebene erfassen und darstellen? 

 Wie lassen sich auf diesem Datenfundament Aussagen zur sozialwirtschaftlichen Wert-
schöpfung – auch unter Berücksichtigung des ehrenamtlichen/freiwilligen Engage-
ments165 – und/oder zur Arbeitsproduktivität sowie zur den komplexen Kosten-Nutzen-
Relationen gewinnen? 

 Wie ist eine verstetigte und umfassende Berichterstattung zu den Strukturen, den wirt-
schaftlichen und sozialen Leistungen sowie den aktuellen und zukünftigen Bedarfslagen 
zu gewährleisten? 

7.3 Bilanz der Finanzierungs-Alternativen jenseits der öffentlichen Haushalte 

Im internationalen Vergleich zeigt sich, dass der Dritte Sektor in Deutschland – und damit 

auch dessen Beschäftigungssituation – in besonderem Maße von Geldern aus öffentlichen 

und quasi-öffentlichen Haushalten abhängig ist. Aus dieser Tatsache wird in der Fachlite-

ratur bereits seit mehreren Jahren vor dem Hintergrund, dass die öffentlichen Haushalte 

zum Sparen „verurteilt“ sind, der Schluss gezogen, dass die Nonprofit-Organisationen zur 

eigenen Existenzsicherung und zur Aufrechterhaltung ihrer Leistungspalette und -

dimensionen aufgefordert sind, sich jenseits der öffentlichen Finanzierung monetäre Res-

sourcen zu erschließen.166 Mittlerweile haben einerseits die Ausbildungs- und Qualifizie-

rungssysteme für das Sozial- und Gesundheitswesen auf diese Forderung reagiert und ver-

suchen, das grundlegende Know-how in Finanzierungsfragen – etwa unter den Überschrif-

ten „Sozialmanagement“ oder „Fundraising“ – zu vermitteln. Andererseits hat dieses Wis-

sen mittlerweile seinen Einsatz in den Einrichtungen/Verbänden des Dritten Sektors gefun-

                                           
165 Hierbei ist zu beachten, dass die Übertragung von wirtschaftswissenschaftlichen Verfahren der Quantifi-

zierung der Wertschöpfung bzw. der Wohlfahrtsökonomie nicht ohne Probleme auf den Bereich der So-
zialen Arbeit erfolgen kann. Vgl. dazu beispielsweise die Diskussionen und Erläuterungen in Trube 
(1998) oder Wilkens (2002), die einerseits mit sozio-ökonomischen Analysen den geldwerten Nutzen 
von Gemeinwesenarbeit und andererseits Kosten und Nutzen der indirekten öffentlichen Selbsthilfeför-
derung am Beispiel der Stadt Göttingen zu bestimmen versuchen.  

166 Neben der Diskussion um die Umstellung von der „Objekt- zur Subjektförderung“ im Bereich der Inves-
titionen (vgl. u.a. Brünner 2003) ist in diesem Zusammenhang ebenfalls zu beachten, dass die Optio-
nen der alternativ bzw. in Eigenregie zu finanzierenden Investitionsbedarfe immer interessanter werden. 
„Zum Beispiel wird von Experten der ‚aufgelaufene Investitionsstau‘ in Deutschlands Krankenhäusern, 
der durch Hin-und-Her-Schiebung der Zuständigkeit der Rationalisierungsinvestitionen von Ländern und 
Krankenkassen entstanden ist, auf 5 Mrd. Euro geschätzt. Für den Altenpflegebereich wird z.B. bis zum 
Jahr 2010 neben der öffentlichen Förderung ein Kapitalbedarf von ca. 3,9 Mrd. Euro geschätzt, für 
den Bereich von Behindertenwerkstätten und Wohnheimen von ca. 3 Mrd. Euro“ (Loges 2003, S. 55). 
Vor diesem Hintergrund einer verstärkten Notwendigkeit einer Kreditfinanzierung werden die voraus-
sichtlich ab 2006 für den gesamten europäischen Raum geltenden neuen Baseler Eigenkapitalrichtli-
nien (unter der Überschrift „Basel II“ oder „Neuer Baseler Akkord“) für die Einrichtungen/Organi-
sationen des Dritten Sektors wichtig werden. 
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den, wo es allerdings eher unter dem Gesichtspunkt eines Wettbewerbsvorteils im Gehäu-

se von Einzeleinrichtungen verschlossen bleibt.167 

 

Mit der diagnostizierten starken Orientierung an staatlichen bzw. quasi-staatlichen Res-

sourcen war in der Vergangenheit der Umstand gekoppelt, dass sich die großen Verbän-

de/Einrichtungen des Dritten Sektors den staatlichen/kommunalen/kameralistischen An-

sprüchen und Anforderungen zu „unterwerfen“ bzw. anzupassen hatten. Diese für einen 

kontinuierlichen Ressourcenzufluss und für die Expansion des Dritten Sektors notwendigen 

Anpassungsprozesse sorgten dafür, dass vielfältige Strukturbedingungen der Nonprofit-

Organisationen bzw. Verbände (z.B. auch die verbandliche Aufbauorganisation, die BAT-

Orientierung der Arbeitsrechtssysteme oder die internen Kontrollmechanismen) sich dem 

staatlichen Sektor bzw. der staatlichen/verwaltungsimmanenten Logik angenähert haben. 

 

Werden diese beiden Analysen für den Dritten Sektor (Notwendigkeiten der Finanzierungs-

alternativen und der Anpassung) im Zusammenhang gesehen, dann wird deutlich, dass die 

geschilderten Veränderungen zum Thema Finanzierung nicht nur eine Neugestaltung der 

Einnahmenseite (Stichworte: Fundraising, Sponsoring, Spendenakquisition, Sozialmarke-

ting, Erschließung von Geschäftsfeldern für SelbstzahlerInnen, Beschaffung von Investiti-

onsmitteln in Selbstregie etc.) mit sich bringt, sondern auch den Einzug neuartiger Anpas-

sungsnotwendigkeiten und Logiken nach sich zieht. Sowohl zu dem Umfang als auch zu 

den organisatorischen Effekten dieser Neuausrichtung mit Blick auf die Finanzierungsbe-

standteile ist kaum etwas bekannt, obwohl dieses Wissen für die Nonprofit-Organisationen 

von großem Wert wäre.168 Es gilt hinsichtlich der Finanzierungsalternativen jenseits der 

öffentlichen Haushalte eine (Zwischen-)Bilanz zu ziehen und die Möglichkeiten sowie die 

Hemmnisse, die entsprechenden Chancen sowie Risiken zu identifizieren. Diese Informati-

onen wären insbesondere für die Umsetzung von innovativen sozialwirtschaftlichen Projek-

ten von Wichtigkeit. Entsprechend ließen sich in diesem Kontext beispielsweise die folgen-

den Forschungsfragen formulieren:  
 

                                           
167 Vgl. dazu beispielsweise die ersten Ergebnisse einer Caritas-Umfrage zu den „Fundraising-Gewohnhei-

ten“ von Diözesan-, Fach- und Ortsverbänden (vgl. Urselmann 2003).   
168 In diesem Zusammenhang ist auch die Frage zu stellen, welche Effekte – etwa mit Blick auf die formelle 

Gemeinnützigkeit und die unterstellte Gemeinwohlorientierung oder die sozialanwaltschaftliche Funkti-
on – mit einer Neuausrichtung der „Kundenstruktur“ verbunden sein werden. Es wird vermutet, dass 
diese Neuausrichtung in Zukunft zu bewerkstelligen sein wird. „Denn ein wesentlicher Teil der zu erwar-
tenden Nachfrage dürfte künftig nicht von den unteren Einkommensgruppen an den Dritten Sektor her-
an getragen werden, sondern von den mittleren und oberen Schichten der Bevölkerung. Ausgerichtet 
auf diese politisch und wirtschaftlich strategisch bedeutsame Klientel werden sich neue Märkte etablie-
ren und ausbreiten, d.h. für Kundengruppen, die nicht unbedingt auf sozialkaritative Angebote ange-
wiesen sind und über den Markt soziale Dienste ‚einkaufen‘ können – von Altersheimen über Jugend-
freizeiten bis zu Kindergärten, Reha-Kliniken oder Tagesheimen“ (Anheier 2001, S. 65). 
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 Welche Modelle der Umsteuerung bzw. der Neugewinnung hinsichtlich der Fi-
nanzierungsquellen haben sich in der Praxis in den unterschiedlichen Arbeitsfeldern 
bzw. für verschiedene Organisationstypen kurzfristig und nachhaltig bewährt? 

 Welche Vorleistungen der Organisationen bzw. des Personals sind für welche Maß-
nahmen der Umsteuerung bzw. der Neugewinnung notwendig bzw. angebracht? 

 Welche rechtlichen, strukturellen, steuerlichen oder organisationskulturellen Begleiter-
scheinungen sind bei den unterschiedlichen Modellen einer Neuausrichtung der Fi-
nanzierungsstruktur zu beobachten bzw. zu erwarten? 

 Von welchen Einflussfaktoren ist das Funktionieren dieser Finanzierungswege abhängig 
und wie werden sich diese Faktoren in Zukunft entwickeln? 

 Welche einrichtungs- bzw. verbandsübergreifenden Strukturen und Programme sind 
geeignet, diesen Prozess der Gewinnung neuer Finanzierungsquellen unterstützend zu 
flankieren – im Sinne einer Stabilisierung von neuen Kommunikationsstrukturen (z.B. in 
Richtung Industrie oder Hochschulen), eines Risikoausgleichs, eines übergreifenden 
verstetigten Informationssystems oder eines Qualifizierungsangebots?  

 Welche Perspektiven eröffnen sich durch die Möglichkeit, in neuen Formen einer 
Mischfinanzierung auch einzelne Dienste und Produkte des Dritten Sektors auf einem 
privaten Kundenmarkt zu platzieren (z.B. haushaltsbezogene Dienstleistungen)? 

7.4 Möglichkeiten und Modelle der einrichtungsübergreifenden und be-
darfsorientierten Personalentwicklung und -qualifizierung im Dritten 
Sektor 

Die Daten zu den Entwicklungsdynamiken des Dritten Sektors deuten darauf hin, dass die 

verschiedenen Subsysteme/Bereiche/Arbeitsfelder unterschiedliche Trends hinsichtlich der 

Beschäftigung aufweisen. Die je spezifischen rechtlichen, ökonomischen und sozialen 

Rahmenbedingungen haben in der Vergangenheit für unterschiedliche Entwicklungen 

gesorgt und werden in der Zukunft ebenso differente Dynamiken hervorbringen. Insofern 

erscheint auch in dieser Hinsicht die Rede vom Dritten Sektor eher als begriffliche 

Klammer, in der sich nicht nur ein breites Spektrum von heterogenen Organisationen in 

unterchiedlichen Umwelten und Regionen sammelt, sondern mit der auch ganz ver-

schiedene Entwicklungsverläufe verbunden sind. Es ist – auch für den Dritten Sektor – von 

einer Gleichzeitigkeit unterschiedlicher, z.T. widersprüchlicher Entwicklungsverläufe auszu-

gehen. Dieser allgemein formulierte und bekannte Befund zur Beschäftigung im Dritten 

Sektor ist allerdings nicht nur aus analytischer Perspektive beachtenswert, sondern wird 

auch für die Organisationen des Dritten Sektors – insbesondere für die Managementeben-

en – von Interesse. 

 

Die sich heterogen entwickelnden Subsysteme/Bereiche/Arbeitsfelder des Dritten Sektors 

haben bereits heute eine Situation hervorgebracht, die durch ein Arbeitskräfteüberangebot 
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auf der einen Seite und einen Arbeitskräftemangel auf der anderen Seite gekennzeichnet 

werden kann. Es sind also Konzepte, Strategien und Methoden einer langfristigen und aus-

gleichenden (Personal-)Planung gefragt. Neben der Ebene der Einzeleinrichtung ist in 

diesem Zusammenhang vor allem diejenige organisatorische Ebene angesprochen, die 

Funktionen oberhalb der Einzeleinrichtungen erfüllt und gewissermaßen jenseits der 

konkreten betriebswirtschaftlichen Handlungserfordernissen tätig werden kann bzw. soll. 

Die für eine bedarfsorientierte und arbeitsfeldübergreifende Personalbereitstellung notwen-

digen Konzepte und Maßnahmen können dabei nur auf der Wissensbasis der aktuellen 

Bedarfs- und Angebotssituationen der verschiedenen Arbeitsfelder, Berufsgruppen169, 

Qualifikationsstufen und Regionen entstehen. Darüber hinaus ist einerseits die eher ab-

strakte Kenntnis der Einflussfaktoren für die (Beschäftigungs-)Entwicklung der Arbeitsfelder 

und andererseits eine fundierte quantitative Einschätzung zu diesen Faktoren notwendig.170 

 

Neben der Frage nach der empirischen Fundierung der einrichtungsübergreifenden und 

bedarfsorientierten Personalentwicklung sind in diesem Kontext vor allem auch Fragen zu 

berücksichtigen, die eher mit der konkreten Umsetzung eines solchen Vorhabens in 

Verbindung stehen. Diese lauten u.a.: 
 

 Mit welchen Maßnahmen lässt sich die Nachfragesituation auf der Seite der ein-
schlägig fachlich qualifizierten ArbeitnehmerInnen relativ kurzfristig steuern?171 

                                           
169 Dieses notwendige Wissen zu den Personen verschiedener Berufsgruppen schließt insbesondere die 

Frage nach dem Alter der Beschäftigten ein. Aufgrund dieses Wissens lässt sich nämlich der zu erwar-
tende „Altersausschied“ in der Zukunft bestimmen. Auf dieser Grundlage ist – beispielsweise – in Ver-
bindung mit den Beschäftigungserwartungen der Einrichtungen des Sozial- und Gesundheitswesens hin-
sichtlich der „sozialpflegerischen Berufe“ (u.a. Jugend- und AltenpflegerInnen, SozialarbeiterInnen, Er-
zieherInnen) für Thüringen (in 2001) errechnet worden, dass bis zum Jahr 2006 ein Arbeitskräftebedarf 
von knapp 5.000 Personen bestehen wird (vgl. Söstra 2002, S. 54f.). Für eine verbandsinterne Perso-
nalentwicklungsplanung sind diese von Berufsgruppen ausgehenden Aussagen allerdings weiter zu dif-
ferenzieren und vor allem mit den entsprechenden Arbeitsfeldern in Verbindung zu bringen. 

170 Hierbei sind insbesondere die Folgen der demographischen Entwicklung in mehrfacher Weise zu be-
achten. Allgemein formuliert: Sinkende Geburtenzahlen bei gleichzeitig steigender Lebenserwartung 
werden das Bevölkerungsvolumen insgesamt abnehmen und das Durchschnittsalter der deutschen Be-
völkerung steigen lassen. Diese Entwicklungen wurden bislang vornehmlich mit Blick auf die Auswir-
kungen auf die Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme und die Umschichtungen im Spektrum der 
gesellschaftlichen Bedarfe diskutiert. Die demographische Entwicklung wird allerdings auch den Ar-
beitsmarkt und die Arbeitspraxis tiefgreifend und nachhaltig verändern. Mit dem Steigen des Durch-
schnittsalters der beruflich Beschäftigten und dem gleichzeitig geringen Nachwachsen jüngerer Arbeits-
kräfte auch in den Arbeitsfeldern des Dritten Sektors müssen Antworten auf neu zu stellende Fragen ge-
funden werden. Diese berühren beispielsweise die Lern- und Innovationsfähigkeit von Organisationen, 
– in bestimmten Arbeitsfeldern – die durch das Lebensalter gegebene „natürliche“ Nähe zu den 
LeistungsempfängerInnen, die Kontinuität der Betreuungsmilieus und – nicht zuletzt – im Kontext von 
am BAT orientierten Arbeitsverträgen und Vergütungssystemen die Personalkosten.  

171 Hinsichtlich der Berufsentscheidung bzw. der Aufnahme eines bestimmten Arbeitsplatzes ist vor allem 
die Attraktivität der Arbeitsplätze in dem entsprechenden Arbeitsfeld entscheidend, die als Ausdruck 
mehrerer Faktoren angesehen werden kann. Dabei können neben dem sozialen Prestige des Arbeitsfel-
des bzw. der dazugehörigen Berufe vor allem das zu erwartende Entlohnungsgefüge, die Sicherheit des 
Arbeitsplatzes, berufliche Aufstiegsmöglichkeiten und die besonderen Arbeitsbedingungen (u.a. zeitli-
che, psychische und körperliche Beanspruchungen) als prägende Faktoren betrachtet werden.  
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 Wie und mit welchen Partnern lassen sich einrichtungsübergreifende Konzepte der 
Umschulung bzw. Fort- oder Weiterbildung entwickeln, umsetzen und vermarkten? 

 Welche Rolle können in diesem Kontext einrichtungsübergreifende Zusammenschlüsse, 
Verbände, Qualifizierungsträger oder Fachverbände einnehmen? 

 Durch welche Strategien der Konversion/Substitution zwischen unterschiedlichen Per-
sonal-, Status- und Berufsgruppen bzw. der Flexibilisierung von Arbeitsverhältnissen 
lassen sich kurzfristige Bedarfslagen erfolgreich befriedigen? Welche Modelle haben 
sich in dieser Hinsicht bewährt? 

 Welche Rolle können in diesem Kontext die ehrenamtlich/freiwillig Engagierten einneh-
men und wie lassen sich die Engagierten auf diese Rollenübernahme vorbereiten? 

 Wie lassen sich die Ressourcen, die statistischen Informationen und das „Praxiswissen” 
der Einzeleinrichtungen für einrichtungsübergreifende Planungen verfügbar und nutzbar 
machen? 

7.5 Konversionsoptionen der Nonprofit-Organisationen für spezifische Per-
sonalgruppen 

Mit Blick auf die Zusammensetzung des Spektrums der entlohnten oder honorierten Mit-

arbeiterInnen des Dritten Sektors wird deutlich, dass von einem großen Personalsegment 

auszugehen ist, dessen Quantität in direkter Weise von z.T. kurzfristig getroffenen 

organisationsexternen Entscheidungen inner- und außerhalb des Dritten Sektors abhängig 

ist. Diese faktische Abhängigkeit erschwert die Personalpolitik und die Leistungserbringung 

der Nonprofit-Organisationen in besonderer Weise und wirkt sich unmittelbar auf die Be-

schäftigungssituation des Dritten Sektors aus. In den letzten Jahren sind in diesem Zusam-

menhang insbesondere zwei Personal- bzw. Statusgruppen ins Zentrum der Diskussion ge-

rückt worden, die von Spar- bzw. Umsteuerungsbeschlüssen der „öffentlichen Hand” be-

troffen waren bzw. sind: einerseits die TeilnehmerInnen von Arbeitsbeschaffungs- und 

Strukturanpassungsmaßnahmen, andererseits die Zivildienstleistenden (vgl. Kap. 5.5). 

 

Das Wachstum der Beschäftigten im ostdeutschen Dritten Sektor bzw. in der ostdeutschen 

Sozialwirtschaft zum Ende der 1990er-Jahre ist im Zusammenhang der öffentlich 

finanzierten arbeitsmarktpolitischen Programme zu sehen. Dies betrifft insbesondere die 

Arbeitsbeschaffungs- und die Strukturanpassungsmaßnahmen (ABM und SAM), von denen 

im Durchschnitt im Jahr 1999 fast 350.000 in Ostdeutschland stattgefunden haben und 

von denen die deutliche Mehrheit dem Bereich der frei-gemeinnützigen Organisationen 

zuzurechnen ist. In diesem arbeitmarktpoltischen Segment ist etwa ab dem Jahr 2000 ein 

kontinuierlicher und deutlicher Abbauprozess zu beobachten.172 Im April des Jahres 2003 

                                           
172 „Die Hauptargumente der Kritik [mit Blick auf die ABM; d.V.] beruhten auf den im Verhältnis zum Auf-

wand zu geringen Vermittlungsquoten. Unberücksichtigt blieben dabei die, im Vergleich zu Teilnehmern 
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ist für beide Programme insgesamt von einem Bestand von ca. 102.000 Maßnahmen 

auszugehen.173 

 

Eine wesentliche Zäsur des Zivildienstsystems erfolgte im Herbst des Jahres 1999, in dem 

als Folge der Haushaltsdebatte erstmals eine reduzierte Obergrenze der Gesamtausgaben 

festgelegt, die Zahl der Zivildienstleistenden (ZDL) begrenzt und die Einberufungskon-

tingente für die (Selbst-)Verwaltungsstellen der Verbände und der Zivildienstgruppen limi-

tiert wurden (vgl. Beher/Liebig/Rauschenbach 2003). Nach dieser erstmaligen Festlegung 

einer Obergrenze an Zivildienstleistenden und im Zusammenhang mit erfolgten bzw. 

angekündigten Dienstzeitverkürzungen und Erhöhungen der Kostenbeteiligung stellt sich 

auf der Ebene der Einsatzstellen in vermehrtem Maße die Frage nach der Rentabilität des 

ZDL-Einsatzes und entsprechend nach personellen Alternativen.174 

 

Da diese hier betrachteten Personal- bzw. Statusgruppen bislang einen nicht zu 

unterschätzenden Beitrag zur Leistungserstellung der Nonprofit-Organisationen erbracht 

haben175, stellt sich auf der Grundlage der skizzierten Entwicklungen die Frage nach einer 

tragfähigen und finanzierbaren personellen Alternative – im Spektrum, das sich von den ta-

riflich entgoltenen Vollzeit-Arbeitskräften auf der einen Seite und den unentgeltlich tätigen 

Ehrenamtlichen auf der anderen Seite erstreckt. Da diese drei Gruppen (MitarbeiterInnen 

in ABM oder SAM und ZDL) sich hinsichtlich mehrerer Merkmale unterscheiden, wird diese 

Frage für die Gruppen jeweils einzeln zu beantworten sein. Dabei ist bei diesen Kon-

version- bzw. Substitutionsplanungen auch zu beachten, inwiefern es den Einrichtungen/ 

Verbänden mit den Alternativen gelingen kann, das – einleitend skizzierte – relativ hohe 

Maß an Fremdbestimmung zu vermeiden. Die Fragen in diesem Zusammenhang lauten: 
 

 Welche Tätigkeiten bzw. Aufgaben erfüllen die MitarbeiterInnen dieser Gruppen? 
 Durch welche anderen Personalgruppen mit welchem Qualifikationsniveau lassen sich 

diese Tätigkeiten bzw. Aufgaben am besten erledigen bzw. erfüllen? 
 Welche personalpoltischen, finanziellen und organisatorischen Konsequenzen ergeben 

sich kurz- und langfristig aus den Konversions- bzw. Substitutionsstrategien? 

                                                                                                                                    
von Bildungsmaßnahmen, häufig größeren Vermittlungshemmnisse der Maßnahmenteilnehmer“ (Ha-
rant 2002, S. 32). 

173 Für Thüringen stellt sich diese Entwicklung folgendermaßen dar: Waren es im Jahresdurchschnitt 1999 
für beide Programme insgesamt 70.119 Maßnahmen, so wurden im April des laufenden Jahres 2003 
noch 15.923 Maßnahmen ausgewiesen. 

174 Zum Stichtag 15.12.1999 wurden vom Bundesamt für den Zivildienst für das Bundesland Thüringen 
4.435 belegte Zivildienstplätze angegeben. Im Februar 2003 belief sich diese Zahl auf 3.810. Etwa 
60% der ZDL leisten ihren Dienst im Bereich der sozialen bzw. sozialpflegerischen Hilfsdienste ab. 

175 So kommt beispielsweise nach den Angaben der Pflegestatistik (zum Stichtag 31.12.1999) im Bereich 
der ambulanten Pflegedienste den Zivildienstleistenden ein Anteil von 4% an allen MitarbeiterInnen zu. 
Da in diesem Bereich allerdings 63,7% des Personals entweder als Teilzeitbeschäftigte arbeiten oder 
einer Nebentätigkeit nachgehen, ist der Anteil der Zivildienstleistenden am Arbeitsvolumen wesentlich 
höher (vgl. Kap. 5.2).  
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 Wie und von wem lassen sich zukünftig „schnell wirksam werdende” Qualifizierungs-
programme zur Unterstützung der Umsteuerungen konzipieren, durchführen und fi-
nanzieren?  

 Welche Modelle der Konversion bzw. Substitution bezüglich der drei MitarbeiterInnen-
gruppen haben sich bewährt und könnten als Beispiele für andere Einrichtun-
gen/Dienste und andere Arbeitsfelder dienen? 

7.6 Vom Verein zur GmbH – (Beschäftigungs-)Effekte beim Wechsel der 
Unternehmensform 

Die Tatsache, dass das für die Vergangenheit nachgewiesene Beschäftigungswachstum des 

Dritten Sektors in den letzten Jahren nicht mehr zu beobachten und in dieser Hinsicht eher 

von einer Stagnation auszugehen ist, wird vielfach einerseits mit den ungünstigen, hem-

menden Umgebungsbedingungen und andererseits mit der nicht mehr zeitgemäßen Auf-

bauorganisation der Verbände bzw. Vereine in Verbindung gebracht, wobei diese externen 

und internen Faktoren als in Wechselbeziehung zueinander stehend interpretiert werden 

müssen. 

 

Hinsichtlich der externen Faktoren sind es – beispielsweise – für Bauer vor allem die beste-

henden ökonomischen und rechtlichen Rahmenbedingungen, die sich als Entwicklungs-

barrieren und Hindernisse bei der Schaffung von Erwerbsarbeitsplätzen erweisen. „Zahl-

reiche Beispiele für die hemmenden Rahmenbedingungen und bürokratischen Zwänge 

finden sich im Zuwendungsrecht und bei der Praxis der Vergabe öffentlicher Mittel, im 

Gemeinnützigkeits- und Stiftungsrecht, im Genossenschafts- und Arbeitsförderungsrecht, 

und nicht zuletzt auch in der anachronistischen Handwerksordnung des Gewerberechts“ 

(Bauer 2000, S. 14). Zur Beschreibung der internen Barrieren und Hemmnisse wird insbe-

sondere auf die besondere vereinsrechtliche Verfassung der meisten Nonprofit-Organisa-

tionen verwiesen.  

 

Die Wahl der Unternehmensform „gemeinnütziger Verein“ bedeutet, dass Organisations-

merkmale realisiert werden, die den Spielraum für interne Lösungen hinsichtlich Partizipati-

on, Steuerung, Finanzierung oder Machtkonzentration einschränken.176 Vor dem Hinter-

grund der sich deutlich gewandelten konjunkturellen und sozialrechtlichen Rahmenbedin-

gungen des Dritten Sektors und vor allem mit Blick auf die beschäftigungswirksamen Opti-

onen der Nonprofit-Organisationen werden diese besonderen Strukturbedingungen kriti-

siert (vgl. ebenso Johnsen 1997). In zusammenfassender und vereinfachender Weise lässt 

sich wiederum Bauer (2000, S. 13) anführen – er formuliert zu den Vereinen: „Ihre Grün-

                                           
176 Dies ist auch ein zentraler Ansatzpunkt für die an strukturellen Fragen ansetzende Kritik unter der For-

mel des „funktionalen Dilettantismus“ an den größten Organisationen des Nonprofit-Sektors – den 
Wohlfahrtsverbänden (vgl. Seibel 1994). 
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dung ist umständlich, ihre Strukturen sind schwerfällig, ihre Entscheidungswege langwierig. 

Ihre ehrenamtlichen Vorstandsmitglieder sind oft mental abgeneigt und überfordert, die 

notwendigen Voraussetzungen für die Einrichtung von neuen Erwerbsarbeitsplätzen zu 

schaffen“.177 

 

Diese Kritikpunkte aufnehmend wird den größten Akteuren des Dritten Sektors – den Wohl-

fahrtsverbänden – häufig angeraten, ihre interne Aufbauorganisation zu modernisieren 

und in neuer Weise zu gestalten. So schlägt beispielsweise eine Studie des Instituts für 

Wirtschaft und Gesellschaft (IWG) der Gesamtheit der Wohlfahrtsverbände u.a. vor, in 

Zukunft einer „Wettbewerbsstrategie“ zu folgen und eine Scheidung zwischen den marktfä-

higen und den nicht-marktfähigen Aktivitäten zu vollziehen (vgl. Ottnad/Wahl/Miegel 

2000). Ausformuliert am Beispiel der Caritas kommt Anheier (2000, S. 12ff.) zu einer ähn-

lich gelagerten Empfehlung: Seiner Meinung nach wird es in Zukunft kaum möglich sein, 

die großen Verbände als solche in dem aktuellen rechtlichen und organisatorischen Rah-

men zu erhalten. Für ihn steht fest, dass diejenigen Teile, die in hoch regulierten Märkten 

und hochtechnischen Bereichen arbeiten, als Einrichtungen mit Erwerbscharakter betrieben 

und aus der Gemeinnützigkeit entlassen werden können. Nikles erkennt vier Idealtypen 

caritativer bzw. wohlfahrtsverbandlicher Arbeit, die sich in je eigenen Bedingungskontexten 

entwickeln und spezifischen Tendenzen unterliegen. In Anlehnung an seine Typologie sind 

zu unterscheiden (vgl. Nikles 2000, S. 17f.): 
 

1. Den Basis-Verband, der zu einem überwiegenden Teil vom freiwillig-ehrenamtlichen 
Engagement im lebensweltlichen Kontext der BürgerInnen lebt. 

2. Die wohlfahrtsverbandlichen Dienste, die beratende und unterstützende Leistungen 
anbieten und als Ausdruck einer bestimmten wertorientierten, sozialpolitischen Haltung 
verstanden werden können.  

3. Die Sozialunternehmen am Markt, die in einem harten Wettbewerb um „Kunden“ ste-
hen und mit einer eigenständigen unternehmerischen Logik ausgestattet sind. 

4. Das Internationale Hilfswerk, das vor allem in einem Wettbewerb um Spenden und um 
die angemessene Hilfeform im Ausland steht. 

 

Wie auch immer die Vorschläge zur zukünftigen Struktur der Wohlfahrtsverbände im Detail 

aussehen, sie laufen alle darauf hinaus, dass für einen Großteil der wohlfahrtsver-

bandlichen Einrichtungen – nämlich die, die marktfähige Leistungen anbieten und sich als 

Sozialunternehmen im Wettbewerb befinden – zu einem zukünftigen Wandel der „Unter-

nehmensform“ geraten wird. Die Organisationsform einer GmbH scheint für bestimmte 

                                           
177 Neben der Schwerfälligkeit der Strukturen und Entscheidungswege werden weitere Kritikpunkte an dem 

– typischen – Verein mit ehrenamtlichem Vorstand genannt: Kritisiert wird beispielsweise die mangelnde 
Führungsqualität und wirtschaftliche Kompetenz des Vorstands, das Auseinanderfallen von Haftung und 
praktischer Verantwortung oder auch die Verdrängung der ideellen Tätigkeit durch ein Wachstum der 
„wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe“ (vgl. u.a. Koch/Holt v. 2002, S. 317f.). 
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Segmente wohlfahrtsverbandlicher Tätigkeit und unter bestimmten Umständen angemes-

sener und passender zu sein als die des Vereins. In der praktischen Umsetzung dieser eher 

allgemeinen Feststellung bieten sich allerdings eine Menge von „Zwischenformen“, Aus-

prägungen und Einbindungsoptionen in größere Organisationszusammenhänge an, mit 

denen jeweils spezifische Vor- und Nachteile verbunden sind (vgl. u.a. Koch/Holt v. 

2002).178 Ein Wechsel der Organisationsform hat nicht nur Auswirkungen auf die Haf-

tungssituation, die Geschäftsführung oder die interne Kompetenzverteilung, sondern zu-

meist auch auf die Beschäftigten bzw. auf deren Arbeitsverhältnisse. Über diese Wirkungen 

ist allerdings bislang auf der Ebene oberhalb der Einzeleinrichtung wenig bekannt. In die-

sem Kontext stellen sich beispielsweise die folgenden Fragen: 
 

 Welche Typen der Einbindung von GmbHs in übergreifende vereinsrechtliche bzw. ver-
bandliche Strukturen sind für welche Leistungsbereiche bzw. Märkte sinnvoll? 

 Welche Erfahrungen liegen zu den quantitativen und qualitativen Folgen eines Wech-
sels der Unternehmensform hinsichtlich der Beschäftigung vor? 

 Kann der Wechsel der Organisationsform dazu beitragen, die Anzahl der entlohnten 
Beschäftigten zu erhöhen bzw. das Unternehmensrisiko durch Arbeitsverträge zu ver-
mindern? 

 Welche langfristigen Wirkungen sind durch die veränderten verbandlichen Erschei-
nungsstrukturen und Arbeitsweisen bezüglich des öffentlichen Images und der „corpo-
rate identity“ zu erwarten?  

7.7 Beschäftigungswirksame Chancen einer „Flexibilisierung“ der Beschäf-
tigungsverhältnisse 

Eine international vergleichende und langfristige Analyse der nationalen Arbeitsmärkte ver-

deutlicht, „dass diejenigen Länder, die am wenigsten die Beschäftigung flexibilisiert haben, 

das geringste Beschäftigungswachstum oder sogar einen Beschäftigungsrückgang 

aufweisen: Deutschland, Frankreich und Schweden sind dafür die prägnantesten Beispiele. 

Dagegen haben Länder mit mehr Flexibilisierung der Beschäftigung eine deutliches Be-

schäftigungswachstum erzielt” (Münch 2001, S. 57). Diese Strategien der Flexibilsierung 

der Arbeitsverhältnisse (und der Arbeitszeiten) zur Dynamisierung von Arbeitsmärkten 

haben eine Verbreiterung der Zone der prekären Beschäftigung und ein Abschied von dem 

Modell des „Normalarbeitsverhältnisses”179 zur Folge. Der Zeitreihenvergleich der na-

tionalen Arbeitsmärkte und eine Orientierung an dem Ziel der Beschäftigungssicherung 

bzw. -schaffung scheint diese quantitative und qualitative Verbreiterung der Zone 

notwendig zu machen. „Zwischen das Normalarbeitsverhältnis und die Erwerbslosigkeit 

                                           
178 So ist etwa zu klären, ob die Struktur eines Vereins mit hauptamtlichem Vorstand und/oder Aufsichtsrat, 

eines Vereins mit Tochter-GmbH, eine gemeinnützige oder eine nicht-gemeinnützige GmbH gewählt 
werden soll. 

179 Zur Definition dieses Begriffes vgl. die Ausführungen in Kap. 4.1.2. 
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wird sich eine immer breitere, normal werdende Zone der Teilzeitarbeit, der zeitlich 

befristeten Projektarbeit, der kurzfristigen und/oder geringfügigen Beschäftigung, der 

Scheinselbständigkeit und der sich entwickelnden Selbständigkeit schieben, die sich gegen 

starre Regulierung sperrt.180 Sie bedarf einer fexiblen sozialen Absicherung, die sich auch 

schnell an den Wechsel zwischen voller, halber, geringfügiger und fehlender Beschäftigung 

anpasst” (Münch 2001, S. 69). 

 

Im Zusammenhang der Beschreibung der besonderen Beschäftigungssituation des Dritten 

Sektors deutet diese allgemeine Analyse darauf hin, dass dem Dritten Sektor mit Blick auf 

die Beschäftigungsverhältnisse eine „Vorreiterfunktion” zuerkannt werden muss.181 Zu-

sammenfassend lässt sich für Beschäftigungssituation in diesem Sektor feststellen, dass sich 

dort – im Vergleich zur Gesamtwirtschaft und stark variierend je nach Arbeitsfeld – ein ü-

berdurchschnittlich hoher Anteil an Teilzeitarbeit und „atypischen“ Beschäftigungsver-

hältnissen (wie z.B. Honorartätigkeit, geringfügige und kurzzeitige Beschäftigung) findet. 

Damit erweitert sich das ohnehin im Vergleich breite Spektrum der Anstellungs- und Status-

verhältnisse weiter (vgl. Strünck 2003). Die Entwicklungstrends im Dritten Sektor lassen 

erkennen, dass mit einem Abbau von sozial gesicherter Vollzeitbeschäftigung eine Zunah-

me flexibilisierter Arbeitsverhältnisse einher geht und somit das normative Leitbild des Nor-

malarbeitsverhältnisses erodiert (vgl. Rückert-John 2000, S. 17). 

 

Diese Entwicklung im Dritten Sektor kann in einigen Arbeitsfeldern als direkte Reaktion auf 

die sich verändernden finanziellen Rahmenbedingungen bzw. „Marktbedingungen“ und 

auf neue rechtliche Grundlagen im Bereich der Arbeitsmarktpolitik interpretiert werden.182 

Andererseits steht das breite Spektrum der Arbeits- und Statusverhältnisse des Dritten Sek-

tors auch für eine besondere Flexibilität und für spezifische Antwortmöglichkeiten der Or-

                                           
180 Eine detaillierte Auseinandersetzung mit diesen Beschäftigungsformen bringt hinsichtlich ihrer Differen-

zen zum sogenannten Normalarbeitsverhältnis einige Unterschiede zu Tage, die sich insbesondere bei 
den Kriterien „Kündigungsschutz“, „Sozialversicherungspflicht“ oder der „Identität von Arbeitgeber und 
Direktionsrecht“ zeigen (vgl. Knuth u.a. 2002, S. 316f.). Insofern sind in dieser Zone der prekären 
Beschäftigung – aus der Perspektive der Arbeitnehmer – unterschiedliche Grade des Risikos und – aus 
Arbeitgeberperspektive – unterschiedliche Stufen der Flexibilisierung zu differenzieren, die mit den spezi-
fischen Beschäftigungsformen im Bereich jenseits des Normalarbeitsverhältnisses verbunden sind. 

181 So zeigt sich beispielsweise nach der Kinder- und Jugendhilfestatistik im Feld der Kinder- und Jugendar-
beit für Ostdeutschland (ohne Westberlin) ein erstaunlicher Befund: In den Bereichen der „freizeitbezo-
genen, offenen Jugendarbeit“, des „Spielplatzwesens“, der „mobilen Jugendarbeit“ sowie der „kulturel-
len Jugend(bildungs)arbeit“ lag der Anteil der befristet Beschäftigten an allen beruflich Tätigen im enge-
ren Sinne – also ohne ZDL, FSJ-Kräften und PraktikantInnen – bereits 1998 bei über 50% (vgl. Bissinger 
u.a. 2002, S. 57f.; Kap. 5.1). 

182 Zur Übersicht über die neuen Gesetze in der Nachfolge der so genannten „Hartz-Kommission“ und 
deren zu erwartenden Auswirkungen vgl. u.a. Bauer (2003), Beyer (2003) und Trube/Wohlfahrt (2003). 
Inwieweit diese veränderten bzw. rechtlich neu kreierten Beschäftigungsoptionen die Personalstruktur 
des Dritten Sektors bzw. bestimmter Arbeitsfeldern nachhaltig – und mit welchen Folgen – modifizieren 
werden, sollte beobachtet werden. Nach Zeitungsmeldungen scheint die Reform der so genannten 
„Mini-Jobs“ quantitativ beachtliche Effekte nach sich zu ziehen, während sich die Erwartungen an die 
„Personal-Service-Agenturen (PSA)“ in ihrer Anfangszeit scheinbar nicht erfüllt haben. 
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ganisationen. In diesem Sinne kann mit einer relativ starken Flexibilisierung der Arbeitsver-

hältnisse auch die Option verbunden werden, sich an bestimmte gesellschaftliche Bedürf-

nisse anpassen zu können. Die Organisationen des Dritten Sektors werden – auch bzw. 

gerade aufgrund der Flexibilisierung der Arbeits- und Statusverhältnisse – in die Lage ver-

setzt, einerseits auf neuartige Bedarfslagen schnell und mit kalkulierbarem unternehmeri-

schen Risiko zu reagieren und andererseits auf Bedürfnisse einzugehen, deren organisato-

rische Erfüllung die Erzielung von Gewinnen ausschließt. Insofern kann der Frage nachge-

gangen werden, welche beschäftigungspolitischen Chancen mit der (zunehmenden) Flexi-

bilisierung der Arbeitsverhältnisse verbunden sind. Es ergeben sich beispielsweise die fol-

genden Fragen: 
 

 Welche „prekären“ Beschäftigungsformen (Teilzeitarbeit, geringfügige Beschäftigung, 
befristete Arbeitsverhältnisse, Leiharbeit, [Schein]Selbständigkeit) und/oder flexiblen Ar-
beitszeitmodelle sind in welchen Arbeitsfeldern des Dritten Sektors mit welcher Quanti-
tät vorzufinden? 

 Welche Nachfrage auf der Arbeitnehmerseite besteht hinsichtlich der unterschiedlichen 
flexibilisierten Beschäftigungsformen und Arbeitszeitmodellen? Welche Wirkungen sind 
in diesem Zusammenhang durch die staatlichen Bemühungen zur Stärkung der öffent-
lichen Kinderbetreuung zu erwarten? 

 Welche betriebswirtschaftlichen Konzepte/Notwendigkeiten und welche arbeitsfeldspe-
zifischen Strukturbedingungen sind für einen vermehrten Einsatz von prekären Be-
schäftigungsverhältnissen verantwortlich? Welche Entwicklung ist in diesem Zusam-
menhang zu erwarten? 

 Kann der Einsatz von prekären Beschäftigungsverhältnissen dazu dienen, neue Arbeits-
bereiche zu besetzten bzw. auf neue gesellschaftliche Bedarfslagen in organisierter 
Weise zu reagieren? 

 Welche einrichtungsübergreifenden Netzwerkstrukturen bzw. Verbundsysteme sind ge-
eignet, die Arbeitnehmerrisiken bei den prekären Beschäftigungsverhältnissen zu min-
dern?  

 Welche Konsequenzen für das „Betriebsklima“, die organisationsinterne Ablaufstruktur, 
die Leistungserbringung und die „corporate identity“ sind mit einem zunehmenden Ein-
satz von prekären Beschäftigungsverhältnissen verbunden? 

 Was bedeutet der zunehmende Einsatz von prekären Beschäftigungsverhältnissen für 
bestimmte Arbeitsfelder – hinsichtlich der Reputation bestimmter Leistungsangebote, 
der Profession, der Nachfrage nach bestimmten Ausbildungen etc.? 

 Welche Effekte sind insbesondere bei befristeten Arbeitsverhältnissen (und evtl. bei Zeit-
arbeit) bezüglich der Qualität der personenbezogenen Dienstleistungen zu erwarten 
(Stichworte: Kontinuität des Betreuungsmilieus, Humankapital etc.)? 
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7.8 (Beschäftigungs-)Effekte des Übergangs und der Konvergenz zwischen 
den Sektoren 

Eine langfristige und sektorübergreifende Betrachtung macht deutlich, dass die gesell-

schaftlichen Sektoren in der Vergangenheit nicht als abgeschlossene oder abgeschottete 

Bereiche zu verstehen, sondern eher als „durchlässig“ zu charakterisieren sind. „Die Ge-

schichte lehrt, wie gesellschaftliche Funktionen (z.B. die Bereitstellung bestimmter Leistun-

gen) im Zeitablauf von verschiedenen Sektoren wahrgenommen worden sind. So gibt es 

bei manchen sozialen Diensten einen Trend von der informellen Bereitstellung über den 

Nonprofit-Sektor hin zum staatlichen Angebot (z.B. die so genannte „Randgruppen“-

Betreuung). Gleichzeitig existieren aber auch Beispiele für eine Rückübertragung von staat-

lichen Aufgaben an NGOs. Andere ‚Wanderungen‘ von institutionellen Arrangements 

zeichnen einen Weg vom informellen Bereich über den Nonprofit-Sektor in die Verantwor-

tung gewinnorientierter Unternehmen (z.B. im Sport)“ (Badelt 1997, S. 434).  

 

Hinter diesen „Wanderungsbewegungen“ zwischen den Sektoren stehen politische Ent-

scheidungen und/oder gesellschaftliche Entwicklungsprozesse, die allerdings nur Optionen 

eröffnen, Privilegien verteilen und in einigen Bedarfsausgleichssystemen bzw. (Quasi-

)Märkten vielfach Situationen hervorbringen, die eine gleichzeitige Präsenz von zwei oder 

drei Sektoren vorsehen.183 Die sektoralen Überschneidungsbereiche im sozialpolitischen 

Raum haben in den letzten Jahren in verstärktem Maße eine normative Dimension hinzu 

gewonnen und wurden als sozialpolitisches Konzept formuliert. In diesem Zusammenhang 

ist etwa die Rede vom „Wohlfahrtspluralismus“, vom „welfare mix“ oder auch von „private-

public-partnership“, und es geht dabei immer um Formen der Verschränkung zwischen 

staatlichen Interventionen und Beiträgen des privat- und gemeinwirtschaftlichen Bereichs 

sowie der informellen Sphäre, damit ein breites und sich gegenseitig „animierendes“ Kon-

tinuum von Möglichkeiten geschaffen wird (vgl. u.a. Evers/Olk 1996, S. 33ff.). Durch die-

ses Kontinuum sollen gewissermaßen die spezifischen Vorteile der Leistungserbringung der 

beteiligten Sektoren im Zusammenhang genutzt und deren Nachteile minimiert werden. 

 

Vor diesem Hintergrund sind heute etliche Prozesse zu beobachten, die die Durchlässigkeit 

der Sektoren nutzen, um diese gegenseitigen Verschränkungen zu initiieren. Die Prozesse 

des Übergangs, die auch auf dem Fundament derjenigen Entwicklungen stehen, die unter 

dem Etikett „Ökonomisierung des Sozialen“ zusammenzufassen sind, können heute haupt-

                                           
183 Diese Durchlässigkeit der Sektoren und deren gleichzeitige Präsenz bringt Probleme für eine systemati-

sche Erfassung der Sektoren mit sich, so dass es bei einigen Beobachtungsbereichen sinnvoller er-
scheint, vom dem Konzept der „Sozialwirtschaft“ auszugehen. 
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sächlich mit den Vokabeln „Privatisierung“ und „Outsourcing“ beschrieben werden (vgl. 

Abb. 7-1).184  

Abb. 7-1: Prozesse des Übergangs zwischen den gesellschaftlichen Sektoren 
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Diese – hier eher aus einer Makroperspektive beschriebenen – Entwicklungen finden auch 

auf der Ebene der Einrichtungen, d.h. auf der betriebswirtschaftlichen Ebene ihren Nieder-

schlag. Für die einzelnen Nonprofit-Organisationen bedeutet dies, dass sich die normative 

Vorstellung eines „Wohlfahrtsmix“ als neu gestalteter Ressourcenmix mit veränderten „in-

traorganisatorischen Arrangements“ widerspiegelt.185 Durch eine Rekombination von ver-

schiedenen Faktoren (staatliche Vorgaben und Finanzen, unternehmerische Eigeninitiative 

und Nutzung privatwirtschaftlicher Mittel sowie der Eigeninitiative der unmittelbar Beteili-

gen oder des Umfeldes) entstehen so genannte „hybride Organisationsformen“, die im 

Kleinen die Synergieeffekte eines neuen sozialpolitischen Konzepts nutzen (vgl. Evers/-

Rauch/Stitz 2002). 

 

Unter den aktuell gegebenen Rahmenbedingungen im Sozial- und Gesundheitswesen 

scheinen diese „hybriden Organisationsformen“ unter mehreren Aspekten einen zukunfts-

                                           
184 Neben diesen „Prozessen des Übergangs“ sind auch Prozesse der Vernetzung und Verflechtung zwi-

schen unterschiedlichen Akteuren einer Strukturpolitik – vornehmlich auf regionaler Ebene – zu beo-
bachten, die „weiche“ Steuerungsstrategien umsetzen (vgl. u.a. Heinze 2000).. 

185 Diese Übertragung des sozialpolitischen Konzepts auf die Einrichtungsebene scheint gewissermaßen ein 
Konzept ohne Alternativen zu sein. Denn nur auf diese Weise können sich die Organisationen der Frei-
en Wohlfahrtspflege aus ihrer gegenwärtigen „Handlungsklemme“ befreien. „Einerseits hat sie [die 
Freie Wohlfahrtspflege d.V.] sich dem goldenen Zügel des Staates ausgeliefert, andererseits hat sie sich 
in ein Reservat zurückgezogen, das sie für ein marktwirtschaftliches Agieren untauglich machte. Das 
‚Sauriersyndrom‘ schränkt ihre Flexibilität zu sehr ein, um Sozialwirtschaft zu gestalten und sich zugleich 
auf marktwirtschaftliche Regeln einzulassen“ (Oppl 2002, S. 12). 
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weisenden, aber zugleich auch anspruchsvollen Organisationstyp zu beschreiben. Es stel-

len sich beispielsweise die folgenden Fragen: 
 

 Wie, in welchem Umfang und unter welchen Rahmenbedingungen wird im Dritten Sek-
tor (in einem bestimmten Verband, einem Arbeitsfeld, einer Region) von der Mög-
lichkeit des Outsourcings Gebrauch gemacht? 

 Welche Typen von Privatisierungsprozessen sind – in einem bestimmten Arbeitsfeld, 
einer Region – in welchem Umfang zu beobachten? 

 Welche Effekte hinsichtlich der Quantität und der Qualität der Beschäftigung sind mit 
den Prozessen der Privatisierung und des Outsourcings verbunden? 

 Welche Anforderungen an das Management von Nonprofit-Organisationen stellen sich 
durch das Idealbild einer „hybriden Organisationsform“? 

 Welche Rolle spielen – auf einer Ebene zwischen der Einzelorganisation und dem Sek-
tor – die Netzwerke und organisationsübergreifenden Kooperationen im Rahmen einer 
Strukturpolitik zur Mobilisierung regionaler Potenziale bei der Behebung sozio-
ökonomischer Problemlagen? 

 Welche Modelle der regionalen Vernetzung und organisationsübergreifenden Koope-
ration haben sich – sowohl aus der Perspektive der Region als auch aus der Sicht der 
Nonprofit-Organisationen – bewährt? 

 Wie können die Nonprofit-Organisationen auf die entsprechenden zukünftigen Perso-
nal- und Organisationsentwicklungsprozesse vorbereitet werden? 

 Wie können gelungene Umstrukturierungen einzelner Nonprofit-Organisationen als 
Vorbild für andere Organisationen dienen? 
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